Drucksache Nr. 63/14

Vorblatt
zum Entwurf eines Kirchengesetzes
zur Einfuhrung des kaufmannischen Rechnungswesens

A. PROBLEMLAGE UND ZIELSETZUNG

Die Kirchensynode fasste auf ihrer Tagung im Herbst 2011 den Beschluss, das kamerale durch ein kauf-
mannisches Rechnungswesen auf allen kirchlichen Ebenen der EKHN zu ersetzen (Drucksache Nr.
90/11, Amtsblatt 2/2012, Nr. 22). Fir das Jahr 2016 wurde die flachendeckende Einflihrung der Doppik
mithilfe einer Projektstruktur zu organisatorischen und rechtlichen Anderungserfordernissen vorgesehen.
Die Kirchenleitung wurde beauftragt, bis zur Herbstsynode 2014 eine neue Kirchliche Haushaltsord-
nung vorzulegen, um in der EKHN ab dem 1. Januar 2016 die Voraussetzungen fir eine einheitliche
Buchung und Bilanzierung zu schaffen.

In der Folge entschied die Kirchenleitung im Juni 2013, dass der Umstieg auf das kaufmannische Rech-
nungswesen in der Gesamtkirche und in zwei Pilot-Regionalverwaltungsverbanden bereits mit dem Jahr
2015 erfolgen soll. Die Kirchensynode verabschiedete dazu im Frihjahr 2014 das Kirchengesetz zur
Erprobung des kaufmannischen Rechnungswesens, das Ende 2015 auslaufen wird (Drucksache Nr.
11/14, Amtsblatt 6/2014, S. 253). Auch hieraus resultiert das Erfordernis einer Anschlussregelung.

Mit dem Neufassungsentwurf zur KHO sowie dem Entwurf einer Rechtsverordnung Uber die Dienstan-
weisungen fir die Finanzbuchhaltungen liegen die zugehorigen Ergebnisse des Teilprojekts ,Rechtliche
Rahmenbedingungen® in einem Artikelgesetz vor. Die bei den Vorbereitungen zur Novellierung der Haus-
haltsordnung maRgeblichen Zielsetzungen seien im Uberblick skizziert:

Kernintentionen Begleitende Zielstellungen

der kirchlichen Doppik

der KHO-Novellierung

Transparenz:

- Ziele und Inhalte kirchlichen Handelns,
- eingesetzte Ressourcen,

- Wirtschatftlichkeit und Sparsamkeit.

Vergleichbarkeit:

Darstellung und periodengerechte Abbildung von
Ressourcenverbrauchen, nicht (primér) von Zah-
lungen.

Entscheidungsorientierung:
Erleichterung vorausschauender Planung und
Steuerung.

Substanzerhalt:

Erhalt des fir die kirchliche Aufgabenerfiillung er-
forderlichen Vermégens (Erwirtschaftung von
Wertverlusten), Generationengerechtigkeit.

Modernisierung:

Weiterentwicklung des Finanz- und Rechnungs-
wesens mit entsprechender Prozessausrichtung;
integrierte Buchfuhrung fir Schulden und Vermé-
gen.

¢ Einbezug doppischer Anderungserfordernisse
(z.B. 88 3, 8, 50ff., 57ff. KHO-Entwurf) sowie
allgemeiner Modernisierungen im Finanz- und
Rechnungswesen (z.B. § 34 KHO-Entwurf).
Abstimmung mit dem Teilprojekt Informations-
technologie, AG IT & Prozesse.

e Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Re-
gelungsvorschlage (vgl. Synopse zum KHO-
Entwurf inkl. Erlauterungen, Anlage 1); dabei:
fach- und ebenenubergreifende Entwicklung
(siehe Abschnitt B.1.).

e Beriicksichtigung von Méglichkeiten der Ver-
waltungsentlastung (z.B. 88 16 und 34 KHO-
Entwurf; vgl. Abschnitt B.2.2.).

e Einbezug spezifischer EKHN-Gegebenheiten
(z.B. Vorprifung gem. § 78 KHO-Entwurf).

e Ausbalancierung der spezifischen Interessen/
Konstellationen der einzelnen kirchlichen Ebe-
nen und — soweit mdglich — ebenenilbergrei-
fende einheitliche Definition der rechtlichen
Anforderungen.
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B. LOSUNG

1. Projektaufbau und Grundprinzipien bei der Erstellung des KHO-Entwurfs

Die Entwicklung des Gesetzesentwurfs durch verschiedene Arbeits- und Koordinationsgruppen dauerte
bis Ende Juli 2014 an. Bei Federfiihrung des Referats Budgetkoordination wurden die Regelungsansatze
unter Mitwirkung folgender Personen erarbeitet (ebenen- und fachibergreifend):

Teilprojektleitung, Arbeitsgruppensteuerung, juristische Begleitung:

Thorsten Hinte, Referat Budgetkoordination (Projektleitung)
Julian Dormann, Referat Budgetkoordination; Lutz Kanert, Referat Liegenschaftsverwaltung und Baurecht

Mitwirkende in den Koordinations- und Arbeitsgruppen:

Ute Altmann, Referat Verwaltungskoordination Ingrid Luber, Regionalverwaltung Starkenburg-West

Christian M. Beck, Rechnungsprufungsamt Rosemarie Mahlstedt, Referat Liegenschaftsverwal-
tung und Baurecht

Jens Buchholz, Rechnungspriifungsamt Michael Muller, Referat Verwaltungskoordination

Ralf Diehl, Gesamtkirchenkasse Timm Ohnesorg, Projekt Doppik

Ulrike Gaube-Franke, Referat Vermdgensverwaltung | Reiner Roth, Regionalverwaltung Starkenburg-Ost
und Finanzcontrolling

Rita Hil3, Referat Zentrale Dienste Karsten Schmitz, Referat Organisation und Informa-
tionstechnologie

Reiner Hundsdorf, Rechnungspriifungsamt Almut Schénthal, Referat Vermdgensverwaltung und
Finanzcontrolling

Friedhelm Kaumanns, Referat Organisation und Sieglinde Schradt, Rechnungsprifungsamt

Informationstechnologie

Timo Keller, Referat Verwaltungskoordination Susanne Schuler-Becker, Regionalverwaltung Ober-
hessen

Ellen Klaproth, Gesamtkirchenkasse Nicole Schwan, Regionalverwaltung Wiesbaden-

Rheingau-Taunus

Kurt Lautenschléager, Rechnungsprufungsamt

Bzgl. Systematik und Inhalt galten fir die Erstellung des KHO-Entwurfs verschiedene Grundprinzipien,
die im Uberblick dargestellt werden.

Systematik:

Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse: die EKD-Ordnung fir das kirchliche Finanzwesen auf Ba-
sis der Doppik wurde als Referenzrahmen genutzt. Anzumerken ist, dass nicht die im Jahr 2010 ver-
abschiedete Ordnung, sondern ein Uberarbeitungsstatus der EKD-Koordinierungsgruppe Fi-
nanzen (Stand: Januar 2014) als Maf3stab galt (vgl. Anlage 1, Synopse zum KHO-Entwurf).

Da die Umstellung auf das kaufménnische Rechnungswesen eine Neuformulierung der KHO erfor-
dert, erschien eine Uberarbeitung bestehender Regelungen kaum sachgerecht. In der KHO-Synopse
vorgenommene Gegeniberstellungen richten sich daher priméar auf den EKD-Vergleichsmaflistab.
Gleichwohl sind die Regelungen der heutigen KHO kongruent gegeniibergestellt.

Inhaltlich:

Modernisierung und Vereinfachung: Neben vordergriindigen Anderungserfordernissen bedingt
durch die Doppik wurden Modernisierungen und Verwaltungsentlastungsmdoglichkeiten abgewogen
und bertcksichtigt (vgl. im Detail Abschnitt B.2.2.). Dabei sind Ergebnisse anderer Teilprojekte, etwa
der Arbeitsgruppe IT & Prozesse, einbezogen worden. Ebenso fanden Abgleiche mit den Haus-
haltsregelungen anderer Landeskirchen wie auch mit staatlichen Regelungen statt (in der Synopse
zum KHO-Entwurf dargelegt).
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e Ubergangsphase: Der Entwurf einer neuen Haushaltsordnung liegt der Kirchensynode im Rahmen
der Herbsttagung 2014 vor. Die Pilotierung zum kaufmannischen Rechnungswesen erfolgt im Jahr
2015, operativ im Jahr 2014 beginnend. Mithin wurden die Regelungsvorschlage zwar unter Einbe-
zug diverser Fachlichkeiten und als stabile Rechtsgrundlage abgeleitet. Jedoch wird sich bei einigen
Sachverhalten erst im Zeitablauf und anhand konkreter Anwendungen zeigen, inwieweit sich die Be-
stimmungen als effektiv und effizient erweisen. Mit Blick auf neuralgische Paragraphen, wie etwa zu
Haushalts- und Jahresabschlusselementen (88 8 und 50ff. KHO-Entwurf), wurde daher durch § 82
KHO-Entwurf eine Ubergangsbestimmung zwecks Validierung formuliert (vgl. Abschnitt B.2.2.).

e Regelungstiefe und EBBVO: Grundlegende Bestimmungen sind als Bestandteil des KHO-Entwurfs
formuliert worden. Verschiedene, in der Praxis durchaus gewichtige Detailregelungen sollen wie be-
reits heute in der Rechtsverordnung Uber die Erfassung, Bewertung und Bilanzierung des Ver-
mogens in der EKHN (EBBVO) erfolgen. Dabei legen die Neuregelungen der KHO ,Leitplanken*®
und erforderliche Regelungsinhalte fest. Vorteile dieser Handhabung: Praktikabilitat, Ubersicht-
lichkeit, im Bedarfsfall zeitnahe Anpassungsmaoglichkeiten.

2. Hervorzuhebende Regelungen

2.1. Darstellung nach Einzelabschnitten des KHO-Entwurfs

Im Folgenden werden besonders herauszustellende Bestimmungen des KHO-Entwurfs benannt. Mit die-
sen ,neuralgischen* Regelungen soll eine Orientierung fir moégliche Schwerpunktsetzungen bei den Be-
ratungen des Entwurfs gegeben werden. Weitergehende Regelungsinhalte sowie leitende Uberlegungen
hierzu sind in der Synopse zum KHO-Entwurf dargelegt (Anlage 1). Zunachst werden die Abschnitte des
KHO-Entwurfs im Uberblick dargestellt:

Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften zum Haushalt, 8§ 1-7
(z.B. Geltungsbereich, Outputorientierung)
Abschnitt 2: Aufstellung des Haushalts, §§ 8-25

(z.B. Bestandteile des Haushalts, Haushaltsausgleich, Deckungsfahigkeit,
Budgetierung, vorl. Haushaltsfihrung)

Abschnitt 3: Ausfuhrung des Haushalts, §§ 26-35
(z.B. Mittelbewirtschaftung, sachliche/zeitliche Bindung, Vergabe von Auftré-
gen, Stellenbewirtschaftung, Anordnungen)

Abschnitt 4: Rechnungswesen und Kassenfiihrung, 88 36-56
(z.B. Aufgaben und Organisation, liquide Mittel, Mahnwesen, Fihrung der
Bicher, Belegpflicht, Jahresabschluss)

Abschnitt 5: Vermégen und Schulden: Grundsétze, Ansatz und Bewertung, 8§ 57-70
(z.B. Bewirtschaftung, Bewertung, Bilanzierung, Abschreibungen, Riicklagen,
Ruckstellungen)

Abschnitt 6: Prifung und Entlastung, Schlussbestimmungen,§8 71-83
(z.B. Kassen-/Rechnungsprifung, Vorpriifung, Abschlusspriifung, Entlastung,
Ubergangsbestimmungen)

Anlage: Begriffshestimmungen (80 Begriffe)

Auf Grund ihres herausgehobenen Stellenwerts seien nachstehende Paragraphen angefihrt:

Regelung (Abschnitt, 8§)
gem. KHO-Entwurf

Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften zum Haushalt, 88 1-7

Grobangabe zum Regelungsinhalt (zu Details: vgl. Anlage 1)

§1 Geltungsbereich, insbesondere auch Absatz 2
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Regelung (Abschnitt, 8)
gem. KHO-Entwurf

Grobangabe zum Regelungsinhalt (zu Details: vgl. Anlage 1)

Abschnitt 2: Aufstellung des Haushalts, §8§ 8-25

§8

Bestandteile und Inhalt des Haushalts, Anlagen

§10

Ausgleich des Haushalts

Abschnitt 3: Ausfiihrung des Haushalts, 8§ 26-35

Vergabe von Auftradgen an Dritte,

30
8 Berlicksichtigung 6ffentlicher Vergabebestimmungen
§32i.V.m. § 42 Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen,
o Mahnwesen und Vollstreckung
§ 34 Anordnungen: Form und Inhalt, Verfahren fir elektronische Anordnungen,

Unterschriftserfordernisse und Delegation, Organisatorisches

Abschnitt 4: Rechnungswesen und Kassenfiihrung, 88 36-56

§ 43 Dienstanweisung fur die Finanzbuchhaltung; die Regelung als Rechtsverord-
nung wird vorgeschlagen (vgl. Entwurf des Kirchengesetzes sowie Anlage 2)
§§ 50-54 Jahresabschluss und Jahresabschlussbestandteile,

Bilanz, Anhang, Anlagen zum Anhang

Abschnitt 5: Vermégen und Schulden: Grundséatze, Ansatz und Bewertung, 88 57-70

§58 Bewirtschaftung des Vermdgens, insbesondere Nr. 6 (Geldanlage)
§ 62 Nachweis des Vermdgens und der Schulden, Bilanzierung
§ 65 Ricklagen (inkl. Substanzerhaltungsriicklage)

2.2. Darstellung nach abschnittsiibergreifenden Themengebieten
Erganzend sollen ausgewahlte ,Querschnittsthemen® behandelt werden, die abschnittsibergreifende
Wirkung entfalten und bei der Entwurfserarbeitung einen hohen Stellenwert einnahmen. Hierzu zéhlen:
a) Vereinfachungsregelungen und Modernisierungen;
b) Ubergangsbestimmung zur Validierung ausgewahlter Bestimmungen.

Zu a): Vereinfachungsregelungen

Grundsatzlich galt, dass Vereinfachungen und Verwaltungsentlastungen dort beriicksichtigt werden soll-
ten, wo dies moglich und in Abwagung mit ggf. konfligierenden Zielen (z.B. Transparenz, Verfahrenssi-
cherheit) plausibel erschien. Die Einfuhrung der Doppik begriindet sich selbst bereits in Vereinfachungen
sowie Steuerungs- und Effizienzvorteilen. Gleichwohl werden Prozessumstellungen und neue Anforde-
rungen Folgeaufwendungen implizieren. Mit nachstehender Ubersicht wird eine Zusammenfassung re-
levanter Sachverhalte und Regelungen vorgenommen.

Regelung,

e Sachverhalt

Erlauterung

1. Doppikeinfuhrung,
moderne Software

Erleichterungen bzw. Verbesserungen in Handhabung, Nachvollziehbarkeit,
Steuerbarkeit, etc.

Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit

2. §1: Vermeidung von Doppelbuchfihrungspflichten mittels Absatz 2 (fur den Fall
Geltungsbereich der zwingenden Anwendung handels- und steuerrechtlicher Vorschriften).
3. § 4: Kosten- und Leistungsrechnung nicht verpflichtend fir Kirchengemeinden; An-

wendungspflicht nur in Dekanaten, Regionalverwaltungsverbénden und Ge-
samtkirche.

Outputorientierung

4. § 6: Mittelfristige Finanzplanung (weiterhin) nur fur die Gesamtkirche verbindlich.
Finanzplanung
5. §7: Outputorientierung (Haushaltsbuch) auf Ebene der Gesamtkirche; sonst: wenn

Aufwand und Nutzen im angemessenen Verhaltnis. Keine Vorschrift zur Teil-
abschlussbildung fur Untergliederungen.
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Regelung, "

Nr. Sachverhalt Erlauterung

6. § 8: Haushalts- Mdglichst hoher Automatisierungsgrad in der Software angestrebt, flankiert
bestandteile durch Standardformulare/Vordrucke (separate Arbeitsgruppe).

7. § 16: AusschlieBliche Anwendung fur die Gesamtkirche.

Budgetierung
8. § 34: - Elektronischer Anordnungs- und Belegflussprozess, Scanprozess.
Anordnungen - Vereinfachung bei Unterschriftserfordernissen fiir Kirchengemeinden (Ent-
fall des regelméaRigen Zweitunterschriftserfordernisses); vereinfachte Re-
gelungen zur Delegation von Anordnungsbefugnissen (,im Gleichschritt*
mit der Elektronisierung), Betragsgrenzendefinition.
- Vereinfachungen bei Korrekturen formaler Anordnungsfehler durch die Fi-
nanzbuchhaltung.
- Regelung der Abwicklung von Vorgangen ohne Anordnungen.

9. § 37: Offnung der Regelung dahingehend, dass kiinftig auch andere als unabweis-
Handkassen, Hand- bare Bareinnahmen uber die Handkasse dargestellt werden kénnen, sofern die
vorschisse, Zahl- Kirchenleitung entsprechende Regelungen erlasst. Damit: potenzielle Erleich-
stellen terungen im Tagesgeschéaft, z.B. Ermoéglichung der Abwicklung von Online-

Kartenverkdufen.

10. | §48: - Auswertungen fur Uberwachungs- und Steuerungszwecke sollen regelma-
Zwischen- Rig erfolgen. Entfall von Zwischenabschliissen gem. § 80 KHO.
auswertungen - Durch die Formulierung ,das Néhere regelt die Kirchenverwaltung“ soll

bewusst offen bleiben, dass kinftig — niederschwellig — Konkretionen die-
ser Auswertungen erfolgen kénnen (wenn deutlich wird, welche Zusatz-
auswertungen benétigt werden). Dies kann sich z.B. auf Plan-Ist-
Vergleiche, bestimmte Kennzahlen oder Berichtsintervalle beziehen.

11. | 88 50ff. Mdglichst hoher Automatisierungsgrad in der Software angestrebt, flankiert
Jahresabschluss und | durch Standardformulare/Vordrucke (separate Arbeitsgruppe). Teilergebnis-
Anhang rechnungen sowie Teilinvestitions- und Finanzierungsrechnungen sind nur zu

bilden, soweit dies zweckmaRig ist (Vereinfachung).

12. | §72: Jahrlich nur noch mindestens eine unvermutete Kassenprufung (statt ,regel-
Kassenaufsicht, magige und jahrlich mindestens zwei unvermutete Kassenpriifungen®).
Kassenpriifung

13. | §78: Zulassung der Vorprifung, insbesondere auch bei Gemeindeverbanden, auf
Vorprifung Grundlage stichprobenbasierter (reprasentativer) Betrachtungen von Ge-

schéftsvorgangen.

14. | Begrenzung von - Kein Abschreibungswahlrecht bei voraussichtlich voriibergehenden Wert-
Wabhlrechten: minderungen im Bereich der Finanzanlagen.

- Kein Ansatz von Pauschalwertberichtigungen; kein Wahlrecht hierzu.

- Kein Wahlreicht zur Bildung voller Jahresabschreibungen bei unterjahrigen
Beschaffungen oder Abgangen (monatsgenaue Abbildung anhand der Fi-
nanzsoftware).

- EBBVO regelt Details und ggf. weitere Vereinheitlichungen.

15. | EBBVO: Auslagerung von Detailbestimmungen zur Erfassung, Bilanzierung und Bewer-
tung (inkl. Regelung von Bilanzstruktur, NHK2000, u.&.) in die zu tberarbei-
tende Rechtsverordnung. Griinde: Entfrachtung des Gesetzes, Sachgerecht-
heit sowie niederschwellige Anpassungsmdoglichkeiten. Die Regelungen bezie-
hen sich schwerpunktmaRig auf Abschnitt 5 des KHO-Entwurfs zu Ansatz und
Bewertung des Vermdégens und der Schulden.

Vgl. auch § 70 KHO-Entwurf.

Zu b): Ubergangsbestimmung

Die Anwendungserfahrungen im kaufmannischen Rechnungswesen werden zeigen, inwieweit die nach
jetzigem Ermessen adaquaten und unter Einbezug der EKD-Empfehlungen entworfenen Regelungsent-
wirfe sich als sachgerecht erweisen. Das Durchlaufen vollstdéndiger Haushalts- und Jahresabschlusszyk-
len ist hierzu erforderlich. Als geeignetes ,Vehikel* wird eine Ubergangsbestimmung vorgeschlagen, die
fur einen funfjahrigen Zeitraum vertretbare Spielrdume bei definierten Bestimmungen erdffnen soll und
insbesondere fiir die Kirchengemeinden als ,SchutzmalRnahme" vor in kurzer Zeit zu realisierenden ho-
hen Anforderungen relevant werden drfte.
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§ 82 KHO-Entwurf: ,Die Kirchenverwaltung kann bis zum 31. Dezember 2020 von der Erfiillung einzel-
ner Anforderungen an den Haushalt nach 8 8 und an den Jahresabschluss nach den §8 50 bis 54 sowie
von der Einhaltung der Fristen fur die Aufstellung und Feststellung des Haushalts und des Jahresab-
schlusses befreien, soweit dies mit den Grundsétzen des kirchlichen Haushaltsrechtes vereinbar ist."

Anmerkungen hierzu:

e Bestandteile von Haushalt und Jahresabschluss: Die bendétigte Flexibilitat bei der Definition der
Haushalts- und Jahresabschlusselemente resultiert aus erforderlichen Erfahrungen vollstandiger
Haushalts- und Abschlusszyklen. Evtl. kiinftige Erschwernisse und Erfordernisse werden sich hierbei
verdeutlichen.

e Fristen zur Auf-/Feststellung von Haushalt und Jahresabschluss:
Haushalt: Aufstellung und Beschluss erfolgen gem. § 23 Absatz 1 KHO-Entwurf — analog zu beste-
hendem Recht — vor Beginn des Haushaltsjahrs. Aus der Doppik folgen grds. keine Veranderungen.

Jahresabschluss: Heute gilt gem. § 82 Absatz 1 KHO, dass die Jahresrechnung bis spatestens Ende
des vierten Monats des Folgejahres zu erstellen ist. Bis spatestens Ende des siebten Monats ist die-
se im prifungsfahigen Zustand vorzulegen; bis dahin erfolgen Vorprifung und Feststellung (fir die
Gesamtkirche gilt eine verkirzte Frist bis Ende des funften Monats, vgl. § 88 KHO). In den Arbeits-
gruppen wurde die kiinftige Regelung diskutiert:

- In der (kameralen) Praxis zeigt sich, dass die Aufstellung bis Ende des vierten Monats haufig
nicht realistisch ist. Dies ist darin begriindet, dass zahlreiche Abrechnungen erst im Folgejahr
,Spitz* erfolgen, z.B. im Zuweisungs- und im Kindertagesstéattenbereich. Demgemaf wurde fur
eine Fristverlangerung pladiert.

- Dagegen wurde argumentiert, dass im kaufmé&nnischen Rechnungswesen neue Instrumente
zur Handhabung jahresibergreifender Abrechnungssachverhalte bestehen. Die Bildung antizi-
pativer und transitorischer Rechnungsabgrenzungsposten sowie aperiodische Buchungen sind
auf Grundlage qualifizierter Schatzungen am Jahresende maglich. Dies kénnte fiir eine Frist-
verkirzung sprechen (im Vergleich: fur Kapitalgesellschaften gilt gem. § 264 Absatz 1 HGB die
Abschlussaufstellung bis Ende dritten bzw. sechsten Monats, gré3enabhéangig).

Ergebnis: mit dem KHO-Entwurf wird der vorlaufige Erhalt der bestehenden Regelungen fir Ab-
schlusserstellung und -feststellung ,bis Ende vierter* bzw. ,bis Ende siebter Monat" vorgeschlagen.
Die Fristfestsetzungen sind mit dem Erfordernis der Prozessklarung verbunden. Das Projekt Doppik
sieht fachlibergreifende Erérterungen unter Beteiligung des Fachbereichs Kindertagesstatten vor (ca.
Anfang des Jahres 2015).

e Grundsétze des kirchlichen Haushaltswesens: Grundséatze und Ziele des kirchlichen Haushalts-
wesens diirfen durch Ausiibung der Ubergangsbestimmung nicht verletzt werden (vgl. § 82 KHO-
Entwurf, letzter Teilsatz). Damit soll sichergestellt sein, dass Vollstandigkeit, Stetigkeit, Einzelbewer-
tung, etc. nicht relativiert werden.

2.3. Ausgewahlte Stellungnahmen des Rechnungsprifungsamts

Das Rechnungspriifungsamt hat der Kirchenverwaltung am 30. Juli eine gem. 8§ 8 RPAG erbetene Stel-
lungnahme zum KHO-Entwurf zugeleitet. Die dort erfolgten Hinweise und Anderungsvorschlage wurden
a) teils unmittelbar oder abgeandert in den Entwurf eingearbeitet, b) teils nicht tbernommen — dann je-
doch fachlich kommentiert —, c) bei neuralgischen Punkten in der vorliegenden Synodendrucksache ex-
plizit hervorgehoben. In nachstehender tabellarischer Ubersicht werden die Stellungnahmen gem. c) und
zugehorige fachliche Wirdigungen tberblicksartig dargelegt. Siehe erganzend auch die jeweiligen kom-
mentierten Regelungsdetails in der Synopse zum KHO-Entwurf (Anlage 1).

-6-



Drucksache Nr. 63/14

Regelung
(Abschnitt, 8)
gem. KHO-Entwurf

Uberblick:
a) Regelungsinhalt, b) Anmerkung/Vorschlag RPA, ¢) Wirdigung

Abschnitt 1: Allgemeine

Vorschriften zum Haushalt, 8§ 1-7

§8
Absatz 5,
Buchstabe e

a) Die ,vereinfachte Kapitalflussrechnung“ ist Bestandteil des Haushalts.

b) Die Formulierung lasst offen, wie die ,vereinfachte Kapitalflussrechnung*
dargestellt wird (direkt, indirekt, ...).

¢) Die Regelung wurde gezielt und in Anlehnung an Uberlegungen der
EKD-Koordinierungsgruppe Finanzen offen gehalten, da erst laufende
Erfahrungen zeigen werden, welche Ausgestaltung sinnvoll sein wird
(Kapitalflussrechnung nach indirekter/retrograder vs. direkter Methode,
Aufrechterhaltung der Anforderung?). Vgl. auch § 82 KHO-Entwurf.

Abschnitt 3: Ausfiihrung

des Haushalts, 88 26-35

§30

a) Vergabe von Auftragen an Dritte, Beriicksichtigung offentlicher Vergab-
ebestimmungen. Offnung und Flexibilisierung sollen ermdglicht werden.

b) Neufassung § 30: Bei der Vergabe von Auftragen ist die Vergabe- und
Vertragsordnung fur Bauleistungen (VOB), Teil A — Basisparagraphen,
die Vergabe- und Vertragsordnung fur Leistungen (VOL) — Teil A, Ab-
schnitt 1, und die Vergabeordnung fir freiberufliche Leistungen (VOF)
anzuwenden.

c) Wesentliche Elemente der RPA-Anmerkungen sollen im Rahmen des zu
erstellenden Rechtsverordnungsentwurfs aufgegriffen werden (Zeit-
punkt: spétestens bis zum Inkrafttreten einer neuen Haushaltsordnung;
kein regelungsfreier Zeitraum).

8§34
Absatz 5

a) Insbesondere: Delegation der Anordnungsbefugnis bis zu einem Betrag
von 1.000 Euro an geeignete Personen innerhalb ihres Verantwortungs-
bereichs.

b) Mit Blick auf das 4-Augen-Prinzip im internen Kontrollsystem kritisch; der
Betrag zur Delegation von Anordnungsbefugnissen an geeignete Perso-
nen sollte bspw. 150 Euro nicht Ubersteigen.

c) Die Regelungen gem. Absatz 5 wurden nach ausfuhrlicher Erérterung in
den Fach- und Arbeitsgruppen entwickelt. Das 4-Augen-Prinzip i.e.S.
bzgl. Trennung von Anordnung und Buchhaltung im Finanzbereich ist
nicht tangiert. Auch die bisherige KHO-Regelung lasst die Delegation zu,
hier aber nur mit dem allgemein benannten Erfordernis der Betragsbe-
grenzung.

Abschnitt 4: Rechnungswesen und Kassenfiihrung, 8§ 36-56

§ 53

a) ,Jm Anhang werden wesentliche Positionen des Jahresabschlusses
erlautert. Insbesondere sind anzugeben: ...".
b) Im Einzelnen:

- Definition der ,Wesentlichkeit";

- im Anhang sollen die auf die Posten der Bilanz und Ergebnisrechnung
angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angegeben
werden.

¢) Im Einzelnen:

- ,Wesentliche" Positionen werden gesondert ausgefiihrt (Buchstaben
a bis g); daruber hinaus: Ermessen des zustandigen Organs;

- jeweils ausfuhrliche Erlauterungen zu den Posten Ubersteigen den er-
forderlichen Rahmen, gerade fiir Kirchengemeinden;

- jedoch sollen in den zu entwickelnden Standardformularen fir Haus-
halt und Jahresabschluss relevante Bestimmungen explizit benannt
werden.
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Regelung
(Abschnitt, 8)
gem. KHO-Entwurf

Uberblick:
a) Regelungsinhalt, b) Anmerkung/Vorschlag RPA, c) Wirdigung

Abschnitt 5: Vermégen und Schulden: Grundséatze, Ansatz und Bewertung, 88 57-70

§ 58
Nr. 6

a) Bewirtschaftung des Vermogens, insbesondere Nr. 6 zur Geldanlage.

b) Die Ziele Sicherheit, Liquiditdt und Rentabilitat sollten vom Anleger
nachgewiesen werden; der Nachweis miisse ggil. dem Aufsichtsgremi-
um und ggf. dem RPA erbracht werden.

c) Der Regelungsentwurf impliziert einen Ermessensspielraum in der Be-
ricksichtigung der Zielstellungen. Die Anforderung einer Nachweispflicht
erscheint zu umfassend, zumal eine objektive Form kaum darstellbar
ware. Anlageentscheidungen sind bereits heute nachvollziehbar zu do-
kumentieren (z.B. Arbeitskreis Vermdgensanlage in der Gesamtkirche,
Rechnungsprifungsausschuss).

8§61
Absatz 5

a) Ruckstellungen fiir beamtenrechtliche Pensions- und Beihilfeverpflich-
tungen sind nach versicherungsmathematischen Grundséatzen zu ermit-
teln.

b) Es sollte definiert werden, welcher Zinssatz bei der Bewertung der
Ruckstellungen fur Pensionen und Beihilfeverpflichtungen angewendet
wird, vgl. 8 253 Absatz 2 HGB.

c) Vorschlag durch das Teilprojekt ,Vermdgen*: Erlauterung des Verfah-
rens im Jahresabschluss. Erganzt wurde § 53 Buchstabe g KHO-
Entwurf, der im Anhang eine Verfahrensdarstellung festschreibt.

§ 65

a) Im Einzelnen:

- i) Absatz 3: Regelung der Betriebsmittelriicklagen; Bildung i.H.v. min-
destens einem Zwdlftel der durchschnittlichen Aufwendungen der Er-
gebnishaushalte der vorangegangenen drei Haushaltsjahre;

- ii) Absatz 8: Riicklagen dirfen nur in der Héhe ausgewiesen werden,
wie sie durch Finanzanlagen und liquide Mittel gedeckt sind.

b) Im Einzelnen:

- zui): Es wére zu uberdenken, wie die Hohe dieser Ricklagen ermittelt
werden kann, wenn noch keine Erfahrungswerte der vergangenen drei
Haushaltsjahre (doppischer Haushalt) vorliegen?

- zu ii): Abmilderung von ,durfen” auf ,sollen”, oder Aufgabe der Finanz-
deckung in der Doppik; die Regelung sei so nicht umzusetzen.

c¢) Im Einzelnen:

- zu i): Die definierte Bemessungsgrundlage wird nicht als kritisch be-
wertet, da das bisherige Ausgabenvolumen dem Grunde nach in er-
heblichen Teilen dem Aufwandsvolumen entsprechen wird (Grundsatz
der Pagatorik bzgl. des Ursprungs aller Vorgange);

- zu ii): Auch heute sind kirchliche Ruicklagen grds. finanzgedeckt, d.h.
Rucklagen sind nach kirchlichem Selbstverstandnis durch Eigenmittel
begriindet, dieses Prinzip bliebe erhalten. Eine ,Abmilderung” der
Vorschrift wird als nicht erforderlich gesehen.

3. Weitere Vorgehensweise, ausstehende Bearbeitungen

Nachstehend werden ausstehende Bearbeitungen sowie hierzu anvisierte Vorgehensweisen skizziert.

o Kollektenwesen und Handvorschussverordnung: Die Arbeits- und Koordinierungsgruppen zur
KHO-Novellierung sprechen sich dafiir aus, das Kollektenwesen zukiinftig durchgéngig tber den
(doppischen) Haushalt und damit in der kirchlichen Bilanz abzubilden:

- Dies ist bereits aus der Zielsetzung des kaufmannischen Rechnungswesens ableitbar, mit dem
Jahresabschluss ein den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechendes, vollstandiges Bild der
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Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage zu zeichnen. Zweckbindungen und Verpflichtungen wur-
den bilanziell verdeutlicht.

- Die bisherige Praxis separater Kollektenkassen bei nur teil- bzw. fallweisem Einbezug in den or-
dentlichen Haushalt birgt erhebliche Risiken bzgl. der Transparenz der Mittelverwendung und
damit betrachtliche Reputationsrisiken, die zunehmend in den Blick genommen werden miissen;
auch die Anerkennung der ehrenamtlichen Arbeit der Kollektenrechnerinnen und Kollektenrech-
ner kann hierdurch 6ffentlich Schaden nehmen. Optionen zur Vermeidung dieser Risiken wurden
angedacht und rechtliche Anderungserfordernisse eruiert (betrifft: Haushaltsordnung, Kollekten-
ordnung, Kollektenverwaltungsordnung sowie Handvorschussverordnung).

- Autonomie und Eigentum der kirchlichen Kérperschaften wiirden nicht relativiert.

Im Kern richtet sich der Verfahrensvorschlag darauf, Kollekten, Opfer, Spenden und Sammlungen
unter Verzicht auf eine eigene Nebenbuchflhrung in einer Kollektenkasse Uber die (zum Haushalt
gehorende) Handkasse zu vereinnahmen und damit unmittelbar an den Haushalt abzufihren. An-
schlieRend sollen Mittelzuordnung, -verwendung und -weiterleitung im geschlossenen Buchungs-
system erfolgen. Details zu dieser Vorgehensweise inkl. einer evtl. Pilotierungsphase in den
2015 doppisch ,startenden“ Regionen sollen zunachst der Projektsteuerungsgruppe ,Einfuhrung der
Doppik* vorgestellt werden und wéren auf3erdem fach- und ebenenibergreifend zu validieren.

EBBVO: Ein Vorschlag zur Neufassung der Rechtsverordnung tber die Erfassung, Bewertung und
Bilanzierung des Vermdgens wird durch das Teilprojekt ,Vermdgen“ erarbeitet (vgl. Abschnitt B.1.).

Ubergangsbestimmung gem. § 82 KHO-Entwurf: Die in Abschnitt B.2.2. beschriebene Flexibilisie-
rungsregelung ist in den ersten Jahren nach Einfuhrung des kaufmannischen Rechnungswesens
sach- und bedarfsgerecht auszuliben, inshesondere mit Blick auf die Interessen der Kirchengemein-
den. Hierbei ergeben sich ggf. punktuell rechtliche Anderungserfordernisse.

Kapitalflussrechnung: die Kapitalflussrechnung (KFR) als zuné&chst definierter Bestandteil von
Haushalt (8 8 KHO-Entwurf) und Abschluss (§ 50 KHO-Entwurf) stellt eine neue Anforderung des
kaufmannischen Rechnungswesens dar. Fir den Haushalt wirde die KFR insbesondere Hinweise
Uber die zahlungsmaRige Deckung sowie Uber Spielrdume der finanzgedeckten Ricklagenbildung
geben. Fir den Abschluss bote die KFR vor allem Informationen tUber Bestimmungsgriinde der Zah-
lungsbestandsentwicklung und Uber die Buchungsqualitéat. Die methodische Umsetzung der KFR er-
folgt entweder direkt — als Erklarung von Bestandsdnderungen uber Ein- und Auszahlungsbewegun-
gen — oder indirekt — als Herleitung aus dem Jahresergebnis Uber Gegenrechnungen zahlungsun-
wirksamer Bewegungen. Nicht abschlieRend geklart ist, ob und inwiefern diese Anforderung auf den
verschiedenen kirchlichen Ebenen tatséchlich erforderlich ist und wie, insbesondere flr die Ist-Be-
trachtung, die softwaretechnische Abbildung erfolgen kann. Mit Blick auf die Ubergangsregelung
gem. § 82 KHO-Entwurf konnen Anderungserfordernisse entstehen.

Standardformulare/-vordrucke zu Haushalt und Jahresabschluss: Die Entwicklung von Stan-
dardformularen wird zwecks Vereinfachung bei der Haushalts- und Jahresabschlussaufstellung an-
gedacht (z.B. bei Erlauterungen, Risikodarstellungen, Wahlrechtsaustibungen). Dies gilt vor allem fur
Vereinfachungen im Bereich der gemeindlichen und dekanatlichen Haushalts- und Abschlusserstel-
lung.

Zuwendungsrichtlinie: Die Uberarbeitung der Zuwendungsrichtlinie fir die EKHN wurde mit Blick
auf die prioritare Erstellung des KHO-Entwurfs zurlickgestellt. Die EKD-Ordnung fir das kirchliche Fi-
nanzwesen auf Basis der kirchlichen Doppik bietet eine Uberarbeitete Bestimmung zur Handhabung
von Zuwendungen. Die Anderungen ggil. dem heutigen EKHN-Regelungsstand erschienen prima fa-
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cie Uiberschaubar. Der EKD-Referenzrahmen soll als Grundlage fiir eine nachgelagerte Uberarbei-
tung der Zuwendungsrichtlinien dienen.

C. ALTERNATIVEN

Mit dem vorliegenden KHO-Entwurf wird eine umfassende Novellierung der Haushaltsordnung auf Grund-
lage des kaufmannischen Rechnungswesens vorgeschlagen; als Orientierungsmaf3stab dienten u.a. ein-
schlagige EKD-Bestimmungen. Eine Neufassung der bestehenden (kameralen) Bestimmungen er-
schien als Alternative weder systematisch noch inhaltlich méglich.

Die vorgeschlagene rechtliche Lésung bleibt Veranderungen ggu. grds. offen. ,Politische” Implikationen
und organisatorische Auswirkungen waren im Einzelfall zu bedenken. Die in Abschnitt B.2.1. als ,neural-
gisch* hervorgehobenen Regelungen wie auch die in Abschnitt B.2.3. dargelegten, ausgewahlten Stel-
lungnahmen des Rechnungsprifungsamts stellen Anhaltspunkte fiir Erdrterungen dar.

Die vorgenommene Konstruktion der Dienstanweisung fur die Finanzbuchhaltung als Rechtsverord-
nung kdnnte alternativ (wie bisher) als KHO-Anlage ausgestaltet werden. Fiir die Regelung per Rechts-
verordnung sprechen folgende Griinde: a) Es werden zahlreiche Verfahrensdetails geregelt, deren for-
malgesetzliche Regelung unangemessen erscheint (z.B. Offnungszeiten); b) die Mdglichkeit einer unter-
gesetzlichen Anpassung an veranderte Gegebenheiten ist wiinschenswert. Der Charakter der Rechtsver-
ordnung bedingt, dass die Regelungen nicht zwingend der Kirchensynode zur Entscheidung vorzulegen
waren. Gleichwohl ist der Rechtsverordnungsentwurf als Bestandteil des Artikelgesetzes formuliert wor-
den, da a) hiermit die inhaltliche Vollstandigkeit der Regelungen gegeben ist und b) die bisherige KHO
die Regelungen als Anlage beinhaltete.

Insbesondere in Abschnitt 5 des KHO-Entwurfs werden Abgrenzungen von Regelungsinhalten zwi-
schen KHO und EBBVO vorgenommen (vgl. Abschnitt B.1.). Diese Zuordnungen wéren grds. auch an-
ders auszugestalten. Der Gesetzesentwurf impliziert aus Sicht der Kirchenleitung eine sachgerechte
Struktur.

D. FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN

Die Einfuhrung des kaufménnischen Rechnungswesens wird federfihrend durch ein Projekt gesteuert,
fur das durch die Kirchensynode Finanzmittel bewilligt worden sind, die aus Ricklagen in den laufenden
Haushalten bereitgestellt werden. Insgesamt sind rd. 9 Mio. Euro fir die Teilprojekte Rechtliche Rahmen-
bedingungen, IT und Prozesse, Vermogen, SchulungsmaRnahmen und Outputorientierung vorgesehen.

Die Gesamtwirkungen der Umsetzung einer neuen Haushaltsordnung und der Einfihrung des kauf-
mannischen Rechnungswesens sind nach heutigem Stand nur qualitativ-tiberschlagig zu bewerten.
Relevante Aspekte seien Uberblicksartig benannt:

e Mit der Einfihrung des kaufméannischen Rechnungswesens werden die Mdglichkeiten, Ressourcen-
verzehr periodengerecht abzubilden und vorausschauende Haushaltspolitik zu betreiben, verbessert.

e Lern- und Erprobungsphasen sowie Umstellungen bestehender Prozesse verursachen jedoch Initiali-
sierungskosten; Erfahrungs- und Effizienzvorteile sind erst im Zeitablauf zu realisieren. Nachhaltige
Auswirkungen sind dabei fir diverse Arbeitsablaufe auf allen kirchlichen Ebenen zu erwarten. Bei-
spiele: a) Umstellungen auf die neue Finanzsoftware mit Uberarbeiteter Haushaltssystematik, b) Um-
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setzung eines elektronischen Anordnungs- und Belegflussprozesses, c¢) Verarbeitung neuer Haus-
halts- und Jahresabschlussbhestandteile, d) Umsetzung veranderter Spielrdume bei Anordnungen und
Vorprufung, e) Durchfihrung der Gebaudebewertung, usw. Diese Veranderungen haben finanzielle
und personelle Implikationen. Erfahrungen aus der Erprobungsphase im Jahr 2015 sollen dazu bei-
tragen, die flichendeckende Einfihrung der Doppik ab 2016 zu erleichtern und tendenziell Projekt-
kosten zu senken.

Demgegeniber stehen neben erwarteten Transparenzvorteilen auch Steuerungsvereinfachungen so-
wie eine klarere Entscheidungsorientierung des Datenmaterials, z.B. hinsichtlich des Substanzer-
halts. Verbesserte Grundlagen fiir eine zukunftsorientierte Haushaltspolitik werden die Umsetzung
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erleichtern. Mittel- bis langfristig sind Effizienzvorteile u.a. bei
der Umsetzung der Buchungs- und Anordnungsverfahren zu erwarten, bedingt durch erhdhte Auto-
matisierungs-, Standardisierungs- und Elektronisierungsgrade.

Entscheidungsgrundlage fir die Einflihrung des kaufménnischen Rechnungswesens war, dass die erwar-
teten Vorteile dominieren und insgesamt eine nachhaltige Weiterentwicklung des Finanz- und Rech-
nungswesens der EKHN bedeuten. Den Kosten des Doppikumstiegs steht am Ende die einheitliche,
vollstandige und jederzeit auch nach auRen kommunizierbare Information Gber Ressourcenvorgange und
-bestande gegenuber.

E. BETEILIGUNG

Referenten: OKR Hinte, Dr. Dormann (beide federfliihrend), KR Kanert, KOVR Diehl.

F. ANLAGEN

ANLAGE 1: Synopse zum Kirchengesetz tber die kirchliche Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung in der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau (Kirchliche Haushaltsordnung — KHO).

ANLAGE 2: Synopse zur Musterdienstanweisung fur die Finanzbuchhaltung.
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Kirchengesetz zur
Einfihrung des kaufménnischen
Rechnungswesens

Vom...

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen:

Artikel 1

Kirchengesetz Uber die Haushalts-
und Wirtschaftsfihrung in der Evangelischen
Kirche in Hessen und Nassau
(Kirchliche Haushaltsordnung — KHO)

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften zum Haushalt

§1
Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Kirchengesetz gilt fur die kirchlichen Kor-
perschaften offentlichen Rechts.

(2) Soweit handels- und steuerrechtliche Vorschriften
zwingend anzuwenden sind, gehen diese den Vor-
schriften dieses Kirchengesetzes vor.

(3) Zu einzelnen Begriffen wird auf die Anlage verwie-
sen.

§2
Zweck des Haushalts und Geltungsdauer

(1) Der Haushalt ist Grundlage fir die Haushalts- und
Wirtschaftsfuihrung; er dient im Rahmen der vorgege-
benen Ziele der Feststellung und Deckung des Res-
sourcenbedarfs, der zur Erflllung der Aufgaben vo-
raussichtlich notwendig sein wird.

(2) Der Haushalt ist fur ein Haushaltsjahr aufzustellen.

(3) Abweichend kann eine Aufstellung fur zwei Haus-
haltsjahre durch Rechtsverordnung geregelt werden
oder im Einzelfall mit Zustimmung der Kirchenleitung
erfolgen.

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

§3
Wirkungen des Haushalts

(1) Der Haushalt verpflichtet, die im Rahmen der
Deckung des Ressourcenbedarfs notwendigen Haus-
haltsmittel zu erheben, und ermé&chtigt, die fir die
Erfullung der Aufgaben notwendigen Haushaltsmittel
zu leisten und Verpflichtungen einzugehen. Geneh-
migungsvorbehalte bleiben unberihrt.

(2) Haushaltsmittel im Sinne dieser Ordnung sind alle
Ertrage und Aufwendungen, die Zufihrungen und
Entnahmen aus Ricklagen sowie die mit der Investi-
tions- und Finanzierungstatigkeit verbundenen zah-
lungswirksamen Zugange und Abgénge.

(3) Durch den Haushalt werden Anspriiche oder Ver-
bindlichkeiten weder begriindet noch aufgehoben.

§4
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
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(1) Bei Aufstellung und Ausfuhrung des Haushalts
sind die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu beachten.

(2) Fur finanziell erhebliche Malinahmen sind ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzu-
fahren.

(3) In Dekanaten, Regionalverwaltungsverbanden und
in der Gesamtkirche ist eine Kosten- und Leistungs-
rechnung anzuwenden.

§5
Grundsatz der Gesamtdeckung

Alle Ertrage dienen als Deckungsmittel fur alle Auf-
wendungen, ausgenommen zweckgebundene Ertrage
(8 14). Fur die mit Investitionen und deren Finanzie-
rung verbundenen Haushaltsmittel gilt dies entspre-
chend.

§6
Finanzplanung

(1) Der Haushaltswirtschaft der Gesamtkirche soll
eine mittelfristige Finanzplanung zugrunde liegen.

(2) In der Finanzplanung sind Art und Héhe des vo-
raussichtlich bendtigten Ressourcenbedarfs und
deren Deckungsmdglichkeiten darzustellen.

(3) Der Finanzplan ist jahrlich anzupassen und fortzu-
fuhren.

8§87
Grundlagen der Outputorientierung

(1) Grundlagen der Outputorientierung sind die ziel-
orientierte Planung der kirchlichen Arbeit und die
Darstellung des zur Erreichung der vorgegebenen
Ziele erforderlichen Ressourcenbedarfs in Form eines
Haushaltsbuchs.

(2) AulRerhalb des gesamtkirchlichen Haushalts gilt
Absatz 1 unter der Voraussetzung, dass Aufwand und
Nutzen in einem angemessenen Verhéltnis stehen.

(3) Innerhalb der Untergliederungen des Haushalts-
buchs sind jeweils die Ziele der kirchlichen Arbeit zu
beschreiben und Angaben zur Zielerreichung zu ma-
chen sowie die dafiir zu erbringenden Leistungen und
der erforderliche Ressourceneinsatz darzustellen.
Dabei kdnnen die Sachkonten gemall § 9 Absatz 3
verdichtet werden.

Abschnitt 2
Aufstellung des Haushalts

§8
Bestandteile und Inhalt des Haushalts, Anlagen

(1) Der Haushalt besteht aus

a) der Darstellung aller Haushaltsmittel, getrennt
nach Ergebnishaushalt sowie Investitions- und Fi-
nanzierungshaushalt,

b) dem Stellenplan, der die Stellen aller im &ffentlich-
rechtlichen Dienst-verhaltnis und der privatrecht-
lich Beschaftigten nach der Ordnung des Haus-
halts mit Angabe der Besoldungs- oder Entgelt-
gruppe enthalt.

(2) Der Investitions- und Finanzierungshaushalt um-
fasst die mit Investitionen und deren Finanzierung
verbundenen ergebnisneutralen Haushaltsmittel.



(3) Der Ergebnishaushalt umfasst alle Ertrdge und
Aufwendungen. Zufiihrungen zu und Entnahmen aus
Rucklagen fur nicht investive Zwecke sind im Ergeb-
nishaushalt nach dem Posten ,Jahresiiberschuss /
Jahresfehlbetrag” darzustellen.

(4) Aufbau und Darstellung von Ergebnishaushalt
sowie Investitions- und Finanzierungshaushalt richten
sich nach den Schemata der von der Evangelischen
Kirche in Deutschland festgelegten Grundlagen zur
Haushaltssystematik.

(5) Dem Haushalt sind als Anlage beizufiigen:
a) die Bilanz nach 8§ 52 zum letzten Stichtag,

b) eine Ubersicht iiber Nutzungen, Rechte und Las-
ten,

c) erforderliche Erlauterungen (z. B. Begriindungen,
Berechnungen und Hinweise auf Genehmigun-
gen), auch zu mdglichen Risiken und Vorbelas-
tungen,

d) Wirtschaftsplane oder Sonderhaushalte und neu-
este Jahresergebnisse der Wirtschaftsbetriebe,
Einrichtungen und Sondervermdgen,

e) die aus den Ansatzen des Ergebnishaushalts
sowie des Investitions- und Finanzierungshaus-
halts abzuleitende vereinfachte Kapitalflussrech-
nung,

f) je eine Ubersicht iber die Rucklagen, lber die
Ruckstellungen sowie Uber die Verpflichtungser-
méchtigungen.

(6) Dem Haushalt der Gesamtkirche soll ferner die
mittelfristige Finanzplanung gemaR 8§ 6 beigefigt
werden.

§9
Vollstandigkeit, Falligkeitsprinzip, Gliederung

(1) Der Haushalt muss alle im Haushaltsjahr zu er-
wartenden und zu leistenden Haushaltsmittel enthal-
ten.

(2) Der Haushalt ist nach Einzelplanen zu gliedern
und, soweit erforderlich, weiter in Abschnitte und
Unterabschnitte zu untergliedern. Die Zuordnung der
Sachkonten erfolgt entsprechend dem Kontenrah-
men.

(3) Die Gliederung und die Sachkonten des Konten-
rahmens richten sich nach den von der Kirchenver-
waltung festgelegten Grundlagen zur Haushaltssys-
tematik.

§10
Ausgleich des Haushalts

(1) Der Haushalt ist in jedem Jahr im Ergebnishaus-
halt sowie im Investitions- und Finanzierungshaushalt
auszugleichen. Die Liquiditat ist sicherzustellen.

(2) In der Planung ist ein Jahresfehlbetrag zuléssig,
wenn er unter Verwendung von Entnahmen aus Mit-
teln der Ricklagen oder durch einen positiven Ergeb-
nisvortrag ausgeglichen werden kann.

(3) In der Planung ist ein Jahresfehlbetrag in begrin-
deten Ausnahmeféllen auch dann zuldssig, wenn er
aus Abschreibungen oder Zufihrungen zu Ruckstel-
lungen resultiert. Ein hierdurch bedingtes negatives
Bilanzergebnis ist zuléassig,
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(4) Ein in der Planung entstehendes positives Bilan-
zergebnis ist vorrangig zum Ausgleich eines negati-
ven Ergebnisvortrages zu verwenden. Dariber hinaus
sollen finanzgedeckte Ertragsiiberschiisse bereits im
Rahmen der Haushaltserméachtigung zur Aufflllung
nicht ausreichender Substanzerhaltungs- oder sonsti-
ger Pflichtricklagen verwendet werden.

(5) Der Investitions- und Finanzierungshaushalt ist
ausgeglichen, wenn die Summe der Zugénge der
Summe der Abgange fiir die Investitions- und Finan-
zierungstétigkeit entspricht. Dazu kdnnen finanzge-
deckte Ertragsiiberschiisse des Ergebnishaushaltes
genutzt werden.

§11
Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung

(1) Die Ertrage und Aufwendungen so-wie die mit
Investitionen und deren Finanzierung verbundenen
Haushaltsmittel sind in voller H6he und getrennt von-
einander zu veranschlagen; sie dirfen nicht vorweg
gegeneinander aufgerechnet werden.

(2) Fur denselben Zweck dirfen Haushaltsmittel nicht
an verschiedenen Stellen im Haushalt veranschlagt
werden.

(3) Im Ergebnishaushalt sind die Ertrége nach ihrem
Entstehungsgrund, die Aufwendungen nach ihrem
Zweck zu veranschlagen und, soweit erforderlich, zu
erlautern. Zum Vergleich der Haushaltsansatze sind
die Haushaltsansatze fir das dem Haushaltszeitraum
voran-—-gehende Jahr und die Ergebnisse des Jah-
resabschlusses fir das zweitvorangegangene Jahr
anzugeben. Gleiches gilt fiir die Veranschlagung von
Haushaltsmitteln im Investitions- und Finanzierungs-
haushalt. Bei MaRnahmen, die sich auf mehrere Jah-
re erstrecken, sollen die voraussichtliche Gesamt-
summe der Haushaltsmittel und ihre Finanzierung
erlautert werden.

(4) Verrechnungen jeglicher Art sind innerhalb eines
Haushalts unzulassig. In der Kosten- und Leistungs-
rechnung geméaR § 4 Absatz 3 kdnnen interne Ver-
rechnungen und Umlagen zur verursachungsgerech-
ten Be- und Entlastung von Kostenstellen und -
tragern vorgenommen werden. Feststehende Be-
rechnungsmafstabe hierfir (Schlussel) sind in ange-
messenen Zeitabstanden zu Gberprifen.

§12
Verfligungsmittel, Verstarkungsmittel

(1) Im Haushalt kénnen angemessene Betrage ver-
anschlagt werden, die bestimmten Personen fir
dienstliche Zwecke zur Verfugung stehen (Verfu-
gungsmittel).

(2) Zur Deckung der Inanspruchnahme Uber- oder
auRerplanméRiger Haushaltsmittel kénnen angemes-
sene Betrdge als Verstarkungsmittel veranschlagt
werden.

(3) Die Ansatze nach den Absatzen 1 und 2 dirfen
nicht Gberschritten werden, die Mittel sind nicht Uber-
tragbar.

(4) Erhohen sich die Verfigungsmittel um Spenden,
die den berechtigten Personen zur freien Verfligung
zuflieRen, so ist Absatz 3 insoweit nicht anzuwenden.

§13
Deckungsfahigkeit



Im Haushalt kénnen Aufwendungen jeweils fir ge-
genseitig oder einseitig deckungsfahig erklart werden,
wenn ein verwaltungsmafiger oder sachlicher Zu-
sammenhang besteht oder eine wirtschaftliche und
sparsame Verwendung gefordert wird. Gleiches gilt
fur die mit Investitionen und deren Finanzierung ver-
bundenen Haushaltsmittel, sofern Zweckbindungen
von Drittmitteln nicht bertihrt sind.

§14
Zweckbindung von Haushaltsmitteln

(1) Ertrage kénnen im Ergebnishaushalt durch Haus-
haltsvermerk auf die Verwendung fur bestimmte Auf-
wendungen nur beschrankt werden, wenn sich die
Beschrankung aus rechtlicher Verpflichtung oder
zwingend aus der Herkunft oder der Natur der Ertrage
ergibt. Soweit im Haushalt nichts anderes bestimmt
wird, konnen zweckgebundene Mehrertrdge fiir
Mehraufwendungen desselben Zwecks verwendet
werden. Im Rahmen der Budgetierung nach § 16
kann die Zweckbindung auch auf Deckungskreise
erstreckt werden.

(2) Mehraufwendungen nach Absatz 1 Satz 2 gelten
nicht als Haushaltsiiberschreitungen; § 27 Absatz 1
findet insoweit keine Anwendung.

(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten fir die mit Investitio-
nen und deren Finanzierung verbundenen Vermo-
gensmehrungen entsprechend.

§15
Ubertragbarkeit

(1) Haushaltsmittel fiir Investitionen und aus zweck-
gebundenen Ertréagen sind tUbertragbar.

(2) Andere Haushaltsmittel kénnen durch Haushalts-
vermerk oder durch Beschluss des zusténdigen Or-
gans fir Ubertragbar erklart werden, wenn dies ihre
wirtschaftliche und sparsame Verwendung fordert und
der Ausgleich des Haushalts nicht geféahrdet wird.

§16
Budgetierung

(1) Die Gesamtkirche kann zur Umsetzung der Outpu-
torientierung, zur Forderung der wirtschaftlichen Auf-
gabenerfillung sowie zur Steigerung der Eigenver-
antwortlichkeit Haushaltsmittel im Rahmen eines
Systems der dezentralen Verantwortung bei geeigne-
ten Organisationseinheiten oder Handlungsfeldern
kirchlicher Arbeit zu einem finanziellen Rahmen als
Budget verbinden (Budgetierung). Dabei wird die
Ressourcenverantwortung auf der Grundlage der
Haushaltserméchtigung auf die Budgetverantwortli-
chen ubertragen, welche die Fach- und Sachverant-
wortung haben.

(2) Eine von § 9 abweichende Darstellung der Haus-
haltsmittel nach Budgets ist zulédssig, wenn der Haus-
halt in der Form des Haushaltsbuchs (§ 7) aufgestellt
wird. Die fur den Haushalt geltenden Bestimmungen
dieser Ordnung sind sinngemaf anzuwenden.

(3) Die Darstellung der Haushaltsmittel innerhalb der
Budgets kann, ebenfalls von § 9 abweichend, zu-
sammenfassend erfolgen, soweit dies zweckmafig
erscheint.

(4) Bei den nach den Abséatzen 2 und 3 gebildeten
Budgets gelten die Voraussetzungen nach den 8§ 13
bis 15 als erfillt.
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(5) Die Haushaltserméachtigung legt die verbundenen
Bestimmungen der Haushaltsausfiihrung gemaf den
88 13 his 15, der Stellenbewirtschaftung sowie der
Bildung und Bewirtschaftung von Budgetriicklagen
fest.

(6) Die Budgets bilden den Ressourcenrahmen, mit
dem die von dem zustandigen Organ vorgegebenen
Ziele verfolgt werden. Art und Umfang der Umsetzung
der Zielvorgabe haben die budgetverantwortlichen
Stellen im Rahmen eines Berichtswesens nachzuwei-
sen. Anhand einer Kostenstellen- und Budgetsteue-
rung soll die Einhaltung der Budgets wahrend der
laufenden Haushaltsperiode gewahrleistet werden.

§17
Sperrvermerk

Aufwendungen und die mit Investitionen und deren
Finanzierung verbundenen Haushaltsmittel, die aus
besonderen Grinden zun&chst noch nicht realisiert
werden sollen oder im Einzelfall einer besonderen
Zustimmung beddirfen, sind im Haushalt als gesperrt
zu bezeichnen.

8§18
Kredite

(1) Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluss) wird
bestimmt, bis zu welcher Hohe Kredite

a) zur Deckung von Haushaltsmitteln fir Investitio-
nen,

b) im Rahmen einer Haushaltskonsolidierung,

c) zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemaRen
Zahlungsfahigkeit bei der kassenfuhrenden Stelle
(Liquiditatskredit)

aufgenommen werden durfen. Genehmigungsvorbe-
halte bleiben unberihrt.

(2) Haushaltsmittel aus Kreditaufnahmen nach Absatz
1 Buchstaben a und b durfen nur insoweit in den
Haushalt eingestellt werden, als die Zins- und Til-
gungsverpflichtungen mit der dauernden finanziellen
Leistungsféhigkeit im Einklang stehen. Dies ist in der
Regel nur der Fall, wenn die auch in Zukunft regel-
maRig wiederkehrenden Einnahmen die zwangslaufi-
gen Ausgaben und die fur die Erhaltung (Erneuerung)
des Vermdgens durchschnittlich notwendigen Haus-
haltsmittel mindestens die zusétzlichen Zins- und
Tilgungsverpflichtungen Ubersteigen.

(3) Ein Kredit nach Absatz 1 Buchstabe c darf nur
aufgenommen werden, wenn Finanzmittel der Be-
triebsmittelriicklage nicht ausreichen und Finanzmittel
anderer Rucklagen nicht in Anspruch genommen
werden koénnen oder die Inanspruchnahme unwirt-
schaftlich ist. Ein Kredit zur Aufrechterhaltung der
Liquiditat ist im Haushalt nicht zu veranschlagen.

(4) Die Haushaltsmittel aus Kreditaufnahmen, die
Geldbeschaffungskosten (Disagio) sowie die Zinsen
und Tilgungsbetrage sind bei der dem Verwendungs-
zweck der Kredite entsprechenden Gliederung in
Hohe der Rickzahlungsverpflichtung zu veranschla-
gen (Bruttoprinzip). Zinsen sind im Ergebnishaushalt,
Tilgungsbetrage im Investitions- und Finanzierungs-
haushalt zu veranschlagen.

(5) Die Erméchtigung zur Aufnahme eines Kredits
nach Absatz 1 Buchstabe a gilt Uber das Haushalts-
jahr hinaus bis zur Abwicklung des Vorhabens, fir
das der Kredit bestimmt war.



Die Ermé&chtigung zur Aufnahme von Krediten nach
Absatz 1 Buchstabe c gilt solange, bis das nachste
Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluss) in Kraft getre-
ten ist.

(6) Zur Sicherung von Kreditforderungen sollen keine
dinglichen Sicherheiten bestellt werden. Vermégen,
das ausschlieBlich gottesdienstlichen Zwecken dient,
darf nicht fir Sicherheitsleistungen herangezogen
werden.

8§19
Innere Darlehen

Werden Finanzmittel zur Deckung von Ricklagen und
anderen Passivpositionen fiir den vorgesehenen
Zweck einstweilen nicht bendtigt, kénnen sie voriber-
gehend als liquide Mittel in Anspruch genommen
werden (Innere Darlehen), wenn sichergestellt ist,
dass die Verfugbarkeit im Bedarfsfalle nicht beein-
trachtigt ist. Die Ruckfuhrung zur vorgesehenen
Zweckbindung und ein angemessener Ausgleich
entgangener Ertrdge sind festzulegen und ergebnis-
neutral abzubilden. Innere Darlehen sind in der Anla-
ge zum Haushalt und im Jahresabschluss zu erlau-
tern.

§20
Burgschaften

(1) Kirchengemeinden, kirchliche Verbande, Dekana-
te und Regionalverwaltungsverbédnde sollen keine
Birgschaften Gbernehmen.

(2) Die Ubernahme von Biirgschaften durch die Ge-
samtkirche bedarf der Zustimmung der Kirchenleitung
und des Kirchensynodalvorstandes und ist der Kir-
chensynode mitzuteilen.

§21
Baumalinahmen und sonstige Investitionen

(1) Haushaltsmittel fur Baumafinahmen und sonstige
Investitionen dirfen erst veranschlagt werden, wenn
Plane, Kostenermittiungen und Erlauterungen vorlie-
gen, aus denen sich die Art der Ausfihrung, die vor-
gesehene Finanzierung, die Folgekosten und ein
Zeitplan ergeben. Die Bestimmungen des Kirchen-
baugesetzes sind zu beachten.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur zuléssig, wenn
es im Einzelfall nicht mdglich ist, die Unterlagen
rechtzeitig fertig zu stellen und aus einer spateren
Veranschlagung ein Nachteil erwachsen wiirde.

§22
Zuwendungen

(1) Zuwendungen an Stellen, die nicht zur verfassten
Kirche gehoren, dirfen nur veranschlagt werden,
wenn ein erhebliches Interesse der bewilligenden
Stelle an der Erfullung des Zuwendungszweckes
durch den Zuwendungsempfanger gegeben ist.

(2) Bei der Bewilligung von Zuwendungen sind Ver-
einbarungen Uber die Verwendungsnachweise und
das Prufungsrecht zu treffen.

§23
Verabschiedung des Haushalts,
vorlaufige Haushaltsfihrung

(1) Der Haushalt ist vor Beginn des Haushaltsjahres
aufzustellen und zu beschliel3en.

(2) Der Haushalt der Gesamtkirche ist in Form eines
Kirchengesetzes zu beschlieRen und im Amtsblatt zu
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veroffentlichen. Die Ubrigen Haushalte sind durch die
zustandigen Organe festzustellen und eine Woche
lang zur Einsicht auszulegen. Ort und Zeitpunkt der
Offenlegung sind in geeigneter Weise bekannt zu
machen. Uber Einwendungen hat das Beschlussor-
gan bei der nachsten Sitzung zu entscheiden. Stellt
das Beschlussorgan den Haushalt binnen zwei Mona-
ten nach der Vorlegung des Entwurfs nicht fest, so
hat die/der Vorsitzende den Entwurf samt Stellung-
nahme der Kirchenverwaltung zuzuleiten.

(3) Sollte der Haushalt ausnahmsweise nicht rechtzei-
tig beschlossen sein, so sind

1. nur die Haushaltsmittel verfligbar, die nétig sind,
um

a) die bestehenden Einrichtungen in geordnetem
Gang zu halten und den gesetzlichen Aufga-
ben und rechtlichen Verpflichtungen zu geni-
gen,

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistun-
gen fortzusetzen, fiir die durch den Haushalt
des Vorjahres bereits Betrdge festgesetzt wor-
den sind,

2. die Haushaltsmittel zu erheben, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist,

3. Aufnahmen von Krediten zur Aufrechterhaltung
der Liquiditat nur im Rahmen des Vorjahreshaus-
halts zulassig.

Unberuhrt bleiben die Erfassung und der Nachweis
des entstehenden Ressourcenverbrauchs. Kredite
kdénnen umgeschuldet werden.

§24
Nachtragshaushalt

(1) Der Haushalt kann nur bis zum Ablauf des Haus-
haltsjahres durch einen Nachtragshaushalt geéndert
werden.

(2) Ein Nachtragshaushalt soll aufgestellt werden,
wenn sich zeigt, dass

a) ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wird und der
Haushaltsausgleich auch bei Ausnutzung jeder
Sparmdéglichkeit nur durch eine Anderung des
Haushalts erreicht werden kann,

b) bisher nicht veranschlagte oder zusétzliche Haus-
haltsmittel, die nicht durch zweckgebundene Mittel
gemal § 14 gedeckt sind, in einem erheblichen
Umfang geleistet oder in Anspruch genommen
werden missen. Die Gesamtkirche muss in die-
sen Fallen einen gesamtkirchlichen Nachtrags-
haushalt erstellen.

(3) Der Nachtragshaushalt muss alle erheblichen
Anderungen enthalten, die im Zeitpunkt seiner Auf-
stellung erkennbar sind.

(4) Fur den Nachtragshaushalt gelten die Vorschriften
Uber den Haushalt entsprechend.

8§ 25
Sonderhaushalte

(1) Far kirchliche Werke, Einrichtungen und Stiftun-
gen ohne eigene Rechtspersonlichkeit kdnnen ge-
sonderte Wirtschaftsplane oder Haushalte aufgestellt
werden.

(2) Im Ubrigen finden die Vorschriften dieses Geset-
zes sinngemale Anwendung. Soweit gesetzliche



Vorschriften oder Bestimmungen des Stifters entge-
genstehen, bleiben diese unberthrt.

Abschnitt 3
Ausfuhrung des Haushalts

§26
Erhebung und Bewirtschaftung der
Haushaltsmittel

(1) Die Ertrage sind vollsténdig zu erfassen und die
Forderungen rechtzeitig zu erheben. lhr Eingang ist
zu Uberwachen.

(2) Durch geeignete MalRnahmen hat die anordnende
Stelle dariiber zu wachen, dass sich die Inanspruch-
nahme von Haushaltsmitteln im Rahmen der Haus-
haltsansatze halt.

(3) Die Haushaltsansatze sind so zu bewirtschaften,
dass

a) die vorgegebenen Aufgaben wirtschaftlich und
zweckmafig erreicht werden,

b) die gebotene Sparsamkeit gelibt wird.

(4) Die Mittel sind erst in Anspruch zu nehmen, wenn
es die Erfullung der Aufgaben erfordert.

(5) Leistungen vor Empfang der Gegenleistung (Vor-
leistungen) sollen nur vereinbart oder bewirkt werden,
soweit es allgemein Gblich oder durch besondere
Umsténde gerechtfertigt ist. Fur Vorleistungen sind
die verkehrsublichen Sicherheiten zu verlangen.

(6) Verpflichtungen fir Investitionen dirfen unbe-
schadet anderer Bestimmungen erst eingegangen
werden, wenn deren Finanzierung gesichert ist.

§ 27
Uber- und auRerplanméaRige Haushaltsmittel

(1) Die Inanspruchnahme Uber- und auB3erplanmaf3i-
ger Haushaltsmittel sowie die Begriindung von Ver-
pflichtungen, durch die Inanspruchnahmen uber- oder
aulRerplanmaRiger Haushaltsmittel entstehen kénnen,
bedirfen der vorherigen Zustimmung des zustandi-
gen Organs. Die Zustimmung soll nur im Falle eines
unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedarfs
erteilt werden. Zugleich ist tber die Deckung zu ent-
scheiden.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Haushaltsmittel, die aus
Verstarkungsmitteln bestritten werden (§ 12) oder fur
Haushaltsmittel, die nach 8§ 13 fur deckungsfahig
erklart wurden. Das zustandige Organ kann jedoch fir
die Verwendung der Verstarkungsmittel zuséatzliche
Regelungen treffen.

§28
Sicherung des Haushalts

(1) Wahrend des Haushaltsjahres ist dariuiber zu wa-
chen, dass der Haushaltsausgleich gewahrleistet
bleibt.

(2) Ist der Haushaltsausgleich in Frage gestellt, so
sind unverziglich geeignete MaRnahmen zu treffen.

§29
Sachliche und zeitliche Bindung

(1) Haushaltsmittel dirfen nur zu dem im Haushalt
bezeichneten Zweck, soweit und solange er fortdau-
ert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjahres in
Anspruch genommen werden. Bei Malinahmen, die
sich Uber mehrere Jahre erstrecken und haushalts-
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jahriibergreifend abgewickelt werden, dirfen Haus-
haltsmittel nur zu dem bezeichneten Zweck, soweit
und solange er fortdauert, und nur bis zum Abschluss
der Mafnahme in Anspruch genommen werden.

(2) Nicht zur Haushaltsfinanzierung eingesetzte
Haushaltsmittel nach Absatz 1 Satz 1 kdnnen einer
Rucklage zugefiihrt werden, etwaige rechtliche Ein-
schrdnkungen bleiben davon unberiihrt. Né&heres
regelt das zustéandige Organ durch Haushaltsbe-
schluss.

(3) Zweckgebundene Haushaltsmittel (§ 14) bleiben
auch Uber das Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden,
solange der Zweck fortdauert.

§30
Vergabe von Auftragen

Auftrage sind in einem den Grundséatzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechenden
transparenten Verfahren in Anlehnung an Vergabe-
bestimmungen fir 6ffentliche Auftraggeber zu verge-
ben. Das Vergabeverfahren regelt die Kirchenleitung
durch Rechtsverordnung.

§31
Stellenbewirtschaftung

(1) Eine Planstelle, die als kinftig wegfallend (kw)
bezeichnet ist, darf bei Ausscheiden der Stelleninha-
berin/des Stelleninhabers nicht mehr besetzt werden.

(2) Ist eine Planstelle ohne nahere Angabe als kiinftig
wegfallend bezeichnet, darf die nachste freiwerdende
Planstelle derselben Besoldungs- oder Entgeltgruppe
der gleichen Fachrichtung nicht mehr besetzt werden.

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraus-
setzungen als kinftig umzuwandeln (ku) bezeichnet,
gilt die néchste freiwerdende Planstelle derselben
Besoldungs- oder Entgeltgruppe der gleichen Fach-
richtung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in die
Stelle umgewandelt, die in dem Umwandlungsver-
merk angegeben ist.

§32
Stundung, Niederschlagung
und Erlass von Forderungen

(1) Forderungen durfen nur

a) gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung
mit erheblichen Harten fir die zahlungspflichtige
Person verbunden ware und der Anspruch durch
die Stundung nicht gefahrdet wird,

b) niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass
die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder
wenn die Kosten der Einziehung aulRer Verhaltnis
zur Hohe des Anspruchs stehen,

c) erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage
des einzelnen Falles fur die zahlungspflichtige
Person eine besondere Harte bedeuten wirde.
Das Gleiche gilt fur die Ruckzahlung oder die An-
rechnung von geleisteten Betragen.

(2) Stundung, Niederschlagung und Erlass sind von
den hierfir zustéandigen Stellen der kassenfilhrenden
Stelle unverzuglich, Stundung und Erlass mindestens
gleichzeitig mit der Benachrichtigung des Zahlungs-
pflichtigen schriftlich mitzuteilen. Mit der Stundung ist
zugleich zu entscheiden, ob Stundungszinsen erho-
ben werden.



(3) Erlassene und niedergeschlagene Posten sind in
Verzeichnissen nachzuweisen. Die kassenfiihrende
Stelle versieht die Verzeichnisse mit der Bescheini-
gung, dass die aufgeflhrten Betrdge nicht eingegan-
gen sind.

(4) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben
unberihrt.

§33
Vorlaufige und durchlaufende
Rechnungsvorgéange

(1) Eine Auszahlung soll als sonstige Forderung und
eine Einzahlung als sonstige Verbindlichkeit gebucht
werden, wenn die Zuordnung zum Haushalt noch
nicht moglich ist.

(2) Irrtimlich eingehende oder zur Weiterleitung an
Dritte bestimmte Einzahlungen sind als Verbindlich-
keit auszuweisen.

(3) Die Finanzbuchhaltung hat die umgehende Ab-
wicklung zu veranlassen.

§34
Anordnungen

(1) Die Haushaltsausfiihrung erfolgt auf der Grundla-
ge von Anordnungen. Anordnungen umfassen auch
zugehdrige Zahlungsvorgange unabhangig von deren
Zeitpunkten. Sie sind schriftlich oder in elektronischer
Form als Einzel-, Sammel- oder Daueranordnungen
zu erteilen. Unterlagen, die Anordnungen begriinden,
sollen im Original oder in elektronischer Form beige-
fugt werden. Anordnungen mussen enthalten:

a) die anordnende Stelle,

b) Grund, Hoéhe, Zeitraum und Falligkeit sowie Be-
rechnungsgrundlage fir Zahlung oder Buchung,

c) die zahlungspflichtige/empfangsberechtigte Per-
son,

d) das Haushaltsjahr;

e) das Abrechnungsobjekt, d. h. die Kostenstelle und
gof. den Kostentrager,

f) die Feststellungsvermerke zur sachlichen und
fachtechnischen Richtigkeit,

g) ggf. einen Vermerk Uber die Aktivierung von Anla-
gegutern,

h) den Ort und das Datum der Anordnung,
i) die Unterschrift der Anordnungsberechtigten.

Die Anforderungen an den Inhalt der Anordnungen
kénnen durch die Kirchenleitung erweitert oder einge-
schrankt werden.

(2) Wird die elektronische Form gewahlt, ist das von
der Kirchenleitung freigegebene IT-Verfahren anzu-
wenden.

(3) Bei der Ubertragung in elektronische Dokumente
ist nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass
die elektronischen Dokumente mit den Papierdoku-
menten bildlich und inhaltlich Gbereinstimmen, wenn
sie lesbar gemacht werden.

(4) Papierdokumente gemaf Absatz 3 sollen nach der
Ubertragung in elektronische Dokumente vernichtet
werden, sobald eine weitere Aufbewahrung nicht
mehr aus rechtlichen Griinden oder zur Qualitatssi-
cherung des Ubertragungsvorgangs erforderlich ist.

-17 -

Drucksache Nr. 63/14

(5) Bei Kirchengemeinden, kirchlichen Verbanden,
Dekanaten und Regionalverwaltungsverbénden sowie
sonstigen der Aufsicht der Kirchenleitung unterste-
henden Einrichtungen liegt die Anordnungsbefugnis
bei der vorsitzenden Person, bei ihrer Verhinderung
oder bei Zahlung an sie selbst bei ihrer Stellvertre-
tung. Ubersteigt die Anordnung den Betrag von 5.000
Euro, ist die Unterschrift eines weiteren Vorstands-
mitglieds erforderlich. Fir Anordnungen mit einem
Betrag bis 5.000 Euro kann das zusténdige Organ
durch Beschluss regeln, dass die Unterschrift eines
weiteren Mitgliedes des Vorstandes erforderlich ist.
Die Anordnungsbefugnis fur Anordnungen bis zu
einem Betrag von 1.000 Euro kann durch das zustén-
dige Organ auf andere geeignete Personen innerhalb
ihres Verantwortungsbereiches durch Dienstanwei-
sung Ubertragen werden. Die Anordnungsbefugnis fur
den gesamtkirchlichen Haushalt einschlielich
Zweckvermdogen regelt die Kirchenleitung.

(6) Anordnungsberechtigte diirfen keine Anordnungen
erteilen, die auf sie oder ihre Ehegatten oder Lebens-
partner lauten. Das Gleiche gilt fir Personen, die mit
den Anordnungsberechtigten bis zum 3. Grad ver-
wandt, bis zum 2. Grad verschwagert oder durch
Adoption verbunden sind oder die mit den Anord-
nungsberechtigten in hauslicher Gemeinschaft leben.

(7) Wer Anordnungen erteilt, darf an Zahlungen nicht
beteiligt sein, Buchungen nicht ausfiihren und
Stammdaten in der Finanzbuchhaltung nicht pflegen.

(8) Eine Anordnung zu Lasten des Haushalts darf nur
erteilt werden, wenn Mittel haushaltsrechtlich zur
Verflgung stehen. § 27 bleibt unberdihrt.

(9) Die Finanzbuchhaltung kann durch allgemeine
Anordnungen auch jahresibergreifend mit der Bu-
chung und Zahlung von Haushaltsmitteln beauftragt
werden.

(10) Die Ertrage und Aufwendungen so-wie die mit
Investitionen und deren Finanzierung verbundenen
Haushaltsmittel sind in voller Hohe und getrennt von-
einander anzuordnen; sie dirfen nicht vorweg gegen-
einander aufgerechnet werden (Saldierungsverbot).

(11) Durch eine Aktivierung von Sachanlagegutern
gelten die daraus resultierenden planmaRigen Ab-
schreibungen und ggf. die zugehdrigen Auflésungen
des Sonderpostens fiir erhaltene Investitionszuschis-
se als angeordnet.

(12) Ohne Anordnung dirfen abgewickelt werden:

a) Vorlaufige und durchlaufende Rechnungsvorgan-
ge,

b) Verteilung von Kosten und Erlésen in der Kosten-
und Leistungsrechnung,

c) Bildung und Auflésung von Rechnungsabgren-
zungen,

d) Berichtigungen von fehlerhaften Buchungen, so-
fern fur diese Falle eine ordnungsgemafe Anord-
nung vorgelegen hat, der Fehler jedoch in der Fi-
nanzbuchhaltung entstanden ist,

e) Berichtigungen geringfugiger Zahlungs- oder
Buchungsdifferenzen, naher geregelt durch die
Dienstanweisung nach § 43,

f) Abschluss der Ergebniskonten,



g) betragsgleiche Ubertrage zwischen Kassenbe-
stand und Guthaben bei Kreditinstituten sowie
zwischen verschiedenen Guthaben.

(13) Hat die Finanzbuchhaltung gegen Form oder
Inhalt einer Anordnung begriindete Bedenken, so hat
sie diese der anordnenden Stelle schriftlich mitzutei-
len. Werden die Bedenken zuriickgewiesen, so hat
dies gleichfalls schriftich zu erfolgen. Der Schrift-
wechsel soll der Anordnung beigefligt werden. Ent-
spricht eine Anordnung nicht der Haushaltssystema-
tik, ist die Finanzbuchhaltung berechtigt, die Richtig-
stellung vorzunehmen; die anordnende Stelle ist zu
informieren.

§35
Haftung

Wer entgegen den Vorschriften eine Anordnung erteilt
oder eine MafRhahme getroffen oder unterlassen hat,
durch die ein Schaden entstanden ist, ist im Rahmen
des geltenden Rechts ersatzpflichtig.

Abschnitt 4
Rechnungswesen und Kassenflihrung

§ 36
Aufgaben und Organisation, Einbindung Dritter

(1) Das Rechnungswesen und die Kassenfiihrung
haben

a) die erforderlichen Informationen fir die Haus-
haltsplanung und den Haushaltsvollzug bereitzu-
stellen,

b) die Aufstellung des Jahresabschlusses und die
Durchfiihrung des Planvergleichs zu erméglichen
und

c) die Uberpriifoarkeit des Umgangs mit kirchlichen
Mitteln im Hinblick auf RechtmaRigkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu gewéhrleisten.

(2) Die Finanzbuchhaltung ist zentral einzurichten. Sie
hat den gesamten Zahlungsverkehr abzuwickeln und
die Kassenfihrung wahrzunehmen, die Buchungen
vorzunehmen, die Rechnungsbelege ordnungsgeman
abzulegen und die Rechnungslegung vorzubereiten.

(3) Weitere Finanzbuchhaltungen dirfen nur einge-
richtet werden, wenn ein unabweisbarer Bedarf be-
steht bzw. wenn es aus wirtschaftlichen Griinden
geboten erscheint.

(4) Die Aufgaben der Finanzbuchhaltung mehrerer
Korperschaften sollen einer gemeinsamen Verwal-
tung Ubertragen werden.

(5) Im Ausnahmefall ist es zulassig, die Aufgaben mit
Zustimmung der Finanzaufsicht ganz oder teilweise
an Dritte zu Ubertragen. Dabei muss insbesondere
sichergestellt sein, dass

a) die geltenden Vorschriften beachtet,

b) den fur die Prufung zusténdigen Stellen ausrei-
chende Prifungsmdglichkeiten auch hinsichtlich
des Einsatzes automatisierter Verfahren gewahrt
werden und

c) die betraute Stelle im Falle eines Verschuldens
gegenuber der auftraggebenden Stelle oder Drit-
ten fur Schaden haftet.

(6) Die Aufsicht Uber die Finanzbuchhaltung muss
gewabhrleistet sein.
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(7) Aufgaben der Finanzbuchhaltung Dritter durfen mit
Zustimmung der Finanzaufsicht nur Gbernommen
werden, wenn gewabhrleistet ist, dass

a) diese separat gefiihrt werden,

b) diese im Bedarfsfall in die Rechnungsprifung
einbezogen werden kdnnen,

c) die ordnungsgemale und termingerechte Erledi-
gung der eigenen Aufgaben nicht beeintrachtigt
wird.

8§ 37
Handkassen, Handvorschiisse, Zahlstellen

(1) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen und zur
Vereinnahmung durch die Kirchenleitung festzule-
gender Einzahlungen kdnnen Handkassen eingerich-
tet werden, die regelmafiig abzurechnen sind.

(2) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen kénnen
Handvorschiisse bewilligt werden, die zeitnah abzu-
rechnen sind.

(3) In Ausnahmefallen kénnen Zahlstellen als Teil der
Finanzbuchhaltung eingerichtet werden. Diese bu-
chen die Zahlungsvorgange in zeitlicher Ordnung und
sollen monatlich abrechnen.

§ 38
Personal der Finanzbuchhaltung

(1) In der Finanzbuchhaltung durfen nur Personen
beschéftigt werden, deren Eignung und Zuverlassig-
keit festgestellt worden ist.

(2) Die in der Finanzbuchhaltung beschéftigten Per-
sonen dirfen weder untereinander noch mit Anord-
nungsberechtigten und den die Kassenaufsicht fih-
renden Personen verheiratet oder verpartnert, bis
zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad verschwagert
oder durch Adoption verbunden sein oder in hausli-
cher Gemeinschaft leben. Ausnahmen bedirfen der
Zustimmung der zustandigen Stelle.

§39
Geschaftsverteilung in der Finanzbuchhaltung

(1) Ist die Finanzbuchhaltung mit mehreren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern besetzt, so miissen Buch-
haltung und Kassenfiihrung von verschiedenen Per-
sonen wahrgenommen werden.

(2) Die mit der Buchhaltung und die mit der Kassen-
fuhrung betrauten Personen sollen sich regelmaRig
nicht vertreten.

(3) Ausnahmen bedirfen der Zustimmung der zu-
stéandigen Stelle.

§40
Verwaltung der liquiden Mittel

(1) Die liquiden Mittel sind sicher anzulegen und wirt-
schaftlich im Rahmen eines Liquiditdtsmanagements
zu verwalten.

(2) Die anordnende Stelle hat die Finanzbuchhaltung
friihzeitig zu verstandigen, wenn mit groReren Einzah-
lungen zu rechnen ist oder gro3ere Auszahlungen zu
leisten sind.

(3) Ist eine Verstarkung der liquiden Mittel durch die
Inanspruchnahme der Betriebsmittelriicklage (Liquidi-
tatsreserve) oder durch einen Liquiditatskredit erfor-
derlich, so ist die zustandige Stelle rechtzeitig zu
verstandigen.



§41
Zahlungen

(1) Auszahlungen sind unverziglich oder zu dem in
der Anordnung bestimmten Zeitpunkt zu leisten und
vorrangig bargeldlos zu bewirken. Auszahlungen
sollen unter Beriicksichtigung von Skonti bis zum
Falligkeitszeitpunkt bewirkt werden.

(2) Einzahlungen sind regelmafig nur aufgrund einer
Anordnung anzunehmen. Bei Geldeingdéngen ohne
Anordnung ist diese sofort zu beantragen.

(3) Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstan-
de sind zum Zeitpunkt der Falligkeit einzuziehen. Ist
keine Frist gesetzt, sind sie sobald wie méglich einzu-
ziehen.

(4) SEPA-Lastschrift-Mandate dirfen nur durch die
Finanzbuchhaltung erteilt werden.

(5) Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder Barzahlung
der einzahlenden Person eine Quittung zu erteilen
bzw. von der empfangsberechtigten Person eine
Quittung zu verlangen. Die anordnende Stelle kann
fur bestimmte Falle den Nachweis der Zahlung in
anderer Form zulassen. Der gewahlte Zahlweg ist zu
bescheinigen.

(6) Die Quittung, die bei der Ubergabe von Zah-
lungsmitteln von der empfangsberechtigten Person zu
verlangen ist, ist unmittelbar auf der Anordnung an-
zubringen oder ihr beizufligen.

(7) Werden die Uberweisungen im automatisierten
Verfahren abgewickelt, sind die einzelnen Zahlungen
in einer Liste zusammenzustellen. Die Ubereinstim-
mung der Liste mit den Anordnungen ist mindestens
stichprobenweise zu prifen und zu bescheinigen.

§ 42
Mahnwesen und Vollstreckung

(1) Die Finanzbuchhaltung hat den rechtzeitigen Ein-
gang der Zahlungen zu uUberwachen. Sie flhrt das
Mahn- und Vollstreckungswesen durch. Naheres
regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.

(2) Die Kosten der Mahnung und Vollstreckung sind
der zahlungspflichtigen Person aufzuerlegen.

§ 43
Dienstanweisung fir die Finanzbuchhaltung

Weitere Bestimmungen zu Buchhaltung und Kassen-
fuhrung sind in einer Dienstanweisung zu regeln.

§44
Fuhrung der Blcher

(1) Die kirchliche Kérperschaft ist zur Erfullung der in
§ 36 Absatz 1 genannten Zwecke verpflichtet, Biicher
zu fuhren, in denen

a) alle mit dem Haushaltsvollzug verbundenen Ertré-
ge und Aufwendungen sowie

b) der Bestand und die Veranderung ihres Vermo-
gens und der Schulden im System der doppelten
Buchfiihrung aufgezeichnet werden.

(2) Die Buchfuhrung muss so beschaffen sein, dass
sie in angemessener Zeit einer sachverstandigen
dritten Person einen Uberblick iiber die Geschéftsvor-
falle, den Ressourceneinsatz und -verbrauch und die
wirtschaftliche Lage der kirchlichen Korperschaft
vermittelt. Die Geschéftsvorfalle missen sich in ihrer
Entstehung und Abwicklung verfolgen lassen.
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(3) Die Aufzeichnungen in den Biichern mussen voll-
standig, richtig, geordnet, periodisch, zeitnah und
nachprifbar sein.

(4) Es sind ein Grundbuch (Journal) und ein Haupt-
buch zu fuhren.

(5) Nebenbucher erweitern die Hauptblicher um be-
stimmte Einzelinformationen. Nebenbicher sind fir
die Personalabrechnung sowie die Debitoren-, Kredi-
toren- und Anlagenbuchhaltung zu fuhren. Weitere
Nebenbicher kdnnen gefiihrt werden.

(6) Die Biicher sind so zu fuhren, dass

a) sie zusammen mit den Belegen beweiskraftige
Unterlagen fur den Haushalt und den Jahresab-
schluss sind und

b) UnregelméaRigkeiten durch interne Kontrollsyste-
me soweit als mdglich ausgeschlossen sind.

(7) Aus den Biichern mussen in Verbindung mit den
Belegen der Buchungsgrund und die/der Einzahlende
oder Empfangende festzustellen sein.

(8) Berichtigungen in Biichern miissen so vorgenom-
men werden, dass die urspringliche Eintragung er-
kennbar bleibt.

§ 45
Buchungen, Belegpflicht

(1) Die Ordnung fiir die sachliche Buchung folgt der
Gliederung des Haushalts.

(2) Die zustandige Stelle regelt eine geeignete Art der
Speicherung der Daten. Sie stellt sicher, dass das
Verfahren technisch und organisatorisch sicher und
wirtschaftlich ist. Kann eine geeignete Speicherung
der Daten nicht sichergestellt werden, sind grundséatz-
lich alle fur die Buchung relevanten Daten sowie
zugehodrige Auswertungen auszudrucken. Léangste
Ausdruckperiode ist das Haushaltsjahr.

(3) Die Buchungen sind zu belegen. Die Buchungsbe-
lege sind grundsatzlich nach Belegnummern zu ord-
nen.

§ 46
Zeitpunkt der Buchungen

(1) Forderungen und Verbindlichkeiten sind zum
Zeitpunkt ihrer Entstehung, Ein- und Auszahlungen
zum Zeitpunkt ihrer Leistung und nicht zahlungswirk-
same Veranderungen des Vermdgens, der Sonder-
posten und der Rickstellungen sind spatestens im
Rahmen der Jahresabschlussarbeiten zu buchen.
Aufwendungen und Ertrége sind fur das Jahr ihrer
wirtschaftlichen Verursachung zu erfassen.

(2) Wird kein automatisiertes Verfahren angewendet,
in dem gleichzeitig nach sachlicher und nach zeitli-
cher Ordnung gebucht wird, ist die sachliche Buchung
zeitnah nach der zeitlichen Buchung vorzunehmen.

8§47
Abschluss der Bar- und Bankbestande

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen erfolgt sind,
sind die Buchbestdande der Bankkonten mit den
Bankkontoauszigen abzugleichen. Die Ergebnisse
der Barkassen sind in einem Protokoll nachzuweisen
und schriftlich anzuerkennen. Fur den Abgleich der
Bestande kann eine langere Frist zugelassen werden.



(2) Wird eine Kassendifferenz festgestellt, so ist dies
beim Abgleich zu vermerken. Die Kassenaufsicht ist
unverzuglich zu unterrichten.

(3) Ein Kassenfehlbetrag ist zunéchst als sonstige
Forderung zu buchen. Bei gréReren Betragen hat die
Kassenaufsicht das Rechnungsprifungsamt zu infor-
mieren. Bleibt der Kassenfehlbetrag unaufgeklart und
besteht keine Haftung oder ist kein Ersatz zu erlan-
gen, so ist der Fehlbetrag als Aufwand in die Ergeb-
nisrechnung zu tbernehmen.

(4) Ein Kassenuberschuss ist zunéachst als sonstige
Verbindlichkeit zu buchen. Kann er aufgeklart werden,
darf er der empfangsberechtigten Person nur auf-
grund einer Anordnung ausgezahlt werden. Kann er
bis zum Jahresabschluss nicht aufgeklart werden, ist
er als Ertrag in der Ergebnisrechnung zu vereinnah-
men.

§48
Zwischenauswertungen

Auswertungen fiir Steuerungs- und Uberwachungs-
zwecke sollen regelmafig durchgefiihrt werden, das
Nahere regelt die Kirchenverwaltung.

8§49
Abschluss der Blicher

Die Bucher sind jahrlich abzuschlieRen.

8§50
Jahresabschluss

(1) Der Jahresabschluss umfasst die Ergebnisrech-
nung, die Investitions- und Finanzierungsrechnung,
die Kapitalflussrechnung, die Bilanz und den Anhang.
Der Jahresabschluss hat unter Beachtung der
Grundsatze ordnungsmafiger Buchfihrung ein den
tatsachlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der
Haushaltsausfuhrung sowie der Vermdgens-, Finanz-
und Ergebnislage zu vermitteln.

(2) Im Jahresabschluss sind alle Haushaltsmittel der
Ergebnisrechnung sowie der Investitions- und Finan-
zierungsrechnung nach der Ordnung des Haushalts
darzustellen. Zum Vergleich sind die Ansatze aufzu-
fuhren und die Abweichungen auszuweisen.

(3) Fur die Aufstellung der Ergebnisrechnung und der
Bilanz ist die vorgeschriebene Gliederung zu beach-
ten. Weitere Untergliederungen sind zuléssig. Die
Form der Darstellung, insbesondere die Gliederung
der aufeinander folgenden Ergebnisrechnungen,
Investitions- und Finanzierungsrechnungen und Bi-
lanzen ist beizubehalten, soweit nicht in Ausnahme-
fallen wegen besonderer Umstédnde Abweichungen
erforderlich sind. Die Abweichungen sind zu erlautern.

(4) GemalR der Untergliederung des Haushaltes sind
Teilergebnisrechnungen und Teilinvestitions- und
Finanzierungsrechnungen zu bilden, soweit dies
zweckmafig ist.

(5) Der Jahresabschluss ist spatestens bis zum Ende
des vierten Monats nach Ende des Haushaltsjahres
aufzustellen und bis Ende des siebten Monats festzu-
stellen.

(6) Die Abschlusse und Nachweise sind von der kas-
senflhrenden Stelle sowie von dem vorsitzenden
Mitglied des Vertretungsorgans, bei der Gesamtkirche
von der Leiterin/dem Leiter der Kirchenverwaltung zu
unterzeichnen.
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§51
Ergebnisrechnung, Investitions-
und Finanzierungsrechnung

(1) Der Ergebnishaushalt wird mit der Ergebnisrech-
nung abgeschlossen. In ihr sind die dem Haushalts-
jahr zuzurechnenden Ertrdge und Aufwendungen
auszuweisen und daraus das Jahresergebnis zu
ermitteln. Ertrdge und Aufwendungen durfen nicht
miteinander verrechnet werden. Zufiihrungen zu und
Entnahmen aus Riicklagen fiir nicht investive Zwecke
sind in der Ergebnisrechnung nach dem Posten ,Jah-
resiiberschuss / Jahresfehlbetrag" nachzuweisen. Die
Ergebnisrechnung schliet mit dem Bilanzergebnis
ab.

(2) Die Ergebnisrechnung ist in Staffelform aufzustel-
len. Ihre Darstellung richtet sich nach den von der
Evangelischen Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik unter Berlck-
sichtigung des Sachkontenrahmens nach § 9 Absatz
3.

(3) Der Investitions- und Finanzierungshaushalt wird
mit der Investitions- und Finanzierungsrechnung
abgeschlossen. In ihr sind die dem Haushaltsjahr
zuzurechnenden Zu- und Abgéange der mit der Investi-
tions- und Finanzierungstatigkeit verbundenen Haus-
haltsmittel zu erfassen.

(4) Den Positionen der Ergebnisrechnung sowie der
Investitions- und Finanzierungsrechnung sind die
fortgeschriebenen Planansatze des Haushaltsjahres
gegenuberzustellen. Abweichungen (Plan-/Ist-
Vergleiche) sind auszuweisen.

(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrechnung ist in
der Bilanz im Reinvermdgen auszuweisen und soll
dem zustadndigen Beschlussorgan zur Entscheidung
Uiber die Verwendung bzw. Deckung vorgelegt wer-
den.

§52
Bilanz

Als Bestandteil des Jahresabschlusses ist die Bilanz
aufzustellen. Fur die Aufstellung der Bilanz gelten die
Ansatz- und Bewertungsvorschriften des Abschnitts 5.

§53
Anhang

Im Anhang werden wesentliche Positionen des Jah-
resabschlusses erlautert. Insbesondere sind anzuge-
ben:

a) die bei Wahlrechten angewandten Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden,

b) Abweichungen von den bisher angewandten Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden mit einer
Begrindung,

c) Haftungsverhdltnisse, die nicht in der Bilanz aus-
zuweisen sind, sowie Vorbelastungen kinftiger
Haushaltsjahre, insbesondere Biirgschaften, Ge-
wahrleistungsvertrage, in Anspruch genommene
Verpflichtungserméchtigungen und Verpflichtun-
gen aus kreditéhnlichen Rechtsgeschéften,

d) eine Deckungsliicke bei den Substanzerhaltungs-
rucklagen,

e) Unterschreitungen von Mindesthohen weiterer
Pflichtricklagen,



f) die Finanzdeckung der Passivpositionen, fir die
eine Finanzdeckung vorgegeben ist,

g) das gewahlte Verfahren zur Ermittlung von Rick-
stellungen fir beamtenrechtliche Pensions- und
Beihilfeverpflichtungen.

§ 54
Anlagen zum Anhang

(1) Als Anlagen sind dem Anhang inshesondere bei-
zufligen:

a) das Vorprifungs- und Abnahmeprotokoll geman
§78,

b) Ubersichten (iber die Finanzanlagen und liquiden
Mittel, einschlie3lich des Nachweises der Bestén-
de, zum Ende des Haushaltsjahres,

c) Ubersichten iiber die Forderungen und Verbind-
lichkeiten — eine Offene-Posten-Liste und ein Ver-
zeichnis Uber die zum Ende des Haushaltsjahres
nicht abgewickelten durchlaufenden und vorlaufi-
gen Rechnungspositionen sind vorzuhalten —,

d) die Belege, ggf. in digitaler Form,

e) Ubersichten uber die Ricklagen, tiber die Riick-
stellungen sowie Uber die Sonderposten,

f) der Anlagenspiegel,

g) Ubersichten ber erhebliche Abweichungen von
den ErmachtigungsgrofRen mit Erlauterungen.

(2) In den Ubersichten zu Absatz 1 Buchstabe ¢ sind
der jeweilige Gesamtbetrag zu Beginn und zum Ende
des Haushaltsjahres sowie Wertberichtigungen anzu-
geben. In den Ubersichten zu Absatz 1 Buchstabe e
sind der jeweilige Stand zu Beginn und zum Ende des
Haushaltsjahres sowie die Zu- und Abgange darzu-
stellen.

(3) Im Anlagenspiegel sind der Stand des Anlagever-
mdgens zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjah-
res, die Zu- und Abgange, Umbuchungen sowie die
Zuschreibungen und Abschreibungen darzustellen.

§55
Aufbewahrungsfristen

(1) Die Haushalte, die erstmalige Erdffnungsbilanz,
die Jahresabschlusse, die Grund- und Hauptbicher
sind dauernd, sonstige Biicher und die Belege min-
destens zehn Jahre aufzubewahren. Die Fristen lau-
fen vom Tage der Entlastung an.

(2) Die Aufbewahrung kann auch auf Bildtragern oder
anderen Datentragern erfolgen, wenn die Uberein-
stimmung mit den Urschriften und die Lesbarkeit
gesichert sind.

(3) Die zu beachtenden rechtlichen Fristen Dritter
bleiben unberuhrt.

§ 56
Anwendung fur Betriebe gewerblicher Art

(1) Sofern handels- und steuerrechtliche Vorschriften
anzuwenden sind, ist soweit méglich sicherzustellen,
dass die erforderlichen Informationen nach den von
der Evangelischen Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik bereitgestellt
werden konnen.

(2) Bei Anwendung von Absatz 1 wird der Haushalt
durch den Wirtschaftsplan ersetzt. Die kirchlichen
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Vorschriften sind sinngemafl anzuwenden, soweit
dem handels- oder steuerrechtliche Regelungen nicht
entgegenstehen.

(3) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Abschnitt 5
Vermdgen und Schulden: Grundsétze,
Ansatz und Bewertung

§57
Vermdgen

(1) Das Vermdgen ist die Gesamtheit aller Sachen,
Rechte und Anspriiche. Es besteht aus

1. Kirchenvermdgen,
2. Pfarreivermdgen und
3. sonstigem Zweckvermdgen.

(2) Das Kirchenvermdgen dient den allgemeinen
kirchlichen Bedurfnissen, das Pfarrvermégen der
Pfarrbesoldung und -versorgung, die sonstigen
Zweckvermdgen den Zwecken, denen sie gewidmet
sind.

(3) Vermdgensgegenstande sollen nur erworben
werden, soweit sie zur Erflullung der kirchlichen Auf-
gaben erforderlich sind.

(4) Das Vermdgen ist wirtschaftlich und im Einklang
mit dem kirchlichen Auftrag zu verwalten. Es ist in
seinem Bestand und Wert grundsétzlich zu erhalten.
Der mit seiner Nutzung verbundene Ressourcenver-
brauch soll erwirtschaftet werden. Bei Wechsel der
verantwortlichen Personen ist eine ordnungsgemaie
Ubergabe inklusive Anfertigung eines Ubergabepro-
tokolls sicherzustellen.

(5) Vermdgen darf nur veraulRert werden, wenn es zur
Erfullung der Aufgaben kinftig nicht benétigt wird
oder wenn es aus wirtschaftlichen Grinden geboten
ist. Vermdgen darf nur gegen einen seinem Wert
entsprechenden Preis verauflert werden.

(6) Steuern und offentliche Abgaben sowie alle Aus-
gaben, die eine Verbesserung oder Steigerung der
Ertragsfahigkeit des Pfarreivermégens zum Ziel ha-
ben, werden aus dessen Ertragnissen finanziert;
laufende Ausgaben der Verwaltung des Pfarreiver-
mogens gehen zu Lasten des Kirchenvermdégens. Die
Bestimmungen uUber die treuhé&nderische Verwaltung
des Pfarreivermdgens in der Evangelischen Kirche in
Hessen und Nassau bleiben unberthrt.

(7) Pfarrhduser mit Zubehor sind in der Regel Be-
standteil des Pfarreivermdgens. Ihre Bau- und Unter-
haltungskosten sowie samtliche darauf ruhende Las-
ten und Abgaben werden aus Ertragnissen des Kir-
chenvermdgens getragen. Leistungsverpflichtungen
Dritter (blrgerliche Gemeinden, Staat, Patrone usw.)
bleiben unberuhrt.

(8) Die Erfassung und Abrechnung des Pfarreivermo-
gens wird durch die Kirchenleitung geregelt.

§58
Bewirtschaftung des Vermdgens

Die wirtschaftliche Verwaltung des kirchlichen Ver-
mogens umfasst insbesondere folgende Verpflichtun-
gen:

1. Grundstiicke, die nicht unmittelbar kirchlich ge-
nutzt werden, sind zu vermieten oder zu verpach-
ten.



2. Frichte und Nutzungen aus kirchlichen Vermo-
gensgegenstanden durfen Dritten grundsatzlich
nur gegen angemessenes Entgelt Uberlassen
werden.

3. Auf Gesetz, Vertrag und Herkommen beruhende
Nutzungen und Rechte sind zu erhalten und
wahrzunehmen. Die Ablésung und Umwandlung
von Rechten darf nur erfolgen, wenn daran ein
besonderes Interesse oder eine Verpflichtung
hierzu besteht. Die Ablésung ist nur gegen einen
der Nutzung oder dem Recht entsprechenden
Wert zuléssig. Die wirtschaftliche Verwaltung der
Nutzungen und Rechte ist zu gewahrleisten.

4. Zuwendungen von Todes wegen und Schenkun-
gen durfen nur angenommen werden, wenn in ih-
rer Zweckbestimmung nichts enthalten ist, was
dem Auftrag der Kirche widerspricht. Sie sind aus-
zuschlagen, wenn mit ihnen Belastungen verbun-
den sind, die dem Wert der Zuwendung oder
Schenkung nicht entsprechen. Fir die Verwen-
dung der Zuwendung gilt der Wille der oder des
Zuwendenden.

5. Fur Stiftungen gilt Nummer 4 entsprechend. So-
weit kirchliches oder staatliches Stiftungsrecht
dem nicht entgegensteht, ist eine Umwandlung,
Zusammenlegung oder Aufhebung von Stiftungen
zulassig, wenn sie wegen wesentlicher Verande-
rungen der Verhéaltnisse notwendig oder wenn die
Erfullung des Stiftungszwecks unmdglich gewor-
den ist.

6. Geldmittel, die nicht auf laufenden Konten fiir den
Zahlungsverkehr benétigt werden, und Finanzan-
lagen sind so anzulegen, dass die mit der Geldan-
lage verbundenen Ziele in mdglichst hohem Um-
fang erreicht werden. Die Kriterien Sicherheit, Li-
quiditdt und Rentabilitdt sind hierbei in ausrei-
chender Weise zu beriicksichtigen. Die Art der An-
lage muss mit dem kirchlichen Auftrag vereinbar
sein. Finanzanlagen sollen durch die Gesamitkir-
che angelegt werden. Ausnahmen bedirfen der
kirchenaufsichtlichen Genehmigung.

§59
Inventur, Inventar

Die Inventur ist die Bestandsaufnahme aller vorhan-
denen Vermdgenswerte und Schulden. Das Ergebnis
der Inventur ist ein Verzeichnis (Inventar), in dem alle
Vermogensgegenstande und Schulden nach Art,
Menge und Wert aufgefuhrt sind.

§ 60
Allgemeine Bewertungsgrundsatze

Bei der Bewertung der Vermégensgegenstande und
Schulden gilt Folgendes:

1. Die Wertansatze in der Eréffnungsbilanz des
Haushaltsjahrs miussen mit denen der Schlussbi-
lanz des Vorjahres ubereinstimmen.

2. Die Vermogensgegenstdnde und Schulden sind
zum Abschlussstichtag grundsétzlich einzeln zu
bewerten.

3. Es ist vorsichtig zu bewerten, namentlich sind alle
vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum
Abschlussstichtag entstanden sind, zu beriicksich-
tigen.

4. Aufwendungen und Ertrdge des Haushaltsjahrs
sind unabhéangig von den Zeitpunkten der ent-
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sprechenden Zahlungen im Jahresabschluss zu
berlicksichtigen.

5. Die im Vorjahr angewandten Ansatz- und Bewer-
tungsmethoden sollen beibehalten werden.

6. (Wert-)Gewinne sind nur zu beriicksichtigen, wenn
sie am Abschlussstichtag realisiert sind.

§61
Wertanséatze der Vermdgensgegenstande
und Schulden

(1) Vermogensgegenstande sind héchstens mit den
Anschaffungs- und Herstellungskosten vermindert um
Abschreibungen geméaR § 63 zu bewerten. Dabei gilt,
dass

a) Anschaffungskosten die Aufwendungen sind, die
geleistet werden, um einen Vermdgensgegen-
stand zu erwerben und ihn in einen betriebsberei-
ten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermo-
gensgegenstand einzeln zugeordnet werden kon-
nen; zu den Anschaffungskosten gehdren auch
die Nebenkosten. Minderungen des Anschaf-
fungspreises sind abzusetzen;

b) Herstellungskosten die Aufwendungen sind, die
durch den Verbrauch von Gitern und die Inan-
spruchnahme von Diensten fir die Herstellung ei-
nes Vermdgensgegenstands, seine Erweiterung
oder flr eine Uber seinen urspriinglichen Zustand
hinausgehende wesentliche Verbesserung entste-
hen.

(2) Bei Vermdgensgegenstanden des Anlagevermo-
gens sind bei voraussichtlich dauernder Wertminde-
rung aufBerplanméaRige Abschreibungen vorzuneh-
men, um diese mit dem niedrigeren Wert anzusetzen,
der ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist.

(3) Bei Vermdgensgegenstanden des Umlaufvermo-
gens sind Abschreibungen vorzunehmen, um diese
mit einem niedrigeren Wert anzusetzen, der sich aus
einem Bodrsen- oder Marktpreis am Abschlussstichtag
ergibt.

(4) Forderungen sind mit dem Nominalwert anzuset-
zen. Zweifelhafte Forderungen sind gesondert aus-
zuweisen und entsprechende Einzelwertberichtigun-
gen sind zu bilden. Uneinbringliche Forderungen sind
abzuschreiben.

(5) Ruckstellungen fur beamtenrechtliche Pensions-
und Beihilfeverpflichtungen sind nach versicherungs-
mathematischen Grundséatzen zu ermitteln.

(6) Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rickzah-
lungsbetrag in der Bilanz auszuweisen. Rickstellun-
gen sind in H6he des nach verninftiger kaufméanni-
scher Beurteilung notwendigen Ruckzahlungsbetrags
anzusetzen.

8§62
Nachweis des Vermdgens und der Schulden,
Bilanzierung

(1) Das nach den vorstehenden Vorschriften erfasste
und bewertete Vermdgen und die Schulden sind in
einer Bilanz nachzuweisen.

(2) In der Bilanz sind das Anlage- und das Umlauf-
vermdgen, das Reinvermdgen, die Sonderposten, die
Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungsposten
vollstandig auszuweisen. Die Deckungslicken der
Substanzerhaltungsricklagen aus unterbliebener



Instandhaltung und nicht erwirtschafteten Abschrei-
bungen sind im Anhang auszuweisen. Treuh&nde-
risch verwaltete Vermdgenswerte einschliel3lich der
damit verbundenen Verpflichtungen werden unter
dem Bilanzstrich aufgefihrt.

(3) Posten der Aktivseite dirfen grundsatzlich nicht
mit Posten der Passivseite, Grundstiicksrechte nicht
mit Grundsttickslasten verrechnet werden.

(4) Die Bilanz ist in Kontoform zu erstellen. Es gilt das
Schema der zur Erfassung, Bewertung und Bilanzie-
rung nach § 70 zu erlassenden Rechtsverordnung.

(5) In der Bilanz ist zu jedem Posten der entspre-
chende Betrag des vorhergehenden Haushaltsjahres
anzugeben. Erhebliche Unterschiede sind zu erlau-
tern.

§63
Abschreibungen

(1) Bei Vermdgensgegenstanden des Anlagevermo-
gens, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind die
Anschaffungs- oder Herstellungskosten um planméa-
RBige Abschreibungen zu vermindern.

(2) Im Anschaffungsjahr und im Jahr der Verauf3erung
oder Verschrottung des Vermdgensgegenstandes hat
die Abschreibung monatsgenau zu erfolgen.

(3) Im Falle einer voraussichtlich dauernden Wert-
minderung sind aufllerplanmafige Abschreibungen
vorzunehmen. Ein niedriger Wertansatz darf nicht
beibehalten werden, wenn die Grunde dafir nicht
mehr bestehen.

(4) Bei Vorraten sind nur dann Abschreibungen vor-
zunehmen, wenn diese von wesentlicher Bedeutung
sind.

§ 64
Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen

(1) Kirchliche Korperschaften sollen sich an der
Griindung eines Unternehmens in einer Rechtsform
des privaten Rechts oder an einem bestehenden
Unternehmen in einer solchen Rechtsform nur beteili-
gen, wenn

a) dafur ein berechtigtes Interesse vorliegt und sich
der angestrebte Zweck nicht besser und wirt-
schaftlicher auf andere Weise erreichen lasst,

b) sowohl die Einzahlungsverpflichtung als auch die
Haftung auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist,

¢) die kirchlichen Belange im Aufsichtsrat oder einem
entsprechenden Uberwachungsorgan angemes-
sen vertreten sind,

d) gewabhrleistet ist, dass der Jahresabschluss ent-
sprechend den anzuwendenden Vorschriften auf-
gestellt und gepriift wird,

e) das Priifungsrecht des Rechnungsprifungsamtes
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau,
unbeschadet des Buchstabens d gewahrleistet ist,

f) die Anwendung des Arbeitsrechts-Regelungsge-
setzes, des Mitarbeitervertretungsgesetzes sowie
des kirchlichen Datenschutzrechts gewahrleistet
ist.

(2) Erwirbt eine kirchliche Korperschaft die Mehrheit
der Anteile eines Unternehmens nach Absatz 1, so
sind in der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag
Prifungsrechte und erforderlichenfalls weitergehende
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Berichtspflichten vorzusehen. Bei Minderheitsbeteili-
gungen soll auf die Gewahrung dieser Berichtspflich-
ten hingewirkt werden. Entsprechendes gilt fur mittel-
bare Beteiligungen.

(3) Die kirchlichen Korperschaften haben darauf hin-
zuwirken, dass das privatrechtliche Unternehmen auf
ihr Verlangen

1. im Rahmen der Abschlussprifung auch die ord-
nungsgemafe Geschaftsfiihrung prifen lasst,

2. die Abschlussprifer beauftragt, in ihrem Bericht
auch

a) die Entwicklung der Vermégens- und Ertrags-
lage sowie die Liquiditdt und Rentabilitat der
Gesellschaft,

b) verlustbringende Geschéfte und die Ursachen
der Verluste, soweit sie fur die Vermdgens-
und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Ver-
lustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetra-
ges darzustellen,

3. ihnen unverziglich nach Eingang den Priifungsbe-
richt der Abschlussprifer und, wenn das Unter-
nehmen einen Konzernabschluss aufzustellen hat,
den Prufungsbericht der Konzernabschlusspriifer
Ubersendet.

(4) Die durch die kirchlichen Kdorperschaften fir die
Organe des Unternehmens zu bestellenden Vertrete-
rinnen und Vertreter sollen (ber Sachkompetenz
sowie juristische und betriebswirtschaftliche Kennt-
nisse verfigen. Sie haben mindestens einmal jahrlich
der entsendenden Kdrperschaft Gber die wirtschaftli-
che Lage des Unternehmens, insbesondere uber
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Ergebnisse der
Prufungen des Unternehmens sowie liber besondere
Risiken und beabsichtigte gréRBere Veradnderungen
Bericht zu erstatten. Die Satze 1 und 2 gelten ent-
sprechend, wenn den kirchlichen Kérperschaften das
Recht eingeraumt wird, in ein Organ eines Unterneh-
mens in der Rechtsform des privaten Rechts, an dem
keine Beteiligung besteht, Vertreterinnen oder Vertre-
ter zu entsenden.

(5) Die Absatze 1 his 4 gelten entsprechend, wenn
ein privatrechtliches Unternehmen, an dem kirchliche
Korperschaften mit insgesamt mehr als 50 vom 100
beteiligt sind, sich an einem anderen privatrechtlichen
Unternehmen beteiligen will.

(6) Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fiir Finanzanla-
gen.

§ 65
Riicklagen

(1) Zur Sicherung der Haushaltswirtschaft, zum Erhalt
des Vermégens, zur Deckung des Investitionsbedarfs
und zu sonstigen Zwecken sind Riicklagen zu bilden.

(2) Als Pflichtricklagen sind zu bilden:

- eine Betriebsmittelrticklage,

- eine Ausgleichsricklage,

- eine Substanzerhaltungsricklage sowie

- eine Birgschaftssicherungs- und eine Tilgungs-
ricklage, sofern erforderlich.



(3) Die Betriebsmittelriicklage dient der Sicherstellung
der Zahlungsfahigkeit. Die Betriebsmittelriicklage ist
mindestens zu einem Zwdlftel der durchschnittlichen
Aufwendungen der Ergebnishaushalte der vorange-
gangenen drei Haushaltsjahre zu bilden. Wird die
Rucklage in Anspruch genommen, soll sie bis zum
Ende des Haushaltsjahres wieder aufgefillt werden.
Bei den Regionalverwaltungsverbanden werden der
Betriebsmittelriicklage entsprechende zentrale Liqui-
ditatsreserven fur die angeschlossenen Korperschaf-
ten gebildet. Die Anpassung der Liquiditatsreserven
der Regionalverwaltungsverbénde auf den erforderli-
chen Umfang wird in regelmafigen Abstanden durch
die Gesamtkirche vorgenommen.

(4) Zur Sicherung des Haushaltsausgleichs ist eine
Ausgleichsriicklage zu bilden. Die Ausgleichsriicklage
ist mindestens zu einem Zehntel der durchschnittli-
chen Aufwendungen der Ergebnishaushalte der vo-
rangegangenen drei Haushaltsjahre anzusammeln.

(5) Zum Ausgleich des mit der Nutzung von Vermo-
gensgegenstanden des Anlagevermégens verbunde-
nen Ressourcenverbrauchs sollen der Substanzerhal-
tungsriicklage jahrlich Haushaltsmittel in Héhe der
Abschreibungen zugefiihrt werden. Eine entspre-
chende Auflésung des Sonderpostens fir erhaltene
Investitionszuschisse kann gegengerechnet werden.

(6) Fur Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fallig
werden, ist bis zur Falligkeit eine Tilgungsriicklage
anzusammeln. Werden Bulrgschaften tbernommen,
so ist eine Birgschaftssicherungsriicklage in Héhe
des Ausfallrisikos, mindestens in Hohe von einem
Zehntel dieser Verpflichtungen, anzusammeln.

(7) Daruiber hinaus kénnen fir festzulegende Zwecke
weitere Rucklagen gebildet werden, insbesondere
Budgetriicklagen.

(8) Rucklagen durfen nur in der Hohe ausgewiesen
werden, wie sie durch entsprechende Finanzanlagen
und liquide Mittel gedeckt sind (Grundsatz der Fi-
nanzdeckung). Die Betriebsmittelriicklage soll vorran-
gig durch kurzfristig realisierbare Mittel gedeckt sein.

(9) Die Zweckbestimmung einer Ricklage kann ge-
andert werden, wenn und soweit sie fur den bisheri-
gen Zweck nicht mehr oder fiir einen anderen Zweck
dringender benétigt wird und die Anderung des Riick-
lagezwecks sachlich und wirtschaftlich auch gegen-
Uber Dritten, die wesentlich zur Riuicklage beigetragen
haben, vertretbar ist. Soweit Zweckbestimmung oder
Mittelherkunft es erfordern, sind Zinsertrage zu kapi-
talisieren.

§ 66
Sonderposten

Unter den Sonderposten sind Verpflichtungen gegen-
Uber Sondervermdgen, noch nicht verwendete Spen-
den, Verméchtnisse und vergleichbare Zuwendungen
mit jeweils konkreten Zweckbestimmungen, sowie
zweckgebundene erhaltene Investitionszuschiusse
und -zuweisungen, die Uber einen bestimmten Zeit-
raum ergebniswirksam aufzulésen sind, nachzuwei-
sen.

§67
Ruckstellungen

(1) Fur ungewisse Verbindlichkeiten und drohende
Verluste aus schwebenden Geschaften sind Riickstel-
lungen zu bilden.
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(2) Durch Liquiditatssteuerung ist sicherzustellen,
dass die notwendigen Finanzmittel zur Leistung von
Verpflichtungen aus den Riickstellungen bei Falligkeit
verflgbar sind.

(3) Ruckstellungen durfen nur aufgelést werden,
soweit der Grund flr deren Bildung entfallen ist.

§ 68
Rechnungsabgrenzung

Fallt die wirtschaftliche Zurechnung des Aufwands
oder Ertrags flr bereits erhaltene oder geleistete
Zahlungen in das folgende Haushaltsjahr, soll die
periodengerechte Zuordnung in der Bilanz ausgewie-
sen werden (Aktive oder Passive Rechnungsabgren-
zung). Bei periodisch wiederkehrenden Leistungen
und Betrdgen von geringer Bedeutung kann darauf
verzichtet werden.

§69
Erstmalige Bewertung (Eréffnungsbilanz)

Fur die Erstellung der erstmaligen Eréffnungsbilanz
sind die Vorschriften der 8§ 59 bis 68 entsprechend
anzuwenden.

8§70
Einzelheiten der Erfassung, Bewertung
und Bilanzierung

Einzelheiten der Erfassung, Bewertung und Bilanzie-
rung regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverord-
nung.

Abschnitt 6
Prifung und Entlastung, Schlussbestimmungen

§71
Ziel und Inhalt der Prufung

(1) Ziel der Prufung ist, die kirchenleitenden Organe
bei der Wahrnehmung ihrer Finanzverantwortung zu
unterstiitzen und wirtschaftliches Denken sowie ver-
antwortliches Handeln im Umgang mit den der Kirche
anvertrauten Mitteln zu férdern.

(2) Inhalt der Prifung ist die Feststellung,

a) ob die der Kirche anvertrauten Mittel zweckent-
sprechend, wirtschaftlich und sparsam verwendet
werden,

b) ob die fir das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen und die Wirtschaftsfiihrung maf3ge-
benden Bestimmungen eingehalten werden.

§72
Kassenaufsicht, Kassenprifung

(1) Die ordnungsgeméafle Kassenfiihrung wird durch
jahrlich mindestens eine unvermutete Kassenprufung
festgestellt. Der Kassenaufsicht ist es unbenommen,
weitere Kassenpriifungen durchzufiihren.

(2) Die Kassenaufsicht obliegt

a) bei der Gesamtkirche der Leiterin/dem Leiter der
Kirchenverwaltung,

b) bei den Regionalverwaltungsverbdnden der/dem
Vorsitzenden oder einem Mitglied des Verbands-
vorstandes,

c) bei den nicht einem Regionalverwaltungsverband
angeschlossenen Kirchengemeinden und bei den
nicht einem Regionalverwaltungsverband ange-
schlossenen kirchlichen Verbanden der/dem Vor-



sitzenden oder einem vom Vorstand beauftragten
Mitglied.

(3) Mit der Durchfihrung der Kassenprifungen kén-
nen Sachverstandige betraut werden.

(4) Bei diesen Prufungen ist insbesondere zu ermit-
teln, ob

a) der Kassenbestand mit dem Ergebnis in den
Grundbuchern ubereinstimmt,

b) die Eintragungen in den Hauptblchern denen in
den Grundblchern entsprechen, soweit nicht im
automatisierten Verfahren gebucht wird,

c) die erforderlichen Belege vorhanden sind,

d) die Anlagebestande des Vermdgens mit den Ein-
tragungen in den Bichern oder sonstigen Nach-
weisen Ubereinstimmen,

e) die Bicher und sonstigen Nachweise ordnungs-
gemalf gefihrt werden,

f) die Forderungen und die Verbindlichkeiten recht-
zeitig und ordnungsgemaf abgewickelt werden
und

g) die Kassengeschafte ordnungsgemaf erledigt
werden.

(5) Uber die Kassenpriifung ist eine Niederschrift
anzufertigen. Die Prifungsunterlagen sind aufzube-
wahren. Im Falle wesentlicher Beanstandungen ist
das Rechnungsprifungsamt zu informieren.

§73
Verwaltung mehrerer Kassen

Werden andere Kassen mitverwaltet, hat sich die
Prifung auch auf die Geldbestande dieser Kassen zu
erstrecken.

8§74
Rechnungsprifungen

(1) Die ordnungsgeméafRe Haushalts-, Kassen- und
Rechnungsfuhrung sowie die Vermdgensverwaltung
sind durch Rechnungsprifungen festzustellen.

(2) Das Prufungsverfahren richtet sich nach dem
Kirchengesetz tber das Rechnungsprifungsamt der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau.

8§75
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprifungen

(1) Organisation und Wirtschaftlichkeit kirchlicher
Stellen kdnnen geprift werden. Diese Priifungen
kénnen mit der Rechnungsprifung verbunden wer-
den.

(2) Die Prufung erstreckt sich auf Fragen der Zweck-
mafigkeit und insbesondere darauf, ob die Aufgaben
mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf
andere Weise wirksamer erfullt werden kdnnen.

(3) Das Ergebnis ist in einem Bericht festzuhalten und
der gepruften Stelle zuzuleiten.

§76
Betriebswirtschaftliche Prifungen

(1) Bei Wirtschaftsbetrieben und Einrichtungen im
Sinne der 88 56 und 64 sollen betriebswirtschaftliche
Prufungen durchgefiihrt werden. Sie beziehen sich
insbesondere auf die Vermdgens-, Finanz- und Er-
tragslage sowie die Wirtschaftlichkeit.
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(2) Das Ergebnis ist in einem Bericht festzuhalten und
der gepriften Stelle zuzuleiten.

8§77
Prifungen bei Stellen
auBBerhalb der verfassten Kirche

Bei Zuwendungen an Stellen auRerhalb der verfass-
ten Kirche obliegt es dem Zuwendungsgeber, die
zweckentsprechende Verwendung der Mittel zu pri-
fen. Néheres regelt die Kirchenleitung durch besonde-
re Richtlinien.

§78
Vorprufung und Offenlegung

(1) Der Jahresabschluss ist nach Aufstellung dem
zustandigen Organ zur Vorprifung und Abnahme
zuzuleiten. Dieses kann einzelne seiner Mitglieder mit
dieser Aufgabe betrauen, soweit sie nicht selbst re-
gelmafig Anordnungen erteilen. Die Vorpriifung kann
auch durch interne Revisionsstellen oder durch Dritte
erfolgen.

(2) Die Vorprufung hat mindestens eine reprasentati-
ve Auswahl von Geschaftsvorgdngen zu umfassen
und hat sich insbesondere zu erstrecken auf:

a) die vollstandige Erfassung der Haushaltsmittel
und rechtzeitige Erhebung der Forderungen sowie
die ordnungsgemale Inanspruchnahme von
Haushaltsmitteln,

b) die Feststellung, dass bei Ausfiihrung des Haus-
halts die Beschlisse des zustandigen Organes
beachtet worden sind und nach geltendem Recht
verfahren wurde,

c) das vollstdndige Vorhandensein und die Sicher-
heit des Kapitalvermégens,

d) die Aufzeichnung Uber Zu- und Abgange aktivie-
rungspflichtiger Vermdgensgegenstande.

(3) Uber das Ergebnis der Vorprifung ist von dem
zustandigen Organ eine Niederschrift zu fertigen,
Uiber die zu beschlieRen ist. Die Niederschrift ist dem
Jahresabschluss beizufiigen. Uber Beanstandungen
ist zu entscheiden.

(4) Die Jahresabschlisse der Kirchengemeinden sind
nach der Vorprufung eine Woche lang o6ffentlich aus-
zulegen. Bei den Jahresabschliissen der kirchlichen
Verbande und Dekanate ist in geeigneter Weise flr
Offentlichkeit zu sorgen.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur den Jahresab-
schluss der Gesamtkirche; deren Jahresabschluss ist
im Amtsblatt zu veréffentlichen.

8§79
Prifung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss muss in prifungsfahigem Zu-
stand bis spatestens Ende des siebten Monats nach
Ende des Haushaltsjahres bei der kassenfiihrenden
Stelle vorliegen. Der Jahresabschluss der Gesamtkir-
che ist in prifungsfahigem Zustand bis spatestens
Ende des fiinften Monats nach Ende des Haushalts-
jahres dem Rechnungsprifungsamt vorzulegen.

§80
Entlastung

(1) Nach der Vorprufung und der Mitteilung des
Rechnungspriifungsamtes tber den Abschluss des
Prufungsverfahrens kann das Entlastungsverfahren



eingeleitet werden. Die Entlastung kann mit Ein-
schrdnkungen erteilt oder mit Auflagen verbunden
werden.

(2) Die Entlastung ist den Personen oder Stellen zu
erteilen, die fir den Vollzug des Haushalts und fir die
Ausfiihrung der Beschliisse zustandig sind.

§8l1
Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen

Die Kirchenleitung wird erméchtigt, zur Ausfihrung
dieses Gesetzes Rechtsverordnungen zu erlassen.

§82
Ubergangsbestimmungen

Die Kirchenverwaltung kann bis zum 31. Dezember
2020

- von der Erflllung einzelner Anforderungen an den
Haushalt nach 8§ 8 und an den Jahresabschluss
nach den 8§ 50 bis 54

- sowie von der Einhaltung der Fristen fur die Auf-
stellung und Feststellung des Haushalts und des
Jahresabschlusses

befreien, soweit dies mit den Grundsatzen des kirchli-
chen Haushaltsrechtes vereinbar ist.

Anlage
Begriffsbestimmungen

Bei Anwendung dieser Ordnung sind die nachfolgen-
den Begriffe zugrunde zu legen:

1. Abschreibung:

Buchungsmafige Abbildung der Wertminderung von
Vermogensgegenstanden, insbesondere Sachen,
durch Alterung, Verschlei3 oder andere Ursachen.

la. Abschreibung, auBerplanméRige:

BuchungsmaRige  Abbildung

Wertminderungen.

auergewodhnlicher

1b. Abschreibung, planmaRige:

Reduzierung des Buchwerts von Vermdgensgegen-
stéanden nach einer festgesetzten zeitlichen Regel.

2. Aktiva:

Summe der Vermogensgegenstande (Anlagevermo-
gen, Umlaufvermdgen, aktive Rechnungsabgren-
zungsposten sowie ggf. Ausgleichsposten Rech-
nungsumstellung, Nicht durch Vermdgensgrundbe-
stand und Rucklagen gedeckter Fehlbetrag), die in
der Bilanz die Mittelverwendung nachweist.

3. Anhang zum Jahresabschluss:

Bestandteil des Jahresabschlusses, in dem besonde-
re Erlauterungen zum besseren Verstandnis der Er-
mittlung des Jahresergebnisses und zu nicht bilan-
zierten wirtschaftlichen Belastungen kinftiger Haus-
haltsjahre aufzunehmen sind.

4. Anlagevermogen:

Die Teile des Vermdgens, die dauerhaft der Aufga-
benerfillung dienen, z.B. Geb&aude, Fuhrpark, lang-
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fristig angelegte Finanzanlagen (Unterschied: Um-
laufvermogen, siehe dort).

5. Anordnung:

Formlicher Auftrag der die Haushaltsansatze bewirt-
schaftenden Einheiten an die Finanzbuchhaltung zur
Ausfiihrung des Haushalts. Dabei kénnen die Zeit-
punkte der auf Grundlage der Anordnung erfolgenden
Buchungen und Zahlungen auseinanderfallen.

5a. Anordnung, Daueranordnung:

Anordnung von wiederkehrenden Zahlungen und fir
die Buchung von wiederkehrenden nicht zahlungs-
wirksamen Vorgangen, die fiir ein Haushaltsjahr oder
auch daruber hinaus gilt.

5b. Anordnung, Einzelanordnung:

Anordnung von Zahlungen fir jeweils eine/n Zah-
lungspflichtige/n oder Empfangsberechtigte/n inner-
halb eines Haushaltsjahres. Gleiches gilt fur die Bu-
chung von einzelnen oder wiederkehrenden nicht
zahlungswirksamen Vorgéangen.

5c. Anordnung, Sammelanordnung:

Anordnung von Zahlungen fir jeweils mehrere Zah-
lungspflichtige oder Empfangsberechtigte innerhalb
eines Haushaltsjahres. Gleiches gilt fur die Buchung
von nicht zahlungswirksamen Vorgéngen.

6. Aufwendungen:

WertmaRiger, nicht unbedingt zahlungswirksamer
Ressourcenverbrauch innerhalb eines Haushaltsjah-
res.

7. AuBerplanmafige Haushaltsmittel:

Haushaltsmittel, fir deren Zweck im Haushalt keine
Ansatze veranschlagt und auch keine Budgetriickla-
gen aus Vorjahren verfugbar sind.

8. Auszahlungen:
Abfluss von Bar- und Buchgeld.
9. BaumafRnahme:

Als BaumafRnahmen zahlen die Errichtung neuer
Gebaude, bauliche Veranderungen und Instandset-
zungen an bestehenden Geb&uden. Unter Errichtung
neuer Gebaude sind sowohl Neubauten als auch
Wiederaufbauten zu verstehen. Baumaf3nahmen an
bestehenden Gebauden sind bauliche Verénderun-
gen durch Umbau, Ausbau, Erweiterungen und In-
standsetzungen.

10. Betriebe gewerblicher Art:

Betriebe, fur die handels- und steuerrechtliche Grund-
lagen fiir die Wirtschaftsfuhrung vorrangig sind.

11. Bilanz:

Gegenuberstellung der Vermdgenswerte (Aktiva)
einerseits sowie des Vermogensgrundbestandes, der
Rucklagen, der Sonderposten und der Schulden
(Passiva) andererseits zu einem bestimmten Stichtag
in Kontoform.

12. Bilanzergebnis:

Der ergebniswirksame Teil der kirchlichen Haushalts-
planung und -ausfihrung umfasst regelmaRig die
Bewirtschaftung von Rucklagen fir nicht investive
Zwecke. Ein Abbau von Gewinn- oder Verlustvortré-
gen oder eine Zufuhrung zum Investitions- und Finan-



zierungshaushalt kénnen enthalten sein. Die sich aus
den haushaltsrechtlichen Vorschriften und/oder Gre-
mienbeschlissen ergebenden Einstellungen in Rick-
lagen stellen bilanztechnisch Ergebnisverwendungen
dar. Sie sind daher nach der Ermittlung des Jahreser-
gebnisses auszuweisen und fiihren so zum Bilanzer-
gebnis.

13. Budgetierung:

Verbindung von Haushaltsmitteln im Rahmen eines
Systems der dezentralen Verantwortung zu einem
finanziellen Rahmen als Budget. Ziele sind die Um-
setzung der Outputorientierung, die Forderung der
wirtschaftlichen Aufgabenerfillung und die Steigerung
der Eigenverantwortlichkeit. Dabei wird die Finanz-
verantwortung auf der Grundlage der Haushaltser-
machtigung auf die Budgetverantwortlichen ubertra-
gen, die die Fach- und Sachverantwortung haben.

14. Budgetrucklage:

Mittel, die von den Budgetverantwortlichen im Rah-
men der Haushaltserméchtigung angesammelt wur-
den und in den Folgejahren ohne Genehmigung der
zustandigen Stelle zur Verfiigung stehen.

15. Controlling, kirchliches:

Unterstitzendes Fihrungs- und Entscheidungs-
instrument zur Steuerung und Kontrolle der kirchli-
chen Arbeit durch die Bereitstellung und zukunftsori-
entierte Auswertung geeigneter Informationen (Be-
richtswesen), insbesondere aus dem Rechnungswe-
sen, um das Erreichen gesetzter Ziele zu sichern.

16. Deckungsfahigkeit:
16a. Deckungsfahigkeit, echte:

Minderaufwendungen bei einer Haushaltsstelle kon-
nen fur Mehraufwendungen bei anderen Haushalts-
stellen (einseitige Deckungsfahigkeit) oder zusatzlich
auch umgekehrt (gegenseitige Deckungsfahigkeit)
verwendet werden.

16b. Deckungsfahigkeit, unechte:

Mehrertrdge bei einer Haushaltsstelle kdnnen fur
Mehraufwendungen bei anderen Haushaltsstellen
verwendet werden. Gleiches gilt fur die Bewirtschaf-
tung von Haushaltsmitteln des Investitions- und Fi-
nanzierungshaushaltes.

17. Deckungsliicke Substanzerhaltungsriicklagen:

Summe der nicht erwirtschafteten Abschreibungen,
gof. unter Berlcksichtigung der Aufldsung von Son-
derposten. Die Deckungsliicken der Substanzerhal-
tungsriicklagen sind im Anhang auszuweisen.

18. Deckungskreis:

Konten, die untereinander deckungsfahig sind, kon-
nen zu einem Deckungskreis zusammengefasst wer-
den.

19. Deckungsreserve (Verstarkungsmittel):

Zentral veranschlagte Haushaltsansatze zur Deckung
der Inanspruchnahme udber- und aulRerplanmafiiger
Haushaltsmittel im gesamten Haushalt.

20. Doppik, kirchliche:

An den kirchlichen Bedarf angepasstes Rechnungs-
wesen auf der Grundlage der doppelten Buchfuhrung.
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Die Anpassung bezieht sich z.B. auf das Reinvermo-
gen und die darunter zu bildenden Pflichtricklagen.

21. Einzahlungen:
Zufluss von Bar- und Buchgeld.
22. Einzelplan:

Die Zusammenstellung der Haushaltsmittel eines
Aufgabenbereiches entsprechend der Gliederung der
festgelegten Grundlagen zur Haushaltssystematik.

23. Ergebnishaushalt, Ergebnisrechnung:

Teil des Haushalts bzw. des Jahresabschlusses als
Grundlage fir die Planung und den Nachweis der
Aufwendungen und Ertrage. Deren Aufbau und Dar-
stellung richten sich nach den Grundlagen zur Haus-
haltssystematik.

24. Erlass:

Verzicht auf einen Anspruch (mit buchméRiger Berei-
nigung). Der Glaubiger erhalt eine Mitteilung.

25. Ertrage:

WertmaRiger, nicht unbedingt zahlungswirksamer
Ressourcenzuwachs innerhalb eines Haushaltsjah-
res.

26. Feststellungsvermerk:

Bescheinigung Uber die sachliche und — soweit be-
sondere fachliche Kenntnisse erforderlich sind — die
fachtechnische Richtigkeit der Grundlagen einer An-
ordnung. Im Einzelnen wird bestatigt:

- die Richtigkeit der im Rechnungsbeleg enthalte-
nen tatsachlichen Angaben,

- die Richtigkeit des zu buchenden Betrags sowie
aller auf Berechnungen beruhenden Angaben in
der Anordnung, ihren Anlagen und den begrin-
denden Unterlagen,

- die RechtmaRigkeit und die Einhaltung der
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit,

- die sachgemafe und vollstandige Ausfiihrung der
Lieferung oder Leistung entsprechend der zu-
grunde liegenden Vereinbarung oder Bestellung,

- bei einer auf einem Vertrag beruhenden Inan-
spruchnahme von Haushaltsmitteln, die sachliche
Richtigkeit des Inhalts des Vertrages,

- die Prifung der Ersatzpflicht von Dritten, die Qua-
litdt und Rechtzeitigkeit einer Lieferung oder Leis-
tung sowie die sachgemafie Ausflihrung einer Be-
stellung.

27. Finanzdeckung, Grundsatz der:

Vorhandensein von Finanzanlagen und liquiden Mit-
teln in Hohe der zu deckenden Ricklagen und der
finanzierten Rickstellungen. Z.B. in Form von Tages-
geld, Festgeld, Wertpapieren (Rentenpapiere und
Aktien etc.) und Fondsanteilen.

28. Finanzmittel:

Summe der Bestadnde, die den Finanzanlagen und
den liquiden Mitteln zugeordnet werden kdnnen.

29. Forderungen:

Anspruche auf Zahlungen gegenuber Dritten.



30. Gliederung:

Darstellung der Haushaltsmittel nach kirchlichen Auf-
gaben oder Diensten entsprechend den Grundlagen
zur Haushaltssystematik.

31. Grundbuch:

Dient der vollstandigen Erfassung der Geschaftsvor-
falle in zeitlicher Ordnung. In der doppischen Finanz-
software Ubernimmt im Allgemeinen das Journal die
Funktion des Grundbuches; das Grundbuch ist
gleichzeitig die Buchungsanweisung fiir die Ubertra-
gung der Buchungen aus dem Grundbuch in das
Hauptbuch.

32. Grundsatze ordnungsmagiger Buchfiihrung:

Regeln zur Buchfiihrung und Bilanzierung, die dazu
dienen, die Zwecke der kirchlichen Rechnungslegung
sachgerecht zu erfillen (z.B. Grundsatz der Einzel-
bewertung, Vorsichtsprinzip, Periodisierungsprinzip).

33. Handvorschiisse:

Betrége, die einzelnen Dienststellen oder Personen
zur Bestreitung von kleineren Auszahlungen zuge-
wiesen werden.

34. Hauptbuch:

Dient der Darstellung der im Grundbuch erfassten
Geschéftsvorfalle in sachlicher Ordnung.

35. Haushalt:

Vom zustandigen Organ verabschiedeter Plan, der
den voraussichtlich erforderlichen Ressourcenbedarf
fur die Erfullung der Aufgaben der Korperschaft fest-
stellt und seine Deckung regelt. Er ist Grundlage der
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung. Wird der Haushalt
nach den Grundsétzen der Outputorientierung aufge-
stellt, erhalt er die Form des Haushaltsbuchs.

36. Haushaltsbuch:

Darstellungsform des Haushalts im Rahmen der Out-
putorientierung. Dabei sind jeweils die Ziele der kirch-
lichen Arbeit zu beschreiben und Angaben zur Zieler-
reichung zu machen sowie die dafir zu erbringenden
Leistungen und der dafiir erforderliche Ressourcen-
einsatz darzustellen.

37. Haushaltsmittel:

Dazu gehdéren alle Ertrdge und Aufwendungen, unab-
héangig von ihrer Zahlungswirksamkeit sowie die mit
der Investitions- und Finanzierungstatigkeit verbun-
denen Zugénge und Abgange und die Zuflihrungen
zu und Entnahmen aus Ricklagen.

38. Haushaltsvermerke:

Einschrankende oder erweiternde Bestimmungen zu
Ansatzen des Haushalts (z.B. Deckungsfahigkeit,
Ubertragbarkeit, Zweckbindung, Sperrvermerke).

39. Innere Darlehen:

Die vorlbergehende Inanspruchnahme von Finanz-
mitteln, die der Deckung von Riicklagen und sonsti-
gen Passivpositionen dienen, anstelle einer Kredit-
aufnahme.

40. Investitionen:

Erhéhung des Anlagevermdgens unter Verwendung
von Finanzmitteln.
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41. Investitions- und Finanzierungshaushalt, In-
vestitions- und Finanzierungsrechnung:

Teil des Haushalts als Grundlage fir die Planung und
den Nachweis von bestimmten erfolgsneutralen Bi-
lanzveranderungen bzw. Nachweis der Investitions-
und Finanzierungstatigkeit im Rahmen des Jahresab-
schlusses. Aufbau und Darstellung des Investitions-
und Finanzierungshaushaltes und der Investitions-
und Finanzierungsrechnung richten sich nach den
Grundlagen zur Haushaltssystematik.

42. Kapitalflussrechnung:

Darstellung der Zahlungsstrome und Zahlungsmittel-
bestande, die Uber die Zahlungsfahigkeit Auskunft
gibt. Der Zahlungsmittelfluss aus gewohnlicher Ge-
schéftstatigkeit wird dabei grundsatzlich indirekt und
der aus der Investitions- und Finanzierungstatigkeit
wird in der direkten Methode entwickelt. In der Pla-
nung kann die Kapitalflussrechnung als Anlage zum
Haushalt vereinfacht dargestellt werden. Der Nach-
weis des Kapitalflusses kann ebenfalls vereinfacht
werden oder direkt erfolgen.

43. Kirchliche Handlungsfelder:

Funktionale Beschreibung eines bestimmten Berei-
ches der inhaltlichen kirchlichen Arbeit, Grundlage der
zielorientierten Planung der kirchlichen Arbeit.

44, Kontenrahmen:

Der nach den Grundlagen zur Haushaltssystematik
fur die Sachkonten vorgegebene Mindestkontenplan.

45. Kosten:

In Geld bewerteter Werteverzehr durch Verbrauch
oder Abnutzung von Vermégensgegenstanden und
die Inanspruchnahme von Dienstleistungen zur kirch-
lichen Aufgabenerfiillung in einer bestimmten Perio-
de.

46. Kosten- und Leistungsrechnung:

Verfahren, in dem Kosten und Erlése erfasst und zum
Zweck spezieller Auswertungen nach Kosten-
/Erlésarten verursachungsgerecht direkt den Kosten-
tragern (Leistungen) zugeordnet oder auf Kostenstel-
len verteilt und ggf. auf die Kostentrager verteilt wer-
den.

47. Kredite:

Unter der Verpflichtung zur Riickzahlung von Dritten
aufgenommene Finanzmittel.

48. Leistungen:

In Geld bewertbare Arbeitsergebnisse, die zur kirchli-
chen Aufgabenerfillung erbracht werden.

49. Nachtragshaushalt:

Nachtragliche Anderung des Haushalts zur Deckung
von erheblichen Minderertrdgen oder Mehraufwen-
dungen oder zur Leistung bisher nicht veranschlagter
Haushaltsmittel in erheblichem Umfang.

50. Niederschlagung:

Befristete oder unbefristete Zurlickstellung der Wei-
terverfolgung eines falligen Anspruchs ohne Verzicht
auf den Anspruch selbst, aber mit buchmafiger Be-
reinigung. Der Glaubiger erhalt keine Mitteilung.

51. Passiva:



Summe des Reinvermdgens, der Sonderposten und
der Schulden sowie passive Rechnungsabgren-
zungsposten, die in der Bilanz die Mittelherkunft
nachweist.

52. Reinvermégen:

Summe aus Vermoégensgrundbestand, Rucklagen,
Ergebnisvortrag und Bilanzergebnis. In einer kauf-
mannischen Bilanz wirde das Reinvermégen im
Wesentlichen das Eigenkapital bezeichnen.

53. Ressourcen:

Gesamtheit der zur Aufgabenerfillung bendtigten
bzw. im Rahmen des Haushaltsvollzugs verfluigbaren
Finanzmittel, Vermdgens- und Verbrauchsgegenstan-
de, Arbeits- und Dienstleistungen.

54. Ressourceneinsatz:

Der zur Zielerreichung erforderliche Einsatz von Res-
sourcen.

55. Ressourcenverbrauchskonzept:

Dem doppischen System immanentes Konzept der
vollstandigen Darstellung des zur kirchlichen Aufga-
benerfiillung erforderlichen Ressourceneinsatzes.

56. Rucklagen:

Mittel, die gesetzlich oder freiwillig zur Sicherstellung
ihrer kinftigen Finanzierbarkeit aus der laufenden
Haushaltswirtschaft ausgesondert werden und durch
Finanzmittel gedeckt sein sollen.

57. Ruckstellungen:

Wirtschaftlich im Haushaltsjahr entstandener Res-
sourcenverbrauch, verbunden mit einer zukunftigen
Zahlungsverpflichtung in unbekannter Hohe und/oder
zu einem nicht genau bestimmbaren Zeitpunkt (z.B.
Pensions- und Urlaubsriickstellungen).

58. Schulden:

Verpflichtungen gegeniber Dritten, die dem Grunde
nach feststehen. Bilanziell umfassen die Schulden die
Ruckstellungen und Verbindlichkeiten.

59. Sonderhaushalt:

Sonderhaushalte kdnnen aufgestellt werden fir aus
dem kirchlichen Haushalt organisatorisch ausgeglie-
derte Werke, Einrichtungen und Stiftungen ohne
eigene Rechtspersonlichkeit, ggf. mit eigener Sat-
zung. Die Sonderhaushalte sollen im Jahresab-
schluss konsolidiert werden.

60. Sondervermdgen:

Sondervermdgen ist das Reinvermdgen des Sonder-
haushaltes (z.B. rechtlich unselbststéndige Stiftun-
gen). Es ist als Sondervermdgen in der Bilanz auszu-
weisen, wenn der Sonderhaushalt nicht konsolidiert
wird.

61. Stundung:

Hinausschieben der Falligkeit eines Anspruchs oder
mehrerer Teile davon (Ratenzahlung).

62. Treuhandvermogen:

Vermogensgegenstande, die fur Dritte verwaltet wer-
den. Treuh&nderisch verwaltete Vermogenswerte
einschlieRlich der damit verbundenen Verpflichtungen
werden unter dem Bilanzstrich aufgefuhrt.
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63. UberplanmaRige Haushaltsmittel:

Haushaltsmittel, die den Haushaltsansatz unter Ein-
schluss der im Deckungskreis verfiigbaren Haus-
haltsmittel Gbersteigen.

64. Umlaufvermégen:

Die Teile des Vermdégens, die nicht dazu bestimmt
sind, dauerhaft der Aufgabenerfullung zu dienen und
keine Rechnungsabgrenzungsposten sind, z.B. Giro-
kontenbestand, Forderungen, Vorrate (Unterschied:
Anlagevermdégen, siehe dort).

65. Verbindlichkeiten:

Passivposition fir Zahlungsverpflichtungen gegen-
Uber Dritten, die in der H6he und im Zeitpunkt fest-
stehen. Hierzu gehéren z. B.:

Aufgenommene Kredite; gebuchte, nicht gezahlte
Rechnungen; durchlaufende Gelder; unklare Einzah-
lungen, Irrlaufer; Mietkautionen (bei Vermieter).

66. Verfigungsmittel:

Betrage, die bestimmten Personen fiir dienstliche
Zwecke zur Verfligung stehen.

67. Vermogen:

Gesamtheit aller Guter und geldwerter Anspriiche,
bilanziell gegliedert in das Anlage- und Umlaufvermo-
gen (Aktiv-Positionen der Bilanzgliederung fiir kirchli-
che Kdorperschaften).

68. Vermdgensgegenstand:

Einzeln bewertbare und aktivierungspflichtige, Ge-
genstande und Anspriiche, die zur Erfillung der kirch-
lichen Aufgaben eingesetzt werden kénnen.

69. Vermdgensgrundbestand:

Der Vermogensgrundbestand ergibt sich als Differenz
zwischen dem Vermdgen (Aktiva) einerseits und
Ricklagen, Ergebnisvortrag und Bilanzergebnis,
Sonderposten und Schulden sowie ggf. einem passi-
ven Rechnungsabgrenzungsposten andererseits.

70. Verpflichtungsermachtigungen:

Ermachtigung zum Eingehen von Verpflichtungen fir
zahlungswirksame Aufwendungen oder Investitionen
in kiinftigen Jahren.

71. Verstarkungsmittel:
Siehe Deckungsreserve.
72. Vorrate:

Umfasst alle Vermodgensgegenstande des Umlauf-
vermogens, die betriebswirtschaftlich den ,Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffen“ oder den ,Waren sowie unferti-
gen und fertigen Erzeugnissen“ zugeordnet werden.

73. Vorschiisse:

Auszahlungen, bei denen die Verpflichtung zur Leis-
tung zwar feststeht, die endgultige Buchung aber
noch nicht mdéglich ist. Sie sind als Forderungen zu
erfassen.

74. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung:

Analyse der wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit von
Allokationsentscheidungen. Zu berucksichtigen sind
Anschaffungskosten bzw. -preise, Folgekosten und -
leistungen sowie der erwartete Zweckerfiillungsgrad
(i.S. von Qualitat) verfugbarer Alternativen.



75. Wirtschaftsplan:

Zusammenstellung der Aufwendungen und Ertrage
von kirchlichen Wirtschaftsbetrieben.

76. Zahlstellen:
AuRenstellen der Finanzbuchhaltung.
77. Ziele:

Zustande und Wirkungen, die in einem bestimmten
Zeitraum erreicht werden sollen und die qualitativ
sowie quantitativ beschrieben und Uberprift werden
koénnen.

78. Zuschreibung:

Erh6hung des Wertansatzes eines Vermdgensgegen-
standes im Vergleich zum Wert in der vorhergehen-
den Bilanz. Zuschreibungen auf Grund von Wertauf-
holungen sind nur bis zur Héhe der Anschaffungs-
und Herstellungskosten maoglich.

79. Zuwendungen:

Als Zuweisungen: Zahlungen an Dritte oder von Drit-
ten innerhalb des kirchlichen Bereiches. Als Zuschus-
se: Zahlungen an den oder aus dem aufRerkirchlichen
Bereich.

80. Zweckvermdgen:

Vermogensteile der Korperschaft, die bestimmten
Zwecken gewidmet sind.

Artikel 2

Rechtsverordnung tber die Dienstanweisungen
der Finanzbuchhaltungen

§1
Erlass von Dienstanweisungen

Die fiur die Kassenaufsicht zustandigen Personen
erlassen im Einvernehmen mit der Leitung der jewei-
ligen Finanzbuchhaltung Dienstanweisungen fiur die
Finanzbuchhaltung.

§2
Inhalt der Dienstanweisungen

Die Dienstanweisungen entsprechen dem als Anlage
dieser Verordnung beigefuigten Muster. Die nach der
Musterdienstanweisung von den einzelnen Finanz-
buchhaltungen zu treffenden Regelungen werden
durch Ausfilllen der vorgesehenen Felder oder durch
Beifuigung entsprechender Anlagen festgelegt. Best-
immungen der Musterdienstanweisung, fir die es bei
einzelnen Finanzbuchhaltungen aufgrund ihrer Auf-
gaben oder sonstiger Eigenheiten keinen Anwen-
dungsbereich gibt, entfallen.

§3
Ausnahmeregelungen

Sonstige von der Musterdienstanweisung abweichen-
de Regelungen bedirfen der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung, bei der Finanzbuchhaltung der Ge-
samtkirche der Zustimmung der Kirchenleitung.

Anlage

Musterdienstanweisung fur die
Finanzbuchhaltung

I Organisation

1.2.

2.2.
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Dienst- und Fachaufsicht

Die zusténdige Stelle regelt die Dienst- und
Fachaufsicht Uber das Personal der Finanz-
buchhaltung.

Die Kassenaufsicht ist Bestandteil der Fach-
aufsicht und dient der Kontrolle tiber den Ab-
lauf der Geschéafte in der Finanzbuchhaltung
und der Einhaltung der Kassensicherheit. Im
Rahmen der Kassenaufsicht ist die Kasse zu
prufen. Die Kassenaufsicht bedingt kein Wei-
sungsrecht gegentber dem Personal der Fi-
nanzbuchhaltung.

Zahlstellen

Uber die Einrichtung von Zahistellen entschei-
det die Leitung der Finanzbuchhaltung einver-
nehmlich mit der fur die Kassenaufsicht be-
stellten Person.

Fur den Geschéaftsgang der Zahlstellen gelten
die hierfur von der Leitung der Finanzbuchhal-
tung zu erlassenden besonderen Anweisun-
gen im Rahmen der Bestimmungen Uber die
Zabhlstellen.

Geschéftsverteilung

Die Geschéftsverteilung in der Finanzbuchhal-
tung ist wie folgt geregelt: ...

Il Leitung und Personal der Finanzbuchhaltung

4.

4.1.

4.2.
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Leitung der Finanzbuchhaltung

Die Leitung obliegt der Leiterin bzw. dem Leiter
der Finanzbuchhaltung. In deren bzw. dessen
Abwesenheit der Stellvertretung der Leitung.

Die Leitung der Finanzbuchhaltung ist fir die
ordnungsgemafe, zweckentsprechende und
wirtschaftliche Erledigung der Kassengeschaf-
te verantwortlich.

In den Féllen der Nummer 5.1 Buchstaben e
und f dieser Dienstanweisung setzt die Leitung
der Finanzbuchhaltung die fir die Kassenauf-
sicht bestellte Person Uber die Gegebenheit in
Kenntnis.

Mitarbeitende der Finanzbuchhaltung

Die Mitarbeitenden der Finanzbuchhaltung
sind inshesondere verpflichtet,

a) in ihrem Arbeitsbereich sorgfaltig auf die
Sicherheit der Finanzbuchhaltung und des
Kassenbestandes zu achten,

b) die Datenerfassung unverziglich vorzu-
nehmen,

c) die angeordneten Ertrdge und Aufwendun-
gen sowie die mit Investitionen und deren
Finanzierung verbundenen Haushaltsmittel
rechtzeitig und vollstandig zu erheben oder
zu leisten,

d) fir eine schnelle Abwicklung der vorlaufi-
gen und durchlaufenden Rechnungsvor-
génge zu sorgen,

e) die Leitung der Finanzbuchhaltung unver-
zuglich zu unterrichten, wenn sie person-
lich in wirtschaftliche Schwierigkeiten gera-
ten,



5.2.

5.3.

7.2.

9.2.

9.2.

10.
10.1.

10.2.
11.

f) Méngel oder UnregelméaRigkeiten im Be-
reich der Finanzbuchhaltung der Leitung
der Finanzbuchhaltung mitzuteilen.

Die Mitarbeitenden der
durfen nicht

Finanzbuchhaltung

a) eigene Zahlungsmittel oder Wertgegen-
stéande in Kassenbehaltern aufbewahren

b) ohne Genehmigung der Leitung der Fi-
nanzbuchhaltung  Zahlungsmittel  oder
Wertgegenstande auflerhalb der Kassen-
raume annehmen,

c) auf den Jahresurlaub verzichten. Sie ha-
ben mindestens die Halfte des Urlaubs zu-
sammenhangend zu nehmen und sich
wahrend des Urlaubs jeder dienstlichen
Tatigkeit in der Finanzbuchhaltung zu ent-
halten.

Zahlungsmittel und Wertgegenstéande durfen
nur von den hierflr Beauftragten entgegenge-
nommen werden.

Il Geschéftsgang
Kassenstunden

Die Offnungszeiten der Barkasse werden wie
folgt festgesetzt: Sie sind durch Aushang be-
kannt zu geben.

Eingénge

Die Leitung der Finanzbuchhaltung hat darauf
zu achten, dass ihr Sendungen an die Kasse
ungedtffnet zugeleitet werden.

Wertsendungen sind von der Leitung der Fi-
nanzbuchhaltung in Gegenwart einer Mitarbei-
terin oder eines Mitarbeiters der Kasse zu o6ff-
nen und zu prifen.

Schriftverkehr

Die Finanzbuchhaltung fihrt den Schriftwech-
sel unter der Bezeichnung

Kassenlibergabe

Bei einem Wechsel der Leitung der Finanz-
buchhaltung sind eine Kassenbestandsauf-
nahme und eine Kassenprifung vorzunehmen.

Bei einer Kasseniibergabe hat die fir die Kas-
senaufsicht zustéandige Person mitzuwirken.

Uber die Kasseniibergabe ist eine Nieder-
schrift anzufertigen.

IV Geldverwaltung, Zahlungen
Konten

Uber die Einrichtung und Bezeichnungen der
Konten entscheidet die Leitung der Finanz-
buchhaltung einvernehmlich mit der fur die
Kassenaufsicht zustéandigen Person.

Es werden folgende Konten gefuhrt:
Geldanlagen

Fir die Ligquiditatssteuerungen aus der laufen-
den Haushaltsrechnung und fir die Anlage
des Kassenbestandes ist die Leitung der Fi-
nanzbuchhaltung verantwortlich. Fir die bri-
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gen Geldanlagen werden die Zustandigkeiten
wie folgt festgelegt:

Verfiigungsberechtigungen

Uberweisungsauftrage und Schecks sind von
zwei Personen zu unterzeichnen. Berechtigt
sind:

Wird der Uberweisungsverkehr im automati-
sierten Verfahren unmittelbar durch Datentra-
geraustausch vorgenommen, haben die Ver-
fugungsberechtigten die Zahlungsliste unver-
zlglich, auf jeden Fall innerhalb der Ruck-
ruffrist zu unterschreiben.

Aus Griinden der Kassensicherheit ist mit den
Geldinstituten zu vereinbaren, dass Abhebun-
gen von Sparkonten nur Uber ein Konto der
kassenflhrenden Stelle zuléssig sind.

Zahlungsverkehr

Zahlungen sind mdglichst im automatisierten
Uberweisungsverfahren zu bewirken.

Zahlungsmittel, die der Finanzbuchhaltung von
der einzahlenden Person Ubergeben werden,
sind in deren Gegenwart auf ihre Echtheit,
Vollzéhligkeit und Vollstandigkeit zu prifen.

Aufrechnungen, Verrechnungen und Umbu-
chungen sind durch Vermerke zu bescheini-
gen und durch Gegenbuchungen zu belegen.

Schecks dirfen als Zahlungsmittel nur unter
dem Vorbehalt ihrer Einldsung entgegen ge-
nommen werden; sie sind unverziiglich der
Bank zur Gutschrift vorzulegen. Eine Heraus-
zahlung auf Schecks, auch auf Mitarbeiter-
schecks, ist unzuléssig.

Es ist unzulassig, Wechsel auszustellen oder
anzunehmen.

Barkasse

Der Barbestand ist so niedrig wie mdglich zu
halten. Er darf den versicherten Betrag nicht
Ubersteigen.

Die Finanzbuchhaltung hat sich bei Baraus-
zahlungen und Schecks davon zu iberzeugen,
dass die abholende Person zum Empfang be-
rechtigt ist.

Anordnungen

Die in der Finanzbuchhaltung eingehenden
Anordnungen sind auf formelle Richtigkeit zu
prufen.

Bei automatisierten Uberweisungen haben die
mit der Erfassung betrauten Personen stich-
probenweise zu prifen, ob in den Féllen, in
denen bereits von der anordnenden Stelle
Empfangerdaten eingetragen sind, die emp-
fangsberechtigten Personen mit den in den
Kreditorenstammdaten gespeicherten Namen
Ubereinstimmen. Die Bankverbindungen sind
stichprobenweise anhand der den Anordnun-
gen beigefugten Unterlagen zu prifen. Die
Kreditorenstammdaten sind laufend zu pfle-
gen.

Falligkeit, Zahlungserinnerung, Mahnung
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Fur die Uberwachung der Falligkeitstermine
der angewiesenen Betrage sind verantwortlich:

Ist ein Betrag zum Félligkeitstermin noch nicht
eingegangen, so ist der zahlungspflichtigen
Person eine Zahlungserinnerung mit einer
Zahlungsfrist von zehn Werktagen zuzusen-
den. Weist eine Anordnung keinen Falligkeits-
termin auf, so wird die Zahlungserinnerung
vier Wochen nach Eingang der Anordnung in
der Finanzbuchhaltung erteilt.

Erfolgt innerhalb der erneuten Zahlungsfrist
nach Nummer 16.2 kein Zahlungseingang, ist
die zahlungspflichtige Person zu mahnen. Von
Mahnungen wird bei Betragen unter

Euro abgesehen, es sei denn, dass die anord-
nende Stelle eine Mahnung aus grundsatzli-
chen Erwagungen fiir erforderlich halt.

Geht der Betrag nach einer erneuten Frist von
zehn Werktagen nicht bei der Finanzbuchhal-
tung ein, so ist der Vorgang (Anordnung und
Durchschriften der Zahlungserinnerung und
der Mahnung) der anordnenden Stelle zur
Entscheidung zu tbergeben. Das gerichtliche
Mahnverfahren bzw. Verwaltungszwangsver-
fahren wird eingeleitet von

Quittungen

Form und Inhalt der Quittungen sind wie folgt
geregelt: (z. B. Unterschriftsberechti-
gungen mit Aushang im Kassenraum, Numme-
rierung der Vordrucke, Aufbewahrung der Vor-
drucke und Stempel)

V Kassensicherheit
Realisation der Kassensicherheit

Die Leitung der Finanzbuchhaltung ist fur die
Kassensicherheit verantwortlich.

Bei der Realisation der Kassensicherheit sind
die jeweils neuesten organisatorischen, bauli-
chen und technischen Erkenntnisse bzw. Ge-
gebenheiten angemessen zu bericksichtigen.
Die Zugangsberechtigungen zu den einzelnen
Bereichen der EDV-Programme sind zu regeln
und Uber das EDV-Programm zu steuern.

Bei Verlassen des Arbeitsraumes sind die
EDV-Programme soweit abzusichern, dass ein
unberechtigter Zugriff nicht méglich ist.

Schlissel

Die Schlissel werden wie folgt verwahrt:
(z. B. Tresorschlissel, Barkassen-
schlussel, Dienstschlussel, Duplikatschliissel)

Der Verlust von Schliisseln ist der Leitung der
Finanzbuchhaltung unverziglich anzuzeigen.
Die Leitung der Finanzbuchhaltung regelt im
Einvernehmen mit der zustandigen Stelle das
Weitere und setzt die mit der Kassenaufsicht
betraute Person in Kenntnis.

Zahlungsmittel und Wertgegenstande

Zahlungsmittel, Schecks, Sparbicher und
sonstige Urkunden uber Vermégenswerte und
Anspriiche sind in einem geeigneten Kassen-
behélter aufzubewahren, soweit sie nicht zur
Erledigung der laufenden Kassengeschéfte in
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einem verschlieBbaren Behdlter von den mit
den Kassiergeschaften betrauten Personen
zur Verflgung zu halten sind. Dieser Behalter
ist nur wahrend des einzelnen Zahlungsvor-
ganges gedffnet zu halten.

Zahlungsmittel sind auRerhalb der Dienststun-
den, Wertgegenstande standig in einem ge-
eigneten Kassenbehélter unter Verschluss zu
halten.

Zahlungsmittel und Wertgegenstande, die
nicht zum Bestand der Kasse gehoren, dirfen
nur mit schrifticher Zustimmung der Leitung
der Finanzbuchhaltung im Kassenbehélter ge-
trennt von den Bestdnden der Kasse aufbe-
wahrt werden.

Uber die Annahme und Auslieferung der zu
verwahrenden Gegenstande ist ein Nachweis
zu fuhren.

Kassenbiicher, Protokolle, Belege

Biicher nach § 44 KHO sind gesichert aufzu-
bewahren. Die Bestimmungen des Daten-
schutzes sind einzuhalten.

Die Kassenbiicher, Belege und Akten dirfen
nur den mit Prifungen Beauftragten ausge-
handigt werden. Anderen Personen sind die
Einsicht in die Unterlagen und der Aufenthalt
in den Kassenrdumen nur zu gestatten, wenn
ein berechtigtes Interesse gegentber der Lei-
tung der Finanzbuchhaltung nachgewiesen
wird.

Geldbefdrderung

Bei Geldtransporten sind besondere Vorsicht-
mafnahmen zu beachten:

a) Betrage von mehr als Euro sind

von zwei Personen zu beférdern.

b) Der zu beférdernde Geldbetrag darf die
Hohe des gegen Beraubung versicherten
Wertes nicht Ubersteigen.

VI Buchfiihrung und Belege
Buchfihrung

Buchungsriickstdande von mehr als drei Ar-
beitstagen sowie Kassendifferenzen, die nicht
innerhalb von drei Arbeitstagen aufgeklart
werden konnten, hat die Leitung der Finanz-
buchhaltung unverziglich der mit der Kassen-
aufsicht beauftragten Person anzuzeigen.

Fur regelmafRige wiederkehrende Ausgaben
(z.B. offentliche Abgaben) kann die Finanz-
buchhaltung SEPA-Lastschrift-Mandate ertei-
len, sofern gewahrleistet ist, dass das Geldin-
stitut den Betrag dem Konto wieder gut-
schreibt, wenn innerhalb der vorgeschriebenen
Frist dem Einzug widersprochen wird. SEPA-
Firmenlastschrift-Mandate sollen nur in Aus-
nahmefallen erteilt werden.

Nebenbucher

Uber die Zahlungsvorgénge in der Barkasse
ist Buch zu fihren.

Erfassungsunterlagen und Buchungsaus-
gleich
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Die Datenerfassung darf nur aufgrund ord-
nungsgemaler Belege vorgenommen werden.

Kasseninterne Buchungsbelege mussen von
der mit der Buchhaltung betrauten Person un-
terzeichnet werden. Kasseninterne Buchungs-
belege fur

a) die Abwicklung von Irrlaufern oder

b) die Weiterleitung von Einzahlungen auf-
grund gesetzlicher Vorschriften oder nach
MaRgabe getroffener Vereinbarungen an
die Berechtigten sind zuséatzlich von der
Leitung der Finanzbuchhaltung gegenzu-
zeichnen.

Berichtigungen geringfligiger Zahlungs- oder
Buchungsdifferenzen kénnen bis zu einem Be-
trag von Euro ohne Anordnung durch
die Finanzbuchhaltung vorgenommen werden.

Abstimmung

Bei automatisierten Zahlungen sind die erfass-
ten Daten von zwei Personen anhand der
Auszahlungsanordnung und der Erfassungs-
protokolle stichprobenartig auf Vollstandigkeit
und Richtigkeit zu prifen.

Die Abstimmung der Girokonten erfolgt vor
dem Abschluss nach § 47 Absatz 1 KHO.

Die mit der Fihrung der Barkasse beauftragte
Person hat diese regelmé&Rig abzustimmen
und abzuschlieRen. Die Abschlisse sind der
Leitung der Finanzbuchhaltung zur Gegen-
zeichnung vorzulegen.

Abschlisse

Nach der Abstimmung werden die Buchungen
vollzogen. Unstimmigkeiten sind der mit der
Kassenaufsicht betrauten Person mitzuteilen.

VII Schlussbestimmungen
Besondere Bestimmungen

Sonstige  Kassenangelegenheiten und -
geschéfte kénnen in besonderen Bestimmun-
gen geregelt und dieser Dienstanweisung an-
gehangt werden.

Inkrafttreten

Diese Dienstanweisung tritt am in
Kraft.

Artikel 3

Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig
tritt das Kirchengesetz Uber die Vermdgensverwal-
tung und das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
wesen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas-
sau (Kirchliche Haushaltsordnung — KHO) vom 2.
April 2000 (ABI. 2000 S. 145), zuletzt geéandert am 24.
November 2012 (ABI. 2013 S. 38, 54), aul3er Kratft.
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Begrindung:
Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften zum Haushalt

Zu§l

Der Anwendungsbereich entspricht der bisherigen KHO und den EKD-Regelungen. Eine Klarung der
Konkurrenz mit dem staatlichen Recht ist eingefligt. Eine Ausweitung der Anwendung auf Stiftungen und
Anstalten des offentlichen Rechts wurde erwogen. Dies bietet sich aber nicht an, da deren Gegebenhei-
ten mit mitgliedschaftlich organisierten Kérperschaften nicht vergleichbar sind. Im Ubrigen wiirden damit
lediglich drei 6ffentliche-rechtliche Stiftungen und die Zentrale Pfarreivermdgensverwaltung erfasst. Hier
kénnen bei Bedarf Regelungen der KHO durch die Stiftungssatzungen bzw. das ZPVG fiir analog an-
wendbar erklart werden.

Die Gefahr, dass kirchliches Vermégen so nicht vollstandig erfasst wird, erscheint gering, da Stiftungen
nach § 9 Absatz 2 KStiftG einen ordnungsgemafien Jahresabschluss, eine Vermoégensibersicht und
einen Geschaftsbericht Uber die Erfillung des Stiftungszwecks innerhalb von sechs Monaten nach
Schluss des Geschéftsjahres der Kirchenverwaltung vorzulegen haben.

Zu §2

Die Vorschrift fasst die §8 20f. KHO a.F. zusammen. Die Aufstellung des Haushalts fur zwei Haushalts-
jahre bedarf nun nicht mehr notwendig einer Rechtsverordnung als Grundlage. Im Einzelfall geniigt eine
Entscheidung der Kirchenleitung.

Zu §3
Nach dem Vorbild der EKD-Regelungen wird die Formulierung des 8 22 KHO a.F. zu den Wirkungen des
Haushalts prazisiert. Absatz 2 definiert neu den Begriff der Haushaltsmittel.

Zu g4

Die Vorschrift entspricht 8§ 23 KHO a.F. Folgekosten werden jetzt als Bestandteil der Wirtschaftlichkeit
aufgefasst und nicht separat erwahnt.

Absatz 3 schreibt die Kosten- und Leistungsrechnung nun fiir Dekanate, Regionalverwaltungsverbénde
und die Gesamtkirche verbindlich vor. Dies soll der Unterstiitzung der outputorientierten Verwaltungs-
steuerung und der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit bei der Aufgabenerfullung
dienen. Den Umfang der Kosten- und Leistungsrechnung bestimmt die kirchliche Kérperschaft nach ihren
Bedurfnissen.

Zu 85

Die Bestimmung aller Ertrage als Deckungsmittel fir alle Aufwendungen mit Ausnahme zweckgebunde-
ner Ertrage entspricht inhaltlich § 25 Absatz 1, 2. Halbsatz KHO a.F. Die Begrifflichkeiten wurden dem
doppischen System angepasst.

Zu §6
Die Vorschrift entspricht fast wortlich 8 24 KHO a.F. Sie regelt die mittelfristige Finanzplanung der Ge-
samtkirche.

Zu 87

Diese Bestimmung erlautert den Begriff der Outputorientierung im kirchlichen Haushaltswesen. Sie steht
im Zusammenhang der Regelungen der 88 9 und 16. Absatz 2 regelt, dass die Outputorientierung nur fiir
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den gesamtkirchlichen Haushalt uneingeschrankt gilt. AuBerhalb des gesamtkirchlichen Bereichs steht
sie unter der Voraussetzung eines angemessenen Verhaltnisses des Nutzens zum Aufwand.

Absatz 3 begriindet die Notwendigkeit, die Ziele der kirchlichen Arbeit zu beschreiben und Angaben zur
Zielerreichung zu machen.

Abschnitt 2

Aufstellung des Haushalts

Zu 88

Die Bestandteile des Haushalts werden dargestellt. Dies entspricht den Regelungen der 88 26 und 41
KHO a.F. Der Haushalt besteht aus der Darstellung aller Haushaltmittel getrennt nach Ergebnishaushalt
und Investitions- und Finanzierungshaushalt und dem Stellenplan, der bisher Anlage zum Haushalt war.
Der Begriff des Investitions- und Finanzierungshaushalt wird in Absatz 2, der Begriff des Ergebnishaus-
halts in Absatz 3 definiert. Die Anwendung der von der Evangelischen Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik bei der Darstellung regelt Absatz 4.

Absatz 5 listet die Anlagen zum Haushalt auf. Die Ubersichten (iber das Vermégen und uiber den Stand
der Schulden und Birgschaften nach § 41 Absatz 1 Buchstaben b und ¢ KHO a.F. sind durch die Bilanz
bzw. durch deren Ergdnzungen ersetzt, Buchstabe a. Die Sammelnachweise als Zusammenfassungen
von Haushaltsstellen nach § 41 Absatz 1 Buchstabe e KHO a.F. sind doppisch nicht mehr relevant. Eine
Ubersicht iiber Nutzungen, Rechte und Lasten, Buchstabe b, bleibt erforderlich, da diese nicht durchgan-
gig zu bilanzieren sind (z.B. Anspriiche gegen Kommunen oder sonstige Dritte auf Pfarrbesoldungsholz
oder auf Ubernahme von Brandversicherungskosten).

Absatz 5 Buchstabe e sieht eine vereinfachte Kapitalflussrechnung vor. Die Kapitalflussrechnung gibt
Hinweise auf die finanzmafige Deckung des Haushalts sowie auf Spielrdume der finanzgedeckten Rick-
lagenbildung. Ergebnishaushalt sowie Investitions- und Finanzierungshaushalt bilden diese zahlungs-
strombezogene Sicht nicht ab.

Zu 89

Absatz 1 enthalt den Grundsatz der Vollstandigkeit des Haushalts und das Falligkeitsprinzip. Die Fallig-
keit driickt sich dabei im Haushaltsjahrbezug aus.

Absatz 2 beschreibt die Gliederung des Haushalts.

Absatz 3 bindet die Gliederung in die Organisationsstruktur der EKHN ein, indem die Verbindlichkeit der
von der Kirchenverwaltung festgelegten Grundsatze der Haushaltssystematik festgelegt wird.

Zu §10

Die Regelung behalt in Absatz 1 das Erfordernis des Haushaltsausgleichs nach § 48 Absatz 1 KHO a.F.
bei und erganzt sie um die Verpflichtung, die Liquiditat sicherzustellen.

Die Zulassigkeit eines Jahresfehlbetrages regelt Absatz 2, wenn ein Ausgleich aus Ricklagenmitteln oder
durch einen positiven Ergebnisvortrag erfolgen kann, und Absatz 3, wenn er aus Abschreibungen und
Zufuhrungen zu Ruickstellungen resultiert.

Absatz 4 regelt die Verwendung eines positiven Bilanzergebnisses.

Absatz 5 definiert den Ausgleich des Investitions- und Finanzierungshaushalts als Entsprechung der
Summen der Zugange und Abgéange.

Zu §11

Bruttoveranschlagung und Einzelveranschlagung werden entsprechend § 28 KHO a.F. auch fir die dop-
pische Haushaltsfilhrung geregelt. Anderungen ergeben sich zunéchst aus der veranderten Begrifflichkeit
und der Trennung von Ergebnishaushalt und Investitions- und Finanzierungshaushalt.
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Absatz 4 erklart Verrechnungen innerhalb eines Haushalts fir unzuléassig. Interne Verrechnungen und
Umlagen finden nur noch in der Kosten- und Leistungsrechnung zur verursachungsgerechten Be- und
Entlastung von Kostenstellen und Kostentragern statt.

Zu 8§12
Weiterhin kdnnen entsprechend § 38 KHO a.F. Verfugungsmittel fir bestimmte Personen und Verstar-
kungsmittel im Haushalt veranschlagt werden.

Zu 8§13

Die Regelung des 8§ 29 KHO a.F. findet sich mit Anpassungen an die Doppik hier wieder. Aufwendungen
kénnen unter denselben Voraussetzungen flr gegenseitig oder einseitig deckungsfahig erklart werden.
Gleiches gilt fir Haushaltsmittel, die mit Investitionen und ihrer Finanzierung verbunden sind.

Zu § 14

Die Vorschrift erweitert in Absatz 1 die Regelung des § 30 Absatz 1 a.F. Uber die Zweckbindung von
Haushaltsmitteln, die aus rechtlichen Griinden bestehen kann, insoweit, als eine Erstreckung der Zweck-
bindung auf einen Deckungskreis nach § 16 mdglich ist.

Zu 8§15
§ 15 regelt die Ubertragbarkeit von Haushaltsmitteln entsprechend der Bestimmung des & 31 KHO a.F.

Zu § 16

Die Vorschriften Uber die Budgetierung werden z.T. neu geregelt und den doppischen Erfordernissen
auch sprachlich angepasst. Die Budgetierung i.S. dieser Norm betrifft jetzt ausschlie3lich die Gesamtkir-
che. Als Ziel wird die Umsetzung der Outputorientierung neu genannt.

Die Abséatze 4 bis 6 regeln Details zur Handhabung der Budgets, im Einzelnen sind das die Erfillung der
Voraussetzungen nach 8§ 13-15, die Konkretisierung von Details zur Budgetbewirtschaftung durch die
Haushaltserméchtigung sowie Einzelheiten zur Steuerung Uber Budgets.

Zu § 17
Die Vorschrift Uber Sperrvermerke stellt eine begriffliche Anpassung des § 33 KHO a.F. dar.

Zu §18

Diese Norm fuhrt Bestimmungen der 88 17f. und 34 KHO a.F. Uber Kreditaufnahmen zusammen. Die
bislang vorgesehenen Zwecke einer Kreditaufnahme zur Deckung von Haushaltsmitteln fir Investitionen,
jetzt Absatz 1 Buchstabe a, und zur Aufrechterhaltung der Liquiditat, jetzt Absatz 1 Buchstabe ¢, werden
erganzt um die Aufnahme im Rahmen eine Haushaltskonsolidierung, Absatz 1 Buchstabe b.

Die Regelung in § 34 Absatz 2 KHO a.F. Uber die Bertcksichtigung der dauernden wirtschaftlichen Leis-
tungsfahigkeit findet sich sprachlich angepasst in Absatz 2 wieder. Eine Ubernahme der Regelung des §
17 Absatz 2 KHO a.F. daruber hinaus ist entbehrlich.

Absatz 3 regelt Naheres zur Aufnahme eines Liquiditatskredits nach Absatz 1 Buchstabe c.

Absatz 4 regelt &hnlich dem bisherigen § 18 Absatz 3 KHO a.F., dass Haushaltsmittel aus Kreditaufnah-
men bei der dem Verwendungszweck der Kredite entsprechenden Gliederung in Hohe der Rickzah-
lungsverpflichtung zu veranschlagen sind (Bruttoprinzip).

Absatz 5 regelt Naheres zur Kreditaufnahme fir Investitionen nach Absatz 1 Buchstabe a.

Die Regelung des 8 17 Absatz 1 KHO a.F., nach der Kredite nur fir auBerordentliche und unabweisbare
Zwecke aufgenommen werden dirfen, wenn andere Mittel nicht zur Verfigung stehen oder beschafft
werden kénnen, findet keine ausdriickliche Aufnahme (analog zur EKD-Regelung).

-36 -



Drucksache Nr. 63/14

In Absatz 6 Ubernommen wird die Regelung des § 17 Absatz 3 KHO a.F., nach der fir Kredite keine ding-
lichen Sicherheiten gestellt werden sollen und fir gottesdienstliche Zwecke bestimmtes Vermdégen nicht
fur Sicherheitsleistungen herangezogen werden darf.

Zu 819

Die Regelung des Inneren Darlehens als voriibergehende Inanspruchnahme grundséatzlich fiir einen an-
deren Zweck gebundener Mittel wird beibehalten. Der Begriff erscheint im doppischen System zwar
fremd. Diese Einrichtung ist im kirchlichen Finanzsystem aufgrund der Zweckbindungen vieler Mittel je-
doch kaum entbehrlich.

Der Begriff ,Finanzmittel” ist generisch zu verstehen, d.h. er bezieht sich sowohl auf das Anlage- als auch
auf das Umlaufvermdgen.

Anstatt der Begriffe ,Rickzahlung” und ,Verzinsung“ sollen die Begriffe ,Rickfiihrung zur Zweckbindung*
und ,Ausgleich entgangener Ertrage" verwendet werden, um eine Klarstellung und Prazisierung i.S. der
Doppik zu erreichen. Eine Riickzahlung ,einer Einheit sich selbst gegeniiber* erscheint doppisch wenig
sinnvoll. Innere Darlehen stellen sich als besondere Form der Vermdgensverwendung dar.
Buchungstechnisch soll das Innere Darlehen wie folgt dargestellt werden: Die in Anspruch genommene
Rucklage wurde reduziert. Die Verwendung der Mittel wirde den Gegebenheiten entsprechend als Auf-
wand oder Aktivierung (dann findet ein Aktivtausch statt) dargestellt. Spater wirde der in Anspruch ge-
nommene Betrag, ggf. zuzuglich eines Ausgleichsbetrags, der Ricklage wieder zugefiihrt. Der gesamte
Vorgang wirde im Anhang erlautert. Abweichend vom EKD-Bilanz-Schema gabe es mithin keinen Kor-
rekturposten ,Innere Darlehen®, weil die Reduzierung der betroffenen Riicklagenposition der Transparenz
dient und der Ausweis eines Korrekturpostens aufgrund des Saldierungsverbotes problematisch er-
scheint.

Zu § 20
Die Zustimmung des Finanzausschusses zur Aufnahme von Blrgschaften wird durch die Zustimmung
des Kirchensynodalvorstandes ersetzt, da dies dem korrekten Verfahren entspricht.

Zu 8§21
Die Bestimmung Uber die Veranschlagung von Haushaltsmitteln fir Baumafinahmen und Investitionen
enthalt die begrifflich angepassten Regelungen des § 36 KHO a.F.

Zu § 22

Absatz 2 regelt jetzt ausdriicklich, dass bei Zuwendungen an Stellen auRerhalb der verfassten Kirche
Vereinbarungen nicht nur zum Prifungsrecht, sondern auch zu den Verwendungsnachweisen zu treffen
sind. Die Regelung steht im inhaltlichen Zusammenhang zur Generalbestimmung des § 81.

Zu § 23

§ 23 regelt die Verabschiedung des Haushaltsplans und die vorlaufige Haushaltsfiihrung.

Anderungen in Absatz 3 gegeniber § 42 KHO a.F. beruhen auf der anderen doppischen Begrifflichkeit.
Der Zusatz Uber Erfassung und Nachweis des Ressourcenverbrauchs soll klarstellen, dass die Rech-
nungslegung auch bei vorlaufiger Haushaltsfihrung nicht stillsteht und z.B. Abschreibungen weiterhin
durchzufiihren sind.

Zu 8§24

Die Bestimmung tber den Nachtragshaushalt entspricht im Wesentlichen § 43 KHO a.F.

Die Ergédnzung in Absatz 2 Buchstabe b gegenuber dem alten Recht (§ 43 Absatz 1 Buchstabe b a.F.) ist
keine inhaltliche Neuerung, sondern stellt nur klar, dass im Falle einer Deckung durch au3erplanmafige
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Mehrertrage ein Nachtragshaushalt nicht erforderlich ist. (Bsp.: Innerhalb des laufenden Haushaltsjahr
wird eine neue KiTa-Gruppe eingerichtet, die zu 100 % kommunal finanziert wird.)

Zu 8§25
Die Regelung uber gesonderte Haushalte und Wirtschaftspléane, bisher in 8§ 40 KHO a.F. enthalten, wird
jetzt ausdriicklich auf kirchliche Werke und Einrichtungen erstreckt. Der Begriff des Zweckvermégens
entfallt.

Abschnitt 3

Ausfiihrung des Haushalts

Zu § 26

§ 26 Uber die Erhebung und Bewirtschaftung der Haushaltsmittel entspricht dem § 45 KHO a.F. Die Be-
grifflichkeiten wurden angepasst.

Zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel bestimmt Absatz 5 Satz 2 neu, dass die verkehrsiblichen Si-
cherheiten zu verlangen sind. Bisher waren die erforderlichen, mindestens aber die allgemein Ublichen
Sicherheiten zu verlangen. Dies kénnte bei lediglich typisierender Betrachtung zu héheren Ausfallrisiken
fuhren. Die Anderung soll jedoch lediglich klarstellen, dass nicht jede Vorleistung — auch in Bereichen, in
denen dies nicht Ublich ist - abgesichert werden muss. Dennoch sind Sicherheiten bei erkennbaren be-
sonderen Risiken auch dann zu verlangen, wenn sie fir einen bestimmten Typus von Geschéften nicht
allgemein Ublich sind. Die ergibt sich schon aus allgemeinen Grundsatzen.

Zu § 27
Die Inanspruchnahme aufer- und tberplanméRiger Haushaltsmittel wird weitestgehend entsprechend §
47 KHO a.F. geregelt. Es entfallt allerdings das Instrument des Haushaltsvorgriffs.

Zu § 28

§ 28 regelt die Sicherung des Haushalts. Die Ersetzung des Begriffs der erforderlichen Maf3hahmen bei
Infragestellung des Haushaltsausgleichs durch geeignete MalRnahmen soll die Anforderungen der Vor-
schrift nicht verringern.

Zu 8 29

§ 29 ist eine allgemeine Bestimmung zur sachlichen und zeitlichen Bindung von Haushaltsmitteln, die nur
zu dem im Haushalt bezeichneten Zweck und nur soweit und solange er fortdauert in Anspruch genom-
men werden dirfen. Absatz 1 Satz 2 enthalt hierzu eine allgemeine Bestimmung fiir mehrjahrige Mal3-
nahmen. Hier ist die Inanspruchnahme der Haushaltsmittel haushaltsjahriibergreifend bis zum Abschluss
der MaRnahme mdglich. Bisher, § 50 KHO a.F. und auch in den EKD-Regelungen, gibt es insoweit ledig-
lich eine Spezialregelung fir Baumafnahmen.

Absatz 2 regelt, dass die Ubertragbarkeit von Haushaltsmitteln in der kirchlichen Doppik tiber Budget-
riicklagen erfolgt und nicht (mehr) Gber Haushaltsreste.

Zu 8§ 30

Die allgemeine Anwendung der Vergabebestimmungen o6ffentlicher Auftraggeber (VOB u.a.) wird aufge-
hoben. Stattdessen soll durch die Kirchenleitung ein eigenes Vergabeverfahren in Anlehnung an diese
Vergabebestimmungen geregelt werden.

Zu 8§31

Die Vorschrift regelt unter der Uberschrift ,Stellenbewirtschaftung die Wirkung von kw- und ku-
Vermerken in gleicher Weise wie § 52 KHO a.F.
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Zu § 32

Die Verpflichtung, die Finanzbuchhaltung Gber Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen
zu informieren, wird wie bisher geregelt.

Es ist angedacht, den Regionalverwaltungen im Rahmen des Forderungseinzugs fir Stundungen und
Niederschlagung eigenstéandige Handlungsvollmachten einzurdumen. Eine Regelung kénnte durch
Rechtsverordnung erfolgen. Die Grundlage hierzu wird in § 42 gelegt.

Zu 8§ 33
Die Vorschrift regelt vorlaufige und durchlaufende Rechnungsvorgange. Die Begriffe des Vorschusses
und des Verwahrgeldes entfallen.

Zu § 34

Der zentrale § 34 regelt die Anordnungen — bisher: Kassenanordnungen — grundlegend.

Die Bestimmung in Absatz 1 Satz 2, dass Anordnungen auch die zugehérigen Zahlungsvorgéange umfas-
sen, unabhangig von deren Zeitpunkt, betrifft ein Erfordernis der doppischen Rechnungslegung. Sie tragt
dem Umstand Rechnung, dass Zahlungen und Leistungen auseinanderfallen kénnen.
In Absatz 1 wird zugleich die Mdglichkeit eines digitalen Ablaufs geschaffen.

Die Angabe des Kostentragers zusatzlich zur Kostenstelle nach Absatz 1 Buchstabe e kann bei Einrich-
tung einer Kosten- und Leistungsrechnung relevant sein.

Der Inhalt der Feststellungsvermerke nach Absatz 1 Buchstabe f ist in der Anlage (Begriffsbestimmun-
gen) dargestellt.

Absatze 2 bis 4 treffen Regelungen zu einem von der Kirchenleitung freizugebenden Verfahren fir elekt-
ronische Anordnungen.

Die Anordnungsbefugnis fur Betrage bis 5.000 EUR soll nunmehr nach Absatz 5 allein bei der vorsitzen-
den Person des zustandigen Organs liegen. Das Erfordernis einer Zweitunterschrift fiir geringere Betrage
kann vom zusténdigen Organ geregelt werden.

Die Ubertragung der Anordnungsbefugnis auf weitere Personen wird gesetzlich begrenzt auf einen Ma-
ximalbetrag von 1.000 EUR. Weitere Begrenzungen kann das zustandige Organ vornehmen. Die Uber-
tragung kann nur innerhalb des Verantwortungsbereichs einer geeigneten Person erfolgen. D.h. es kdnn-
te z.B. einer KiTa-Leitung die Anordnungsbefugnis fir Zahlungen im Rahmen des KiTa-Betriebes tber-
tragen werden.

Die Betragsgrenze von 1.000 EUR umfasst ca. 90 %, die Betragsgrenze von 5.000 EUR ca. 95 % aller
Buchungen.

Absatz 7 erganzt die bisherige Regelung, dass Erteilung und Ausfihrung von Anordnungen nicht in einer
Hand liegen dirfen, um die Pflege von Stammdaten in der Finanzbuchhaltung, die sinnvollerweise nicht
durch Anordnende erfolgen sollte.

Absatz 12 erstreckt die Moglichkeit der Abwicklung ohne Anordnung auf Rechnungsabgrenzungsposten,
Buchstabe c, und die Berichtigung fehlerhafter Buchungen, Buchstabe d, sofern der Fehler in der Finanz-
buchhaltung entstanden ist. Aufgenommen ist auch die Befugnis zur Berichtigung geringfiigiger Zah-
lungs- oder Buchungsdifferenzen, die in der Dienstanweisung néaher zu regeln ist. Ebenfalls ohne Anord-
nung abgewickelt wird der Abschluss der Ergebniskonten, Buchstabe f, und der Zahlwegeausgleich,
Buchstabe g.

In Absatz 13 Satz 4 findet sich neu die Mdéglichkeit durch die Finanzbuchhaltung Berichtigungen vorzu-
nehmen, wenn eine Anordnung nicht der Haushaltssystematik entspricht.

Zu 8 35
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Die allgemeine Haftungsregelung fur rechtswidrige Anordnungen oder sonstige schadensverursachende
MafRnahmen aus § 56 KHO a.F. wird in § 35 aufgenommen.

Abschnitt 4

Rechnungswesen und Kassenfiihrung

Zu § 36

§ 36 regelt in Absatz 1 Aufgaben und Funktion von Rechnungswesen und Kassenfiihrung.

Absatz 2 definiert in Anlehnung an 8§ 60 Absatz 1 KHO a.F. und in Aufnahme von 8 38 Absatz 2 der EKD-
Regelungen den Begriff der Finanzbuchhaltung. Sie ist zentral einzurichten und hat den gesamten Zah-
lungsverkehr abzuwickeln, Buchungen vorzunehmen, Rechnungsbelege abzulegen und die Rechnungs-
legung vorzubereiten. Die Finanzbuchhaltung ersetzt so in weiten Teilen den Begriff der Kasse. Kasse
bezieht sich jetzt aber nur noch auf Zahlungsvorgédnge und die Kassenfiihrung, nicht mehr auf Rech-
nungs- und Buchungsvorgange.

Absatz 3 entspricht § 60 Absatz 2 KHO a.F. und schrankt die Zuléssigkeit weiterer Finanzbuchhaltungen
ein.

Absatz 4 ersetzt die bisherige Mdglichkeit einer gemeinsamen Kasse fiir mehrere Koérperschaften, § 60
Absatz 3 und 4 KHO a.F., entsprechend den EKD-Regelungen durch eine Sollbestimmung, die Aufgaben
der Finanzbuchhaltung mehrerer Kérperschaften einer gemeinsamen Verwaltung zu Ubertragen.

Absatz 5 ermdglicht die ausnahmsweise Ubertragung von Aufgaben an Dritte. Umgekehrt regelt Absatz 7
die Voraussetzungen, unter denen die Aufgaben der Finanzbuchhaltung Dritter ibernommen werden
dirfen. Da dies ein sensibler Bereich ist, ist die Zustimmung der Finanzaufsicht erforderlich. Die eingren-
zende Formulierung (,durfen mit Zustimmung der Finanzaufsicht nur Gbernommen werden, wenn...")
fordert eine restriktive Handhabung.

Zu 8§ 37

Die Vorschrift unterscheidet Handkassen, Handvorschisse und Zahlstellen. Absatz 1 fuhrt den in der
Praxis bereits z.T. verwendeten Begriff der Handkasse ein, aus der kleinere Auszahlungen getéatigt und in
die auch Einzahlungen vereinnahmt werden kénnen.

Der Handvorschuss nach Absatz 2 erflllt jetzt nicht mehr die Funktion einer Kasse. Der Begriff bezeich-
net nur noch den gewahrten Vorschussbetrag.

Absatz 3 Gbernimmt die begrifflich angepasste Regelung des § 63 Absatz 2 KHO a.F.

Zu § 38

Die Vorschrift regelt weitgehend entsprechend § 64 KHO a.F. die Anforderungen an das Personal der
Finanzbuchhaltung hinsichtlich Eignung, Zuverlassigkeit und personlicher Verhaltnisse. Zusatzlich aufge-
nommen wurde, dass das Personal nicht in hauslicher Gemeinschaft stehen soll. Ausdriicklich erganzt
wurde ,verheiratet” durch ,verpartnert‘ und ,verwandt durch ,durch Adoption verbunden®.

Zu 8§ 39
Die Bestimmung Uber die Geschéaftsverteilung in der Finanzbuchhaltung sieht wie § 65 KHO a.F. eine
personelle Trennung bei Buchhaltung und Kassenfiihrung vor.

Zu § 40

Die Verwaltung der liquiden Mittel gem. § 40 wird gegeniiber § 66 KHO a.F. redaktionell und geringfligig
inhaltlich verandert.

Absatz 1 stellt die Sicherheit in den Vordergrund. Die Beachtung der weiteren Vorgaben des § 66 Absatz
1 KHO a.F. ist in einem wirtschaftlichen Liquiditaitsmanagement bereits enthalten.
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Zu 8§41

Die Vorschrift regelt Zahlungsvorgange. Sie fasst die Inhalte mehrerer bislang geltender Regelungen
zusammen (88 67, 68, 70, 71 KHO a.F.) Es erfolgt eine Anpassung an die Entwicklung des Zahlungswe-
sens durch die Bestimmung tiber SEPA-Lastschriftmandate in Absatz 4 und die Abwicklung der Uberwei-
sungen im automatisierten Verfahren, Absatz 7. Ubergaben von Uberweisungstragern, Barschecks etc.
sind praktisch nicht mehr relevant.

Zu § 42

Die Vorschrift betrifft den Forderungseinzug. Eine Festlegung Uber die Herstellung des Einvernehmens
mit der Kirchengemeinde wird im Gesetzestext vermieden. Das zur Zeit durchgefiihrte Verfahren wird in
der als Rechtsverordnung zu erlassenden Dienstanweisung festgelegt. Hierdurch besteht die Mdglichkeit,
Anderungen im Forderungsmanagement auf untergesetzlicher Ebene festzulegen. Angedacht ist insbe-
sondere, den Regionalverwaltungen im Bereich des Einzugs von Leistungsentgelten (Kindertagesstatten,
Diakonie) weitere Handlungsvollmachten einzurdumen, um die Verwaltungsablaufe bei Massengeschaf-
ten zu vereinfachen und die angeschlossenen Einrichtungen zu entlasten. Vorstellbar ist z.B. die eigen-
verantwortliche Durchfiihrung des gesamten Verfahrens durch die Finanzbuchhaltungen einschlieRlich
der Befugnis zur Gewéhrung von Stundungen (siehe zu § 32) und zur Niederschlagung bei gleichzeitiger
Information der Rechtstrager, die im Einzelfall in das Verfahren eingreifen kénnen.

Zu §43
Die Vorschrift verweist fiur die Buchhaltung und Kassenfilhrung auf die Dienstanweisung, die durch
Rechtsverordnung erlassen wird.

Zu § 44
Die Vorschrift regelt die Fiihrung der Blcher.

Zu 8§45

Geregelt wird die sachliche Buchung nach der Gliederung des Haushalts. Dies ist umfassend und eriib-
rigt die gesonderte Erwahnung von Vorschissen und Verwahrgeldern, wie sie sich in § 73 Absatz 2 KHO
a.F. findet.

Die separate Behandlung von Kapitalbewegungen und Zinsen nach 8§ 73 Absatz 3 Satz 3 KHO a.F. ist
veraltet und wird nicht ibernommen. Als Grundsatz gilt: Jede Buchung muss belegt sein, Absatz 3.

Zu § 46
Die Regelung der Buchungszeitpunkte entspricht dem Periodisierungsgrundsatz. Erforderlich ist im dop-
pischen System die Regelung der Erfassung nicht zahlungswirksamer Veranderungen.

Zu § 48

Die Vorschrift sieht Zwischenauswertungen zu Steuerungs- und Uberwachungszwecken vor.

Die Zwischenabschliisse des 8 80 KHO a.F. entfallen. Abstimmung und Prifung der Kassenbesténde
werden bereits an anderer Stelle (88 47, 50ff, 54) geregelt.

Die Befugnis der Kirchenverwaltung, Naheres zu regeln wird hier ausdriicklich aufgenommen. Sie weist
darauf hin, dass Konkretionen erfolgen kénnen, wenn im weiteren Verlauf deutlich wird, welche Auswer-
tungen genau bendtigt werden und sinnvoll sind. Dies kdnnen Plan-Ist-Vergleiche oder regelmafige Zwi-
schenabschlisse sein.

Zu §49
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Die bisherige Regelung, die Bicher spatestens einen Monat nach Ablauf des Haushaltsjahres zu schlie-
Ben, § 81 KHO a.F., wird aufgegeben, da sie nicht realistisch ist.

Zu 8§50

Die Norm enthédlt Bestimmungen uUber den Jahresabschluss. Die Grundsatze der ordnungsgemaflen
Buchfiihrung werden in den Begriffsbestimmungen néaher dargestellt. Von verpflichtenden Aussagen zu
erreichten Zielen nach den EKD-Regelungen wurde zwecks Vereinfachung abgesehen.

Die vorgeschriebene Gliederung nach Absatz 3 ergibt sich aus dem Sachkontenrahmen, der gem. § 9
Absatz 3 geregelt werden soll.

Die Begrenzung der Teilergebnisrechnungen sowie Teilinvestitions- und Finanzierungsrechnungen durch
den Zusatz ,soweit dies zweckmaRig ist“, stellt eine Erleichterung fur Kirchengemeinden dar. Auf Ebene
der Gesamtkirche liegen Teilergebnisrechnungen fur Budgetbereiche vor.

Zu §51

§ 51 trifft Regelungen zu Ergebnisrechnung sowie Investitions- und Finanzierungsrechnung. Die Ergeb-
nisrechnung weist Ertrdge und Aufwendungen zur Ermittlung des Jahresergebnisses aus.

Zufuhrungen zu und Entnahmen aus den Ricklagen werden in der Ergebnisrechnung nach dem Posten
Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag nachgewiesen, weil sie nicht i.S. von Aufwand und Ertrag ergebnis-
wirksam sind. Vielmehr entsprechen Ricklagebewirtschaftungen Umbuchungen im Reinvermdgen bzw.
Ergebnisverwendungen.

Absatz 3 regelt die Erfassung der Zu- und Abgénge von Haushaltsmitteln im Rahmen der Investitions-
und Finanzierungsrechnung.

Wenn in Absatz 5 die Entscheidung Uber Verwendung oder Deckung des Bilanzergebnisses dem zustén-
digen Beschlussorgan zugeordnet wird, geht es um die Zuordnung (Ergebnisvortrag oder Umbuchung in
den Vermoégensgrundbestand), nicht um die Verausgabung der Mittel.

Zu 8§ 52
Die Aufstellung einer Bilanz als Bestandteil des Jahresabschlusses wird vorgeschrieben. Die Bilanzstruk-
tur wird durch Rechtsverordnung (EBBVO) geregelt. N&heres zur Bilanz regelt § 62.

Zu 8§53

Der Inhalt des Anhangs wird beschrieben. Wesentliche Positionen des Jahresabschlusses sind zu erlau-
tern. Mindestangaben sind die bei Wahlrechten angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden,
Buchstabe a, Abweichungen von bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Buch-
stabe b, Haftungsverhaltnisse, die nicht in der Bilanz auszuweisen sind und Vorbelastungen kunftiger
Haushaltsjahre, Buchstabe c, eine Deckungsliicke der Substanzerhaltungsriicklagen, Buchstabe d, Un-
terschreitung der Mindesthdéhe von Pflichtriicklagen, Buchstabe e, die Finanzdeckung der Passivpositio-
nen soweit vorgeschrieben, Buchstabe f, und das zur Ermittlung von Rickstellungen fir Pensions- und
Beihilfeverpflichtungen gewahlte Verfahren, Buchstabe g.

Soweit Haftungsverhaltnisse nach Buchstabe c in kreditdhnlichen Rechtsgeschaften bestehen, ist z.B. an
Leasingvertrdge gedacht.

Vorgeschriebene Finanzdeckung, Buchstabe f, findet sich fiir Rucklagen (8 65) und Rickstellungen (8§
67), ggf. auch fur Verpflichtungen gegeniiber Sondervermégen.

Zu 8§54

Die Vorschrift bestimmt die Anlagen zum Anhang. Dem Anhang des Jahresabschlusses miissen abwei-
chend von § 83 KHO a.F. nicht zwingend Haushalt, Anlagen zum Haushalt und Haushaltsbeschluss bei-
gefligt werden, da die Daten sowohl den Regionalverwaltungen als auch den Kirchengemeinden vorlie-
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gen. Die Regelung zum Nachweis des Kassenbestands wird durch die Ubersicht tiber die Finanzanlagen
und liquiden Mittel nach Buchstabe b ersetzt.

Absatz 2 definiert Anforderungen an die nach Absatz 1 Buchstaben c) und e) als Anlagen beizufiigenden
Ubersichten. Zu- und Abgange sollen bei Buchstaben c) nicht aufgenommen werden, da Forderungen
und Verbindlichkeiten grundséatzlich kurzfristigen Charakter haben und einzelne Zu- und Abgange i.d.R.
nicht steuerungsrelevant sind. Wertberichtigungen sollen gesondert aufgezeigt werden.

Absatz 3 definiert Anforderungen an den Anlagenspiegel nach Absatz 1 Buchstabe f.

Zu 8§55
Die im Wesentlichen erhaltene Regelung zu den Aufbewahrungsfristen (§ 84 KHO a.F.) wird in Absatz 2
erganzt um Bestimmungen zur Aufbewahrung auf Bild-oder Datentragern.

Zu § 56

§ 56 regelt Besonderheiten fur kirchliche Betriebe gewerblicher Art. Nach Absatz 1 sollen bei Anwendung
von handels- und steuerrechtlichen Vorschriften nur nach Mdglichkeit die erforderlichen Informationen
nach den EKD-Grundlagen zur Haushaltssystematik bereitgestellt werden, um eine Uberhéhung der An-
forderungen zu vermeiden. Nach Absatz 2 sind die kirchlichen Vorschriften sinngemald anzuwenden,
soweit handels- und steuerrechtliche Regelungen nicht entgegenstehen. Der Begriff des Haushalts wird
in diesem Fall durch Wirtschaftsplan ersetzt.

Abschnitt 5

Vermdgen und Schulden: Grundsatze, Ansatz und Bewertung

Zu 8 57

Der Begriff des Vermdgens wird bestimmt. Die bisherige Unterteilung der kirchlichen Vermdégensmassen
in Kirchenvermogen und Pfarreivermégen wird durch sonstiges Zweckvermdgen ergénzt, Absatz 1
Nummer 3.

Absatz 4 ersetzt § 3 KHO a.F. Er verzichtet auf den Auftrag, das Vermdgen zu mehren. Stattdessen gibt
er auf, den mit der Vermdgensnutzung verbundenen Ressourcenverbrauch zu erwirtschaften.

Absatz 4 Satz 4 regelt die ordnungsgeméfe Vermdgensubergabe beim Wechsel der verantwortlichen
Person.

Absatz 5 entspricht § 4 Absatzen 1 und 2 KHO a.F.

Absatz 6 Ubernimmt die Regelung des bisherigen § 3 Absatz 2 KHO a.F., nach der laufende Ausgaben
des Pfarreivermogens zu Lasten des Kirchenvermdgens gehen und nur Aufwendungen, die eine Verbes-
serung oder Ertragssteigerung bezwecken, von den Ertragen des Pfarreivermégens finanziert werden.
Die abweichende Praxis der Zentralen Pfarreivermdgensverwaltung findet Beriicksichtigung in Satz 2.
Absatz 7 passt die Regelung des 8§ 3 Absatz 3 KHO a.F. uber Pfarrhduser der doppischen Begrifflichkeit
an.

Zu § 58

§ 58 fasst Bestimmungen der §8 6-9 KHO a.F. zusammen. So wird eine néhere Bestimmung des Begriffs
der wirtschaftlichen Vermégensverwaltung erreicht.

Der bisherige § 7 Absatz 2 Uber die Verwaltung und Bewirtschaftung von Wald entféllt ersatzlos.

Aus den EKD-Regelungen wird neu die Nummer 2 ibernommen, nach der Friichte und Nutzungen kirch-
licher Vermogensgegenstande Dritten nur gegen angemessenes Entgelt Giberlassen werden durfen. Dies
ist eine konkretisierende Ableitung aus § 57 Absatz 5 Satz 2.

Nummer 6 beschreibt die mit Geldanlagen verbundenen Ziele der Sicherheit, Liquiditat und Rentabilitat,
erganzt um die Vereinbarkeit mit dem kirchlichen Auftrag. Dabei wird verdeutlicht, dass mehrere Anlage-
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kriterien simultan gesteuert und Willkir vermieden werden sollen. Liquiditat soll dabei nicht als dominant
verstanden werden.

Die Vorschrift des 8§ 9 Absatz 3 KHO a.F. wird dahin verscharft, dass eine Genehmigung erforderlich ist,
wenn Finanzanlagen nicht tber die Gesamtkirche erfolgen sollen. Dies soll auch dem Umstand Rech-
nung tragen, dass Fehlentwicklungen auf dem Gebiet der Finanzanlage Folgen erheblicher Tragweite
haben (Glaubwirdigkeit, Reputation, etc.)

Zu 8§59

Das Gesetz beschrénkt sich auf eine grundsétzliche Definition der Begriffe Inventur und Inventar. Nahe-
res soll im Inventurleitfaden und in der EBBVO geregelt werden (z.B. Buchinventur, Festwert, Gruppen-
bewertung u.a.)

Zu § 60

§ 60 regelt allgemeine Bewertungsgrundsatze:

- den Stetigkeitsgrundsatz, Nummern 1 und 5,

- den Einzelbewertungsgrundsatz fiir Vermégensgegenstande und Schulden, Nummer 2,

- das Vorsichtsprinzip zur Beriicksichtigung vorhersehbarer Risiken und Verluste, Nummer 3,

- das Periodisierungsprinzip, nach dem Aufwendungen und Ertrdge periodengerecht, unabhangig von
den Zahlungszeitpunkten zu bertcksichtigen sind,

- das Realisationsprinzip, nach dem Wertgewinne nur bei Realisierung bertcksichtigt werden.

Zu §61

Die Bestimmung macht grundséatzliche Vorgaben Uber Wertansatze von Schulden und Vermdgen. Die
Bewertung von Vermdgensgegenstanden erfolgt mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten vermin-
dert um Abschreibungen, Absatz 1.

Absatz 2 sieht bei Vermdgensgegenstanden des Anlagevermdgens eine aul3erplanmaRige Abschreibung
nur bei voraussichtlich dauernder Wertminderung vor. Ein Wahlrecht zugunsten voraussichtlich vortiber-
gehender Wertminderung wird nicht angesetzt.

Absatz 3 sieht fir das Umlaufvermdgen das strenge Niederstwertprinzip vor.

Absatz 5 regelt fur die Riuckstellungen wegen Pensions- und Beihilfeverpflichtungen die Ermittlung nach
versicherungsmathematischen Grundsétzen, siehe auch § 53 Buchstabe g.

Zu § 62

§ 62 bestimmt, dass das Vermogen und die Schulden in einer Bilanz nachzuweisen ist, deren Bestandtei-
le in Absatz 2 dargelegt werden. Dabei sind treuhénderisch verwaltete Vermdgenswerte einschliel3lich
damit verbundener Verbindlichkeiten unter dem Bilanzstrich aufzufuhren.

Auch in der Bilanz gilt das Saldierungsverbot, Absatz 3.

Die Einzelheiten der Erfassung, Bewertung und Bilanzierung sind in einer gem. Absatz 4 zu erlassenden
Rechtsverordnung (EBBVO) festzulegen.

Zu § 63

§ 63 regelt die planméaRige und in Absatz 3 aulRerplanmafige Abschreibung von Vermdgensgegenstan-
den, die im Anschaffungsjahr und im Jahr der Verauf3erung oder Verschrottung monatsgenau zu erfolgen
hat, Absatz 2. Hieraus ergibt sich kein zuséatzlicher Verwaltungsaufwand, da die Daten im Anlagen-
stammsatz hinterlegt sind und die Generierung der Abschreibung aus dem System heraus mdoglich ist.
Gleichzeitig werden die Kirchengemeinden von fiktiven Ressourcenverbrauchen durch die Abschreibung
ganzer Jahre entlastet.
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Zu § 64

Die Norm regelt die Beteiligung kirchlicher Kérperschaften an privatrechtlichen Unternehmen. Absatz 1
trifft Bestimmungen fur die Griindung, die weitestgehend 8§ 5 Absatz 1 KHO a.F. entsprechen.

Absatz 2 regelt die vorzusehenden Priifungsrechte und Berichtspflichten bei dem Erwerb einer Anteils-
mehrheit. Auf derartige Regelungen ist auch bei Erwerb von Minderheitsbeteiligungen oder mittelbaren
Beteiligungen hinzuwirken.

Absatze 3 und 4 enthalten weitestgehend die Regelungen von § 5 Absétze 2 und 3 KHO a.F., jedoch in
umgekehrter Reihenfolge. Erhalten werden sollen die Inhalte des § 5 Absatz 4 KHO a.F. in den Absatzen
5und 6.

Zu § 65

§ 65 trifft Bestimmungen Uber Ricklagen. Absatz 1 entspricht weitgehend dem bisherigen 8§ 9 Absatz 1
KHO a.F. Fur die Anlage gilt jetzt der allgemeine § 58.

Absatz 2 sieht folgende Pflichtriicklagen vor: Betriebsmittelriicklage, Ausgleichsriicklage, Substanzerhal-
tungsricklage und, sofern erforderlich, Burgschaftssicherungs- und Tilgungsriicklagen.

Die Betriebsmittelriicklage, bisher § 10 KHO a.F., wird in Absatz 3 beschrieben. Eine Obergrenze wird
i.S. der Flexibilitdt nicht mehr definiert. Bezugsgrof3e fir die Mindesthéhe sind die Aufwendungen des
Ergebnishaushalts. Die zentrale Betriebsmittelriicklage bei den Regionalverwaltungsverbanden wird jetzt
zutreffender als Liquiditatsreserve bezeichnet. Es wird klargestellt, dass die Gesamtkirche die Anpassung
der Liquiditatsreserve in regelmafigen Abstéanden vornimmt.

Absatz 4 andert die Regelungen zur Ausgleichsriicklage, bisher § 11 KHO a.F., entsprechend. Auch hier
entfallt eine Obergrenze. BezugsgréRRe sind die Aufwendungen des Ergebnishaushalts.

Absatz 5 regelt, dass der Sustanzerhaltungsriicklage jahrlich Haushaltsmittel in Hohe der Abschreibun-
gen auf Vermoégensgegenstande des Anlagevermdgens zuzufilhren sind. Eine entsprechende Auflésung
des Sonderpostens fiir erhaltene Investitionszuschiisse kann gegengerechnet werden. Es handelt sich
dabei um ein Kernelement der Darstellung und Vorsorge von Ressourcenverbrauchen.

Absatz 6 enthalt die Regelungen von 88 12f. KHO a.F. zur Tilgungs- und Birgschaftssicherungsricklage
mit geringfiigigen Anderungen. Das Liquiditatsmanagement nach § 40 deckt den Regelungsbedarf im
Grunde ab. Jedoch spiegelt Absatz 6 die Prinzipien von Vorsicht und Vorsorge.

Absatz 8 regelt den Grundsatz der Finanzdeckung der Riicklagen. Anders als nach den EKD-Regelungen
kénnen auch liquide Mittel zur Deckung dienen.

Zu § 66

§ 66 regelt, was unter der Bilanzposition Sonderposten nachzuweisen ist. Hierzu gehoren Verpflichtun-
gen gegeniber Sondervermdgen, noch nicht verwendete Spenden, Verméachtnisse u. &. sowie zweckge-
bundene erhaltene Investitionszuschiisse und -zuweisungen, die Uber einen bestimmten Zeitraum ergeb-
niswirksam aufzulésen sind.

Zu 8§ 67

Die Regelung ersetzt § 15 KHO a.F. Ausdricklich erwahnt werden jetzt Ruckstellungen fiir drohende
Verluste aus schwebenden Geschéaften. Dass Rickstellungen in ausreichender Héhe zu bilden sind,
ergibt sich aus dem sachlichen Zusammenhang ebenso wie aus den Grundsatzen der Vollstandigkeit und
Vorsicht. Der Zusatz scheint daher entbehrlich.

Die bisherige Vorschrift wird ergdnzt um die Beriicksichtigung beim Liquiditdtsmanagement, Absatz 2,
und eine Vorschrift zur Auflésung von Rickstellungen analog § 249 Absatz 2 Satz 2 HGB.

Zu § 68
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Die Vorschrift regelt die Rechnungsabgrenzung, wenn Aufwand oder Ertrag in das auf die Zahlung fol-
gende Haushaltsjahr fallen.

Zu § 69
Die Regelung erklart die 88 59-68 auf die erstmalige Bewertung in der Er6ffnungsbilanz fir analog an-
wendbar.

Zu 870
Néhere Regelungen zur Erfassung, Bewertung und Bilanzierung sollen nicht in diesem Gesetz, sondern
in einer hierzu zu erlassenden Rechtsverordnung geregelt werden.

Abschnitt 6

Prifung und Entlastung, Schlussbestimmungen

Zu§71

Die Regelung des Ziels und des Inhalts der Prifung entspricht inhaltlich den Regelungen des Rech-
nungsprufungsamtsgesetzes, ist hier aber wegen ihrer grundsétzlichen Bedeutung aufgenommen.

Zu 8§72

Die Regelung Ubernimmt im Wesentlichen den Inhalt von § 85 KHO a.F.

Absatz 1 schafft eine Vereinfachung: Nunmebhr ist jahrlich mindestens eine unvermutete Kassenprifung
ausreichend.

Absatz 2 Buchstabe c enthalt eine begriffliche Anpassung.

Die Erwahnung des Rechnungsprifungsamts in § 85 Absatz 1 KHO a.F. am Ende entféllt, da dieses vom
Begriff der Sachverstandigen erfasst wird.

Im Ubrigen finden sich begriffliche und kleinere inhaltliche Anpassungen.

Zu 873
Die Regelung des 8§ 86 KHO a.F. ist in der EKHN weiter praktisch relevant und wird daher in den neuen §
73 Ubernommen.

Zu 874

§ 74 regelt die Durchfiihrung von Rechnungsprufungen. Absatz 2 Gbernimmt hierzu mit begrifflicher An-
passung die Bestimmung des § 89 KHO a.F., die auf das Kirchengesetz iber das Rechnungsprifungs-
amt der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau verweist.

Zu 875

Die Mdglichkeit weitergehender Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprifungen, die § 90 KHO a.F. vor-
sah, findet sich jetzt mit geringfiigigen Anderungen in § 75. Der Wegfall des Wortes ,Wirtschaftlichkeit* in
Absatz 2 stellt keine Einschréankung dar, da diese bereits in Absatz 1 aufgefiihrt ist.

Zu 876
Hier finden sich redaktionelle Anderungen gegeniiber dem § 91 KHO a.F. lber betriebswirtschaftliche
Prufungen.

Zu 877

§ 77 regelt neu, dass bei Zuwendungen an Stellen au3erhalb der verfassten Kirche eine Prifungsoblie-
genheit des Zuwendungsgebers besteht und verweist auf Zuwendungsrichtlinien.
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Zu 8§78

Die Vorpriifung als eine Besonderheit der EKHN bleibt erhalten. Es finden sich jedoch einige Neuerun-
gen. In Absatz 1 wird die Mdglichkeit der Vorprifung durch interne Revisionsstellen oder durch Dritte
eroffnet.

Absatz 1 Buchstabe a bestimmt den Gegenstand der Vorprifung als mindestens reprasentative Auswahl
von Geschéaftsvorgdngen und stellt damit klar, dass keine vollstandige Prifung erforderlich ist. Dies ist
insbesondere fir groRere Einheiten wie Gesamtgemeinden oder Kirchengemeindeverbande wichtig.

Die Bestimmungen Uber den Abgleich des Kassen-Istbestandes mit dem Kassensollbestand und die Ein-
haltung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit sind entbehrlich. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit gilt.

Zu 879
§ 79 regelt die Fristen, innerhalb derer der Jahresabschluss vorliegen muss.

Zu § 80

§ 80 trifft Bestimmungen uber die Entlastung der Personen, die fir den Vollzug des Haushalts und die
Ausfiihrung der Beschlisse zustandig sind. Die Regelung entspricht inhaltlich dem bisherigen § 92 KHO
a.F. Die Anderungen dienen dazu, das Verfahren deutlicher zu beschreiben.

Zu §81
§ 81 erméchtigt die Kirchenleitung, Rechtsverordnungen zur Ausfiihrung dieses Gesetzes zu erlassen.

Zu § 82

Hier finden sich Ubergangsbestimmungen. Aufgrund der vollstandigen Systemumstellung ist damit zu
rechnen, dass einerseits nicht alle Anforderungen des Gesetzes von Beginn an von samtlichen Korper-
schaften vollstandig erfullt werden kénnen. Andererseits werden maglicherweise Einfuhrungs- und Erpro-
bungserfahrungen zeigen, dass einzelne Anforderungen nicht oder nicht in der hier beschriebenen Weise
erforderlich und praxistauglich sind. Dies wird sich erwartungsgeméan insbesondere auf Berichtsbestand-
teile einschlieBlich Anhang und Anlagen sowie auf die Fristsetzungen beziehen.

Zur Anlage:

Die Anlage enthélt Begriffsbestimmungen, die die im Gesetz verwendeten Fachbegriffe erlautern. Hinzu-
weisen ist insbesondere auf Nummer 26 (Feststellungsvermerk). Diese Begriffsbestimmung enthélt eine
umfassende Beschreibung der Feststellungsvermerke tber die Richtigkeit der Grundlagen einer Anord-
nung. Es erschien nicht zweckma@ig, die Vorschrift des § 34 (Anordnungen) hiermit zu Gberfrachten. Dies
fuhrt dazu, dass diese Begriffsbestimmung in besonderem Mal3e nicht nur erluternden, sondern auch
regelnden Charakter hat.

Artikel 2
Zu g1l
8§ 1 regelt die Zustandigkeit fur den Erlass von Dienstanweisungen

Zu §2
§ 2 regelt den Umgang mit der Musterdienstanweisung nach der Anlage zur Rechtsverordnung.

Zu 83

Die Vorschrift eréffnet die Moéglichkeit von Ausnahmen zu den Bestimmungen der Musterdienstanwei-
sung.
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Zur Anlage:

Die Musterdienstanweisung entspricht in weiten Teilen der geltenden und der Dienstanweisung nach den
Regelungen der EKD. Die neuen Begrifflichkeiten nach Artikel 1 (Kirchengesetz tber die Haushalts- und
Wirtschaftsfilhrung) wie Finanzbuchhaltung, Ertrdge und Aufwendungen werden eingefiihrt. Aufgenom-
men ist die Berechtigung bei geringfligigen Betrdgen von Mahnungen abzusehen, soweit die anordnende
Stelle sie nicht fur erforderlich hélt, Nummer 16.3.
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Synopse zum Kirchengesetz Uber die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung
in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau (Kirchliche Haushaltsordnung — KHO)

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

Abschnitt |: 8§ 1-7

Abschnitt 1: 88 1-7

Allgemeine Vorschriften zum Haus-
halt

Allgemeine Vorschriften zum Haus-
halt

8§ 0 Geltungsbereich

§ 1 Geltungsbereich, Begriffsbe-
stimmungen

§ 1 Geltungsbereich,Begriffsbe-
stimmungen

Die Vorschriften dieser Ordnung gelten
fur die kirchlichen Korperschaften.

(1) Dieses Gesetz gilt fiir die Gesamt-
kirche, die Dekanate die Kirchenge-
meinden, kirchlichen Verbande und
Rentamter und die von ihnen gebilde-
ten Einrichtungen und Zusammen-
schlusse.

(2) Zu einzelnen Fachausdriicken wird
auf Anlage | verwiesen.

(1) Dieses Kirchengesetz gilt fiir die
kirchlichen Kérperschaften offentlichen
Rechts.

(2) Soweit handels- und steuerrechtli-

che Vorschriften zwingend anzuwen-
den sind, gehen diese den Vorschriften

dieses Kirchengesetzes vor.

(3) Zu einzelnen Begriffen wird auf die
Anlage verwiesen.

Eine Anwendung auf Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts bietet sich nicht an, da die
Gegebenheiten mit kirchlichen
Gebietskorperschaften nicht ver-
gleichbar sind.

Derzeit existieren drei Stiftungen
des offentlichen Rechts. Davon
betreiben zwei (Elisabethenstift in
Darmstadt und Paulinenstift in
Wiesbaden) kein operatives Ge-
schéaft mehr. Es besteht nicht nur
kein Bedarf fiir die Anwendung
der KHO in diesen Einrichtungen
— eine Anwendung lieRe sich
auch schwierig Uberwachen oder
~erzwingen”. Fur die weitaus gro-
Bere Zahl an Stiftungen wirde
das Gesetz nicht gelten, da sie
privatrechtlicher Natur sind. Vor
diesem Hintergrund erscheint es
sachgerechter, bei Bedarf eine
analoge Anwendung von Vor-
schriften der KHO in den Satzun-
gen respektive im Kirchengesetz
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EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

Uber die Zentrale Pfarreivermo-
gensverwaltung zu verankern.

Absatz 2 soll ,Dopplungen” von
Anforderungen und Bilanzie-
rungserfordernissen vermeiden.
Siehe auch § 56.

8 1 Zweck des Haushalts

§ 20 Zweck des Haushaltsplanes

8§ 2 Zweck des Haushalts und Gel-
tungsdauer

Der Haushalt ist Grundlage fir die
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung; er
dient im Rahmen der vorgegebenen
Ziele der Feststellung und Deckung
des Ressourcenbedarfs, der zur Erfil-
lung der Aufgaben voraussichtlich not-
wendig sein wird.

Der Haushaltsplan ist Grundlage fur
die Haushalts- und Wirtschaftsfiih-
rung; er dient der Feststellung und
regelt die Deckung des Finanzbe-
darfs, der zur Erfullung der Aufgaben
im Bewilligungszeitraum voraussicht-
lich notwendig sein wird.

(1) Der Haushalt ist Grundlage fiir die
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung; er
dient im Rahmen der vorgegebenen
Ziele der Feststellung und Deckung
des Ressourcenbedarfs, der zur Erfll-
lung der Aufgaben voraussichtlich not-
wendig sein wird.

,Haushalt" ist hierbei auch als
Haushaltsausfuihrung zu verste-
hen.

Ein outputorientierter Haushalt
setzt eine zielorientierte Planung
der kirchlichen Arbeit voraus. (...)
(EKD)

§ 2 Geltungsdauer

§ 21 Geltungsdauer

(1) Der Haushalt ist fur ein oder zwei
Haushaltsjahre aufzustellen. Wird er fur
zwei Haushaltsjahre aufgestellt, so ist
er nach Jahren zu trennen.

Der Haushaltsplan ist fur ein oder
zwei Haushaltsjahre (Kalenderjahre)
aufzustellen. Soll bei Kirchengemein-
den, kirchlichen Verb&nden, Dekana-
ten und Regionalverwaltungen der
Haushaltsplan fur zwei Jahre aufge-
stellt werden, bedarf dies der Rege-
lung durch Rechtsverordnung der Kir-
chenleitung.

(2) Der Haushalt ist fir ein Haushalts-
jahr aufzustellen.

(3) Abweichend kann eine Aufstellung
fur zwei Haushaltsjahre durch Rechts-
verordnung geregelt werden oder im

Einzelfall mit Zustimmung der Kirchen-

leitung erfolgen.

Praxisrelevant ist die Aufstellung
fur grds. ein Jahr; ein 2-Jahres-
Haushalt soll moglich bleiben.

.In der Flache": Einheitlichkeit
des Vorgehens zu bevorzugen;
bei einer evtl. Zulassung zu be-
ricksichtigen.

(2) Haushaltsjahr ist grundsatzlich das
Kalenderjahr.

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

Ausnahmen waren nicht sinnvoll.

§ 3 Wirkungen des Haushalts

§ 22 Wirkungen des Haushaltspla-
nes

§ 3 Wirkungen des Haushalts

(1) Der Haushalt verpflichtet, die im

(1) Der Haushaltsplan verpflichtet,

(1) Der Haushalt verpflichtet, die im

Verpflichtungserméchtigungen
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EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

Rahmen der Deckung des Ressour-
cenbedarfs notwendigen Haushaltsmit-
tel zu erheben, und erméchtigt, die fur
die Erfiillung der Aufgaben notwendi-
gen Haushaltsmittel zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen. Genehmi-
gungsvorbehalte bleiben unberihrt.

Einnahmen zu erheben und erméach-
tigt, Ausgaben zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen. Genehmi-
gungsvorbehalte bleiben unberinhrt.

Rahmen der Deckung des Ressour-
cenbedarfs notwendigen Haushaltsmit-
tel zu erheben, und erméchtigt, die fur
die Erfillung der Aufgaben notwendi-
gen Haushaltsmittel zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen. Genehmi-
gungsvorbehalte bleiben unberihrt.

sollen auch im Rahmen des dop-
pischen Rechnungswesens be-
stehen bleiben, siehe § 8; Bei-
spiel: Anlagen im Bau.

Das Eingehen von Verpflichtun-
gen, die in kiinftigen Haushalts-
jahren Haushaltsmittel fur Investi-
tionen oder Investitionsforde-
rungsmalRnahmen binden, setzt
eine formliche Erméachtigung
(Verpflichtungsermachtigung) im
Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) voraus.

Hierbei sind die in Frage kom-
menden Haushaltsstellen und der
Betrag, bis zu dem Verpflichtun-
gen eingegangen werden dirfen,
anzugeben. Erstreckt sich die
Erméachtigung tber mehrere Jah-
re, so ist ferner anzugeben, wel-
che Teilbetrdge in den einzelnen
Jahren haushaltswirksam werden
durfen. Verpflichtungserméchti-
gungen sollen auf hdchstens drei
Jahre begrenzt werden; sie sind
nicht Gbertragbar. (EKD)

(2) Haushaltsmittel im Sinne dieser
Ordnung sind alle Ertrage und Aufwen-
dungen, die Zufihrungen und Entnah-
men aus Rucklagen sowie die mit der
Investitions- und Finanzierungstatigkeit
verbundenen zahlungswirksamen Zu-
gange und Abgange.

(2) Haushaltsmittel im Sinne dieser
Ordnung sind alle Ertrage und Aufwen-
dungen, die Zufihrungen und Entnah-
men aus Rucklagen sowie die mit der
Investitions- und Finanzierungstatigkeit
verbundenen zahlungswirksamen Zu-
gange und Abgénge.

Damit auch Bezug auch zu Ver-
starkungsmitteln 8 12 und auler-
planméafigen Mitteln § 27.

Auch Einnahmen und Ausgaben
sind gem. dieser Definition Haus-
haltsmittel, z.B. Sachausga-
benetat.
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EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

(3) Durch den Haushalt werden An-
spriiche oder Verbindlichkeiten weder
begriindet noch aufgehoben.

(2) Durch den Haushaltsplan werden
Anspriiche oder Verbindlichkeiten
weder begriindet noch aufgehoben.

(3) Durch den Haushalt werden An-
spriiche oder Verbindlichkeiten weder
begriindet noch aufgehoben.

Z.B. Anspriiche auf/aus Zuwen-
dungen.

§ 4 Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit

§ 23 Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit

§ 4 Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit

(1) Bei Aufstellung und Ausfiihrung des
Haushalts sind die Grundsétze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu
beachten.

(1) Bei Aufstellung und Ausfihrung
des Haushaltsplanes sind die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu beachten.

(1) Bei Aufstellung und Ausfiihrung des
Haushalts sind die Grundsétze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu
beachten.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Fur finanziell erhebliche Mal3nah-
men sind angemessene Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen durchzufihren.

(2) Fur MalRnahmen von erheblicher
finanzieller Bedeutung sind vorab Un-
tersuchungen Uber die Folgekosten
und Uber die Wirtschaftlichkeit anzu-
stellen.

(2) Fur finanziell erhebliche Maf3nah-
men sind angemessene Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen durchzufihren.

Eine Begriffsbestimmung (,Wirt-
schaftlichkeitsrechnung*) erfolgt
in der Anlage; Berlcksichtigung,
dass ,Wirtschaftlichkeit* auch
Folgekosten und Qualitat bertick-
sichtigen sollte.

Bei der Feststellung, ob MalRk-
nahmen erhebliche finanzielle
Bedeutung haben, sind zu be-
ricksichtigen:

- die GrofRRe der MalRnahme im
Verhaltnis zum Gesamthaus-
halt,

- die GroRRe der Malhahme im
Verhaltnis zum Bereich des
Haushalts, in dem die Maf3-
nahme zu veranschlagen ist,

- die Sicherheit der erwarteten
Haushaltsmittel,

- die Belastung kiinftiger
Haushalte (Folgekosten).
(EKD)

(3) In geeigneten Bereichen soll eine

(3) Wenn es zweckmafiig erscheint,

(3) In Dekanaten, Regionalverwal-

Die konkrete Benennung der
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EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

Kosten- und Leistungsrechnung erstellt
werden.

sollen Kosten- und Leistungsrechnun-
gen erstellt werden.

tungsverbanden und in der Gesamtkir-
che ist eine Kosten- und Leistungs-
rechnung anzuwenden.

Ebenen wird vorgeschlagen.
Dekanate und Gesamtkirche:
gem. synodalem Beschluss Drs.
90/2011 (Amtsbl. 2/2012); Regio-
nalverwaltungen: gem. § 22
RVVO i.V. mit RV-Gesetz § 29.

+Anzuwenden” soll herausstellen,
dass Implikationen abzuleiten
sind.

Die Kosten- und Leistungsrech-
nung (KLR) soll der Unterstit-
zung der outputorientierten Ver-
waltungssteuerung und der Beur-
teilung der Wirtschaftlichkeit und
Leistungsfahigkeit bei der Aufga-
benerfullung dienen. Den Umfang
der KLR bestimmt die kirchliche
Korperschaft nach ihren Bedurf-
nissen. (EKD)

§ 5 Grundsatz der Gesamtdeckung

§ 25 Ausgleich des Haushaltspla-
nes, Gesamtdeckung

§ 5 Grundsatz der Gesamtdeckung

Im Ergebnishaushalt dienen alle Ertra-
ge als Deckungsmittel fur alle Aufwen-
dungen, ausgenommen zweckgebun-
dene Ertrage (8 14). Im Investitions-
und Finanzierungshaushalt gilt dies fur
die mit Investitionen und deren Finan-
zierung verbundenen Haushaltsmittel
entsprechend.

(1) Der Haushaltsplan ist in Einnahme
und Ausgabe auszugleichen; alle Ein-
nahmen dienen als Deckungsmittel fir
alle Ausgaben, ausgenommen
zweckgebundene Einnahmen.

Alle Ertrédge dienen als Deckungsmittel
fur alle Aufwendungen, ausgenommen
zweckgebundene Ertrage (8 14). Elr
die mit Investitionen und deren Finan-
zierung verbundenen Haushaltsmit-
tel gilt dies entsprechend.

Es handelt sich um keine separat
zu sehenden Haushalte, sondern
um einen Haushalt (bestehend
aus Ergebnishaushalt, Investiti-
ons- und Finanzierungshaushalt
sowie Stellenplan, vgl. § 8). Zu §
25 Absatz 1 S. 1 der bestehen-
den KHO vgl. § 10 des KHO-
Entwurfs.

(2) Wird der Haushaltsplan in einen
Verwaltungs- und Vermdgensteil ge-

In der Doppik nicht relevant.

5
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EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

trennt (8 26 Absatz (2), so ist jeder
Teil fur sich auszugleichen.

§ 6 Finanzplanung

§ 24 Finanzplanung

§ 6 Finanzplanung

(1) Der Haushaltswirtschaft soll eine
funfjahrige Finanzplanung zugrunde
liegen.

(1) Der Haushaltswirtschaft der Ge-
samtkirche soll eine mittelfristige Fi-
nanzplanung zugrunde liegen.

(1) Der Haushaltswirtschaft der Ge-
samtkirche soll eine mittelfristige Fi-
nanzplanung zugrunde liegen.

Die Beibehaltung der jetzigen
KHO-Regelung zwecks Vereinfa-
chung (Bezug: nur Gesamtkirche)
wird vorgeschlagen.

(2) In der Finanzplanung sind Art und
Hohe des voraussichtlich bendtigten
Ressourcenbedarfs und deren De-
ckungsmadglichkeiten darzustellen.

(2) In der Finanzplanung sind Umfang
und Zusammensetzung der voraus-
sichtlichen Ausgaben und die De-
ckungsmaglichkeiten darzustellen.

(2) In der Finanzplanung sind Art und
Hohe des voraussichtlich benétigten
Ressourcenbedarfs und deren De-
ckungsmaglichkeiten darzustellen.

.Ressourcenbedarf* ersetzt hier
»<Ausgaben®, da auch andere
Aufwendungen als ,ausgaben-
gleiche” (z.B. Abschreibungen)
durch Ertrage gedeckt werden
sollen. I.S. von Konsistenz und
Vergleichbarkeit der Aussagen:
Bezug auf den Ressourcenbedarf
auch in der Finanzplanung (in der
Umsetzung aul3erdem einfacher).

Die Finanzplanung soll grund-
satzlich auch eine mehrjahrige
Investitionsplanung umfassen,
die voraussichtliche Haushalts-
entwicklung aufzeigen und dro-
hende Ungleichgewichte friihzei-
tig offen legen. (EKD)

(3) Der Finanzplan ist jahrlich anzupas-
sen und fortzuftihren.

(3) Der Finanzplan ist jahrlich der
Entwicklung anzupassen und fortzu-
fuhren.

(3) Der Finanzplan ist jahrlich anzupas-
sen und fortzufihren.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 7 Grundlagen der Outputorientie-
rung

§ 7 Grundlagen der Outputorientie-
rung

Das kirchliche Finanz- und Rech-
nungswesen basiert auf dem
Wechsel von der Input- zur Out-
putsteuerung mit

- der Delegation von Ressour-
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cen- und Fachverantwortung
und Steuerung uber Zielver-
einbarungen,

- der vollstéandigen Erfassung,
Bewertung und Fortschrei-
bung des Vermdgens und der
Schulden,

- der Einfuhrung einer Ergeb-
nis- und Vermogensrechnung
(Bilanz) und einer Kosten-
und Leistungsrechnung
(KLR),

- dem periodengerechten
Haushaltsausgleich nicht nur
in der Finanzrechnung,

- der Einfuhrung der doppelten
Buchfuhrung.

(EKD)

(1) Grundlagen der Outputorientierung
sind die zielorientierte Planung der
kirchlichen Arbeit und die Darstellung
des zur Erreichung der vorgegebenen
Ziele erforderlichen Ressourcenbedarfs
in Form eines Haushaltsbuchs. Inner-
halb des Haushaltsbuchs erfolgt die
Untergliederung nach den Organisati-
onseinheiten oder nach den kirchlichen
Handlungsfeldern.

(1) Grundlagen der Outputorientierung
sind die zielorientierte Planung der
kirchlichen Arbeit und die Darstellung
des zur Erreichung der vorgegebenen
Ziele erforderlichen Ressourcenbedarfs
in Form eines Haushaltsbuchs.

(2) AuBerhalb des gesamtkirchlichen

Haushalts qgilt Absatz 1 unter der Vo-

raussetzung, dass Aufwand und Nut-

zen in einem angemessenen Verhaltnis

stehen.

Absatz 1 S. 2 der EKD-Regelung
wird gem. Vorschlag gestrichen,
da die Inhalte auch an anderen
Stellen (88 9 und 16) aufgegriffen
werden. An dieser Stelle sollte
nur der Haushaltsbuchcharakter
benannt werden (Ziele, Leistung
und dazu gehérende Ressour-
cen); die Sortierung wurde nach
§ 9 Absatz 3 erfolgen.

Absatz 2 soll Erleichterungsmdg-
lichkeiten herausstellen. Eine
Umsetzung des Haushaltsbuches
sollte z.B. fur Kirchengemeinden
aufwandsseitig nicht Giberhdht
werden; kann ggf. durch Hinzufu-
gung weniger zusétzlicher Texte
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(Ziel-/Leistungsbeschreibung)
eigenstandig erfolgen.

(2) Innerhalb der Untergliederungen
des Haushaltsbuchs sind jeweils die
Ziele der kirchlichen Arbeit zu be-
schreiben und Angaben zur Zielerrei-
chung zu machen sowie die dafir zu
erbringenden Leistungen und der er-
forderliche Ressourceneinsatz darzu-
stellen. Dabei kbnnen die Sachkonten
geman § 9 Absatz 5 verdichtet werden.

(3) Innerhalb der Untergliederungen
des Haushaltsbuchs sind jeweils die
Ziele der kirchlichen Arbeit zu be-
schreiben und Angaben zur Zielerrei-
chung zu machen sowie die daflir zu
erbringenden Leistungen und der er-
forderliche Ressourceneinsatz darzu-
stellen. Dabei kénnen die Sachkonten
geman § 9 Absatz 3 verdichtet werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(3) Fur jede Untergliederung ist ein
Teilabschluss zu bilden. Dabei sind die
Haushaltsmittel nach der Haushaltssys-
tematik, getrennt nach Ergebnishaus-
halt sowie Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt, zu ordnen.

Es wird zwecks Vereinfachung
keine Ubernahme vorgeschlagen:
der Ressourceneinsatz ist gem.
Absatz 3 darzustellen; dazu ge-
hort auch der nachrichtliche
Ausweis von Investitionen flr die
Zielerreichung. Die Aufstellung
des Investitions- und Finanzie-
rungshaushalts soll nur auf Gber-
geordneter, aggregierter Ebene
erfolgen bei Ausweis samtlicher
Investitionen.
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Abschnitt Il: 88 8-25

Abschnitt 2: 88§ 8-25

Aufstellung des Haushalts

Aufstellung des Haushalts

§ 8 Bestandteile und Inhalt des
Haushalts, Anlagen

8 8 Bestandteile und Inhalt des
Haushalts, Anlagen

(1) Der Haushalt besteht aus

(1) Der Haushalt besteht aus

a) dem Haushaltsbuch oder Haushalts-
plan mit der Summe aller Haushaltsmit-
tel, getrennt nach Ergebnishaushalt
sowie Investitions- und Finanzierungs-
haushalt,

a) der Darstellung aller Haushaltsmittel,
getrennt nach Ergebnishaushalt sowie
Investitions- und Finanzierungshaus-
halt,

Ubernahme EKD-Regelung, ge-
ringe redaktionelle Anderungen.

b) dem Stellenplan, der die Soll-Stellen
aller im offentlich-rechtlichen Dienst-
verhaltnis und der nicht nur vortber-
gehend privatrechtlich Beschaftigten
nach der Ordnung des Haushalts mit
Angabe der Besoldungs- oder Ent-
geltgruppe enthalt.

a) ein Stellenplan, entsprechend der

Gliederung des Haushaltsplans,

b) dem Stellenplan, der die Stellen aller
im offentlich-rechtlichen Dienst-
verhdltnis und der privatrechtlich Be-
schéaftigten nach der Ordnung des
Haushalts mit Angabe der Besoldungs-
oder Entgeltgruppe enthalt.

Anderung der EKD-Regelungen
zu voribergehend Beschéftigten;
damit Sicherung der Vollstandig-
keit, Vermeidung verbundener
Risiken.

Berucksichtigung der ,Stellen”,
nicht der ,Soll-Stellen®, da die
Formulierung generischer ist und
auch eigenfinanzierte Stellen um-
fasst.

Stellen, die kinftig ganz oder
teilweise wegfallen, sind im Stel-
lenplan mit dem ,kw“-Vermerk zu
kennzeichnen. Stellen, die kunftig
umzuwandeln sind, sind im Stel-
lenplan mit einem ,ku“-Vermerk
und der Angabe der Besoldungs-
oder Entgeltgruppe, in die sie
umgewandelt werden sollen, zu
kennzeichnen. (EKD)
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(2) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt umfasst die mit Investiti-
onen und deren Finanzierung verbun-
denen erfolgsneutralen Haushaltsmit-
tel.

(2) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt umfasst die mit Investiti-
onen und deren Finanzierung verbun-
denen ergebnisneutralen Haushaltsmit-
tel.

Ubernahme EKD-Regelung und
Prazisierung bzgl. Konsistenz;
~ergebnisneutral“ bezieht sich auf
den Ergebnishaushalt und be-
ricksichtigt, dass hier kein ,Er-
folg“/“Gewinn“, sondern das
kirchliche Jahresergebnis ermit-
telt wird.

(3) Der Ergebnishaushalt umfasst alle
Ertrage und Aufwendungen. Zufiihrun-
gen zu und Entnahmen aus Ricklagen
fur nicht investive Zwecke sind im Er-
gebnishaushalt nach dem Posten "Jah-
resiiberschuss / Jahresfehlbetrag"” zu
veranschlagen.

(3) Der Ergebnishaushalt umfasst alle
Ertrage und Aufwendungen. Zufiihrun-
gen zu und Entnahmen aus Ricklagen
fur nicht investive Zwecke sind im Er-
gebnishaushalt nach dem Posten ,Jah-
resiiberschuss / Jahresfehlbetrag” dar-
zustellen.

Stimmig bei Nichteinrechnung
von Rucklagen in das Ergebnis
und Ausweis der Ricklagenbe-
wirtschaftung unter dem Jahres-
ergebnis (als Uberleitung zum
Bilanzergebnis).

Eine Veranschlagung bzw. Ver-
rechnung ware fir den Bereich
der Substanzerhaltungsricklage
(SERL) nicht konsistent. Der
Terminus ,Darstellung” erscheint
treffender, da die Rucklagenbil-
dung nicht zwingend aus dem
Ergebnis erfolgt (z.B.: Jahreser-
gebnis = 0, aber die SERL kann
gebildet werden, da durch Ab-
schreibungen finanziell ,vorge-
sorgt” wurde). Dies ergibt sich so
auch aus einschlagigen EKD-
Ausfuhrungsbestimmungen.

(4) Aufbau und Darstellung von Ergeb-
nishaushalt sowie Investitions- und Fi-
nanzierungshaushalt richten sich nach
dem Schema in den von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgeleg-
ten Grundlagen zur Haushaltssystema-

(4) Aufbau und Darstellung von Ergeb-
nishaushalt sowie Investitions- und
Finanzierungshaushalt richten sich
nach den Schemata der von der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland fest-
gelegten Grundlagen zur Haushalts-

Wiederholung zu § 9. § 9 regelt
die Haushaltssystematik allge-
mein, daraus (Bezug: Konten-
rahmen) resultieren auch die
Haushaltsschemata (z.B. Ergeb-
nishaushalt, Investitions- und

-10-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:

Erlauterungen

Bearbeitungsstand 01/14 Geltendes EKHN-Recht Neufassungsentwurf (u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)
tik. systematik. Finanzierungshaushalt, ...).

Es handelt sich um unterschiedli-
che Schemata, daher sprachliche
Anpassung.

§ 9 Absatz 3 legt konkreter fest,
wie Festlegungen erfolgen sollen.

(5) Dem Haushalt sind als Anlage bei-
zuftigen:

§ 41 Anlagen zum Haushaltsplan
(1) Dem Haushaltsplan sind beizufi-
gen:

(5) Dem Haushalt sind als Anlage bei-
zufligen:

Ubernahme EKD-Regelung.

a) die Bilanz nach 8§ 55 zum letzten
Stichtag,

b) ein Bericht Uber mégliche Risiken
und Vorbelastungen kunftiger Haus-
haltsjahre, insbesondere zu absehba-
ren kiinftigen Finanzierungslasten,

b) eine Ubersicht tiber das Vermdgen

c) eine Ubersicht tiber den Stand der
Schulden und Burgschaften

d) eine Ubersicht iiber Nutzungen,
Rechte und Lasten

e) Sammelnachweise, soweit solche
geflhrt werden

(2) Es sollen ferner beigefiigt werden:

c¢) Verzeichnis Uber angemietete
Wohnungen

d) Erlauterungen ( z. B. Begriindun-
gen, Berechnungen und Hinweise auf
Genehmigungen, Geschéftsberichte
und Statistiken Uber wirtschaftliche
Betéatigungen).

a) die Bilanz nach § 52 zum letzten
Stichtag,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) eine Ubersicht tiber Nutzungen,
Rechte und Lasten,

c) erforderliche Erlauterungen (z.B.
Begriindungen, Berechnungen und
Hinweise auf Genehmigungen), auch
zu mdglichen Risiken und Vorbelas-

tungen,

Sammelnachweise sind in der
Doppik grds. nicht mehr relevant
(kameral bedingt).

Eine Ubersicht iiber Nutzungen
und Lasten bleibt grds. erforder-
lich, da diese nicht durchgéngig
zu bilanzieren sind (z.B. An-
spruch auf Pfarrbesoldungsholz
ggii. Kommunen, Ubernahme
von Brandversicherungskosten
durch Dritte/Kommunen, etc.).

c¢) gof. Wirtschafts- oder Sonderhaus-
haltsplane und neueste Jahresergeb-
nisse der Wirtschaftsbetriebe, Einrich-
tungen und Sondervermdégen

(1) Dem Haushaltsplan sind beizufi-
gen:

f) Wirtschafts- oder Sonderhaushalts-
plane und neueste Jahresabschlisse
der Wirtschaftsbetriebe, Einrichtungen
und Zweckvermogen.

d) Wirtschaftsplédne oder Sonderhaus-
halte und neueste Jahresergebnisse
der Wirtschaftsbetriebe, Einrichtungen
und Sondervermdogen,

Streichung von ,ggf.“ i.S. von
Konsistenz und Vollstandigkeit.

Sprachliche Anpassung zum Be-
griff ,Sonderhaushalt* analog zu
§ 25.

-11-
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d) die aus den Anséatzen des Ergebnis-
haushalts sowie des Investitions- und
Finanzierungshaushalts abzuleitende
vereinfachte Kapitalflussrechnung

e) die aus den Ansétzen des Ergebnis-
haushalts sowie des Investitions- und
Finanzierungshaushalts abzuleitende
vereinfachte Kapitalflussrechnung,

Die vereinfachte (retrograd/in-
direkt oder direkt ermittelte) Kapi-
talflussrechnung gibt Hinweise
Uber die finanzmafige Deckung
des Haushalts sowie uber Spiel-
raume der finanzgedeckten
Rucklagenbildung. Ergebnis-
haushalt sowie Investitions- und
Finanzierungshaushalt bilden
diese zahlungsstrombezogene
Sicht nicht ab.

Siehe zu weiteren Details die
Begriffsbestimmung ,Kapitalfluss-
rechnung" in der Anlage zur
KHO, auch unter Bezug auf Ver-
einfachungsmaglichkeiten.

e) je eine Ubersicht iiber die Riicklagen,
Uber die Rickstellungen sowie Uber die
Verpflichtungserméchtigungen.

f) je eine Ubersicht iiber die Riicklagen,
Uber die Rickstellungen sowie Uber die
Verpflichtungserméachtigungen.

Ubernahme EKD-Regelung.

(6) Dem Haushalt soll ferner die mittel-
fristige Finanzplanung beigefugt wer-
den.

(2) Es sollen ferner beigefiigt werden:

a) ein Haushaltsquerschnitt
b) der Finanzplan (s. § 24)

(6) Dem Haushalt der Gesamtkirche
soll ferner die mittelfristige Finanzpla-

nung geman § 6 beigefugt werden.

Verdeutlichung, dass sich dieses
Erfordernis auf die Gesamtkirche
bezieht.

Allgemeine Hinweise:

L~Standard-Elemente® mis-
sen grds. gegeben sein;
Einheitlichkeit ist von hoher
Bedeutung; kleine Haushal-
te sind dabei generell ,iber-
sichtlicher” bzw. einfacher.
- Heute besteht noch keine
genaue Kenntnis, wo evtl.
Erschwernisse oder Proble-
me liegen kodnnten; daher
zunachst keine Einschran-

-12-
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kung der definierten Erfor-
dernisse und Orientierung
an den EKD-Regelungen.

- Entwicklung von Vordrucken
und Standards ist angedacht
zwecks Erleichterung und
Transparenz.

- Vollstandiges Durchlaufen
von Haushalts- und Jahres-
abschlusszyklen ist grds. er-
forderlich, d.h. Sammlung
von Praxiserfahrungen zur
Beurteilung der Sachge-
rechtheit der Regelungen.

- Die Planung investiver Maf3-
nahmen im Rahmen eines
Investitions- und Finanzie-
rungshaushalts bleibt zwin-
gend erforderlich.

- Siehe daher auch: § 82 als
Ubergangsbestimmung.

§ 9 Vollstandigkeit, Falligkeitsprin-
zip, Gliederung

§ 26 Vollstandigkeit, Falligkeits-
prinzip, Gliederung

§ 9 Vollstandigkeit, Falligkeitsprin-
zZip, Gliederung

(1) Der Haushalt muss alle im Haus-
haltsjahr zu erwartenden Haushaltsmit-
tel enthalten.

(1) Der Haushaltsplan enthalt alle im
Haushaltsjahr zu erwartenden Ein-
nahmen und die voraussichtlich zu
leistenden Ausgaben.

(1) Der Haushalt muss alle im Haus-
haltsjahr zu erwartenden und zu leis-
tenden Haushaltsmittel enthalten.

Klarstellung, dass Haushaltsmit-
tel auch Aufwendungen umfas-
sen, siehe § 3 Absatz 2; daher
Einfiigung von ,zu leistenden®.

Die Falligkeit driickt sich darin
aus, dass der Haushaltsjahrbe-
zug gegeben sein muss.

(2) Der Haushalt ist in einen Ergebnis-
haushalt sowie einen Investitions- und
Finanzierungshaushalt zu trennen.

(2) Der Haushaltsplan kann sich in
einen Verwaltungs- und einen Vermo-
gensteil gliedern. (...)

Siehe 8 8 Absatz 1 Buchstabe a.

-13-
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(3) Der Haushalt ist nach Organisati-
onseinheiten oder kirchlichen Hand-
lungsfeldern zu gliedern und, soweit
erforderlich, weiter zu untergliedern.
Die Zuordnung der Sachkonten erfolgt
entsprechend dem Kontenrahmen.

(3) Der Haushaltsplan ist nach Funkti-
onen (Aufgaben, Dienste) in Einzel-
plane, Abschnitte und, soweit erfor-
derlich, Unterabschnitte zu gliedern.

(4) Die Einnahmen und Ausgaben
sind innerhalb der Funktionen nach
Arten zu ordnen.

(5) Der Ordnung des Haushaltsplanes
ist der Gliederungs- und Gruppie-
rungsplan zugrunde zu legen (,Grund-
lagen zur Haushaltssystematik far
kirchliche Kérperschaften und Einrich-
tungen®).

(2) Der Haushalt ist nach Einzelplanen
zu gliedern und, soweit erforderlich,
weiter in Abschnitte und Unterabschnit-

te zu untergliedern. Die Zuordnung der
Sachkonten erfolgt entsprechend dem
Kontenrahmen.

Gem. EKD-Vorgaben soll der
,Gliederungsplan“im Rahmen der
Doppik beibehalten werden; die
Bezeichnung ,Handlungsfelder”
soll fiir die Zusammenfassungen
im Haushaltsbuch (& 7) nach Auf-
gabenbereichen genutzt werden.

(4) Die Gliederung und die Sachkonten
des Kontenrahmens richten sich nach
den von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen
zur Haushaltssystematik.

(2) (...) Seine innere Ausgestaltung
wird von der Kirchenleitung bestimmt,
die vorgeschriebenen Vordrucke sind
Zu verwenden.

(3) Die Gliederung und die Sachkonten
des Kontenrahmens richten sich nach
den von der Kirchenverwaltung festge-
legten Grundlagen zur Haushaltssys-
tematik.

Damit: Einbindung in die EKHN-
Organisationsstruktur.

§ 27 Inhalt des Verwaltungs- und
des Vermdgensteils

Die Regelung entfallt mit Einfuh-
rung der Doppik.

(1) Wird in einen Verwaltungs- und
Vermdgenshaushalt getrennt, so um-
fasst der Vermogenshaushalt

auf der Einnahmeseite

a) Die Zufiihrung vom Verwaltungs-
haushalt,

b) Einnahmen aus der Verénderung
des Anlagevermogens,

¢) Entnahmen aus Rucklagen,

d) Zuweisungen und Zuschusse fir
Investitionen,

e) Einnahmen aus Krediten und inne-

-14-
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ren Darlehen;
auf der Ausgabeseite

f) die Tilgung von Krediten, die Rick-
zahlung innerer Darlehen, die Kredit-
beschaffungskosten sowie die Ablo-
sung von Dauerlasten,

g) Ausgaben flr die Veranderung des
Anlagevermdgens sowie Zuweisun-
gen und Zuschusse fir Investitionen,

h) Zufihrungen zu Rucklagen und die
Deckung von Fehlbetrédgen aus Vor-
jahren,

j) die Zufiihrung zum Verwaltungs-
haushalt.

(2) Der Verwaltungshaushalt umfasst
die nicht unter Absatz 1 fallenden
Einnahmen und Ausgaben.

§ 10 Ausgleich des Haushalts

§ 48 Sicherung des Haushaltsaus-
gleichs

§ 10 Ausgleich des Haushalts

Der Ausgleich des Haushalts ist
weiterhin erforderlich, da das
kirchliche Finanzwesen den Ver-
mdgenserhalt anstrebt (Nachhal-
tigkeit, Ressourcenerhalt, ,Aus-
gleich®). Ein evtl. Vermdgensver-
zehr ist aufzuzeigen und Vermo-
gensvorsorge transparent zu ma-
chen. Der Investitions- und Fi-
nanzierungshaushalt ist als Fi-
nanzplanung auszugleichen.

(1) Der Haushalt ist in jedem Jahr im
Ergebnishaushalt sowie im Investitions-
und Finanzierungshaushalt auszuglei-
chen. In diesem Rahmen ist auch die
Liquiditat sicherzustellen.

(1) Wahrend des Haushaltsjahres ist
dartiber zu wachen, dass der Haus-
haltsausgleich gewahrleistet bleibt.

(1) Der Haushalt ist in jedem Jahr im
Ergebnishaushalt sowie im Investitions-
und Finanzierungshaushalt auszuglei-
chen. Die Liquiditét ist sicherzustellen.

Entfernung von ,in diesem Rah-
men“, da die genannten Haus-
haltselemente nicht zwingend
pagatorische Elemente umfas-
sen. Die Liquiditatssicherung er-
folgt Uber das Liquiditdtsma-

-15-
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nagement; der Nachweis kann
z.B. Uber die Kapitalflussrech-
nung erfolgen.

(2) Der Ergebnishaushalt ist ausgegli-
chen, wenn der Gesamtbetrag der Er-
trage die Hohe des Gesamtbetrages
der Aufwendungen mindestens in dem
Umfang Ubersteigt, dass ausreichend
finanzgedeckte Ertragsiiberschusse fir
die veranschlagten Ricklagenzufiih-
rungen und Finanzierungsanteile fur
Investitionen vorliegen.

Die EKD-Regelung erscheint hier
nicht konsistent, da Ertréage und
Aufwendungen pagatorischer und
nicht-pagatorischer Herkunft sein
kénnen. Ein Ertragsiberschuss
ist nicht zwingend Voraussetzung
fur das Vorliegen eines Zahlungs-
mittellberschusses. Ein Aus-
gleich nach Absatz 1 bedeutet
zunachst: Ergebnisse sollen >=0
sein.

Es sind indes Situationen denk-
bar, in denen zwar negative Jah-
resergebnisse, aber positive
Cash-Flows vorliegen. Insbeson-
dere fur die Bildung der Substan-
zerhaltungsriicklage ist ein positi-
ves Jahresergebnis nicht (zwin-
gend) erforderlich, da durch den
ergebniswirksamen Ansatz von
Abschreibungen bereits Mittel
Jreserviert* sein konnten. Letzt-
lich bestimmt der Kapitalfluss die
Mdglichkeit der Riicklagenbil-
dung. Dies bertcksichtigen die
EKD-Buchungsbeispiele zur
Substanzerhaltungsrucklagenbil-
dung entsprechend (EKD-
Bewertungsrichtlinie, Anlage 6).

(3) In der Planung ist ein Jahresfehlbe-
trag zuldssig, wenn er unter Verwen-

(2) In der Planung ist ein Jahresfehlbe-
trag zuldssig, wenn er unter Verwen-

Eine allgemeinere Regelung des
Ausgleichs Uber Ricklagen wird

-16-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

dung von Entnahmen aus Mitteln der
Ausgleichsriicklage oder aus freien
Rucklagen oder durch einen positiven
Ergebnisvortrag ausgeglichen werden
kann.

dung von Entnahmen aus Mitteln der

Rucklagen oder durch einen positiven
Ergebnisvortrag ausgeglichen werden
kann.

als erforderlich gesehen, da hier
nicht nur die Ausgleichsriicklage
relevant sein kann (z.B. Budget-
ricklagen).

(4) Ein negatives Bilanzergebnis kann
in der Planung Ubergangsweise zuge-
lassen werden, wenn es darauf beruht,
dass Abschreibungen nicht wieder er-
wirtschaftet werden kénnen oder dass
Zufiihrungen zu Ruckstellungen nicht
durch Finanzmittel gedeckt sind.

(3) In der Planung ist ein Jahresfehlbe-
trag in begriindeten Ausnahmeféllen
auch dann zuldssig, wenn er aus Ab-
schreibungen oder Zufiihrungen zu
Riickstellungen resultiert. Ein hierdurch

bedingtes negatives Bilanzergebnis ist
zulassig,

Durch die vorgeschlagene Um-
formulierung soll eine eindeutige
Stufung der Regelungen erfolgen
(Jahresergebnis, Bilanzergebnis).

Der Begriff ,,ibergangsweise*
wird als zu unbestimmt bewertet,
daher Ansatz von ,in begrinde-
ten Ausnahmefallen®.

Ggu. Absatz 2 soll mit Absatz 3
zusatzlich deutlich werden, dass
fur die beschriebene Konstellati-
on ein negatives Bilanzergebnis
zulassig ist. Die Abfolge von Jah-
resergebnis zu Bilanzergebnis ist
dem Berichtsschema der EKD
entsprechend.

(5) Ein in der Planung entstehendes
positives Bilanzergebnis ist vorrangig
zum Ausgleich eines negativen Ergeb-
nisvortrages zu verwenden. Daruber
hinaus sollen finanzgedeckte Ertrags-
Uberschusse bereits im Rahmen der
Haushaltserméchtigung zur Auffillung
nicht ausreichender Substanzerhal-
tungs- oder sonstiger Pflichtriicklagen
verwendet werden.

§ 39 Soll-Uberschuss, Soll-
Fehlbetrag

(1) Ein Soll-Uberschuss oder -
Fehlbetrag der Jahresrechnung ist
spatestens in den Haushaltsplan fr
das zweitnachste Haushaltsjahr, bei
Aufstellung eines Zweijahreshaus-
haltsplan fur das drittnachste Jahr
einzustellen.

(2) Ergibt sich ein Soll-Fehlbetrag,
dessen Hohe fir die Haushaltswirt-

(4) Ein in der Planung entstehendes
positives Bilanzergebnis ist vorrangig
zum Ausgleich eines negativen Ergeb-
nisvortrages zu verwenden. Darlber
hinaus sollen finanzgedeckte Ertrags-
Uberschusse bereits im Rahmen der
Haushaltsermachtigung zur Auffillung
nicht ausreichender Substanzerhal-
tungs- oder sonstiger Pflichtriicklagen
verwendet werden.

Ubernahme EKD-Regelung;

keine Vorfestlegung, aber Vor-
schlag zur Beschreibung bzw.
Konkretisierung einer i.d.R. sinn-
vollen Entscheidungslage.
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schaft von erheblicher Bedeutung ist,
so soll er vorzeitig in einem Nach-
tragshaushalt veranschlagt werden.

(3) Ein Soll-Uberschuss ist vorrangig
zur Schuldentilgung oder zur Rickla-
genzufihrung zu verwenden, soweit
er nicht zum Haushaltsausgleich be-
notigt wird. Wird in einen Verwal-
tungs- und einen Vermdgensteil ge-
trennt, so ist ein Soll-Uberschuss im
Verwaltungsteil dem Vermdgensteil
zuzufuhren, soweit er nicht zum Aus-
gleich des Verwaltungsteils benétigt
wird.

(6) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt ist ausgeglichen, wenn
die Summe der Zugénge der Summe
der Abgénge fur die Investitions- und
Finanzierungstatigkeit entspricht. Dazu
kdnnen finanzgedeckte Ertragsuber-
schisse des Ergebnishaushaltes ge-
nutzt werden.

(5) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt ist ausgeglichen, wenn
die Summe der Zugénge der Summe
der Abgénge fur die Investitions- und
Finanzierungstatigkeit entspricht. Dazu
koénnen finanzgedeckte Ertragsuber-
schiisse des Ergebnishaushaltes ge-
nutzt werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 11 Bruttoveranschlagung, Einzel-
veranschlagung

§ 28 Bruttoveranschlagung, Einzel-
veranschlagung

§ 11 Bruttoveranschlagung, Einzel-
veranschlagung

(1) Die Ertrage und Aufwendungen so-
wie die mit Investitionen und deren Fi-

nanzierung verbundenen Haushaltsmit-

tel sind in voller Hohe und getrennt

voneinander zu veranschlagen; sie dir-
fen nicht vorweg gegeneinander aufge-

rechnet werden.

(1) Die Einnahmen und Ausgaben
sind in voller H6he und getrennt von-
einander zu veranschlagen; sie dir-
fen nicht vorweg gegeneinander auf-
gerechnet werden.

(1) Die Ertrage und Aufwendungen so-
wie die mit Investitionen und deren Fi-
nanzierung verbundenen Haushaltsmit-
tel sind in voller HGhe und getrennt
voneinander zu veranschlagen; sie dir-
fen nicht vorweg gegeneinander aufge-
rechnet werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Fur denselben Zweck diurfen Haus-

haltsmittel nicht an verschiedenen Stel-

len im Haushalt veranschlagt werden.

(2) Fur denselben Zweck durfen Aus-
gaben nicht an verschiedenen Haus-
haltsstellen veranschlagt werden.

(2) Fur denselben Zweck durfen Haus-
haltsmittel nicht an verschiedenen Stel-
len im Haushalt veranschlagt werden.

Ubernahme EKD-Regelung.
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(3) Im Ergebnishaushalt sind die Ertra-
ge nach ihrem Entstehungsgrund, die
Aufwendungen nach ihrem Zweck zu
veranschlagen und, soweit erforderlich,
zu erlautern. Zum Vergleich der Haus-
haltsansétze sind die Haushaltsanséatze
fur das dem Haushaltszeitraum voran-
gehende Jahr und die Ergebnisse des
Jahresabschlusses fiir das zweitvoran-
gegangene Jahr anzugeben. Gleiches
gilt fir die Veranschlagung von Haus-
haltsmitteln im Investitions- und Finan-
zierungshaushalt. Bei MaRnahmen, die
sich auf mehrere Jahre erstrecken, sol-
len die voraussichtliche Gesamtsumme
der Haushaltsmittel und ihre Finanzie-
rung erlautert werden.

(3) Die Einnahmen sind nach ihrem
Entstehungsgrund, die Ausgaben
nach ihrem Zweck zu veranschlagen
und, soweit erforderlich, zu erlautern.
Zum Vergleich sind die Haushaltsan-
satze fur das dem Haushaltszeitraum
vorangehende Jahr und die Ergebnis-
se der Jahresrechnung fir das zweit-
vorangegangene Jahr anzugeben. Bei
Ausgaben fiur eine sich auf mehrere
Jahre erstreckende MalRnahme sind
die voraussichtlichen Gesamtkosten
und ihre Finanzierung zu erlautern.

(3) Im Ergebnishaushalt sind die Ertra-
ge nach ihrem Entstehungsgrund, die
Aufwendungen nach ihrem Zweck zu
veranschlagen und, soweit erforderlich,
zu erlautern. Zum Vergleich der Haus-
haltsansétze sind die Haushaltsansatze
fur das dem Haushaltszeitraum voran-
gehende Jahr und die Ergebnisse des
Jahresabschlusses flr das zweitvoran-
gegangene Jahr anzugeben. Gleiches
gilt fir die Veranschlagung von Haus-
haltsmitteln im Investitions- und Finan-
zierungshaushalt. Bei MaRnahmen, die
sich auf mehrere Jahre erstrecken, sol-
len die voraussichtliche Gesamtsumme
der Haushaltsmittel und ihre Finanzie-
rung erlautert werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(4) Verrechnungen innerhalb des
Haushalts sollen vorgesehen werden,
wenn sie fur eine verursachungsge-
rechte Kostenzuordnung erheblich
sind.

(4) Verrechnungen innerhalb des
Haushaltsplanes sollen nur vorgese-
hen werden, wenn sie fir Kosten-
rechnungen erheblich sind. Festste-
hende Berechnungsmalf3stabe
(Schlussel) sind in angemessenen
Zeitabstanden zu Uberprifen.

(4) Verrechnungen jegdlicher Art sind
innerhalb eines Haushalts unzuldssig.
In der Kosten- und Leistungsrechnung
gemal 84 Absatz 3 kbnnen interne
Verrechnungen und Umlagen zur ver-
ursachungsgerechten Be- und Entlas-
tung von Kostenstellen und -trdgern
vorgenommen werden. Feststehende
Berechnungsmafstabe hierfiir (Schlis-
sel) sind in angemessenen Zeitabstan-
den zu uberpriifen.

Ertrdge und Aufwendungen sol-
len den Einheiten verursa-
chungsgerecht zugeordnet wer-
den. Interne Verrechnungen sind
im externen Rechnungswesen
der Doppik jedoch grds. nicht
zulassig (,Verlangerung“ von
Sachverhalten, ,Aufblahen” der
Berichtsschemata).

Nur Anwender der Kosten- und
Leistungsrechnung (KLR) wirden
hier noch weiter verfahren. Die
Abrechnungsobjekte (Gliede-
rung+Objekt) stehen in der Soft-
ware MACH auch Kirchenge-
meinden und Kitas zur méglichst
genauen Zuordnung zur Verfi-
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gung. Die neue Systematik ent-
spricht dabei tendenziell einer
Annédherung an die KLR.

§ 12 Verfugungsmittel, Verstar-
kungsmittel

§ 38 Verfugungsmittel, Verstér-
kungsmittel

§ 12 Verfugungsmittel, Verstér-
kungsmittel

Verstarkungsmittel (Deckungsre-
serven) kénnen getrennt veran-
schlagt werden (z.B. fur Per-
sonalaufwendungen, Investiti-
onsmaflnahmen und den ubrigen
Haushalt). (EKD)

(1) Im Haushalt kbnnen angemessene
Betrage veranschlagt werden, die be-
stimmten Personen fir dienstliche
Zwecke zur Verfugung stehen (Verfu-
gungsmittel).

Im Haushaltsplan kénnen angemes-
sene Betrage veranschlagt werden,
die bestimmten Personen fir dienstli-
che Zwecke zur Verfligung stehen
(Verfugungsmittel).

(1) Im Haushalt kbnnen angemessene
Betrage veranschlagt werden, die be-
stimmten Personen fiir dienstliche
Zwecke zur Verfugung stehen (Verfi-
gungsmittel).

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Zur Deckung der Inanspruchnahme
Uber- oder auRerplanméRiger Haus-
haltsmittel kbnnen angemessene Be-
trage als Verstarkungsmittel veran-
schlagt werden.

Zur Deckung Uberplanmé&Riger oder
auBerplanmalfiger Ausgaben sollen in
angemessener Hohe Mittel veran-
schlagt werden (Verstarkungsmittel).

(2) Zur Deckung der Inanspruchnahme
Uber- oder au3erplanméafiger Haus-
haltsmittel kbnnen angemessene Be-
trage als Verstérkungsmittel veran-
schlagt werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(3) Die Anséatze nach den Abséatzen 1
und 2 dirfen nicht Uberschritten wer-
den, die Mittel sind nicht Ubertragbar.

Die Anséatze dirfen nicht tiberschritten
werden, die Mittel sind nicht Ubertrag-
bar;

(3) Die Anséatze nach den Absétzen 1
und 2 dirfen nicht Gberschritten wer-
den, die Mittel sind nicht tGbertragbar.

Zur Ubertragbarkeit vgl. § 15.

Die Ubertragbarkeit bei flexiblen
Mitteln muss ausgeschlossen
sein — keine ,Anh&aufungen®.

(4) Erhéhen sich die Verfugungsmittel
um Spenden, die den berechtigten
Personen zur freien Verfigung zuflie-
Ren, so ist Absatz 3 insoweit nicht an-
zuwenden.

dies gilt nicht, wenn sich die Verfu-
gungsmittel um Spenden, die den be-
rechtigten Personen zur freien Verfu-
gung zuflieen, erhdhen.

(4) Erhéhen sich die Verfligungsmittel
um Spenden, die den berechtigten
Personen zur freien Verfugung zuflie-
Ren, so ist Absatz 3 insoweit nicht an-
zuwenden.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 13 Deckungsfahigkeit

§ 29 Deckungsfahigkeit

§ 13 Deckungsfahigkeit

Im Haushalt kdnnen Aufwendungen
jeweils fur gegenseitig oder einseitig
deckungsfahig erklart werden, wenn

Im Haushaltsplan kénnen einzelne
Ausgabeansétze fur einseitig oder
gegenseitig deckungsfahig erklart

Im Haushalt kdnnen Aufwendungen
jeweils fir gegenseitig oder einseitig
deckungsfahig erklart werden, wenn

Das Haushaltsfeststellungs-
gesetz bzw. der Haushaltsbe-
schluss regeln die Details.
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ein verwaltungsmafiger oder sachli-
cher Zusammenhang besteht oder eine
wirtschaftliche und sparsame Verwen-
dung geférdert wird. Gleiches gilt fur
die mit Investitionen und deren Finan-
zierung verbundenen Haushaltsmittel.

werden. Voraussetzung ist, dass ein
verwaltungsmaRiger oder sachlicher
Zusammenhang besteht oder eine
wirtschaftliche und sparsame Ver-
wendung geférdert wird.

ein verwaltungsmafiger oder sachli-
cher Zusammenhang besteht oder eine
wirtschaftliche und sparsame Verwen-
dung geférdert wird. Gleiches gilt fir
die mit Investitionen und deren Finan-
zierung verbundenen Haushaltsmit-
tel, sofern Zweckbindungen von Dritt-
mitteln nicht berthrt sind.

Die Gremien sollen ggf. auch
Freiheiten eingrenzen kénnen,
z.B. Deckungsfahigkeit zwischen
Personal- und Sachaufwand ein-
grenzen.

Einfiigung des Zusatzes, dass
evtl. Zweckbindungen von Dritt-
mitteln zu beachten sind.

Die Inanspruchnahme der De-
ckungsfahigkeit verandert den
Haushaltsansatz nicht. Die De-
ckungsfahigkeit setzt einen ent-
sprechenden Haushaltsvermerk
voraus. (EKD)

§ 14 Zweckbindung von Haushalts-
mitteln

§ 30 Zweckbindung von Einnahmen

§ 14 Zweckbindung von Haushalts-
mitteln

(1) Ertrage kdnnen im Ergebnishaus-
halt durch Haushaltsvermerk auf die
Verwendung fiur bestimmte Aufwen-
dungen nur beschrankt werden, wenn
sich die Beschrankung aus rechtlicher
Verpflichtung oder zwingend aus der
Herkunft oder der Natur der Ertrage
ergibt. Soweit im Haushalt nichts ande-
res bestimmt wird, kénnen zweckge-
bundene Mehrertrage fur Mehraufwen-
dungen desselben Zwecks verwendet
werden. Im Rahmen der Budgetierung
nach § 16 kann die Zweckbindung
auch auf Deckungskreise erstreckt
werden.

(1) Einnahmen kénnen durch Haus-
haltsvermerk auf die Verwendung fur
bestimmte Ausgaben nur beschrankt
werden, wenn sich die Beschrankung
aus rechtlicher Verpflichtung oder
zwingend aus der Herkunft oder der
Natur der Einnahmen ergibt. Soweit
im Haushaltsplan nichts anderes be-
stimmt wird, kénnen zweckgebundene
Mehreinnahmen fur Mehrausgaben
des selben Zweckes verwendet wer-
den (unechte Deckungsfahigkeit).

(1) Ertrage kdnnen im Ergebnishaus-
halt durch Haushaltsvermerk auf die
Verwendung fur bestimmte Aufwen-
dungen nur beschrankt werden, wenn
sich die Beschrénkung aus rechtlicher
Verpflichtung oder zwingend aus der
Herkunft oder der Natur der Ertrage
ergibt. Soweit im Haushalt nichts ande-
res bestimmt wird, kbnnen zweckge-
bundene Mehrertrage fur Mehraufwen-
dungen desselben Zwecks verwendet
werden. Im Rahmen der Budgetierung
nach § 16 kann die Zweckbindung
auch auf Deckungskreise erstreckt
werden.

Ubernahme EKD-Regelung;

Anderungen von Zweckbestim-
mungen bei Rucklagen sind in §
65 Absatz 9 geregelt (kein Auf-
wand oder Ertrag).

Deckungskreise und Budgets:
erweitern die Moéglichkeiten flr
einen Zweck.
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(2) Mehraufwendungen nach Absatz 1
Satz 2 gelten nicht als Haushaltstiber-
schreitungen (unechte Deckungsfahig-
keit); § 28 Absatz 1 findet insoweit kei-
ne Anwendung.

(2) Mehrausgaben nach Absatz 1

Satz 2 gelten nicht als Haushaltsiiber-

schreitungen; § 47 Absatz (1) findet

keine Anwendung.

(2) Mehraufwendungen nach Absatz 1
Satz 2 gelten nicht als Haushaltstiber-
schreitungen; 8 27 Absatz 1 findet in-

soweit keine Anwendung.

Der Begriff ,unechte Deckungs-
fahigkeit* wirkt ,sperrig“ und wird
nicht bendtigt.

(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten fur die
mit Investitionen und deren Finanzie-
rung verbundenen Vermégensmehrun-
gen entsprechend.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten fiir die
mit Investitionen und deren Finanzie-
rung verbundenen Vermégensmehrun-
gen entsprechend.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 15 Ubertragbarkeit

§ 31 Ubertragbarkeit

§ 15 Ubertragbarkeit

(1) Haushaltsmittel fur Investitionen
und aus zweckgebundenen Ertragen
sind Ubertragbar.

(1) Haushaltsmittel fur Investitionen
und aus zweckgebundenen Einnah-

men sind Ubertragbar.

(1) Haushaltsmittel fur Investitionen
und aus zweckgebundenen Ertragen
sind Ubertragbar.

Die Umsetzung soll in der Doppik
Uber Budgetriicklagen erfolgen,
siehe auch die Budgetregelungen
gem. § 16.

(2) Andere Haushaltsmittel konnen
durch Haushaltsvermerk fur tbertrag-
bar erklart werden, wenn dies ihre wirt-
schaftliche und sparsame Verwendung
fordert.

(2) Andere Haushaltsmittel kénnen

durch Haushaltsvermerk fur Gbertrag-

bar erklart werden, wenn dies ihre
wirtschaftliche und sparsame Ver-
wendung férdert und dadurch kein
Soll-Fehlbetrag entsteht.

(2) Andere Haushaltsmittel kénnen
durch Haushaltsvermerk oder durch
Beschluss des zustdndigen Organs flr

Ubertragbar erklart werden, wenn dies
ihre wirtschaftliche und sparsame Ver-
wendung férdert und der Ausgleich des

Haushalts nicht geféhrdet wird.

Erganzung des Zusatzes ,oder
durch Beschluss des zustandigen
Organs®, da unterjahrige Uber-
tragbarkeitsentscheidungen not-
wendig sein kdnnen (siehe § 29).

Haushaltsvermerke werden grds.
mit dem Haushalt bekannt ge-
macht, keine Abdeckung unter-
jahriger Entwicklungen. Ein Be-
darf besteht ggf. bei Dekanaten
und Verbanden.

Der Haushaltsausgleich sollte als
Maf3stab erhalten bleiben; daher
der Zusatz ,(...) und der Aus-
gleich des Haushalts nicht ge-
fahrdet wird."
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§ 16 Budgetierung

§ 32 Budgetierung

§ 16 Budgetierung

Ubersicht zum Aufbau der hierzu
relevanten §8:

- § 7 regelt die Outputorientie-
rung mit Blick auf das Haus-
haltsbuch, dabei keine wei-
teren Beziige auf die Haus-
haltsstruktur.

- 89 regelt die grds. Gliede-
rungsstruktur, dabei explizi-
ter Bezug auf Einzelplane,
Abschnitte, etc.

- § 16 regelt die Budgetierung
und Abweichungsmaglich-
keiten in der Darstellung
ggu. 8§ 9.

- Die Mdglichkeit der Struktu-
rierung nach Handlungs-
feldern ist in § 16 Absatz 1
aufgefihrt.

(1) Zur Umsetzung der Outputorientie-
rung, zur Foérderung der wirtschaftli-
chen Aufgabenerfillung sowie zur
Steigerung der Eigenverantwortlichkeit
kénnen Haushaltsmittel im Rahmen
eines Systems der dezentralen Ver-
antwortung bei geeigneten Organisati-
onseinheiten oder Handlungsfeldern
kirchlicher Arbeit zu einem finanziellen
Rahmen als Budget verbunden werden
(Budgetierung). Dabei wird die Finanz-
verantwortung auf der Grundlage der
Haushaltserméchtigung auf die
Budgetverantwortlichen Ubertragen, die
die Fach- und Sachverantwortung ha-
ben.

(1) Fur bestimmte, vereinbarte Ziele
kénnen aus Griinden der Foérderung
der wirtschaftlichen Aufgabenerfillung
Einnahmen und Ausgaben des Haus-
haltes durch Haushaltsvermerk den
bewirtschaftenden Stellen zur eigen-
verantwortlichen Bewirtschaftung als
Budget zur Verfiigung gestellt werden.

(2) Eine von § 26 abweichende Dar-
stellung der Einnahmen und Ausga-
ben des Haushaltes nach strukturellen
oder organisatorischen Einheiten zu
Budgets ist zulassig. Der Haushalt
wird in diesem Falle in besonderer
Form (Haushaltsbuch) aufgestellt. Die
fur den Haushaltsplan geltenden Best-
immungen dieser Ordnung sind sinn-

(1) Die Gesamtkirche kann zur Umset-
zung der Outputorientierung, zur For-
derung der wirtschaftlichen Aufgaben-
erflllung sowie zur Steigerung der Ei-
genverantwortlichkeit Haushaltsmittel
im Rahmen eines Systems der dezent-
ralen Verantwortung bei geeigneten
Organisationseinheiten oder Hand-
lungsfeldern kirchlicher Arbeit zu einem
finanziellen Rahmen als Budget ver-
binden (Budgetierung). Dabei wird

die Ressourcenverantwortung auf der
Grundlage der Haushaltsermachtigung
auf die Budgetverantwortlichen tber-
tragen, welche die Fach- und Sachver-
antwortung haben.

(2) Eine von § 9 abweichende Darstel-

Die Budgetierung bildet nicht die
Voraussetzung fur eine KLR und
ebenfalls nicht fir Outputorientie-
rung und Haushaltsbuch.

Die Regelungen soll gem. Vor-
schlag (Absatz 1, S. 1) aus-
schlief3lich fur die Gesamtkirche
relevant sein (Vereinfachung).
Budgetierungen werden insbe-
sondere bei Kirchengemeinden
i.d.R. nicht bengtigt. Eine Gefahr
der Budgetierung ergabe sich
hier aus unterschiedlichsten Vor-
gehensweisen und Darstellun-
gen, verbunden mit dem Risiko
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gemal anzuwenden.

(3) Die Darstellung von Einnahmen
und Ausgaben innerhalb der Budgets
im Haushaltsplan oder Haushaltsbuch
kann ebenfalls von § 26 abweichen.
Zuléssig ist, die Darstellung auf

a) Einnahmen und Ausgaben be-
stimmter Funktionen

b) die Summen der Hauptgruppen
oder

c¢) die Summen der Gruppen zu be-
schréanken.

Fur die Bewirtschaftung und den kas-
senmafigen Vollzug des Haushalts ist
in diesem Fall ein Buchungsplan auf-
zustellen. Inhalt und Aufbau hat den
Bestimmungen des § 26 zu entspre-
chen.

(4) Bei den nach den Abséatzen 2 und
3 gebildeten Budgets gelten die Vo-
raussetzungen nach 8§ 29, 30 Absatz
1 und 31 Absatz 2 als erfillt. Anstelle
einer Ubertragung von Uberschiissen
oder Fehlbetragen ist die Zufuhrung
an oder Entnahme aus einer Budget-
riicklage zulassig.

lung der Haushaltsmittel nach Budgets
ist zuldssig, wenn der Haushalt in der
Form des Haushaltsbuchs (8§ 7) aufge-
stellt wird. Die fir den Haushalt gelten-
den Bestimmungen dieser Ordnung
sind sinngemalk anzuwenden.

(3) Die Darstellung der Haushaltsmittel
innerhalb der Budgets kann, ebenfalls
von 8 9 abweichend, zusammenfas-
send erfolgen, soweit dies zweckmaRig

erscheint.

(4) Bei den nach den Abséatzen 2 und 3
gebildeten Budgets gelten die Voraus-
setzungen nach den 88 13 bis 15 als
erfullt.

unklarer Budgetverantwortungen
(Gefahrdung der Einheitlichkeit).
Dem Grunde nach bestehen Bud-
getierungen und Budgetierungs-
maglichkeiten bereits durch die
Zuweisungen an Dekanate und
Kirchengemeinden; es existieren
aufRerdem Darstellungsmaoglich-
keiten Uber die Bildung von De-
ckungskreisen.

§ 29 soll generell die Ubertra-
gung uber Budgetriicklagen re-
geln.

Die Abatze 2 bis 4 des Entwurfs
sind unter Bezug auf die beste-
henden KHO-Regelungen erstellt
worden inkl. Anpassung an dop-
pische Erfordernisse, sprachliche
Prazisierungen und Vereinfa-
chungen.

(2) Die Haushaltserméchtigung soll die
damit verbundenen Bestimmungen der
Haushaltsausfiihrung gem. 88 13 — 15,
der Stellenbewirtschaftung sowie der
Bildung und Bewirtschaftung von
Budgetriicklagen festlegen.

(5) Die Haushaltserméchtigung legt
die verbundenen Bestimmungen der
Haushaltsausfihrung gemaR den 88
13 bis 15, der Stellenbewirtschaftung
sowie der Bildung und Bewirtschaftung
von Budgetriicklagen fest.

Vorgeschlagen wird, i.S. der
Klarheit und Verbindlichkeit keine
Soll-Vorschrift anzusetzen.

(3) Wird bei der Budgetierung von § 9
Absatz 3 abgewichen, ist der Haushalt

Der Entfall des Absatzes 3 wird
vorgeschlagen, der Buchungs-
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in der Form des Haushaltsbuches auf-
zustellen. Fir die Bewirtschaftung und
den kassenmé&Rigen Vollzug des
Haushalts ist ein Buchungsplan aufzu-
stellen. Inhalt und Aufbau hat den Best-
immungen des § 9 zu entsprechen.

plan ist obsolet.

(4) Die Budgets bilden den finanziellen
Rahmen, mit dem die von dem haus-
haltsbeschlieBenden Organ vorgege-
benen Ziele verfolgt werden. Art und
Umfang der Umsetzung der Zielvorga-
be haben die bewirtschaftenden Stellen
im Rahmen eines Berichtswesens
nachzuweisen. Ein innerkirchliches
Controlling soll die Einhaltung der Bud-
gets wahrend der laufenden Haus-
haltsperiode gewahrleisten.

(5) Die Budgets bilden den finanziel-
len Rahmen, mit dem die von dem
haushaltsbeschlieRenden Organ vor-
gegebenen Ziele verfolgt werden. Art
und Umfang der Umsetzung der Ziel-
vorgabe haben die bewirtschaftenden
Stellen im Rahmen eines Berichtswe-
sens nachzuweisen. Ein innerbe-
triebliches Controlling soll die Ein-
haltung der Budgets wahrend der
laufenden Haushaltsperiode gewahr-
leisten.

(6) Die Budgets bilden den Ressour-
cenrahmen, mit dem die von dem zu-
sténdigen Organ vorgegebenen Ziele
verfolgt werden. Art und Umfang der
Umsetzung der Zielvorgabe haben

die budgetverantwortlichen Stellen im
Rahmen eines Berichtswesens nach-
zuweisen. Anhand einer Kostenstellen-

und Budgetsteuerung soll die Einhal-
tung der Budgets wahrend der laufen-
den Haushaltsperiode gewéahrleistet
werden.

In der Doppik soll grds. keine
sachkontengenaue Haushalts-
Uberwachungsliste mehr existie-
ren; innerhalb der KLR wéren
Plan-1st-Vergleiche der Budgets
zu verwenden (ohne KLR kdnnen
Plan-Ist-Vergleiche der Abrech-
nungsobjekte in MACH verwen-
det werden). Neben Ertragen,
Aufwendungen und Investitionen
kénnten hier auch Plan-Ist-,Men-
gen” fur die Zielerreichung vergli-
chen werden.

Sprachliche Prazisierungen mit
Blick auf die Outputorientierung
in der EKHN.

§ 17 Sperrvermerk

§ 33 Sperrvermerk

§ 17 Sperrvermerk

Aufwendungen und die mit Investitio-
nen und deren Finanzierung verbunde-
nen Haushaltsmittel, die aus besonde-
ren Griinden zunéchst noch nicht reali-
siert werden sollen oder im Einzelfall
einer besonderen Zustimmung bedur-
fen, sind im Haushalt als gesperrt zu
bezeichnen.

Ausgaben, die aus besonderen Grin-
den zunachst noch nicht geleistet
werden sollen oder deren Leistung im
Einzelfall einer besonderen Zustim-
mung bedarf, sind im Haushaltsplan
als gesperrt zu bezeichnen.

Aufwendungen und die mit Investitio-
nen und deren Finanzierung verbunde-
nen Haushaltsmittel, die aus besonde-
ren Grinden zunéachst noch nicht reali-
siert werden sollen oder im Einzelfall
einer besonderen Zustimmung bedir-
fen, sind im Haushalt als gesperrt zu
bezeichnen.

Auch ein Kostenstellenbezug ist
moglich, nicht zwingend auf den
Einzelaufwand bezogen.

Wird ein Sperrvermerk ausge-
bracht, so ist zugleich zu be-
stimmen, wer fur die Aufhebung
zustandig ist. (EKD)

§ 18 Kredite

8 34 Kreditaufnahme

8§ 18 Kredite
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(1) Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) wird bestimmt, bis zu welcher
Hohe Kredite

(1) Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) wird bestimmt, bis zu wel-
cher Héhe Kredite

(1) Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) wird bestimmt, bis zu welcher
Hohe Kredite

Ubernahme EKD-Regelung.

a) zur Deckung von Haushaltsmitteln
fur Investitionen,

a) zur Deckung von Ausgaben fir In-
vestitionen,

a) zur Deckung von Haushaltsmitteln
fur Investitionen,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) im Rahmen einer Haushaltskonsoli-
dierung,

b) im Rahmen einer Haushaltskonsoli-
dierung,

Fur die Gesamtkirche erfolgt die
Haushaltsgenehmigung durch die
Synode. Fir die Ebene z.B. der
Gemeinden ist ein Genehmi-
gungsvorbehalt in der KGO ge-
geben.

c¢) zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsgemanien Zahlungsfahigkeit
(Kassenkredite)

b) zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsgemanen Kassenwirtschaft
(Kassenkredite)

¢) zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsgemanen Zahlungsfahigkeit bei
der kassenfilhrenden Stelle (Liquidi-

tatskredit)

Der Begriff ,Kassenkredit" er-
scheint in der Doppik nicht als
sinnvoll. Es wird die Klarstellung
vorgeschlagen, dass nur ein Kre-
dit der kassenfiihrenden Stelle
betroffen sein darf, der als ,Liqui-
ditatskredit* zu bezeichnen ist.

aufgenommen werden dirfen. Geneh-
migungsvorbehalte bleiben unberihrt.

aufgenommen werden durfen. Ge-
nehmigungsvorbehalte bleiben unbe-
ruhrt.

aufgenommen werden dirfen. Geneh-
migungsvorbehalte bleiben unberihrt.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Haushaltsmittel aus Kreditaufnah-
men nach Absatz 1 Buchstabe a und b)
darfen nur insoweit in den Haushalt
eingestellt werden, als die Zins- und
Tilgungsverpflichtungen mit der dau-
ernden finanziellen Leistungsfahigkeit
im Einklang stehen. Dies ist in der Re-
gel nur der Fall, wenn die auch in Zu-
kunft regelméRig wiederkehrenden Er-
trage die zwangslaufigen Aufwendun-
gen und die fur die Erhaltung (Erneue-
rung) des Vermogens durchschnittlich
notwendigen Haushaltsmittel mindes-

(2) Einnahmen aus Krediten nach Ab-
satz 1 Buchstabe a diirfen nur inso-
weit in den Haushaltsplan eingestellt
werden, als die Zins- und Tilgungs-
verpflichtungen mit der dauernden
finanziellen Leistungsfahigkeit im Ein-
klang stehen. Dies ist in der Regel nur
der Fall, wenn auch in Zukunft die
regelméaRig wiederkehrenden Ein-
nahmen die zwangslaufigen Ausga-
ben, die fur die Erhaltung des Vermo-
gens durchschnittlich notwendigen
Ausgaben und die zusétzlichen Zins-

(2) Haushaltsmittel aus Kreditaufnah-
men nach Absatz 1 Buchstaben a und
b dirfen nur insoweit in den Haushalt
eingestellt werden, als die Zins- und
Tilgungsverpflichtungen mit der dau-
ernden finanziellen Leistungsfahigkeit
im Einklang stehen. Dies ist in der Re-
gel nur der Fall, wenn die auch in Zu-
kunft regelmaRig wiederkehrenden
Einnahmen die zwangslaufigen Ausga-
ben und die fur die Erhaltung (Erneue-
rung) des Vermogens durchschnittlich
notwendigen Haushaltsmittel mindes-

Eine Unterscheidung von pagato-
rischen und nicht-pagatorischen
Ertragen/Aufwendungen wird als
notwendig vorgeschlagen. Dies
wuirde durch den Ansatz von
-Einnahmen“ und ,,Ausgaben”
abgedeckt.

Dabei gilt: Ertrdge bzw. Aufwen-
dungen stellen periodisierte Ein-
nahmen und Ausgaben dar und
spiegeln Ressourcenerweiterun-
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tens um die zusatzlichen Zins- und Til-
gungsverpflichtungen Ubersteigen.

und Tilgungsverpflichtungen abde-
cken.

tens die zuséatzlichen Zins- und Til-
gungsverpflichtungen Ubersteigen.

gen bzw. Ressourcenverbréauche.
Einnahmen bzw. Ausgaben sind
Erhéhungen bzw. Minderungen
des Nettogeldvermégens, Netto-
geldvermdgen definiert als Forde-
rungen zzgl. Geldvermdgen abzii-
glich Verbindlichkeiten.

Redaktionelle Anpassung.

(7) Ein Kredit zur Aufrechterhaltung der
Liquiditat darf nur aufgenommen wer-
den, wenn Finanzmittel der Betriebs-
mittelriicklage nicht ausreichen und
Finanzmittel anderer Ricklagen nicht in
Anspruch genommen werden kdnnen
oder die Inanspruchnahme unwirt-
schaftlich ist. Ein Kredit zur Aufrechter-
haltung der Liquiditat ist im Haushalt
nicht zu veranschlagen.

8 18 Kassenkredite

(1) Soweit die Betriebsmittelriicklage
(8 10) nicht ausreicht, Haushaltsaus-
gaben rechtzeitig zu leisten, darf zur
Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit
vortibergehend ein Kassenkredit in
Anspruch genommen werden.

(2) Im gesamtkirchlichen Haushalt ist
im Haushaltsfeststellungsgesetz der
Hochstbetrag des Kassenkredits fest-
zusetzen. Bei Kassengemeinschaften
darf der Kassenkredit die Hohe der
vorhandenen Betriebsmittelriicklage
nicht Ubersteigen.

(3) Ein Kredit nach Absatz 1 Buchstabe
¢ darf nur aufgenommen werden, wenn
Finanzmittel der Betriebsmittelriicklage
nicht ausreichen und Finanzmittel an-
derer Riicklagen nicht in Anspruch ge-
nommen werden kénnen oder die In-
anspruchnahme unwirtschatftlich ist. Ein
Kredit zur Aufrechterhaltung der Liqui-
ditat ist im Haushalt nicht zu veran-
schlagen.

Umformulierung i.S. der Konsis-
tenz.

(3) Die Haushaltsmittel aus Kreditauf-
nahmen, die Geldbeschaffungskosten
(Disagio) sowie die Zinsen und Til-
gungsbetrége sind bei der dem Ver-
wendungszweck der Kredite entspre-
chenden Gliederung in H6he der Riick-
zahlungsverpflichtung zu veranschla-
gen.

(3) Die Einnahmen aus Krediten, die
Geldbeschaffungskosten (Disagio)
sowie die Zinsen und Tilgungsbetrage
sind bei der dem Verwendungszweck
der Kredite entsprechenden Funktion
zu veranschlagen. Die Einnahmen
sind in der H6he der Riickzahlungs-
verpflichtung zu veranschlagen (Brut-
toprinzip).

(4) Die Zinsen sind im Ergebnishaus-
halt, die Tilgungsbetrdge im Investiti-

(4) Die Haushaltsmittel aus Kreditauf-
nahmen, die Geldbeschaffungskosten
(Disagio) sowie die Zinsen und Til-
gungsbetrége sind bei der dem Ver-
wendungszweck der Kredite entspre-
chenden Gliederung in H6he der Riick-
zahlungsverpflichtung zu veranschla-
gen (Bruttoprinzip). Zinsen sind im Er-
gebnishaushalt, Tilgungsbetrage im
Investitions- und Finanzierungshaus-
halt zu veranschlagen.

Ergédnzung in Satz 2, dass mit
der Regelung das ,Bruttoprinzip“
betroffen ist.

Eigentlich kein separates Kla-
rungserfordernis, da bereits aus
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ons- und Finanzierungshaushalt zu
veranschlagen.

der Haushaltssystematik hervor-
gehend; aber zuséatzliche Klarheit
und somit Vorschlag des Erhalts.

Zusammenfiihrung der Absatze 3
und 4 der EKD-Regelung, da
unmittelbarer Zusammenhang.

(5) Die Erméachtigung zur Aufnahme
eines Kredits nach Absatz 1 Buchstabe
a gilt tber das Haushaltsjahr hinaus bis
zur Abwicklung des Vorhabens, fur das
der Kredit bestimmt war.

(4) Die Erméchtigung zur Aufnahme
eines Kredites nach Absatz 1 Buch-
stabe a gilt Gber das Haushaltsjahr
hinaus bis zur Abwicklung des Vorha-
bens, fir das der Kredit bestimmt war.

(6) Die Erméchtigung zur Aufnahme
von Krediten zur Aufrechterhaltung der
Liquiditat gilt solange, bis das nachste
Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluss)
in Kraft getreten ist.

(5) Die Erméchtigung zur Aufnahme
von Kassenkrediten gilt so lange, bis
das néchste Haushaltsgesetz (Haus-
haltsbeschluss) in Kraft getreten ist.

(5) Die Erméchtigung zur Aufnahme
eines Kredits nach Absatz 1 Buchstabe
a gilt tber das Haushaltsjahr hinaus bis
zur Abwicklung des Vorhabens, fiir das
der Kredit bestimmt war.

Die Erméchtigung zur Aufnahme von
Krediten nach Absatz 1 Buchstabe c
gilt solange, bis das nachste Haus-
haltsgesetz (Haushaltsbeschluss) in
Kraft getreten ist.

Ubernahme der Absatze 5 und 6
und Zusammenfiihrung, da un-
mittelbarer Zusammenhang. Der
Begriff ,Kassenkredit* erscheint
in der Doppik obsolet.

Umformulierung i.S. der Konsis-
tenz.

§ 17 Kredite

(1) Kredite durfen mit Ausnahme der
Kassenkredite (8 18) nur fur aufReror-
dentliche und unabweisbare Bedirf-
nisse aufgenommen werden, wenn
andere Mittel nicht zur Verfigung ste-
hen und auch nicht beschafft werden
kénnen.

(2) Bei Kreditaufnahmen mussen die
Zins- und Tilgungsverpflichtungen mit
der dauernden Leistungsfahigkeit in
Einklang stehen oder auf andere Wei-
se gesichert sein. Fur jeden Kredit
muss ein Zins- und Tilgungsplan vor-
liegen.

(3) Zur Sicherung von Kreditforderun-

(6) Zur Sicherung von Kreditforderun-
gen sollen keine dinglichen Sicherhei-
ten bestellt werden. Vermdgen, das
ausschlieRlich gottesdienstlichen Zwe-
cken dient, darf nicht fiir Sicherheits-
leistungen herangezogen werden.

§ 17 Absatz 1 der bisherigen
KHO kann grds. entfallen, da die
Regelung in § 18 Absatz 1 erfol-
gen soll.

§ 17 Absatz 2 der bisherigen
KHO soll gestrichen werden, da
gem. Vorschlag die Regelung in
den obigen Abséatzen zu § 18
erfolgt (Absatz 2). Zins- und Til-
gungspléne sind stets erforder-
lich, die Regelung wird als ent-
behrlich gesehen.

Ubernahme des § 17 Absatz 3
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gen sollen keine dinglichen Sicherhei-
ten bestellt werden. Vermdgen, das
ausschlieflich gottesdienstlichen
Zwecken dient, darf nicht fur Sicher-
heitsleistungen herangezogen wer-
den.

der bisherigen KHO.

§ 19 Vermogensiibergabe

(1) Bei Wechsel des/der Vorsitzenden
des Kirchenvorstandes ist in Anwe-
senheit eines Mitglieds des Dekanats-
synodalvorstandes die Vermdgens-
Ubergabe durchzufiihren und der
Vermoégensnachweis mit den dazuge-
hdrigen Dienstakten ordnungsgemarn
zu ubergeben. Uber die Verhandlung
ist eine Niederschrift nach vorge-
schriebenem Muster zu fertigen; diese
ist von dem/der bisherigen und
dem/der neuen Vorsitzenden zu un-
terschreiben.

(2) In kirchlichen Verbanden, Dekana-

ten und Regionalverwaltungen ist
sinngemal zu verfahren.

Vorgeschlagen werden die Strei-
chung des § und die Erganzung
durch eine allg. Regelung unter §
57 Absatz 4.

§ 19 Innere Darlehen

8 16 Innere Darlehen

8 19 Innere Darlehen

Erhalt der Begrifflichkeit, da tref-
fend und praxisrelevante Form
der Innenfinanzierung. Diese
kann eine wichtige Grundlage
des Liquiditatsmanagements dar-
stellen.

Werden Finanzmittel zur Deckung von
Rucklagen, und anderen Passivpositio-
nen fur den vorgesehenen Zweck
einstweilen nicht bendtigt, kbnnen sie
vorubergehend als liquide Mittel in An-

Werden Rucklagen oder Riickstellun-
gen fir den vorgesehenen Zweck
einstweilen nicht bendtigt, kbénnen sie
voribergehend fiir einen anderen
Zweck in Anspruch genommen wer-

Werden Finanzmittel zur Deckung von
Rucklagen und anderen Passivpositio-
nen fiir den vorgesehenen Zweck
einstweilen nicht bendtigt, kbnnen sie
voriibergehend als liquide Mittel in An-

Der Begriff ,Finanzmittel” ist ge-
nerisch zu verstehen, d.h. Bezug
sowohl auf das Anlage- wie auch
auf das Umlaufvermégen.
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spruch genommen werden (Innere Dar-
lehen), wenn sichergestellt ist, dass die
Verfugbarkeit im Bedarfsfalle nicht be-
eintrachtigt ist; Riickzahlung und eine
angemessene Verzinsung sind festzu-
legen. Innere Darlehen sollen in der
Bilanz als Korrekturposten zu den
Rucklagen ausgewiesen werden.

den (inneres Darlehen), wenn sicher-
gestellt ist, dass die Greifbarkeit im
Bedarfsfalle nicht beeintrachtigt ist
und eine Schadigung des Vermégens
nicht eintritt; Riickzahlung und eine
angemessene Verzinsung sind festzu-
legen.

spruch genommen werden (Innere Dar-
lehen), wenn sichergestellt ist, dass die
Verfugbarkeit im Bedarfsfalle nicht be-
eintrachtigt ist. Die Rickfihrung zur
vorgesehenen Zweckbindung und ein
angemessener Ausgleich entgangener
Ertrage sind festzulegen und ergebnis-
neutral abzubilden. Innere Darlehen
sind in der Anlage zum Haushalt und
im Jahresabschluss zu erlautern.

Anstatt der Begriffe ,Rlckzah-
lung“ und ,Verzinsung“ sollen die
Begriffe ,Ruckfuhrung zur Zweck-
bindung“ und ,Ausgleich entgan-
gener Ertrage" verwendet wer-
den, zwecks Klarstellung und
Prazisierung in der Doppik. Eine
Ruckzahlung ,einer Einheit sich
selbst gegentiber erscheint
(doppisch) wenig sinnvoll.

Innere Darlehen stellen sich als
besondere Form der Vermégens-
verwendung dar. Fur das Aus-
weiserfordernis ist die Anwen-
dung des Prinzips der Finanzde-
ckung fur Rucklagen (8 65 Ab-
satz 8) von Bedeutung.

Anvisierter Umgang im Kontext
der Doppik: a) Reduzierung der
Rucklagenposition bei Vergabe
eines inneren Darlehens, b) Ver-
wendung der Mittel (Aufwand
oder Aktivierung (dann Aktiv-
tausch)), c) spatere Riickflhrung
zur Ricklage, d) Erlauterung im
Anhang; kein Korrekturposten in
der Bilanz im Bereich der Riick-
lagen (Passivseite).

Ein Korrekturposten ,Innere Dar-
lehen“ nach dem EKD-Bilanz-
schema soll mithin nicht zur An-
wendung kommen. Die Griinde
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stellen sich wie folgt dar:

- LS. der Transparenz sollte
die jeweils betroffene Riick-
lagenposition bei Vergabe
eines inneren Darlehens re-
duziert werden:

- Ein Ausweis des Korrektur-
postens entsprache nicht
dem Grundsatz zu unterlas-
sender Saldierungen (,Sal-
dierungsverbot®).

- ,Doppischer Umgang"“: s.o.

Pflichtricklagen sind i.d.R. nicht
Gegenstand innerer Darlehen.

§ 20 Burgschaften

§ 35 Burgschaften

§ 20 Burgschaften

Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) wird bestimmt, bis zu welcher
Hohe Blrgschaften ibernommen wer-
den durfen.

(1) Kirchengemeinden, kirchliche Ver-
bénde, Dekanate und Regionalverwal-
tungen sollen keine Burgschaften
Ubernehmen.

(2) Die Ubernahme von Burgschaften
durch die Gesamtkirche bedarf der
Zustimmung der Kirchenleitung und
des Finanzausschusses der Kirchen-
synode und ist der Kirchensynode
mitzuteilen.

(1) Kirchengemeinden, kirchliche Ver-
bande, Dekanate und Regionalverwal-
tungsverbande sollen keine Biirgschaf-
ten Gbernehmen.

(2) Die Ubernahme von Biirgschaften
durch die Gesamtkirche bedarf der Zu-
stimmung der Kirchenleitung und des
Kirchensynodalvorstandes und ist der
Kirchensynode mitzuteilen.

Ubernahme der bestehenden
KHO-Regelungen zwecks Kon-
kretion.

Siehe auch Burgschaftssicherung
gem. § 65 Absatz 6.

Der Bezug auf den ,Kirchensy-
nodalvorstand” statt auf den ,Fi-
nanzausschuss” entspricht dem
korrekten Verfahren.

§ 21 BaumalBhahmen und sonstige
Investitionen

§ 36 Baumallnahmen und sonstige
Investitionen

§ 21 Baumalnahmen und sonstige
Investitionen

(1) Haushaltsmittel fur Baumafnahmen
und sonstige Investitionen dirfen erst
veranschlagt werden, wenn Pléne,
Kostenermittlungen und Erlduterungen

(1) Ausgaben fir Baumaflinahmen
und sonstige Investitionen durfen erst
veranschlagt werden, wenn Pléne,
Kostenvoranschldge und Erlauterun-

(1) Haushaltsmittel fir Baumaflinahmen
und sonstige Investitionen durfen erst
veranschlagt werden, wenn Pléne,
Kostenermittlungen und Erlduterungen

Bei BaumalRnahmen und sonsti-
gen Investitionen, die sich tber
mehrere Jahre erstrecken, sind
neben dem veranschlagten Jah-
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vorliegen, aus denen sich die Art der
Ausfuhrung, die vorgesehene Finanzie-
rung, die Folgekosten und ein Zeitplan
ergeben.

gen vorliegen, aus denen sich die Art
der Ausfiihrung, die vorgesehene Fi-
nanzierung, die Folgekosten und ein
Zeitplan ergeben. Die Bestimmungen
des Kirchenbaugesetzes sind zu be-
achten.

vorliegen, aus denen sich die Art der
Ausfiihrung, die vorgesehene Finanzie-
rung, die Folgekosten und ein Zeitplan
ergeben. Die Bestimmungen des Kir-
chenbaugesetzes sind zu beachten.

resbedarf die Haushaltsmittel
(einschlieBlich Fremdfinanzierung
und Kreditaufnahmen) fiir die
gesamte MalRnahme anzugeben.
Die in den folgenden Jahren noch
erforderlichen Haushaltsmittel
sind bei der Finanzplanung zu
beriicksichtigen. (EKD)

Ergédnzung des Zusatzes gem.
Satz 2 analog der bisherigen
KHO-Regelung.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur
zulassig, wenn es im Einzelfall nicht
maglich ist, die Unterlagen rechtzeitig
fertig zu stellen und aus einer spéteren
Veranschlagung ein Nachteil erwach-
sen wiirde.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur
zulassig, wenn es im Einzelfall nicht
maoglich ist, die Unterlagen rechtzeitig
fertig zu stellen und aus einer spéte-
ren Veranschlagung ein Nachteil er-
wachsen wirde.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur
zuléassig, wenn es im Einzelfall nicht
maoglich ist, die Unterlagen rechtzeitig
fertig zu stellen und aus einer spateren
Veranschlagung ein Nachteil erwach-
sen wirde.

Ubernahme EKD-Regelung; nicht
zu vermeiden.

§ 22 Zuwendungen

§ 37 Zuwendungen

§ 22 Zuwendungen

(1) Zuwendungen an Stellen, die nicht
zur verfassten Kirche gehéren, dirfen
nur veranschlagt werden, wenn ein
erhebliches Interesse der bewilligenden
Stelle an der Erfullung des Zuwen-
dungszweckes durch den Zuwen-
dungsempfanger gegeben ist.

(1) Zuwendungen an Stellen, die nicht
zur verfassten Kirche gehoren, dirfen
nur veranschlagt werden, wenn ein
erhebliches Interesse der bewilligen-
den Stelle an der Erfillung des Zu-
wendungszweckes durch den Zuwen-
dungsempfanger gegeben ist.

(1) Zuwendungen an Stellen, die nicht
zur verfassten Kirche gehoren, dirfen
nur veranschlagt werden, wenn ein
erhebliches Interesse der bewilligen-
den Stelle an der Erfullung des Zuwen-
dungszweckes durch den Zuwen-
dungsempfanger gegeben ist.

Ubernahme EKD-Regelung. Die
Novellierung der EKHN-Zuwen-
dungsrichtlinie soll unter Bertick-
sichtigung von Anlage | der EKD-
Richtlinie gesondert in den Blick
genommen werden.

(2) Bei der Bewilligung von Zuwendun-
gen sind Vereinbarungen uber die
Verwendungsnachweise und das Pri-
fungsrecht zu treffen.

(2) Bei der Gewéahrung von Zuwen-
dungen an Stellen gem&an Absatz 1 ist
ein Prifungsrecht zu vereinbaren.
Naheres regelt die Kirchenleitung
durch besondere Richtlinien.

(2) Bei der Bewilligung von Zuwendun-
gen sind Vereinbarungen uber die
Verwendungsnachweise und das Pru-
fungsrecht zu treffen.

Ubernahme EKD-Regelung. Der
Entfall des Satzes 2 in Absatz 2

der bisherigen KHO wird vorge-

schlagen wegen der Generalbe-
stimmung des § 81.

§ 23 Verabschiedung des Haushalts,
vorlaufige Haushaltsfithrung

§ 42 Verabschiedung des Haus-
haltsplans (Haushaltsge-

§ 23 Verabschiedung des Haushalts,
vorlaufige Haushaltsfihrung
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setz/Haushaltsbeschluss)

(1) Der Haushalt ist vor Beginn des
Haushaltsjahres aufzustellen und zu
beschliel3en. Er ist zu verdffentlichen
und / oder zur Einsicht auszulegen.

(1) Die Haushaltsplane sind vor Be-
ginn des Haushaltsjahres zu be-
schlie3en.

(2) Der Haushaltsplan der Gesamitkir-
che ist in Form eines Kirchengesetzes
zu beschlieBen und im Amtsblatt zu
veroffentlichen. Die Ubrigen Haus-
haltsplane sind durch die zustandigen
Organe festzustellen und eine Woche
lang zur Einsicht auszulegen. Ort und
Zeitpunkt der Offenlegung sind in ge-
eigneter Weise bekannt zu machen.
Uber Einwendungen hat das Be-
schlussorgan bei der nachsten Sit-
zung zu entscheiden. Stellt das Be-
schlussorgan den Haushaltsplan bin-
nen zwei Monaten nach der Vorle-
gung des Entwurfs nicht fest, so hat
der/die Vorsitzende den Entwurf mit
einer Stellungnahme der Kirchenver-
waltung vorzulegen.

(1) Der Haushalt ist vor Beginn des
Haushaltsjahres aufzustellen und zu
beschliel3en.

(2) Der Haushalt der Gesamtkirche ist

in Form eines Kirchengesetzes zu be-

schlieRen und im Amtsblatt zu verof-

fentlichen. Die uUbrigen Haushalte sind
durch die zustandigen Organe festzu-
stellen und eine Woche lang zur Ein-
sicht auszulegen. Ort und Zeitpunkt der
Offenlegung sind in geeigneter Weise
bekannt zu machen. Uber Einwendun-
gen hat das Beschlussorgan bei der
nachsten Sitzung zu entscheiden. Stellt
das Beschlussorgan den Haushalt bin-
nen zwei Monaten nach der Vorlegung
des Entwurfs nicht fest, so hat die/der
Vorsitzende den Entwurf samt Stel-
lungnahme der Kirchenverwaltung zu-
zuleiten.

Im Kern wird der Erhalt der bishe-
rigen KHO-Bestimmungen emp-
fohlen. Dabei ist anzumerken,
dass die Wirksamkeit des Be-
schlusses zwingend die Geneh-
migung voraussetzt.

Ubernahme des Absatzes 2 der
bisherigen KHO-Regelung mit
redaktionellen Anpassungen.

Je nach geltender Rechtslage ist
der Haushalt durch Haushaltsge-
setz oder Haushaltsbeschluss
festzustellen. (EKD)

(2) Sollte der Haushalt ausnahmsweise
nicht rechtzeitig beschlossen sein, so
sind

(3) Ist der Haushaltsplan ausnahms-
weise nicht rechtzeitig beschlossen,
so sind

(3) Sollte der Haushalt ausnahmsweise
nicht rechtzeitig beschlossen sein, so
sind

Ubernahme EKD-Regelung.

Wahrend der vorlaufigen Haus-
haltsfihrung kdnnen aufRer Kredi-
ten zur Aufrechterhaltung der
Liquiditat sonstige Kredite nur im
Rahmen der Ermachtigung nach
§ 18 Absatz 5 Satz 1 aufgenom-
men werden. (EKD)

1. nur die Haushaltsmittel verfligbar,
die nétig sind, um

1) nur die Ausgaben zu leisten, die
bei sparsamer Verwaltung nétig sind,
um

1. nur die Haushaltsmittel verfugbar,
die nétig sind, um

Ubernahme EKD-Regelung.
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a) die bestehenden Einrichtungen in
geordnetem Gang zu halten und den
gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen
Verpflichtungen zu gentgen,

a) die bestehenden Einrichtungen in
geordnetem Gang zu halten und den
gesetzlichen Aufgaben und rechtli-
chen Verpflichtungen zu geniigen,

a) die bestehenden Einrichtungen in
geordnetem Gang zu halten und den
gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen
Verpflichtungen zu genlgen,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige
Leistungen fortzusetzen, fur die durch
den Haushalt des Vorjahres bereits
Betrage festgesetzt worden sind,

b) Bauten, Beschaffungen und sonsti-
ge Leistungen fortzusetzen, fur die
durch den Haushaltsplan des Vorjah-
res bereits Betrége festgesetzt wor-
den sind,

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige
Leistungen fortzusetzen, fir die durch
den Haushalt des Vorjahres bereits
Betrage festgesetzt worden sind,

Ubernahme EKD-Regelung.

2. die Ertrage zu erheben, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist,

2) die Einnahmen fortzuerheben, so-
weit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist,

2. die Haushaltsmittel zu erheben, so-
weit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist,

Nicht ausschlieRlich Ertrage sind
zu erheben, bspw. Tilgung; daher
Vorschlag der Verwendung des
Begriffs ,Haushaltsmittel”.

3. Aufnahmen von Krediten zur Auf-
rechterhaltung der Liquiditat nur im
Rahmen des Vorjahreshaushalts zu-
lassig.

3) Kassenkredite nur im Rahmen des
Haushaltsplanes des Vorjahres zulas-

sig.

3. Aufnahmen von Krediten zur Auf-
rechterhaltung der Liquiditat nur im
Rahmen des Vorjahreshaushalts zu-
lassig.

Ubernahme EKD-Regelung.

Unberihrt bleiben die Erfassung und
der Nachweis des entstandenen Res-
sourcenverbrauchs. Kredite kbnnen
umgeschuldet werden.

Unberthrt bleiben die Erfassung und
der Nachweis des entstehenden Res-
sourcenverbrauchs. Kredite kbnnen
umgeschuldet werden.

Klarstellung, dass die Rech-
nungslegung nicht ,stillstehen”
sollte und dass z.B. Abschrei-
bungen weiterhin zu bertcksich-
tigen sind. Sprachliche Anpas-
sung.

§ 24 Nachtragshaushalt

§ 43 Nachtragshaushaltsplan

§ 24 Nachtragshaushalt

(1) Der Haushalt kann nur bis zum Ab-
lauf des Haushaltsjahres durch einen
Nachtragshaushalt gedndert werden.

(2) Der Haushaltsplan kann nur bis
zum Ablauf des Haushaltsjahres
durch einen Nachtragshaushaltsplan
geandert werden.

(1) Der Haushalt kann nur bis zum Ab-
lauf des Haushaltsjahres durch einen
Nachtragshaushalt gedndert werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Ein Nachtragshaushalt soll aufge-
stellt werden, wenn sich zeigt, dass

(1) Ein Nachtragshaushaltsplan soll
aufgestellt werden, wenn sich zeigt,
dass

(2) Ein Nachtragshaushalt soll aufge-
stellt werden, wenn sich zeigt, dass

Es wird die Klarstellung empfoh-
len, dass ein Nachtragshaushalt
keinen ,Selbstzweck" bildet. Bei-
spiel: Errichtung einer zusatzli-
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chen Kita-Gruppe, die zu 100%
finanziert ist. Hierbei waren zwar
erhebliche zusatzliche Haus-
haltsmittel erforderlich, dies stell-
te aber per se keine problemati-
sche Entwicklung dar.

Siehe hierzu den Einschub unter
Buchstabe b, Satz 1.

a) ein erheblicher Fehlbetrag entstehen
wird und der Haushaltsausgleich auch
bei Ausnutzung jeder Sparmdglichkeit
nur durch eine Anderung des Haus-
halts erreicht werden kann,

a) ein erheblicher Fehlbetrag entste-
hen wird und der Haushaltsausgleich
auch bei Ausnutzung jeder Sparmég-
lichkeit nur durch eine Anderung des
Haushaltsplanes erreicht werden
kann,

a) ein erheblicher Fehlbetrag entstehen
wird und der Haushaltsausgleich auch
bei Ausnutzung jeder Sparmdglichkeit
nur durch eine Anderung des Haus-
halts erreicht werden kann,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) bisher nicht veranschlagte oder zu-
sétzliche Haushaltsmittel in einem er-
heblichen Umfang geleistet oder in An-
spruch genommen werden mussen.

b) bisher nicht veranschlagte oder
zuséatzliche Ausgaben in einem im
Verhéltnis zu den Gesamtausgaben
erheblichen Umfang geleistet werden
mussen. Die Gesamtkirche muss in
diesen Fallen einen Nachtragshaus-
halt erstellen.

b) bisher nicht veranschlagte oder zu-
satzliche Haushaltsmittel, die nicht
durch zweckgebundene Mittel gemal §

14 gedeckt sind, in einem erheblichen
Umfang geleistet oder in Anspruch ge-
nommen werden missen. Die Gesamt-
kirche muss in diesen Féllen einen ge-
samtkirchlichen Nachtragshaushalt
erstellen.

Der Zusatz ,die nicht durch
zweckgebundene Mittel (...) ge-
deckt sind“ bezieht sich auf obige
einleitende Anmerkung zu Absatz
2, erster Halbsatz.

Vorschlag der Konkretisierung
einer Muss-Vorschrift im Falle der
Gesamtkirche durch Ergénzung
des letzten Satzes, analog zur
bisherigen KHO-Regelung.

(3) Der Nachtragshaushalt muss alle
erheblichen Anderungen enthalten, die
im Zeitpunkt seiner Aufstellung erkenn-
bar sind.

(3) Der Nachtragshaushalt muss alle
erheblichen Anderungen enthalten,
die im Zeitraum seiner Aufstellung
erkennbar sind.

(3) Der Nachtragshaushalt muss alle
erheblichen Anderungen enthalten, die
im Zeitpunkt seiner Aufstellung erkenn-
bar sind.

Ubernahme EKD-Regelung.

(4) Fur den Nachtragshaushalt gelten
die Vorschriften Giber den Haushalt ent-
sprechend.

(4) Fur den Nachtragshaushaltsplan
gelten die Vorschriften fir den Haus-
haltsplan entsprechend.

(4) Fur den Nachtragshaushalt gelten
die Vorschriften tber den Haushalt
entsprechend.

Ubernahme EKD-Regelung.
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§ 44 Ausfihrung des Haushaltspla-
nes

Die Ausfiihrung des Haushaltsplanes
obliegt dem jeweils zustandigen Or-
gan; fur dieses begriindet der Haus-
haltsplan die Verpflichtung zur Erhe-
bung der Einnahmen und die Erméach-
tigung, die im Rahmen der bewilligten
Mittel notwendigen Verfligungen zu
treffen.

Regelung in § 3.

§ 25 Sondervermogen

8§ 40 Haushaltsplane fur Stiftungen
und Zweckvermégen

§ 25 Sonderhaushalte

Die EKD-Koordinierungsgruppe
Finanzwesen schlagt nunmehr
die Bezeichnung ,Sonderhaus-
halte" vor.

»Sondervermdgen” soll in der
Bilanz ausgewiesen werden,
~Sonderhaushalte” sollen jeweils
als Teil des Sondervermdgens
aufgestellt werden. Siehe hierzu
auch die Begriffsbestimmungen
in der Anlage zur KHO.

(1) Fur kirchliche Werke, Einrichtungen
und Stiftungen ohne eigene Rechtsper-
sonlichkeit kbnnen gesonderte Haus-
halts- oder Wirtschaftspléane aufgestellt
werden. Im Ubrigen finden die Vor-
schriften dieser Ordnung sinngemafe
Anwendung.

(1) Far Stiftungen und Zweckvermo-
gen sind gesonderte Haushalts- oder
Wirtschaftsplane aufzustellen.

(1) Fur kirchliche Werke, Einrichtungen
und Stiftungen ohne eigene Rechts-
personlichkeit kénnen gesonderte Wirt-
schaftspldne oder Haushalte aufgestellt
werden,

Formulierung aufbauend auf § 8
Absatz 5 Buchstabe d, daher die
Einfigung ,Wirtschaftsplane oder
Haushalte". Absatz 1 Satz 2 der
EKD-Regelung soll systematisch
in Absatz 2 lbernommen werden.

Verwendung des Begriffs ,Kon-
nen“, da ggf. auch die Integration
in den Haushalt maglich ist.
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Im Haushalt sind nur die Zuwei-
sungen oder die Ablieferungen zu
veranschlagen. Die Kdrperschaft
soll eine konsolidierte Bilanz ein-
schlief3lich der Sondervermégen
erstellen. (EKD)

(2) Soweit gesetzliche Vorschriften o-
der Bestimmungen des Stifters entge-
genstehen, bleiben diese unberuhrt.

(2) Im Ubrigen finden die Vorschriften
dieses Gesetzes sinngemalle An-
wendung. Soweit gesetzliche Vor-
schriften oder Bestimmungen des Stif-
ters entgegenstehen, bleiben diese
unberihrt.

(2) Im Ubrigen finden die Vorschriften
dieses Gesetzes sinngeméale Anwen-

dung. Soweit gesetzliche Vorschriften
oder Bestimmungen des Stifters ent-

gegenstehen, bleiben diese unberthrt.

Im Kern: Ubernahme der EKD-
Regelung, siehe auch Anmer-
kung zu Absatz 1.

Abschnitt Il1l1; 88 26-37

Abschnitt 3: 88 26-35

Ausfiihrung des Haushalts

Ausfiihrung des Haushalts
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§ 26 Erhebung und Bewirtschaftung
der Haushaltsmittel

§ 45 Erhebung der Einnahmen, Be-
wirtschaftung der Ausgaben

§ 26 Erhebung und Bewirtschaftung
der Haushaltsmittel

(1) Die Ertrage sind vollstandig zu er-
fassen und die Forderungen rechtzeitig
einzuziehen. Ihr Eingang ist zu tber-
wachen.

(1) Die Einnahmen sind zum Zeitpunkt
ihrer Entstehung anzuordnen und
rechtzeitig und vollstandig zu erhe-
ben.

(5) Durch geeignete MalRnahmen,
insbesondere die Haushaltsiiberwa-
chungsliste, hat die bewirtschaftende
Stelle dariiber zu wachen, dass sich
die Ausgaben und Ausgabeverpflich-
tungen im Rahmen der Haushaltsan-
satze halten. Ebenso ist sicherzustel-
len, dass die Einnahmen tUberwacht
werden.

(1) Die Ertrage sind vollstandig zu er-
fassen und die Forderungen rechtzei-
tig zu erheben. Ihr Eingang ist zu
Uberwachen.

(2) Durch geeignete MalRnahmen hat
die anordnende Stelle dartiber zu wa-
chen, dass sich die Inanspruchnahme
von Haushaltsmitteln im Rahmen der
Haushaltsansatze halt.

Vorschlag der Verwendung des
Begriffs ,erheben”.

Die Aufgabe der Ressourcen-
Uberwachung soll auf Grundlage
der bisherigen KHO-Regelung
erhalten bleiben.

Die Definition als Aufgabe der
anordnenden Stelle erscheint
sachlich treffender, da hier die
Ausldsungsbefugnis liegt.

Sobald fir einen Geschaftsvorfall
der Rechtsgrund, die zahlungs-
pflichtige / empfangsberechtigte
Person, der Betrag und die Fal-
ligkeit feststehen, hat die berech-
tigte Stelle eine Anordnung zu
erteilen. Die Ausfiihrungsbe-
stimmungen zu § 34 Absatz 9
bleiben unberthrt. (EKD)

(2) Die Haushaltsanséatze sind so zu
bewirtschaften, dass

(2) Die Ausgaben sind so zu leisten,
dass

(3) Die Haushaltsansatze sind so zu
bewirtschaften, dass

Ubernahme EKD-Regelung.

a) die vorgegebenen Ziele wirtschaft-
lich und zweckmafig erreicht werden,

a) die Aufgaben wirtschaftlich und
zweckmafig erfullt werden,

a) die vorgegebenen Aufgaben wirt-
schaftlich und zweckmafig erreicht
werden,

Der Begriff ,Ziel" ist in der Outpu-
torientierung belegt. Nicht alle
Einheiten wenden die Outputori-
entierung an, daher erscheint der
Begriff ,Aufgaben” treffend.

b) die gebotene Sparsamkeit getibt
wird.

b) die gebotene Sparsamkeit gelibt
wird.

b) die gebotene Sparsamkeit gelibt
wird.

Ubernahme EKD-Regelung.
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(3) Die Mittel sind erst in Anspruch zu
nehmen, wenn es die Erfiillung der
Aufgaben erfordert.

(3) Die Mittel sind erst in Anspruch zu
nehmen, wenn es die Erfiillung der
Aufgaben erfordert.

(4) Die Mittel sind erst in Anspruch zu
nehmen, wenn es die Erfiillung der
Aufgaben erfordert.

Ubernahme EKD-Regelung.

(4) Leistungen vor Empfang der Ge-
genleistung (Vorleistungen) sollen nur
vereinbart oder bewirkt werden, soweit
es allgemein ublich oder durch beson-
dere Umstande gerechtfertigt ist. Fur
Vorleistungen sind die erforderlichen
Sicherheiten zu verlangen.

(4) Leistungen vor Empfang der Ge-
genleistung (Vorleistungen) sollen nur
vereinbart oder bewirkt werden, so-
weit es allgemein blich oder durch
besondere Umstande gerechtfertigt
ist. FUr Vorleistungen sind die erfor-
derlichen, mindestens die allgemein
Ublichen Sicherheiten zu verlangen.

(5) Leistungen vor Empfang der Ge-
genleistung (Vorleistungen) sollen nur
vereinbart oder bewirkt werden, soweit
es allgemein ublich oder durch beson-
dere Umstande gerechtfertigt ist. Fur
Vorleistungen sind die verkehrsubli-
chen Sicherheiten zu verlangen.

Weitgehende Ubernahme EKD-
Regelung, aber Prazisierung,
dass die Einforderung von Si-
cherheiten sich nach ,verkehrs-
Ublichen* MaRstéaben richten soll-
te.

(5) Verpflichtungen fir Investitionen
durfen unbeschadet anderer Bestim-
mungen erst eingegangen werden,
wenn deren Finanzierung gesichert ist.

§ 46 Ausgaben fir Investitionen

Ausgaben fir Investitionen durfen
unbeschadet anderer Bestimmungen
erst veranlasst werden, wenn die Fi-
nanzierung gesichert ist.

(6) Verpflichtungen fur Investitionen
durfen unbeschadet anderer Bestim-
mungen erst eingegangen werden,
wenn deren Finanzierung gesichert ist.

Ubernahme EKD-Regelung.

Die Voraussetzungen des § 21
Absatz 1 mussen erfillt sein.
(EKD)

§27: entfallen(526-als Absatz 5)

§ 28 Uber- und auRerplanmaRige
Haushaltsmittel

§ 47 Uber- und auRerplanmaRige
Ausgaben

§ 27 Uber- und auBRerplanmaRige
Haushaltsmittel

(1) Die Inanspruchnahme tber- und
aulRerplanmafiger Haushaltsmittel be-
darf der Zustimmung der zustandigen
Stelle. Die Zustimmung soll nur im Fal-
le eines unvorhergesehenen und un-
abweisbaren Bedarfs erteilt werden.
Zugleich ist Uber die Deckung zu ent-
scheiden.

(1) Uber- und auRerplanmaRige Aus-
gaben sowie MaRnahmen, durch die
spater Uber- oder auRerplanmaBige
Ausgaben entstehen kdnnen, beddr-
fen der vorherigen Zustimmung

a) des Kirchenvorstandes (Kirchen-
gemeinde),

b) des Verbandsvorstandes (kirchliche
Zweckverbande),

c) des Dekanatssynodalvorstandes
(Dekanat),

d) der Kirchenleitung und des Finanz-
ausschusses der Kirchensynode (Ge-

(1) Die Inanspruchnahme tber- und
auBRerplanmafiger Haushaltsmittel so-
wie die Begriindung von Verpflichtun-
gen, durch die Inanspruchnahmen
Uber- oder auRBerplanméaRiger Haus-
haltsmittel entstehen kénnen, bediirfen
der vorherigen Zustimmung des zu-
sténdigen Organs. Die Zustimmung soll
nur im Falle eines unvorhergesehenen
und unabweisbaren Bedarfs erteilt
werden. Zugleich ist Gber die Deckung
zu entscheiden.

Erganzungen im ersten Halbsatz
i.S. der Vollstandigkeit.

Eine allgemeine Formulierung
zum Zustimmungserfordernis
wird als vorzugswiirdig vorge-
schlagen, z.B. wird der Stiftungs-
vorstand in der bisherigen KHO-
Regelung nicht explizit genannt.
Der Zusatz zur ,vorherigen Zu-
stimmung” impliziert das zwin-
gende Erfordernis der Planung.
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samtkirche).

Zugleich ist Gber die Deckung zu ent-
scheiden.

Im Rahmen der Budgetierung soll
die Deckungsfahigkeit durch § 16
Absatz 4 geregelt werden.

(2) Das Gleiche gilt fir MaBnahmen,
durch die spater Uber- oder aul3er-
planmafige Haushaltsmittel in An-
spruch genommen werden mussen.

(1) (...) sowie MaRnahmen, durch die
spater Uber- oder auRerplanméfige
Ausgaben entstehen kdnnen, (...)

Dies gilt nicht fir Haushaltsansatze,
die nach § 29 fur deckungsfahig er-
klart wurden oder fir Ausgaben, die
aus Verstarkungsmitteln bestritten
werden (8§ 38). Das zustandige Organ
kann jedoch fur die Verwendung der
Verstarkungsmittel zusétzliche Rege-
lungen treffen. Die Zustimmung ge-
maf Satz 1 soll nur im Falle eines
unvorhergesehenen oder unabweis-
baren Bedarfs erteilt werden.

(2) Absatz 1 qilt nicht fir Haushaltsmit-
tel, die aus Verstarkungsmitteln bestrit-

ten werden (8§ 12) oder fir Haushalts-
mittel, die nach § 13 fiir deckungsféhig
erklart wurden. Das zustandige Organ
kann jedoch fiir die Verwendung der
Verstarkungsmittel zuséatzliche Rege-

lungen treffen.

Der inhaltliche Erhalt des bisheri-
gen KHO-Zusatzes wird vorge-
schlagen; die explizite Ausnahme
der deckungsféhigen Haushalts-
mittel sowie der Verstarkungsmit-
tel schafft einerseits Klarheit und
ist andererseits im Falle der Ver-
starkungsmittel als erforderlich zu
sehen.

Redaktionelle Anpassungen.

(2) Mehrausgaben bei Uibertragbaren
Ausgabemitteln (Haushaltsvorgriffe)
bedurfen ebenfalls der vorherigen
Zustimmung des zustandigen Organs.
Sie sind auf die nachstjahrige Bewilli-
gung fir den gleichen Zweck anzu-
rechnen.

Haushaltsvorgriffe sollen nicht
mehr zugelassen werden (prak-
tisch nicht erforderlich); dies wur-
de anderenfalls nicht bzw. be-
dingt dem Periodisierungsgrund-
satz entsprechen. Rechnungsab-
grenzungen (8 68) sind hiervon
unberdhrt.

§ 29 Sicherung des Haushalts

§ 28 Sicherung des Haushalts

(1) Durch Haushaltstiberwachung ist
sicherzustellen, dass sich die Auszah-
lungsverpflichtungen im Rahmen der
Haushaltsanséatze halten und dass der
Haushaltsausgleich gewéhrleistet
bleibt.

§ 48 Sicherung des Haushaltsaus-
gleichs

(1) Wéhrend des Haushaltsjahres ist
dariiber zu wachen, dass der Haus-
haltsausgleich gewahrleistet bleibt.

(1) Wahrend des Haushaltsjahres ist
dartber zu wachen, dass der Haus-
haltsausgleich gewahrleistet bleibt.

Die Formulierung der bisherigen
KHO wird gem. Entwurf vorgezo-
gen.

§ 45 der bisherigen KHO soll
durch die 88 26 und § 28 abge-
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§ 45 Erhebung der Einnahmen, Be-
wirtschaftung der Ausgaben

(5) Durch geeignete MalRnahmen,
insbesondere die Haushaltstiberwa-
chungsliste, hat die bewirtschaftende
Stelle darliber zu wachen, dass sich
die Ausgaben und Ausgabeverpflich-
tungen im Rahmen der Haushaltsan-
satze halten. Ebenso ist sicherzustel-
len, dass die Einnahmen tUberwacht
werden.

deckt werden.

(2) Ist der Haushaltsausgleich in Frage
gestellt, so sind unverziglich die erfor-
derlichen MaBnahmen zu treffen.

§ 48 Sicherung des Haushaltsaus-
gleichs

(2) Ist durch Einnahme-Ausfélle der
Haushaltsausgleich in Frage gestellt,
so sind unverziglich die erforderli-
chen MalRnahmen (z.B. Verfugungs-
vorbehalt) zu treffen.

(2) Ist der Haushaltsausgleich in Frage

gestellt, so sind unverziglich geeignete

MaRnahmen zu treffen.

Redaktionelle Anpassungen.
MafRnahmen z.B. gem. § 24.

In Frage kommen solche Mal3-
nahmen, die angemessen und
geeignet sind, den Haushalt-
sausgleich sicherzustellen, etwa
Haushaltssperre, Nachtrags-
haushalt. (EKD)

§ 30 Sachliche und zeitliche Bindung

§ 50 Sachliche und zeitliche Bin-
dung

§ 29 Sachliche und zeitliche Bindung

(1) Haushaltsmittel durfen nur zu dem
im Haushalt bezeichneten Zweck, so-
weit und solange er fortdauert, und nur
bis zum Ende des Haushaltsjahres in
Anspruch genommen werden.

(1) Ausgabemittel dirfen nur zu dem
im Haushaltsplan bezeichneten
Zweck, soweit und solange er fort-
dauert, und nur bis zum Ende des
Haushaltsjahres in Anspruch genom-
men werden.

(1) Haushaltsmittel durfen nur zu dem
im Haushalt bezeichneten Zweck, so-
weit und solange er fortdauert, und nur
bis zum Ende des Haushaltsjahres in
Anspruch genommen werden. Bei
MaRnahmen, die sich iiber mehrere
Jahre erstrecken und haushaltsjahr-
Ubergreifend abgewickelt werden, diir-
fen Haushaltsmittel nur zu dem be-
zeichneten Zweck, soweit und solange
er fortdauert, und nur bis zum Ab-
schluss der MaRnahme in Anspruch

Erfassung auch von mehrjéahri-
gen, sich uber das Haushaltsjahr
erstreckende MafRhahmen Uber
den Zusatz von Satz 2.

Die Rucklagenbewirtschaftung
erfolgt im Rahmen der Ergebnis-
systematik gem. der EKD-Be-
richtsschemata.
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genommen werden.

(2) Bei Ubertragbaren Haushaltsmitteln
kann die jeweilige Zweckbestimmung
Uber das Haushaltsjahr hinaus bis zum
Ende des auf die Bewilligung folgenden
zweitndchsten Haushaltsjahres verfiig-
bar bleiben. Bei Mitteln fir Baumalf3-
nahmen tritt an die Stelle des Haus-
haltsjahres der Bewilligung das Haus-
haltsjahr, in dem der Bau in seinen we-
sentlichen Teilen fertig gestellt worden
ist.

(2) Bei Ubertragbaren Ausgabemitteln
kdonnen Haushaltsreste gebildet wer-
den, die fir die jeweilige Zweckbe-
stimmung Uber das Haushaltsjahr
hinaus bis zum Ende des folgenden
Haushaltsjahres verfuigbar bleiben.
Bei Mitteln fir BaumalRnahmen tritt an
die Stelle des Haushaltsjahres der
Bewilligung das Haushaltsjahr, in dem
der Bau in seinen wesentlichen Teilen
in Gebrauch genommen worden ist.

(2) Nicht zur Haushaltsfinanzierung

eingesetzte Haushaltsmittel nach Ab-

satz 1 Satz 1 k6nnen einer Riicklage
zugefihrt werden, etwaige rechtliche
Einschrankungen bleiben davon unbe-
rihrt. Naheres regelt das zustandige
Organ durch Haushaltsbeschluss.

Die Ubertragbarkeit von Haus-
haltsmitteln soll in der kirchlichen
Doppik Uber Budgetriicklagen
erfolgen, nicht (mehr) Gber Haus-
haltsreste. Siehe auch § 16.

Sprachliche Anpassung und Ver-
einfachung der EKD-Regelung;
Vorschlag der Regelung mehrjah-
riger Mal3nahmen allgemein in
Absatz 1.

(3) Zweckgebundene Mittel (§ 14) blei-
ben auch Uber das Haushaltsjahr hin-
aus zweckgebunden, solange der
Zweck fortdauert.

(3) Zweckgebundene Einnahmen
bleiben auch Uber das Haushaltsjahr
hinaus zweckgebunden.

(3) Zweckgebundene Haushaltsmittel
(8 14) bleiben auch tber das Haus-
haltsjahr hinaus zweckgebunden, so-
lange der Zweck fortdauert.

Ubernahme der EKD-Regelung
mit redaktioneller Anpassung.

§ 32 Vergabe von Auftragen

§ 49 Vergabe von Auftragen

§ 30 Vergabe von Auftragen

Auftrage sind in einem den Grundsat-
zen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit entsprechenden transparenten
Verfahren in Anlehnung an Vergabebe-
stimmungen fur 6ffentliche Auftragge-
ber zu vergeben.

Bei der Vergabe von Auftrégen ist die
Vergabe- und Vertragsordnung fir
Bauleistungen — VOB — anzuwenden.
Mit vorheriger Zustimmung des Bau-
ausschusses der Kirchensynode sind
im Einzelfall Abweichungen von der
VOB, Teil A zuldssig. Bei der Vergabe
anderer Auftrage sind die Verdin-
gungsordnung fir Leistungen — VOL —
, die Vergabeordnung fur freiberufli-
che Leistungen — VOF — und sonstige
Vergabeordnungen anzuwenden.

Auftrage sind in einem den Grundsat-
zen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit entsprechenden transparenten
Verfahren in Anlehnung an Vergabe-
bestimmungen fir 6ffentliche Auftrag-
geber zu vergeben. Das Vergabever-
fahren regelt die Kirchenleitung durch
Rechtsverordnung.

Einzelfallregelungen sollen nicht
Ubernommen werden; dabei
Verweis auf weiterfiihrende Re-
gelungen, die aul3erhalb der KHO
erfolgen (Satz 2).

§ 6 Absatz 1 RVO 816: Bezug zu
VOB, Teil A.

§ 33 Stellenbewirtschaftung

§ 52 Wegfall- und Umwandlungs-
vermerke

§ 31 Stellenbewirtschaftung
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(2) Ist eine Planstelle ohne nahere An-
gabe als kiinftig wegfallend bezeichnet,
darf die nachste freiwerdende Planstel-
le derselben Besoldungs- oder Entgelt-
gruppe der gleichen Fachrichtung nicht
mehr besetzt werden.

(1) Planstellen, die mit einem kw-
Vermerk versehen sind, dirfen bei
Ausscheiden des Stelleninhabers/der
Stelleninhaberin nicht mehr besetzt
werden.

(2) Ist eine Planstelle ohne nahere
Angaben als kiinftig wegfallend (kw)
bezeichnet, darf die nachste frei wer-
dende Planstelle derselben Besol-
dungs- oder Vergutungsgruppe der
gleichen Fachrichtung nicht mehr be-
setzt werden.

(1) Eine Planstelle, die als kiinftig weg-
fallend (kw) bezeichnet ist, darf bei
Ausscheiden der Stelleninhaberin/des
Stelleninhabers nicht mehr besetzt
werden.

(2) Ist eine Planstelle ohne nahere An-
gabe als kiinftig wegfallend bezeichnet,
darf die néachste freiwerdende Planstel-
le derselben Besoldungs- oder Entgelt-
gruppe der gleichen Fachrichtung nicht
mehr besetzt werden.

Absatz 1 gem. bisheriger KHO
soll erhalten bleiben; Vorschlag
der weitgehenden Ubernahme
mit redaktioneller Anpassung.

Ubernahme von Absatz 1 der
EKD-Regelung.

(2) Ist eine Planstelle ohne Bestim-
mung der Voraussetzungen als kinftig
umzuwandeln bezeichnet, gilt die
nachste freiwerdende Planstelle der-
selben Besoldungs- oder Entgeltgruppe
der gleichen Fachrichtung im Zeitpunkt
ihres Freiwerdens als in die Stelle um-
gewandelt, die in dem Umwandlungs-
vermerk angegeben ist.

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestim-
mung der Voraussetzungen als kinf-
tig umzuwandeln (ku) bezeichnet, gilt
die nachste frei werdende Planstelle
derselben Besoldungs- oder Vergu-
tungsgruppe der gleichen Fachrich-
tung zum Zeitpunkt ihres Freiwerdens
als in die Stelle umgewandelt, die in
dem Umwandlungsvermerk angege-
ben ist.

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestim-
mung der Voraussetzungen als kiinftig
umzuwandeln (ku) bezeichnet, gilt die
nachste freiwerdende Planstelle der-
selben Besoldungs- oder Entgeltgrup-
pe der gleichen Fachrichtung im Zeit-
punkt ihres Freiwerdens als in die Stel-
le umgewandelt, die in dem Umwand-
lungsvermerk angegeben ist.

Weitgehende Ubernahme der
EKD-Regelung.

§ 34 Stundung, Niederschlagung
und Erlass von Forderungen

§ 53 Stundung, Niederschlagung
und Erlass von Forderungen

§ 32 Stundung, Niederschlagung
und Erlass von Forderungen

(1) Forderungen dtirfen nur

(1) Forderungen durfen nur

(1) Forderungen durfen nur

Ubernahme EKD-Regelung.

a) gestundet werden, wenn die soforti-
ge Einziehung mit erheblichen Harten
fur die zahlungspflichtige Person ver-
bunden ware und der Anspruch durch
die Stundung nicht gefahrdet wird,

a) gestundet werden, wenn die sofor-
tige Einziehung mit erheblichen Har-
ten fir die zahlungspflichtige Person
verbunden ware und der Anspruch
durch die Stundung nicht gefahrdet
wird,

a) gestundet werden, wenn die soforti-
ge Einziehung mit erheblichen Harten
fur die zahlungspflichtige Person ver-

bunden wére und der Anspruch durch
die Stundung nicht gefahrdet wird,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) niedergeschlagen werden, wenn

b) niedergeschlagen werden, wenn

b) niedergeschlagen werden, wenn

Ubernahme EKD-Regelung.

-43-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

feststeht, dass die Einziehung keinen
Erfolg haben wird, oder wenn die Kos-
ten der Einziehung aul3er Verhaltnis
zur Héhe des Anspruchs stehen,

feststeht, dass die Einziehung keinen
Erfolg haben wird, oder wenn die Kos-
ten der Einziehung in keinem Verhalt-
nis zur H6he des Anspruches stehen,

feststeht, dass die Einziehung keinen
Erfolg haben wird, oder wenn die Kos-
ten der Einziehung aul3er Verhéltnis
zur Héhe des Anspruchs stehen,

c) erlassen werden, wenn die Einzie-
hung nach Lage des einzelnen Falles
fur die zahlungspflichtige Person eine
besondere Harte bedeuten wirde. Das
Gleiche gilt fur die Rickzahlung oder
die Anrechnung von geleisteten Betra-
gen.

c) erlassen werden, wenn die Einzie-
hung nach Lage des einzelnen Falles
fuir die zahlungspflichtige Person eine
besondere Harte bedeuten wirde.
Das gleiche gilt fur die Rickzahlung
oder die Anrechnung von geleisteten
Betragen.

c) erlassen werden, wenn die Einzie-
hung nach Lage des einzelnen Falles
fur die zahlungspflichtige Person eine
besondere Harte bedeuten wirde. Das
Gleiche qilt fur die Rickzahlung oder
die Anrechnung von geleisteten Betra-
gen.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Stundung, Niederschlagung und
Erlass sind von den hierfur zustandi-
gen Stellen der kassenfiihrenden Stel-
le unverziglich, Stundung und Erlass
mindestens gleichzeitig mit der Be-
nachrichtigung des Zahlungspflichti-
gen schriftlich mitzuteilen. Mit der
Stundung ist zugleich zu entscheiden,
ob Stundungszinsen erhoben werden.

(3) Erlassene und niedergeschlagene
Posten sind in Verzeichnissen nach-
zuweisen. Die kassenfuhrende Stelle
versieht die Verzeichnisse mit der
Bescheinigung, dass die aufgefiihrten
Betrage nicht eingegangen sind.

(2) Stundung, Niederschlagung und
Erlass sind von den hierfir zustdndigen

Stellen der kassenfiihrenden Stelle
unverziglich, Stundung und Erlass
mindestens gleichzeitig mit der Be-
nachrichtigung des Zahlungspflichtigen
schriftlich mitzuteilen. Mit der Stundung
ist zugleich zu entscheiden, ob Stun-
dungszinsen erhoben werden.

(3) Erlassene und niedergeschlagene
Posten sind in Verzeichnissen nach-
zuweisen. Die kassenfiihrende Stelle
versieht die Verzeichnisse mit der Be-
scheinigung, dass die aufgefiihrten
Betrage nicht eingegangen sind.

Erhalt der Regelungen gem. bis-
heriger KHO.

(2) Andere Regelungen in Rechtsvor-
schriften bleiben unberihrt.

(4) Andere Regelungen in Rechtsvor-
schriften bleiben unberihrt.

(4) Andere Regelungen in Rechtsvor-
schriften bleiben unberihrt.

Ubernahme EKD-Regelung.

§-3b:-gestrichen § 8 Nutzungen und Rechte
Nu&ungen—undéaehbe%uged&#en (1) Die auf Gesetz, Vertrag und Her-
Mitarbeiterinnen-und-Mitarbeitern-im

S , kommen beruhenden Nutzungen und .
km%w Rechte sind zu erhalten und wahrzu- Regelung in § 58 Nr. 3.
senes—Enfegek—gewath—weFden—AndeFe nehmen.
Regelungen-in-Rechtsvorschriften-oder
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rortraaon bloi i

(2) Die Ablésung und Umwandlung
von Rechten darf nur erfolgen, wenn
ein besonderes Interesse an der Ab-
I6sung oder Umwandlung oder eine
Verpflichtung hierzu besteht. Die Ab-
I6sung ist nur gegen einen der Nut-
zung oder dem Recht angemessenen
Wert zulassig.

§ 36 Vorlaufige und durchlaufende
Rechnungsvorgange

§ 54 Vorschusse, Verwahrgelder

§ 33 Vorlaufige und durchlaufende
Rechnungsvorgange

(1) Eine Auszahlung soll als sonstige
Forderung und eine Einzahlung als
sonstige Verbindlichkeit gebucht wer-
den, wenn die Zuordnung zum Haus-
halt noch nicht mdéglich ist.

(1) Als Vorschuss darf eine Ausgabe
nur angeordnet werden, wenn zwar
die Verpflichtung zur Leistung fest-
steht, die Ausgabe aber noch nicht
endgultig nach der im Haushaltsplan
vorgesehenen Ordnung gebucht wer-
den kann. Dies gilt nicht fur Gehalts-
vorschisse.

(1) Eine Auszahlung soll als sonstige
Forderung und eine Einzahlung als
sonstige Verbindlichkeit gebucht wer-
den, wenn die Zuordnung zum Haus-
halt noch nicht méglich ist.

Vorschiisse und Verwahrungen
werden als Begriffe weitestge-
hend abgel6st. Unklare Zahlun-
gen kénnen grds. gemeinsam
geregelt werden. (EKD)

Die neue doppische Regelung
wirde sinnvollerweise eine An-
ordnung bei Vorschuss und Ver-
wahr erlibrigen, d.h. Anordnung
erst bei Klarung des Sachver-
halts. Siehe auch § 34.

(2) Irrtimlich eingehende oder zur Wei-
terleitung an Dritte bestimmte Einzah-
lungen sind als Verbindlichkeit auszu-
weisen.

(2) Als Verwahrgeld darf eine Einzah-
lung nur verbucht werden, wenn und
solange sie nicht nach der im Haus-
haltsplan vorgesehenen Ordnung ge-
bucht werden kann.

(3) Einzahlungen, die der Kasse irr-
timlich oder zur Weiterleitung an Drit-
te zugehen, sind ebenfalls als Ver-
wahrgelder zu behandeln.

(4) Die kassenfiihrende Stelle hat die

umgehende Abwicklung der Vor-
schiisse und Verwahrgelder zu veran-

(2) Irrtimlich eingehende oder zur Wei-
terleitung an Dritte bestimmte Einzah-
lungen sind als Verbindlichkeit auszu-
weisen.

(3) Die Finanzbuchhaltung hat die um-
gehende Abwicklung zu veranlassen.

Ubernahme des Absatzes 2 der
EKD-Regelung, damit Abdeckung
der Sachverhalte;

sinngemalier Erhalt der bisheri-
gen KHO-Regelung bei § 33 Ab-
satz 3.
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lassen.

§ 37 Anordnungen

§ 55 Kassenanordnungen

§ 34 Anordnungen

(1) Die Ausfiihrung des Haushalts er-
folgt auf der Grundlage von Anordnun-
gen. Die Anordnung umfasst auch den
zugehdrigen Zahlungsvorgang unab-
hangig von dessen Zeitpunkt. Sie sind
schriftlich als Einzel-, Sammel- oder
Daueranordnungen zu erteilen. Unter-
lagen, die die Anordnung begriinden,
sollen beigefligt werden. Anordnungen
missen enthalten:

(1) Die Kassenanordnungen sind
schriftlich zu erteilen. Unterlagen, die
die Zahlungen begriinden, sollen im
Original beigefugt werden.

Die Kassenanordnungen sollen min-
destens enthalten:

(1) Die Haushaltsausfiihrung erfolgt auf
der Grundlage von Anordnungen. An-
ordnungen umfassen auch zugehérige
Zahlungsvorgéange unabhangig von
deren Zeitpunkten. Sie sind schrift-
lich oder in elektronischer Form als
Einzel-, Sammel- oder Daueranord-
nungen zu erteilen. Unterlagen, die
Anordnungen begriinden, sollen im
Original oder in elektronischer Form
beigefligt werden. Anordnungen mus-
sen enthalten:

»Unabhangig von deren Zeitpunk-
ten” betrifft ein Erfordernis der
doppischen Rechnungslegung.
Zahlungen und Leistungen fallen
u.U. auseinander, Ertrage und
Aufwendungen kdnnen pagatori-
schen und nicht-pagatorischen
Charakter haben.

Im § erfolgt grds. die Regelung
der ,klassischen” Anordnung in
Papierform. Digitalprozesse wer-
den grds. in den Folgeabsatzen
aufgegriffen; der Zusatz ,oder in
elektronischer Form* soll dies
vorbereiten.

Redaktionelle Anpassungen.

a) die anordnende Stelle,

6) anordnende Stelle

a) die anordnende Stelle,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) den anzunehmenden, auszuzahlen-
den oder zu buchenden Betrag,

2) Grund, Héhe, Zeitraum und Fallig-
keit sowie Berechnungsgrundlage der
Einnahme oder Ausgabe

b) Grund, Héhe, Zeitraum und Falligkeit
sowie Berechnungsgrundlage fiir Zah-
lung oder Buchung,

Beibehalt der bisherigen KHO-
Regelung mit begrifflicher Anpas-
sung.

c¢) die zahlungspflichtige/empfangsbe-
rechtigte Person,

1) Die zahlungspflichti-
ge/empfangsberechtigte Person

¢) die zahlungspflichti-
ge/empfangsberechtigte Person,

Ubernahme EKD-Regelung.

d) den Féalligkeitstag, sofern die Zah-
lung nicht sofort fallig ist,

Siehe b).

e) die Buchungsstelle und das Haus-
haltsjahr,

3) Haushaltsjahr
4) Haushaltsstelle

d) das Haushaltsjahr;

e) das Abrechnungsobijekt, d.h. die
Kostenstelle und ggf. den Kostentré-

Fur diejenigen Ebenen, bei de-
nen eine KLR eingerichtet ist, ist
die Angabe des Kostentragers
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ger, ggof. relevant.

~Abrechnungsobjekt* entspricht
dem Duktus der MACH-Software.

f) den Zahlungs- oder Buchungsgrund,

Siehe b).

g) die Feststellungsvermerke,

f) die Feststellungsvermerke zur sachli-

chen und fachtechnischen Richtigkeit,

Vgl. hierzu die Begriffsdefinitio-
nen in der Anlage der KHO; daflr
Vorschlag des Verzichts auf § 55
Absatz 5 der bisherigen KHO.

Die konkrete Benennung der Be-
standteile der ,Richtigkeit” soll
i.S. der Klarheit erfolgen.

Die sachliche Richtigkeit umfasst
in der EKHN gem. Definition der
bisherigen KHO auch die rechne-
rische Richtigkeit.

5) Ggf. Vermerk tiber die Eintragung
in das Inventarverzeichnis

q) ggf. einen Vermerk uber die Aktivie-
rung von Anlagegiitern,

Klarstellung fur den Fall, dass
investive Malinahmen vorliegen
(die kinftig Aufwendungen i.S.
von Abschreibungen begriinden).
Anlehnung an die bestehende
KHO-Regelung.

Kleinanschaffungen < 150 EUR
betreffen nicht das Inventar, son-
dern Aufwand (daher hier keine
Erfassung).

h) das Datum der Anordnung,

7) Ort und Datum der Ausfertigung

h) den Ort und das Datum der Anord-
nung,

Ubernahme der bestehenden
KHO-Regelung.

i) die Unterschrift der zur Anordnung

8) Unterschrift der Anordnungsbe-

i) die Unterschrift der Anordnungsbe-

Mit der Unterschrift wird die Ge-
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berechtigten Person. rechtigten rechtigten. samtverantwortung fur die An-

ordnung einschlieBlich der Besta-
tigung nach § 37 Absatz 3 lber-
nommen.

Die zustandige Stelle bestimmt,
wer zur Erteilung von Anordnun-
gen befugt ist. Hiervon sind Fi-
nanzbuchhaltung und Rech-
nungsprufung zugleich mit einer
Unterschriftsprobe zu unterrich-
ten. (EKD)

Die Anforderungen an den Inhalt der
Kassenanordnungen kénnen durch
die Kirchenleitung erweitert oder ein-
geschrankt werden.

Die Anforderungen an den Inhalt der
Anordnungen kénnen durch die Kir-
chenleitung erweitert oder einge-
schrankt werden.

Erhalt der bisherigen KHO-
Regelung.

Auf die Schriftform kann verzichtet
werden, wenn ein von der zustandigen
Stelle freigegebenes automatisiertes
Anordnungsverfahren verwendet wird.

Auf die Schriftform kann verzichtet
werden, wenn ein von der Kirchenlei-
tung freigegebenes automatisiertes
Anordnungsverfahren mit elektroni-
scher Signatur verwendet wird. Zah-
lungsbegriindende Unterlagen kénnen
ebenfalls im Rahmen eines freigege-
benen Verfahrens in digitaler Form
beigefiigt werden, wenn die Uberein-
stimmung mit dem Original auf der
Kassenanordnung bestétigt wird.

(2) Wird die elektronische Form ge-
wahlt, ist das von der Kirchenleitung
freigegebene IT-Verfahren anzuwen-
den.

(3) Bei der Ubertragung in elektroni-
sche Dokumente ist nach dem Stand
der Technik sicherzustellen, dass die
elektronischen Dokumente mit den Pa-
pierdokumenten bildlich und inhaltlich
Ubereinstimmen, wenn sie lesbar ge-
macht werden.

(4) Papierdokumente gemaf Absatz 3
sollen nach der Ubertragung in elektro-

nische Dokumente vernichtet werden,
sobald eine weitere Aufbewahrung
nicht mehr aus rechtlichen Griinden
oder zur Qualitatssicherung des Uber-
tragungsvorgangs erforderlich ist.

Die Entwurfe der Absatze 2 bis 4
sind auf die Anwendung elektro-
nischer Verfahren gerichtet. Ab-

satz 3: Ubernommen aus 8§87 Ab-

satz 1 eGovG.

Eine Bestéatigung der Uberein-
stimmung — Regelung in bisheri-
ger KHO - stellt sich als redun-
dant dar, da ohnehin Unterschrift
und Feststellungsvermerke erfol-
gen.

Bei Freigabe des Verfahrens
durch die Kirchenleitung wéren
die Mindestanforderungen an den
~Stempel* bzw. Aufkleber zu defi-
nieren. Die elektronische Signa-
tur ware innerhalb des von der
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Kirchenleitung zu regelnden Ver-
fahrens zu regeln.

(2) Bei Kirchengemeinden, kirchlichen
Verbanden, Dekanaten und Regional-
verwaltungen sowie sonstigen der
Aufsicht der Kirchenleitung unterste-
henden Einrichtungen liegt die Anord-
nungsbefugnis bei der vorsitzenden
Person, bei ihrer Verhinderung oder
bei Zahlung an sie selbst bei ihrer
Stellvertretung, sowie einem weiteren
Mitglied des Vorstandes. Soll von dem
Erfordernis der zweiten Unterschrift
abgewichen werden, bedarf dies ei-
nes Beschlusses des zustandigen
Organs. Bei kirchlichen Verbanden
bedarf der Verzicht auf die zweite Un-
terschrift satzungsrechtlicher Rege-
lung. Bei Kirchengemeinden und De-
kanaten kann durch Dienstanweisung
sowie bei kirchlichen Verbanden
durch Satzung die Anordnungsbefug-
nis an geeignete Personen delegiert
werden. In diesem Fall soll der ver-
fugbare Betrag begrenzt werden. Die
Anordnungsbefugnis fiir den gesamt-
kirchlichen Haushalt einschlieRRlich
Zweckvermogen regelt die Kirchenlei-
tung.

(5) Bei Kirchengemeinden, kirchlichen
Verbanden, Dekanaten und Regional-
verwaltungsverbédnden sowie sonstigen
der Aufsicht der Kirchenleitung unter-
stehenden Einrichtungen liegt die An-
ordnungsbefugnis bei der vorsitzenden
Person, bei ihrer Verhinderung oder bei

Zahlung an sie selbst bei ihrer Stellver-
tretung. Ubersteigt die Anordnung den
Betrag von 5.000 Euro, ist die Unter-
schrift eines weiteren Vorstandsmit-
glieds erforderlich. Fiir Anordnungen
mit einem Betrag bis 5.000 Euro kann
das zustandige Organ durch Beschluss
regeln, dass die Unterschrift eines wei-
teren Mitgliedes des Vorstandes erfor-
derlich ist. Die Anordnungsbefugnis fir
Anordnungen bis zu einem Betrag von
1.000 Euro kann durch das zustdndige
Organ auf andere geeignete Personen
innerhalb ihres Verantwortungsberei-
ches durch Dienstanweisung Ubertra-
gen werden. Die Anordnungsbefugnis
fur den gesamtkirchlichen Haushalt
einschlieRlich Zweckvermdgen regelt
die Kirchenleitung.

Eine zeitgemé&Re Vereinfachung
der Regelung wird i.S. von Prak-
tikabilitat und Effizienz unter Be-
zugnahme auf die bestehende
KHO-Regelung vorgeschlagen:

- Prinzipiell eine Unter-
schrift erforderlich;

- ab der Betragsgrenze von
5.000 EUR: Erfordernis
der Zweitunterschrift (sie-
he zu diesem Betrag auch
§ 47 KGO);

- Madglichkeit, ein generel-
les Zweitunterschriftser-
fordernis einzurichten.

AuR3erdem: Vorschlag der Dele-
gationsoption, etwa an Kita-Lei-
tungen, ebenfalls mit einer Be-
tragsgrenze versehen i.S. der
Vorsicht. Bei Anwendung wirde
dies nicht von der Kontrollaufga-
ben entbinden; die Delegation
kénnte zuriickgenommen wer-
den.

Die Zweitunterschrift begriindet
grds. nicht das 4-Augenprinzip

i.S. der Trennung von Buchung
und Anordnung.

Statistische Erganzung:

-49-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

- Mit Betragen unter 1.000
EUR wirden ca. 90% der
Buchungen erfasst;

- mit Betragen unter 5.000
EUR wirden ca. 95% der
Buchungen erfasst.

(2) Anordnungsberechtigte diirfen kei-
ne Anordnungen erteilen, die auf sie
oder ihre Ehegatten oder Lebens-
partner lauten. Das Gleiche gilt fir Per-
sonen, die mit den Anordnungsberech-
tigten bis zum 3. Grad verwandt, bis
zum 2. Grad verschwégert oder durch
Adoption verbunden sind oder die mit
den Anordnungsberechtigten in hausli-
cher Gemeinschaft leben.

(3) Die anordnungsberechtigte Person
darf keine Kassenanordnungen ertei-
len, die auf sie oder ihren Ehegatten
lauten. Das gleiche gilt fur Angehori-
ge, die mit der anordnungsberechtig-
ten Person bis zum 3. Grad verwandt
oder bis zum 2. Grad verschwagert
sind.

(6) Anordnungsberechtigte durfen kei-
ne Anordnungen erteilen, die auf sie
oder ihre Ehegatten oder Lebens-
partner lauten. Das Gleiche gilt fir Per-
sonen, die mit den Anordnungsberech-
tigten bis zum 3. Grad verwandt, bis
zum 2. Grad verschwégert oder durch
Adoption verbunden sind oder die mit
den Anordnungsberechtigten in hausli-
cher Gemeinschaft leben.

Ubernahme EKD-Regelung;
Nachweis aber schwierig. Bezug
zu § 35.

Der Grad der Verwandtschaft und
Verschwaégerung bestimmt sich
nach den Vorschriften des bur-
gerlichen Rechts. (EKD)

(4) Die Erteilung und die Ausfihrung
einer Anordnung durfen nicht in einer
Hand liegen.

(7) Wer Anordnungen erteilt, darf an
Zahlungen nicht beteiligt sein, Buchun-
gen nicht ausfiihren und Stammdaten

in der Finanzbuchhaltung nicht pflegen.

Grds. Ubernahme der bisherigen
KHO-Regelung inkl. redaktionel-
ler Anpassung; Trennung von
Kasse und Buchfiihrung. Betrifft
Absatz 8 der EKD-Regelung
(systematische Umstellung).

Erganzung: Anordnende sollen
sinnvollerweise keine Stammda-
tenpflege vornehmen durfen (ins-
besondere Kreditorenpflege).

(5) Vor Erteilung der Kassenanord-
nung ist die sachliche Richtigkeit fest-
zustellen. Mit der Bescheinigung der
sachlichen Richtigkeit wird bestatigt:

- die Richtigkeit der im Rechnungsbe-
leg enthaltenen tatséchlichen Anga-
ben,

Der Feststellungsvermerk wird im
Entwurf in den Begriffsbestim-
mungen ausgefuhrt. Absatz 5 der
bisherigen KHO wiirde entfallen
(siehe Absatz 1 Buchstabe f).
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- die Richtigkeit des zu buchenden
Betrags sowie aller auf Berechnungen
beruhenden Angaben in der Zah-
lungsanordnung, ihren Anlagen und
den begriindenden Unterlagen,

- dass die Einnahme oder Ausgabe
mit den geltenden Bestimmungen im
Einklang steht und nach dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit verfahren wurde,

- die sachgemale und vollsténdige
Ausfuhrung der Lieferung oder Leis-
tung entsprechend der zugrunde lie-
genden Vereinbarung oder Bestel-
lung,

- bei einer auf einem Vertrag beru-
henden Ausgabe, die sachliche Rich-
tigkeit des Inhalts des Vertrages,

- die Prufung der Ersatzpflicht von
Dritten, die Qualitat und Rechtzeitig-
keit einer Lieferung oder Leistung so-
wie die sachgemale Ausfiihrung ei-
ner Bestellung.

Sind fir die Prifung eines Rech-
nungsbeleges besondere Fachkennt-
nisse erforderlich, so hat neben der
sachlichen Feststellung eine fach-
technische Feststellung durch Sach-
verstandige stattzufinden.

(3) Eine Anordnung zu Lasten des
Haushalts darf nur erteilt werden, wenn
Mittel haushaltsrechtlich zur Verfligung
stehen.

(6) Eine Auszahlungsanordnung zu
Lasten des Haushaltes darf nur erteilt
werden, wenn Mittel haushaltsrecht-
lich zur Verfuigung stehen. § 47 bleibt
unberthrt.

(8) Eine Anordnung zu Lasten des
Haushalts darf nur erteilt werden, wenn
Mittel haushaltsrechtlich zur Verfligung
stehen. § 27 bleibt unberihrt.

Ubernahme der EKD-Regelung
unter Einbezug des Satzes 2 des
Absatzes 6 der bisherigen KHO-
Regelung.
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Separate Regelungen zur vorlau-
figen Haushaltsfihrung und zur
Aufrechterhaltung des ordnungs-
gemalien Betriebs sollen gem.
Entwurf der 88 23 und 24 erfol-
gen.

(4) Die Finanzbuchhaltung kann durch
allgemeine Anordnungen mit der Bu-
chung von Haushaltsmitteln beauftragt
werden.

(7) Die Kasse kann durch allgemeine

Anordnungen jahresibergreifend mit

der Annahme oder Leistung regelma-
Rig wiederkehrender Einnahmen oder
Ausgaben beauftragt werden.

(9) Die Finanzbuchhaltung kann durch
allgemeine Anordnungen auch jahres-
Ubergreifend mit der Buchung und Zah-
lung von Haushaltsmitteln beauftragt
werden.

Eine Regelung wird in der Praxis
bendétigt, z.B. bei Mieten. Bei feh-
lendem Haushaltsbeschluss lage
anderenfalls keine Anordnung
vor. |.S. der Verfahrenssicherheit
wird der Entwurf als pragmatisch
vorgeschlagen.

Dabei inhaltliche Prézisierungen
durch die Zusétze ,auch jahres-
Ubergreifend” sowie ,und Zahlung
von Haushaltsmitteln®.

Allgemeine Anordnungen kénnen
durch Verwaltungsvorschriften
oder allgemeine Dienstanweisun-
gen zugelassen werden. Bei all-
gemeinen Anordnungen kann je
nach Art der Leistung auf den
Namen und die Angabe des Be-
trages verzichtet werden. Zulas-
sig sind allgemeine Anordnungen
far:

- Ertrage, die dem Grunde
nach haufig anfallen, ohne
dass die zahlungspflichtige
Person oder der Betrag
schon feststehen (z.B. Zinsen
aus Girokonten, Mahngebuh-
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ren, Verzugszinsen, die von
persénlichen Bezlugen einzu-
behaltenden gesetzlichen
und sonstigen Abzlige),

- regelmaRig wiederkehrende
Aufwendungen, fur die der
Zahlungsgrund und die emp-
fangsberechtigte Person,
nicht jedoch der Betrag fest-
stehen (z.B. Fernsprech-,
Gas-, Wasser- und Stromge-
bihren),

- geringfligige Aufwendungen,
bei denen sofortige Barzah-
lung Ublich ist (z.B. Geblihren
von Nachnahmesendungen,
Portonachgebihren, soweit
keine Portokasse vorhanden
ist),

- die Buchung von Inneren
Verrechnungen, planmafigen
Abschreibungen einschliel3-
lich der Auflésung von Son-
derposten und sonstige re-
gelmafig wiederkehrende
nicht zahlungswirksame Bi-
lanzveranderungen.

Die sachliche und nach Méglich-
keit die rechnerische Richtigkeit
ist jeweils mit der allgemeinen
Anordnung zu bescheinigen.

(EKD)
(5) Die Ertrage und Aufwendungen so- (10) Die Ertrage und Aufwendungen
wie die mit Investitionen und deren Fi- sowie die mit Investitionen und deren Ubernahme EKD-Regelung
nanzierung verbundenen Haushaltsmit- Finanzierung verbundenen Haushalts- '
tel sind in voller Héhe und getrennt mittel sind in voller Hohe und getrennt
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voneinander anzuordnen; sie durfen
nicht vorweg gegeneinander aufge-
rechnet werden (Saldierungsverbot).

voneinander anzuordnen; sie durfen
nicht vorweg gegeneinander aufge-
rechnet werden (Saldierungsverbot).

(6) Durch eine Aktivierung von Sachan-
lageguitern gelten die daraus resultie-
renden Abschreibungen und ggf. die
zugehorigen Aufldsungen des Sonder-
postens flr erhaltene Investitionszu-
schusse als angeordnet.

(11) Durch eine Aktivierung von Sach-
anlagegutern gelten die daraus resul-
tierenden planméafigen Abschreibun-
gen und gdf. die zugehorigen Auflo-
sungen des Sonderpostens fir erhalte-
ne Investitionszuschiisse als angeord-
net.

Ubernahme EKD-Regelung; aber
inhaltliche Prazisierungen.

Im Bereich der Begriffsbestim-
mungen (Anlage) erfolgt ein Defi-
nitionsentwurf zur planmaRigen
Abschreibung.

(7) Ohne Anordnung diirfen abgewi-
ckelt werden:

§ 67 Zahlungen

(4) Auszahlungen dirfen ohne Aus-
zahlungsanordnung geleistet werden,
wenn

(12) Ohne Anordnung durfen abgewi-
ckelt werden:

Ubernahme EKD-Regelung; Re-
gelungsinhalte sind von prakti-
scher Bedeutung.

Mit der Regelung soll die Beleg-
pflicht nach § 45 nicht entfallen.

a) Vorlaufige und durchlaufendende
Rechnungsvorgange,

a) der Betrag irrtiimlich eingezahlt
wurde und an die einzahlende Person
zurlickgezahlt oder an die richtige
Stelle weitergeleitet wird,

b) Einzahlungen aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften oder nach MalRgabe
getroffener Vereinbarungen vorliegen,
die an die berechtigte Person weiter-
zuleiten sind.

a) Vorlaufige und durchlaufende Rech-
nungsvorgange,

Die bisherige KHO-Regelung
ware damit ebenfalls erfasst
(Zahlungen).

b) Verteilung von Kosten und Erlésen
in der Kosten- und Leistungsrechnung,
insbesondere wenn Verteilungsschlis-
sel festgelegt wurden,

b) Verteilung von Kosten und Erlésen
in der Kosten- und Leistungsrechnung,

Erhalt der EKD-Regelung. Die
KLR ist ein internes Controllin-
ginstrument, das auf die Finanz-
buchhaltung aufsetzt, letztere
aber nicht steuernd beeinflusst.

Streichung der Regelungen nach
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.nsbesondere”, da entbehrlich.

¢) Bildung und Auflésung von Rech-
nungsabgrenzungen,

¢) Bildung und Auflésung von Rech-
nungsabgrenzungen,

Erhalt der EKD-Regelung; so
auch Handhabung in der Praxis.

d) Berichtigungen von fehlerhaften Bu-
chungen, sofern fur diese Félle einen
ordnungsgemalfe Anordnung vorgele-
gen hat, der Fehler jedoch in der Fi-
nanzbuchhaltung entstanden ist und

d) Berichtigungen von fehlerhaften Bu-
chungen, sofern fur diese Félle eine
ordnungsgemale Anordnung vorgele-
gen hat, der Fehler jedoch in der Fi-
nanzbuchhaltung entstanden ist,

Ubernahme EKD-Regelung; so
auch Handhabung in der Praxis.

Klassisches Storno, die Software
erzeugt einen Buchungsbeleg.

e) Berichtigungen geringfligiger Zah-
lungs- oder Buchungsdifferenzen, na-
her geregelt durch die Dienstanwei-

sung nach § 43,

Aufnahme und Regelung in der
Dienstanweisung (RVO) gem. §
43 auf Grund praktischer Not-
wendigkeit.

e) Abschluss der Ergebniskonten

f) Abschluss der Ergebniskonten,

Ubernahme EKD-Regelung.

f) betragsgleiche Ubertrage zwischen
Kassenbestand und Guthaben bei Kre-
ditinstituten sowie zwischen verschie-
denen Guthaben.

q) betragsgleiche Ubertrage zwischen
Kassenbestand und Guthaben bei Kre-
ditinstituten sowie zwischen verschie-
denen Guthaben.

Ubernahme EKD-Regelung;
Zahlwegeausgleich.

(8) Wer Anordnungen erteilt, darf an
Zahlungen nicht beteiligt sein und Bu-
chungen nicht ausfuhren.

(4) Die Erteilung und die Ausfihrung
einer Anordnung durfen nicht in einer
Hand liegen.

Siehe Absatz 4.

(9) Hat die Finanzbuchhaltung gegen
Form oder Inhalt einer Anordnung Be-
denken, so hat sie diese der anordnen-
den Person schriftlich mitzuteilen. Wer-
den die Bedenken zurlickgewiesen, so
hat das gleichfalls schriftlich zu erfol-
gen. Der Schriftwechsel soll der Anord-
nung beigeftgt werden.

§ 67 Zahlungen

(5) Hat die Kasse gegen eine Kas-
senanordnung Bedenken, so ist sie
verpflichtet, diese der anweisenden
Stelle schriftlich mitzuteilen. Die Zu-
ruckweisung der Bedenken hat eben-
falls schriftlich zu erfolgen. Der
Schriftwechsel ist der Kassenanord-
nung beizuflgen.

(13) Hat die Finanzbuchhaltung gegen
Form oder Inhalt einer Anordnung be-
grindete Bedenken, so hat sie diese
der anordnenden Stelle schriftlich mit-
zuteilen. Werden die Bedenken zu-
rickgewiesen, so hat dies gleichfalls
schriftlich zu erfolgen. Der Schriftwech-
sel soll der Anordnung beigefligt wer-
den. Entspricht eine Anordnung nicht
der Haushaltssystematik, ist die Fi-
nanzbuchhaltung berechtigt, die Rich-
tigstellung vorzunehmen; die anord-

Bedenken kdnnen bzgl. Inhalt
oder Form vorliegen; eine prag-
matische Vorgehensweise wird
empfohlen. Die Beifligung eines
Schriftwechsels kénnte bspw. per
Scan erfolgen.

Die fehlende Entsprechung zur
Haushaltssystematik bezieht sich
gem. Regelungsentwurf auf (of-
fenkundige) Abweichungen bei
der Gliederung; Sachkonten wer-
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nende Stelle ist zu informieren.

den durch die Finanzbuchhaltun-
gen gepflegt.

Im Falle schwerwiegender Ab-
weichungen ist das RPA einzu-
binden, siehe RPAG § 8.

AuRerdem redaktionelle Anpas-
sungen.

(10) Weitere Bestimmungen Uber die
Anordnungsbefugnis sowie Uber Form
und Inhalt von Anordnungen kann die
zustandige Stelle erlassen.

(1) (...) Die Anordnungsbefugnis fur
den gesamtkirchlichen Haushalt ein-
schlie3lich Zweckvermdgen regelt die
Kirchenleitung.

Siehe Absatz 2.

§ 56 Haftung

§ 35 Haftung

Wer entgegen den Vorschriften eine
Zahlung angeordnet oder eine Mal3-
nahme getroffen oder unterlassen hat,
durch die ein Schaden entstanden ist,
istim Rahmen des geltenden Rechts
ersatzpflichtig.

Wer entgegen den Vorschriften eine
Anordnung erteilt oder eine MalRnahme

getroffen oder unterlassen hat, durch
die ein Schaden entstanden ist, ist im
Rahmen des geltenden Rechts ersatz-

pflichtig.

Generelle Haftungsklausel,
Ubernahme der bisherigen KHO-
Regelung.
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Abschnitt IV: 88 38-58

Abschnitt 4: 88 36-56

Rechnungswesen

Rechnungswesen und Kassenfiih-
rung

Das Kassenwesen entspricht
nicht dem Rechnungswesen.

Kasse (Geldverkehr) und Buch-
haltung sind getrennt zu sehen,
beide werden im Folgenden ge-
regelt.

§ 38 Aufgaben und Organisation,
Einbindung Dritter

§ 60 Aufgaben und Organisation

§ 36 Aufgaben und Organisation,
Einbindung Dritter

(1) Das Rechnungswesen hat

(1) Das Rechnungswesen und die
Kassenfiihrung haben

Klarung, dass auch Kassenge-
schafte betroffen sind.

a) die erforderlichen Informationen fir
die Haushaltsplanung und den Haus-
haltsvollzug bereitzustellen,

a) die erforderlichen Informationen fir
die Haushaltsplanung und den Haus-
haltsvollzug bereitzustellen,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und die Durchfihrung des Planver-
gleichs zu ermdglichen und

b) die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und die Durchfiihrung des Plan-
vergleichs zu ermdglichen und

Ubernahme EKD-Regelung.

c) die Uberpriifung des Umgangs mit
kirchlichen Mitteln im Hinblick auf
RechtméaRigkeit, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu gewabhrleisten.

c) die Uberprifbarkeit des Umgangs
mit kirchlichen Mitteln im Hinblick auf
RechtméaRigkeit, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu gewahrleisten.

Sprachliche Prazisierung.

(2) Die Finanzbuchhaltung einer Kor-
perschaft ist zentral einzurichten.

() Innerhalb einer Kdérperschaft oder
Einrichtung hat eine Kasse (Einheits-
kasse) den gesamten Zahlungsver-
kehr abzuwickeln, die Buchungen
vorzunehmen, die Rechnungsbelege
zu sammeln und die Rechnungsle-
gung vorzubereiten.

(2) Die Finanzbuchhaltung ist zentral
einzurichten. Sie hat den gesamten
Zahlungsverkehr abzuwickeln und die
Kassenfilhrung wahrzunehmen, die
Buchungen vorzunehmen, die Rech-
nungsbelege ordnungsgemaf abzule-
gen und die Rechnungslegung vorzu-
bereiten.

Die Definition zur ,Finanzbuch-
haltung” soll Aufgaben und Zu-
ordnungen klaren (Transparenz).

Der Begriff ,Kasse" soll dabei
durch ,Finanzbuchhaltung” er-
setzt werden, da ,Kasse" auf
Zahlungsvorgénge sowie deren
Verwaltung und nicht auf andere
(doppische) Rechen- und Buch-
haltungsvorgange bezogen wird;
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die ,Zahlung“ (Kasse) wird orga-
nisatorisch Bestandteil der doppi-
schen Finanzbuchhaltung.

Die Begriffe Kasse, Kassenge-
schaft, Kassenpriifung (...) sind
damit nicht obsolet, Erganzung
der ,Kassenfuhrung“ als Aufgabe.

(3) Weitere Buchhaltungen dirfen nur
eingerichtet werden, wenn ein unab-
weisbarer Bedarf besteht.

(2) Sonderkassen dirfen nur einge-
richtet werden, wenn ein unabweisba-
rer Bedarf besteht bzw. wenn es aus
wirtschaftlichen Griinden geboten er-
scheint.

(3) Weitere Finanzbuchhaltungen dir-
fen nur eingerichtet werden, wenn ein
unabweisbarer Bedarf besteht bzw.

wenn es aus wirtschaftlichen Griinden

geboten erscheint.

Beibehalt der EKD-Regelung und
Préazisierung.

Kein separates Genehmigungser-
fordernis gegeben, da es sich um
eine Organisationsentscheidung
handelt.

(4) Die Aufgaben der Finanzbuchhal-

tung mehrerer Kérperschaften kénnen
einer gemeinsamen Verwaltung tber-
tragen werden.

(3) Fur mehrere Kérperschaften kann
eine gemeinsame Kasse gebildet
werden.

(4) Kassengeschafte kdnnen ganz
oder teilweise einer anderen kirchli-
chen Stelle Gbertragen werden. Ge-
nehmigungsvorbehalte bleiben unbe-
ruhrt.

(4) Die Aufgaben der Finanzbuchhal-
tung mehrerer Koérperschaften sollen

einer gemeinsamen Verwaltung tber-
tragen werden.

Das Regionalverwaltungsgesetz
regelt dies bereits.

Durch den Ansatz einer Soll-
Vorschrift (,Verschérfung®) ent-
steht zusatzliche Klarheit; dies
impliziert eine ,Auftragsformulie-
rung” und Verpflichtung durch
den Gesetzgeber.

Die Ubertragung an die Regio-
nalverwaltungen zielt auf die
Korperschaften, d.h. Gemeinden
und Dekanate sowie deren orga-
nisatorische Zusammenfiihrung
in ,Kassengemeinschaften“.
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(5) Im Ausnahmefall ist es zulassig,
die Aufgaben mit Zustimmung der Fi-
nanzaufsicht ganz oder teilweise an
Dritte zu Ubertragen. Dabei muss ins-
besondere sichergestellt sein, dass

(5) Im Ausnahmefall ist es zulassig, die
Aufgaben mit Zustimmung der Finanz-
aufsicht ganz oder teilweise an Dritte
zu Ubertragen. Dabei muss insbeson-
dere sichergestellt sein, dass

LDritte” sind auBerhalb der ver-
fassten Kirche.

a) die geltenden Vorschriften beachtet,

a) die geltenden Vorschriften beachtet,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) den fur die Prifung zustéandigen
Stellen ausreichende Prifungsmaglich-
keiten auch hinsichtlich des Einsatzes
automatisierter Verfahren gewahrt wer-
den und

b) den fur die Prifung zustandigen
Stellen ausreichende Prufungsmaog-
lichkeiten auch hinsichtlich des Einsat-
zes automatisierter Verfahren gewahrt
werden und

Ubernahme EKD-Regelung.

c) die betraute Stelle im Falle eines
Verschuldens gegeniiber der auftrag-
gebenden Stelle oder Dritten fiir Scha-
den haftet.

c) die betraute Stelle im Falle eines
Verschuldens gegentber der auftrag-
gebenden Stelle oder Dritten fiir Scha-
den haftet.

Ubernahme EKD-Regelung.

(6) Die Aufsicht Uber die Finanzbuch-
haltung muss gewahrleistet sein.

(6) Die Aufsicht tiber die Finanzbuch-
haltung muss gewabhrleistet sein.

Ubernahme EKD-Regelung.

(7) Aufgaben der Finanzbuchhaltung
Dritter durfen nur ibernommen werden,
wenn gewabhrleistet ist, dass

a) diese separat gefihrt werden,

b) diese im Bedarfsfall in die Rech-
nungsprifung einbezogen werden kdn-
nen,

¢) die ordnungsgemalfe und terminge-
rechte Erledigung der eigene Aufgaben
nicht beeintréchtigt wird.

8 62 Kassengeschafte fir Dritte

Die Einheitskasse oder die gemein-
same Kasse kann mit der Besorgung
von Kassengeschéften Dritter betraut
werden (fremde Kassengeschéfte),
wenn gewabhrleistet ist, dass die Kas-
sengeschafte in die Prifung der Ein-
heitskasse oder gemeinsamen Kasse
einbezogen werden.

(7) Aufgaben der Finanzbuchhaltung
Dritter dirfen mit Zustimmung der Fi-
nanzaufsicht nur ibernommen werden,
wenn gewabhrleistet ist, dass

a) diese separat gefiihrt werden,

b) diese im Bedarfsfall in die Rech-
nungsprufung einbezogen werden
koénnen,

c¢) die ordnungsgemalle und terminge-
rechte Erledigung der eigenen Aufga-
ben nicht beeintrachtigt wird.

Eine Erméachtigungsgrundlage
wird bendétigt; die Spezifikationen
der EKD werden dabei zur Uber-
nahme vorgeschlagen.

»Nur” bringt zum Ausdruck, dass
eine restriktive Handhabung an-
gezeigt ist.

Zusétzlich einschréankend wurde
daher das Erfordernis der Zu-
stimmung erganzt. Dies ist auch
als ,Signalwirkung“ an alle betei-
ligten Einrichtungen zu verste-
hen, da mit der Kasse als Teil der
Finanzbuchhaltung ein beson-
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ders sensibler Bereich betroffen
ist.

8 39 Handvorschiisse, Zahlstellen

8 63 Handvorschiisse, Zahlstellen

§ 37 Handkassen, Handvorschiisse,
Zahlstellen

(1) Zur Leistung kleinerer Auszahlun-
gen bestimmter Art kbnnen Handvor-
schisse eingerichtet oder Handvor-
schiisse bewilligt werden. Sie sollen
zeitnah abgerechnet werden.

(1) Zur Leistung kleinerer Ausgaben
sowie zur Vereinnahmung unabweis-
barer Bareinnahmen kénnen Hand-
vorschisse zur Verfligung gestellt
werden. Sie gelten nicht als Zahlstel-
len im Sinne des Absatzes 2. Die
Handvorschisse sind zeitnah abzu-
rechnen.

(1) Zur Leistung kleinerer Auszahlun-
gen und zur Vereinnahmung durch die
Kirchenleitung festzulegender Einzah-
lungen kénnen Handkassen eingerich-
tet werden, die regelméaRig abzurech-
nen sind.

(2) Zur Leistung kleinerer Auszahlun-
gen kénnen Handvorschiisse bewilligt
werden, die zeitnah abzurechnen sind.

Unabweisbare Bareinnahmen
sind bereits heute in der HYVO
aufgenommen (8 1); der Entwurf
impliziert ggu. der bisherigen
KHO eine mdgliche Offnung, die
durch die Kirchenleitung zu kon-
kretisieren ware.

Die begriffliche Trennung zwi-
schen Handkasse und Handvor-
schuss soll i.S. der Klarheit erfol-
gen (dabei: Anderungsnotwen-
digkeit bzgl. der HYVO in der
Folge) und eine Unterscheidung
zwischen der Einrichtung der
Handkasse und der Gewahrung
eines Vorschussbhetrages ver-
deutlichen.

(2) Zahlstellen / Barkassen kdnnen als
Teil der Finanzbuchhaltung eingerichtet
werden. Diese buchen die Zahlungs-
vorgange in zeitlicher Ordnung und
sollen monatlich abrechnen.

(2) In Ausnahmeféllen kénnen Zahl-
stellen als Teil der Kasse eingerichtet
werden. Diese buchen die Zahlungs-
vorgénge in zeitlicher Ordnung und
sollen monatlich abrechnen.

(3) In Ausnahmeféllen kdnnen Zahlstel-

len als Teil der Finanzbuchhaltung ein-
gerichtet werden. Diese buchen die
Zahlungsvorgénge in zeitlicher Ord-
nung und sollen monatlich abrechnen.

Betroffen sind ausschlieRlich
Zahlungsvorgange, ansonsten
ware der Bereich der Finanz-
buchhaltung beruhrt. Die Einrich-
tung von Zahlstellen sollte nur in
Ausnahmeféllen erfolgen (admi-
nistrativer Aufwand). Formulie-
rung analog bisheriger KHO-Re-
gelung.

8§ 40 Personal der Finanzbuchhal-
tung

8§ 64 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in der Kasse

§ 38 Personal der Finanzbuchhal-
tung
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() In der Finanzbuchhaltung dirfen
nur Personen beschaftigt werden, de-
ren Eignung und Zuverlassigkeit fest-
gestellt worden ist.

(1) In der Kasse dirfen nur Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mit entspre-
chender Eignung und Zuverlassigkeit
beschéftigt werden.

(1) In der Finanzbuchhaltung dtirfen
nur Personen beschéftigt werden, de-
ren Eignung und Zuverlassigkeit fest-
gestellt worden ist.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Die in der Finanzbuchhaltung be-
schaftigten Personen durfen weder
untereinander noch mit Anordnungsbe-
rechtigten und den die Kassenaufsicht
fuhrenden Personen verheiratet oder
verpartnert, bis zum 3. Grad verwandt,
bis zum 2. Grad verschwagert oder
durch Adoption verbunden sein oder in
hauslicher Gemeinschaft leben. Aus-
nahmen bedirfen der Zustimmung der
zustandigen Stelle.

(2) Die in der Kasse beschaftigten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diir-
fen weder untereinander noch mit An-
ordnungsberechtigten und den die
Kassenaufsicht flihrenden Personen
verheiratet, bis zum 3. Grad verwandt
oder bis zum 2. Grad verschwagert
sein. Ausnahmen bedurfen der Zu-
stimmung der zustandigen Stelle.

(2) Die in der Finanzbuchhaltung be-
schaftigten Personen dirfen weder
untereinander noch mit Anordnungsbe-
rechtigten und den die Kassenaufsicht
fuhrenden Personen verheiratet oder
verpartnert, bis zum 3. Grad verwandt,
bis zum 2. Grad verschwagert oder
durch Adoption verbunden sein oder in
hauslicher Gemeinschaft leben. Aus-
nahmen bedurfen der Zustimmung der
zustandigen Stelle.

Siehe 8§ 34 Absatz 6 korrespon-
dierend.

§ 65 Geschaftsverteilung in der
Kasse

8 39 Geschaftsverteilung in der Fi-
nanzbuchhaltung

(1) Ist die Kasse mit mehreren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern besetzt,
so mussen Buchhaltung und Geld-
verwaltung von verschiedenen Perso-
nen wahrgenommen werden.

(1) Ist die Finanzbuchhaltung mit meh-
reren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
besetzt, so missen Buchhaltung und
Kassenfiihrung von verschiedenen
Personen wahrgenommen werden.

Ubernahme bisherige
KHO-Regelung.

(2) Die mit der Buchhaltung und die
mit der Geldverwaltung betrauten
Personen sollen sich regelmaRig nicht
vertreten.

(2) Die mit der Buchhaltung und die mit
der Kassenfiihrung betrauten Personen

sollen sich regelmé&Rig nicht vertreten.

Vertretungsregelungen sind in die
Dienstanweisung (RVO) gem. §
43 aufzunehmen. Begriffliche
Anpassung.

(3) Ausnahmen bedurfen der Zustim-
mung der zustandigen Stelle.

(3) Ausnahmen bediirfen der Zustim-
mung der zustdndigen Stelle.

Ubernahme bisherige
KHO-Regelung.

§ 41 Dienstanweisung fur die Fi-
nanzbuchhaltung

In der Dienstanweisung fur die Finanz-
buchhaltung entsprechend Anlage 1lI
sind mindestens Art und Umfang fir

§ 61 Dienstanweisung fur die Kasse
Weitere Bestimmungen zu Kasse und
Geldverkehr sind in einer Dienstan-
weisung entsprechend der Anlage |l
zu regeln.

Mitregelung in § 43.

-61-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

das 4-Augen-Prinzip und fiur die Funk-
tionstrennung im Rahmen von internen
Kontrollsystemen zu regeln.

8§ 42 Verwaltung der Finanzmittel

§ 66 Verwaltung des Kassenbe-
standes

§ 40 Verwaltung der liguiden Mittel

Konkretisierung; hier sind aus-
schlieBlich ,liquide Mittel“ betrof-
fen; die Geldanlage aulRerhalb
der liguiden Mittel wird in § 58
aufgegriffen.

(1) Die Finanzmittel sind wirtschaftlich
im Rahmen eines Liquiditdtsmanage-
ments zu verwalten.

(1) Der Kassenbestand (Barbestand,
Bestand auf Konten) ist wirtschaftlich
zu verwalten sowie sicher und jeder-
zeit verfiigbar anzulegen. Der Barbe-
stand und der Bestand auf niedrig
verzinslichen Konten soll nicht hher
sein, als er fur den voraussichtlich
anfallenden Zahlungsverkehr erforder-
lich ist.

(1) Die liquiden Mittel sind sicher anzu-

legen und wirtschaftlich im Rahmen
eines Liquiditdtsmanagements zu ver-
walten.

Unterstreichung des Aspekts der
Sicherheit; der Begriff ,Liquidi-
tatsmanagement” setzt die Be-
achtung der Liquiditat bereits vo-
raus.

(2) Die anordnende Stelle hat die Fi-
nanzbuchhaltung friihzeitig zu verstan-
digen, wenn mit gréf3eren Einnahmen
zu rechnen ist oder grofl3ere Zahlungen
zu leisten sind.

(2) Die anordnende Stelle hat die
Kasse friihzeitig zu verstandigen,
wenn mit gréReren Einnahmen zu
rechnen ist oder gréRere Zahlungen
zu leisten sind.

(2) Die anordnende Stelle hat die Fi-
nanzbuchhaltung friihzeitig zu verstan-
digen, wenn mit gréBeren Einzahlun-
gen zu rechnen ist oder groRere Aus-
zahlungen zu leisten sind.

Ubernahme EKD-Regelung; re-
daktionelle Anderungen und
Klarstellungen.

(3) Ist eine Verstarkung der Liquiden
Mittel durch kurzfristige Darlehen erfor-
derlich, so ist die zustandige Stelle
rechtzeitig zu versténdigen.

(3) Ist eine Verstarkung des Kassen-
bestandes durch die Betriebsmittel-
riicklage oder einen Kassenkredit er-
forderlich, so ist die zustandige Stelle
rechtzeitig zu verstandigen.

(3) Ist eine Verstarkung der liquiden
Mittel durch die Inanspruchnahme der
Betriebsmittelriicklage (Liquiditétsre-
serve) oder durch einen Liquiditatskre-
dit erforderlich, so ist die zusténdige
Stelle rechtzeitig zu verstandigen.

Statt ,Verstandigung“ erfolgt rea-
liter eine Einbindung. Bsp.: Haus-
haltsbeschlisse; der Zugriff auf
die Betriebsmittelrticklage erfor-
dert eine Anordnung inkl. Ge-
nehmigung. Ausgestaltung auf
Grundlage der bisherigen KHO-
Regelung.

§ 43 Zahlungen

§ 41 Zahlungen

(1) Auszahlungen sind unverzuglich
oder zu dem in der Anordnung be-

§ 67 Zahlungen
(1) Zahlungen durfen nur aufgrund

(1) Auszahlungen sind unverziiglich
oder zu dem in der Anordnung be-

8§ 67 Absatz 1 der bisherigen
KHO istin § 34 Absatz 1 defi-
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stimmten Zeitpunkt zu leisten und vor-
rangig bargeldlos zu bewirken. Auszah-
lungen sollen unter Berlcksichtigung
von Skonti bis zum Falligkeitszeitpunkt
bewirkt werden.

einer Auszahlungsanordnung geleistet
werden.

§ 70 Auszahlungen

(1) Auszahlungen sind unverziiglich
oder zu dem in der Kassenanordnung
bestimmten Zeitpunkt zu leisten. Fris-
ten fur die Gewahrung von Skonti sind
zu beachten.

(2) Auszahlungen sind nach Méglich-
keit bargeldlos zu bewirken

stimmten Zeitpunkt zu leisten und vor-
rangig bargeldlos zu bewirken. Auszah-
lungen sollen unter Beriicksichtigung
von Skonti bis zum Falligkeitszeitpunkt
bewirkt werden.

niert. Der Beibehalt der Ubrigen
Regelungen wird vorgeschlagen.

(2) Einzahlungen sind regelmaRig nur
aufgrund einer Anordnung anzuneh-
men. Bei Geldeingdngen ohne Anord-
nung ist diese sofort zu beantragen.

§ 67 Zahlungen

(2) Einzahlungen sind in der Regel
nur aufgrund einer Annahmeanord-
nung anzunehmen. Bei Geldeingan-
gen ohne Annahmeanordnung ist die-
se sofort anzufordern.

(2) Einzahlungen sind regelmaRig nur
aufgrund einer Anordnung anzuneh-
men. Bei Geldeingéngen ohne Anord-
nung ist diese sofort zu beantragen.

Ubernahme EKD-Regelung.

(4) Auszahlungen dirfen ohne Aus-
zahlungsanordnung geleistet werden,
wenn

a) der Betrag irrtiimlich eingezahlt
wurde und an die einzahlende Person
zuruickgezahlt oder an die richtige
Stelle weitergeleitet wird,

b) Einzahlungen aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften oder nach MaRRgabe
getroffener Vereinbarungen vorliegen,
die an die berechtigte Person weiter-
zuleiten sind.

In 8 34 Absatz 12 geregelt (,ohne
Anordnung kdnnen abgewickelt
werden").

(3) Forderungen sind zum Zeitpunkt
der Falligkeit einzuziehen. Ist keine
Frist gesetzt, sind sie sobald wie mog-
lich einzuziehen.

(3) Forderungen und sonstige Vermo-

gensgegenstande sind zum Zeitpunkt

der Falligkeit einzuziehen. Ist keine

Frist gesetzt, sind sie sobald wie még-

Erhalt der bisherigen KHO-
Regelung.

Ergénzung der sonstigen Vermo-
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lich einzuziehen.

gensgegenstande, z.B.: Rucker-
stattungsanspriche an die BG.

(3) Lastschriftmandate durfen nur durch
die Finanzbuchhaltung erteilt werden.

§ 70 Auszahlungen

(3) Abbuchungsauftrage und Ein-
zugsermdachtigungen durfen nur durch
die Kasse erteilt werden.

(4) SEPA-Lastschrift-Mandate durfen
nur durch die Finanzbuchhaltung erteilt
werden.

Firmen-Lastschrift-Mandate sind
hierbei enthalten; begriffliche Kor-
rektur.

8§ 44 Nachweis der Zahlungen (Quit-
tungen)

Vorschlag: kein eigener §, son-
dern Einbindung unter § 41 (wird
so auch in der EKD-Koordinie-
rungsgruppe Finanzwesen zur
Uberarbeitung der doppischen
EKD-Haushaltsrichtlinien disku-
tiert).

(1) Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder
Barzahlung der einzahlenden Person
eine Quittung zu erteilen bzw. von der
empfangsberechtigten Person eine
Quittung zu verlangen. Die anordnende
Stelle kann fur bestimmte Falle den
Nachweis der Zahlung in anderer Form
zulassen. Der gewahlte Zahlweg ist zu
bescheinigen.

§ 68 Nachweis der Einzahlungen
(Quittungen)

Die Kasse hat Uiber jede Einzahlung,
die durch Ubergabe oder Ubersen-
dung von Zahlungsmitteln bewirkt
wird, der einzahlenden Person eine
Quittung zu erteilen.

Wird die Einzahlung durch Ubergabe

eines Schecks oder in &hnlicher Wei-

se nur erfullungshalber bewirkt, ist mit
Vorbehalt zu quittieren.

§ 71 Nachweis der Auszahlungen
(Quittungen)

(1) Die Kasse hat Uiber jede Auszah-
lung, die durch Ubergabe von Zah-
lungsmitteln geleistet wird, von der
empfangsberechtigten Person eine
Quittung zu verlangen.

(5) Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder
Barzahlung der einzahlenden Person
eine Quittung zu erteilen bzw. von der
empfangsberechtigten Person eine
Quittung zu verlangen. Die anordnende
Stelle kann fur bestimmte Félle den
Nachweis der Zahlung in anderer Form
zulassen. Der gewahlte Zahlweg ist zu
bescheinigen.

Ubernahme EKD-Regelung.

Auf eine Quittung darf nur in be-
sonderen Ausnahmeféllen ver-
zichtet werden. In diesem Falle
hat die Uberbringende Person die
Ubergabe zu bestatigen; diese
Bestatigung ist der Anordnung
beizufligen. (EKD)

(2) Die Quittung, die bei der Ubergabe

Die Quittung ist unmittelbar auf der

(6) Die Quittung, die bei der Ubergabe

Ubernahme EKD-Regelung.
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von Zahlungsmitteln von der emp-
fangsberechtigten Person zu verlangen
ist, ist unmittelbar auf der Anordnung
anzubringen oder ihr beizufiigen.

Kassenanordnung anzubringen oder
ihr beizuftigen.

von Zahlungsmitteln von der emp-
fangsberechtigten Person zu verlangen
ist, ist unmittelbar auf der Anordnung
anzubringen oder ihr beizuftigen.

(3) Werden die Uberweisungen im au-
tomatisierten Verfahren abgewickelt,
sind die einzelnen Zahlungen in einer
Liste zusammenzustellen. Die Uberein-
stimmung der Liste mit den Anordnun-
gen ist mindestens stichprobenweise
zu prifen und zu bescheinigen.

(2) Werden Auszahlungen in anderer
Form als durch Ubergabe oder Uber-
sendung von Zahlungsmitteln bewirkt,
ist auf der Kassenanordnung zu be-
scheinigen, an welchem Tag und Uber
welchen Zahlweg der Betrag ausge-
zahlt worden ist. Werden die Uber-
weisungen im automatisierten Verfah-
ren abgewickelt, sind die einzelnen
Zahlungen in einer Liste zusammen
zu stellen. Die Ubereinstimmung der
Liste mit den Kassenanordnungen ist
zu bescheinigen.

(7) Werden die Uberweisungen im au-
tomatisierten Verfahren abgewickelt,
sind die einzelnen Zahlungen in einer
Liste zusammenzustellen. Die Uberein-
stimmung der Liste mit den Anordnun-
gen ist mindestens stichprobenweise
zu prufen und zu bescheinigen.

Unbare Bewegungen werden hier
behandelt.

Die Zahlungsbeweisdokumenta-
tion muss innerhalb des Pro-
gramms bzw. der Software erfol-
gen, d.h. es erfolgt die Verbin-
dung zwischen Buchung und
elektronischem Beleg; dabei Ab-
gleich mit Rechnungsnummer
und jeweiligem Status.

Ubergaben sind praktisch nicht
mehr relevant (Uberweisungstra-
ger, Postbarscheck, etc.).

§ 69 Beitreibung

8 42 Mahnwesen und Vollstreckung

(1) Die kassenfuihrende Stelle ist fur
den rechtzeitigen Eingang der Ein-
nahmen verantwortlich. Sobald die
Falligkeitstermine verstrichen sind und
die Schuldner nicht gezahlt haben,
muss sie, im Einvernehmen mit der
zustandigen Stelle, die Beitreibung
einleiten.

(2) Der Beitreibung hat eine Mahnung
voraus zu gehen.

(3) Die Kosten der Mahnung und Bei-
treibung fallen dem Schuldner/der
Schuldnerin zur Last.

(1) Die Finanzbuchhaltung hat den
rechtzeitigen Eingang der Zahlungen
zu Uberwachen. Sie filthrt das Mahn-
und Vollstreckungswesen durch. Néhe-

res regelt die Kirchenleitung durch
Rechtsverordnung.

(2) Die Kosten der Mahnung und Voll-
streckung sind der zahlungspflichtigen
Person aufzuerlegen.

Die Dienstanweisung (RVO)
gem. § 43 ist entsprechend zu
berlicksichtigen (Nummer 16);
diese regelt das Nahere zum
Mahn- und Vollstreckungswesen
analog zu bisher bestehenden
Bestimmungen: Durchfiihrung
des Mahnwesens durch die Fi-
nanzbuchhaltung, Durchfiihrung
der gerichtlichen Geltendma-
chung im Einvernehmen mit der
zustandigen Stelle. Die Bestim-
mung, dass Naheres durch
Rechtsverordnung zu regeln ist,
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schlief3t kiinftige Vereinfachun-
gen und evtl. Delegationen von
Handlungsvollmachten nicht aus.

Als zustandige Stelle ist z.B. der
Kirchenvorstand zu sehen.

Das Vollstreckungswesen erfasst
auch die Beitreibung.

Absatz 2 der bisherigen KHO-
Regelung ist verzichtbar, da
durch die Dienstanweisung
(RVO) gem. § 43 geregelt.

§ 45 Dienstanweisung fur die Fi-
nanzbuchhaltung

§ 61 Dienstanweisung flr die Kasse

§ 43 Dienstanweisung fur die Fi-
nanzbuchhaltung

Weitere Bestimmungen zu Buchhaltung
und Geldverwaltung sind in einer
Dienstanweisung entsprechend Anlage
[l zu regeln.

Weitere Bestimmungen zu Kasse und
Geldverkehr sind in einer Dienstan-
weisung entsprechend der Anlage |
zu regeln.

Weitere Bestimmungen zu Buchhal-
tung und Kassenfiihrung sind in einer
Dienstanweisung zu regeln.

Es wird vorgeschlagen, die
Dienstanweisung als Rechtsver-
ordnung auszugestalten und
nicht, wie bislang, als Anlage zur
KHO:

- Einerseits konnte die grund-
legende Bedeutung der The-
men (z.B. Kassensicherheit)
fiir eine Einbindung in KHO
sprechen.

- Andererseits soll die Dienst-
anweisung zahlreiche Ver-
fahrensdetails regeln, mit
vorwiegend operativem Zu-
schnitt; dabei hat die (Mus-
ter-)Dienstanweisung au-
Berdem nicht durchgéngig
Lverpflichtenden" Charakter,
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da gewisse Elemente (z.B.
Offnungszeiten der Kasse)
von individuellen Gegeben-
heiten abhangig sind. Die
Regelung innerhalb einer
Rechtsverordnung wird mit-
hin vorgeschlagen.

8§ 46 Fihrung der Bicher

§ 44 Fuhrung der Bicher

(1) Die kirchliche Kérperschaft ist zur
Erflllung der in 8 38 Absatz 1 genann-
ten Zwecke verpflichtet, Blicher zu fih-
ren, in denen

(1) Die kirchliche Kérperschatft ist zur
Erflllung der in 8 36 Absatz 1 genann-
ten Zwecke verpflichtet, Blicher zu fiih-
ren, in denen

Ubernahme EKD-Regelung.

a) alle mit dem Haushaltsvollzug ver-
bundenen Ertrage und Aufwendungen
und

§ 72 Sollbuchfuhrung

(1) Jede Annahme- und Auszah-
lungsanordnung ist sofort im Sach-
buch in das Soll zu stellen.

(2) Abgange auf das Anordnungssoll
sind aufgrund einer Kassenanordnung
als Sollkiirzung abzusetzen.

a) alle mit dem Haushaltsvollzug ver-
bundenen Ertrage und Aufwendun-
gen sowie

Ubernahme EKD-Regelung.

b) der Bestand und die Veranderung
ihres Vermoégens und der Schulden im
System der doppelten Buchfiihrung
aufgezeichnet werden.

§ 76 Vermdgensbuchfihrung

(1) Uber das Vermogen und die
Schulden ist Buch zu fulhren oder ein
anderer Nachweis zu erbringen.

(2) Die Buchfiihrung Giber das Vermo-
gen und die Schulden kann mit der
Buchfuhrung uber die Einnahmen und
Ausgaben verbunden werden.

b) der Bestand und die Veréanderung
ihres Vermdgens und der Schulden im
System der doppelten Buchfiihrung
aufgezeichnet werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Die Buchfiihrung muss so beschaf-
fen sein, dass sie in angemessener
Zeit einer sachverstandigen dritten
Person einen Uberblick tber die Ge-
schéftsvorfélle, den Ressourceneinsatz
und -verbrauch und die wirtschaftliche

(2) Die Buchfihrung muss so beschaf-
fen sein, dass sie in angemessener
Zeit einer sachverstandigen dritten
Person einen Uberblick uber die Ge-
schéftsvorfélle, den Ressourceneinsatz
und -verbrauch und die wirtschaftliche

Ubernahme EKD-Regelung; ana-
log AO und HGB. GoB: Uber-
sichtlichkeit, Vollstandigkeit, Ord-
nung.

§ 238 Absatz 1 HGB.
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Lage der kirchlichen Koérperschaft ver-
mittelt. Die Geschaftsvorfalle missen
sich in ihrer Entstehung und Abwick-
lung verfolgen lassen.

Lage der kirchlichen Kérperschaft ver-
mittelt. Die Geschéaftsvorfalle missen
sich in ihrer Entstehung und Abwick-
lung verfolgen lassen.

In der Regel werden zu fihren
sein:

a) das Grundbuch und hierzu:

- das Barkassen-
Tagesabschlussbuch,

- das Scheckiiberwachungsbuch,

- Vorbicher (vorgelagerte Verfah-
ren u.a.).

b) das Hauptbuch und hierzu:

- Vorbucher (Personenkonten,
vorgelagerte Verfahren u.a.)

Werden die Biicher in einem au-
tomatisierten Verfahren erstellt,
muss sichergestellt sein, dass

1. das angewandte Verfahren
von der zustandigen Stelle nach
vorausgegangener Prifung frei-
gegeben ist,

2. die verwendeten Programme
dokumentiert sind,

3. die Daten vollstandig und rich-
tig erfasst, eingegeben, verarbei-
tet, gespeichert und ausgegeben
werden,

4. in das automatisierte Verfah-
ren nicht unbefugt eingegriffen
werden kann,

5. die Unterlagen, die fir den
Nachweis der maschinellen Ab-
wicklung der Buchungsvorgange
erforderlich sind, und die Doku-
mentation der verwendeten Pro-

-68-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

gramme bis zum Ablauf der Auf-
bewahrungsfrist fir Belege ver-
fugbar bleiben,

6. Berichtigungen der Bilicher
protokolliert und die Protokolle
wie Belege aufbewahrt werden,

7. die in Nummer 3 genannten
Tatigkeitsbereiche gegeniber der
Programmierung und ggf. gegen-
einander abgegrenzt und die da-
fur Verantwortlichen bestimmt
werden.

Bei der Buchfuhrung in Form von
visuell nicht lesbaren Speichern
muss neben den Erfordernissen
der Nr. 1 bis 7 noch gewahrleistet
sein, dass

1. das angewandte Verfahren
von der zustandigen Stelle nach
vorausgegangener Priifung frei-
gegeben ist,

2. die Buchungen bis zum Jah-
resabschluss jederzeit in ange-
messener Frist visuell ausgege-
ben werden kdnnen.

Die Bucher sind durch geeignete
MaRnahmen gegen Verlust, Be-
schadigung und unbefugte Ver-
anderungen zu schitzen. Nahe-
res Uber die Sicherung der Daten
regelt die zustandige Stelle.
(EKD)

(3) Die Aufzeichnungen in den Biichern
mussen vollstandig, richtig, geordnet,

periodisch, zeithah und nachprifbar

(3) Die Aufzeichnungen in den Biichern
mussen vollstandig, richtig, geordnet,

periodisch, zeithah und nachprifbar

Ubernahme EKD-Regelung.
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sein.

sein.

(4) Es sind ein Grundbuch (Journal)
und ein Hauptbuch zu fuhren.

(4) Es sind ein Grundbuch (Journal)
und ein Hauptbuch zu fuhren.

Ubernahme EKD-Regelung.

(5) Nebenblcher erweitern die Haupt-
bicher um bestimmte Einzelinformatio-
nen. Nebenbiicher kénnen z.B. fur die
Personalabrechnung sowie die Debito-
ren-, Kreditoren- und Anlagenbuchhal-
tung gefihrt werden.

(1) Ob aufer Zeit- und Sachbuch zu-
sétzliche Bucher zu fuhren sind und in
welcher Form, regelt die Kirchenlei-
tung.

(5) Nebenblcher erweitern die Haupt-
biicher um bestimmte Einzelinformatio-
nen. Nebenblicher sind fir die Perso-
nalabrechnung sowie die Debitoren-,
Kreditoren- und Anlagenbuchhal-

tung zu fuhren. Weitere Nebenbiicher
kénnen gefuhrt werden.

Ubernahme EKD-Regelung und
Klarstellung, dass die genannten
Nebenbicher zwingend erforder-
lich sind.

(6) Die Bucher sind so zu fuhren, dass

§ 77 Fuhrung der Bucher
(2) Die Bucher sind so zu fuhren, dass

(6) Die Bucher sind so zu fuhren, dass

Ubernahme EKD-Regelung.

a) sie zusammen mit den Belegen be-
weiskraftige Unterlagen fur den Haus-
haltsplan und den Jahresabschluss
sind,

a) sie zusammen mit den Belegen
beweiskraftige Unterlagen fir die Jah-
resrechnung sind,

a) sie zusammen mit den Belegen be-
weiskraftige Unterlagen fir den Haus-
halt und den Jahresabschluss sind und

Ubernahme EKD-Regelung und
sprachliche Anpassung.

b) UnregelméRigkeiten nach Mdglich-
keit durch interne Kontrollsysteme aus-
geschlossen sind,

b) UnregelméaRigkeiten (z.B. unbefug-
te Eintragungen, Entfernen von Blat-
tern) nach Moglichkeit ausgeschlos-
sen sind,

b) UnregelméRigkeiten durch interne
Kontrollsysteme soweit als mdglich
ausgeschlossen sind.

Ubernahme EKD-Regelung und
Préazisierung.

¢) die Zahlungs- und Buchungsvorgan-
ge durch interne Richtlinien in ihrer
richtigen Ordnung, zeitlichen und sach-
lichen Buchung gewahrleistet und
durch eine sachverstandige dritte Per-
son in angemessener Zeit nachprifbar
sind.

¢) die Zahlungsvorgéange in ihrer rich-
tigen Ordnung dargestellt werden,

d) die Ubereinstimmung der zeitlichen
und sachlichen Buchung gewahrleis-

tet und leicht nachprifbar ist.

Wiederholung nicht erforderlich.

(7) Aus den Biichern mussen in Ver-

(3) Aus den Biichern miissen in Ver-

(7) Aus den Biichern missen in Ver-

Ubernahme EKD-Regelung.
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bindung mit den Belegen der Bu-
chungsgrund und der/die Einzahlende
oder Empfangende festzustellen sein.

bindung mit den Belegen der Grund
der Einnahme oder Ausgabe und die
einzahlende oder empfangende Per-
son festzustellen sein.

bindung mit den Belegen der Bu-
chungsgrund und die/der Einzahlende
oder Empfangende festzustellen sein.

(8) Berichtigungen in Blichern miissen
so vorgenommen werden, dass die
urspringliche Eintragung erkennbar
bleibt.

(4) Berichtigungen in Blichern miissen
so vorgenommen werden, dass die
urspringliche Eintragung erkennbar
bleibt.

(8) Berichtigungen in Blichern miissen
so vorgenommen werden, dass die
urspriingliche Eintragung erkennbar
bleibt.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 48 Buchungen, Belegpflicht

§ 73 Zeitbuchung, Sachbuchung,
Belegpflicht

§ 45 Buchungen, Belegpflicht

(1) Die Einzahlungen und Auszahlun-
gen sind in zeitlicher und sachlicher
Ordnung im Ist zu buchen.

Die Verpflichtung zur Flihrung
von Grund- und Hauptbuch ist in
§ 44 geregelt.

(1) Die Ordnung fur die sachliche Bu-
chung folgt der Gliederung des Haus-
halts.

(2) Die Ordnung fir die sachliche Bu-
chung folgt der Gliederung des Haus-
haltsplanes. Vorschiisse und Ver-
wahrgelder sind gleichfalls nach einer
sachlichen Ordnung zu buchen.

(1) Die Ordnung fur die sachliche Bu-
chung folgt der Gliederung des Haus-
halts.

Die Regelung ist hinreichend, da
kamerale ,Vorschuss- und Ver-
wahrvorgange" mit erfasst sind.
Die Beschrankung auf Vorschiis-
se und Verwahrgelder wére nicht
abschlie3end (alle Bilanzposten
sind nach der Ordnung zu bu-
chen); in der Doppik existieren
die Positionen ,Vorschiisse* und
Lverwahr" dabei nicht mehr (sie-
he § 33, vorlaufige Vorgange).

(2) Die zustandige Stelle regelt eine
geeignete Art der Speicherung der Da-
ten. Sie stellt sicher, dass das Verfah-
ren technisch und organisatorisch si-
cher und wirtschaftlich ist. Kann eine
geeignete Speicherung der Daten nicht
sichergestellt werden, sind grundsétz-
lich alle fur die Buchung relevanten
Daten sowie zugehérige Auswertungen
auszudrucken. Langste Ausdruckperio-

(3) Jede Buchung muss belegt sein.
Soweit automatisierte Verfahren An-
wendung finden, ist durch das Verfah-
ren zu Beginn des Haushaltsjahres
ein Beleg zu erstellen.

Zur Beurkundung der Kapitalbewe-
gungen und Zinsen dienen Ausziige
aus den Einlagebtchern.

(2) Die zustandige Stelle regelt eine
geeignete Art der Speicherung der Da-
ten. Sie stellt sicher, dass das Verfah-
ren technisch und organisatorisch si-
cher und wirtschatftlich ist. Kann eine
geeignete Speicherung der Daten nicht
sichergestellt werden, sind grundsétz-
lich alle fur die Buchung relevanten
Daten sowie zugehdrige Auswertungen
auszudrucken. Langste Ausdruckperi-

Der Begriff ,zustandige Stelle” ist
hier hinreichend, die Regelung
erfolgt in IT-Verordnung und IT-
Gesetz.

Die separate Behandlung von
Kapitalbewegungen/Zinsen gem.
bisheriger KHO ist veraltet; als
Grundsatz gilt: ,jede Buchung
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de ist das Haushaltsjahr.

ode ist das Haushaltsjahr.

muss belegt sein“.

(3) Die Buchungen sind zu belegen.
Die Buchungsbelege sind grundsatzlich
nach Belegnummern zu ordnen.

(3) Jede Buchung muss belegt
sein. (...)

(3) Die Buchungen sind zu belegen.
Die Buchungsbelege sind grundsétzlich
nach Belegnummern zu ordnen.

Bei elektronischer Handhabung
ist die Ordnung ohnehin flexibel
gestaltbar (sachlich, zeitlich,
etc.).

Der Terminus ,grundsatzlich®
lasst Ubergangszeiten zu.

(4) Die Belege sind nach der Ordnung

des Sachbuches abzulegen.

Siehe oben, die Ordnung ist fest-
gelegt.

§ 49 Zeitpunkt der Buchungen

§ 46 Zeitpunkt der Buchungen

§ 51 Abgrenzung der Haushalts-
jahre (bisherige KHO) ist in § 49
der EKD-Vorgaben geregelt. An-
ordnung und Buchung missen
nicht getrennt geregelt werden.

1. Einzahlungen sind zu buchen

a) bei Ubergabe oder Ubersen-
dung von Zahlungsmitteln am
Tag des Eingangs in der Finanz-
buchhaltung,

b) bei Uberweisung auf ein Konto
der Finanzbuchhaltung an dem
Tag, an dem die Finanzbuchhal-
tung von der Gutschrift Kenntnis
erhalt.

2. Auszahlungen sind zu buchen

a) bei Ubergabe von Zahlungs-
mitteln an die empfangsberech-
tigte Person am Tag der Uberga-
be,

b) bei bargeldlosen Zahlungen
spatestens an dem Tag, an dem
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die Finanzbuchhaltung von der
Belastung Kenntnis erhalt,

¢) bei Abbuchung vom Konto der
Finanzbuchhaltung aufgrund ei-
nes Abbuchungsauftrags oder
von Einzugsermachtigungen an
dem Tag, an dem die Finanz-
buchhaltung von der Abbuchung
Kenntnis erhalt.

3. Abweichungen von den Rege-
lungen der Absétze 1 und 2 sind
mit Zustimmung der zustandigen
Stelle moglich. (EKD)

(1) Forderungen und Verbindlichkeiten
sind zum Zeitpunkt ihrer Entstehung,
Ein- und Auszahlungen zum Zeitpunkt
ihrer Leistung und nicht zahlungswirk-
same Veranderungen des Vermdgens,
der Sonderposten und der Ruckstel-
lungen sind spéatestens im Rahmen der
Jahresabschlussarbeiten zu buchen.
Aufwendungen und Ertrage sind fur
das Jahr ihrer wirtschaftlichen Verursa-
chung zu erfassen.

§ 51 Abgrenzung der Haushaltsjah-
re

Einnahmen und Ausgaben sind fir
das Haushaltsjahr anzuordnen, in
dem sie entweder fallig werden oder
dem sie wirtschaftlich zuzuordnen
sind.

§ 74 Zeitliche Buchung der Einzah-
lungen und Auszahlungen

(1) Einzahlungen sind zu buchen

a) bei Ubergabe oder Ubersendung

von Zahlungsmitteln am Tag des Ein-
ganges in der Kasse,

b) bei Uberweisung auf ein Konto der
Kasse an dem Tag, an dem die Kasse
von der Gutschrift Kenntnis erhalt.

(2) Auszahlungen sind zu buchen

a) bei der Ubergabe von Zahlungsmit-
teln am Tag der Ubergabe,

(1) Forderungen und Verbindlichkeiten
sind zum Zeitpunkt ihrer Entstehung,
Ein- und Auszahlungen zum Zeitpunkt
ihrer Leistung und nicht zahlungswirk-
same Veranderungen des Vermdgens,
der Sonderposten und der Ruckstel-
lungen sind spéatestens im Rahmen der
Jahresabschlussarbeiten zu buchen.
Aufwendungen und Ertrage sind fur
das Jahr ihrer wirtschaftlichen Verursa-
chung zu erfassen.

Es gilt der Periodisierungsgrund-
satz; Zahlungen sind erst zum
Zeitpunkt ihrer Leistung zu erfas-
sen; sie sind in der Doppik eben-
falls maRRgebliche GroR3e (Grund-
satz der Pagatorik), stehen aber
nicht (allein) im Vordergrund und
werden ggf. antizipiert und perio-
disiert.
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b) bei Uberweisung auf ein Konto am
Tag der Hingabe des Auftrages an die
Geldanstalt,

¢) bei Abbuchung vom Konto der
Kasse aufgrund eines Abbuchungs-
auftrages oder einer Abbuchungs-
vollmacht (Einzugserméachtigung) an
dem Tag, an dem die Kasse von der
Abbuchung Kenntnis erhalt.

(2) Wird kein automatisiertes Verfahren
angewendet, in dem gleichzeitig nach
sachlicher und nach zeitlicher Ordnung
gebucht wird, ist die sachliche Buchung
zeitnah nach der zeitlichen Buchung
vorzunehmen.

§ 75 Sachliche Buchung der Ein-
nahmen und Ausgaben

Nach der zeitlichen Buchung ist als-
bald die sachliche Buchung vorzu-
nehmen, sofern nicht beide Buchun-
gen in einem Arbeitsgang vorgenom-
men werden.

(2) Wird kein automatisiertes Verfahren
angewendet, in dem gleichzeitig nach
sachlicher und nach zeitlicher Ordnung
gebucht wird, ist die sachliche Buchung
zeitnah nach der zeitlichen Buchung
vorzunehmen.

Die Regelung der bisherigen
KHO ist bereits mit der vorste-
henden Definition erfasst, dass
Grundbuch und Hauptbuch zu
fihren sind (§ 44 Absatz 4).

Die Regelung betrifft nur wenige
Kirchenrechner. Der Passus ist
damit einerseits ,historisch” be-
dingt. Andererseits existieren
kirchengemeindliche BgA mit
Buchhaltungen vor Ort und jahrli-
cher ,Einbuchung"” Giber die Regi-
onalverwaltungen.

Ein Standard fur alle Kérper-
schaften der EKHN ist ange-
strebt: insofern soll es kiinftig ein
einheitliches automatisiertes Ver-
fahren in MACH mit einer einheit-
lichen Software geben.

§ 78 Eroffnung der Bucher

Die Biicher kdnnen bei Bedarf schon
vor Beginn des Haushaltsjahres eroff-
net werden.

Die Regelung kann entfallen. Die
Bicher sind jeweils auf das
Haushaltsjahr begrenzt; Blicher
im Investivbereich laufen fort.
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Die Er6ffnung der Biicher im Vor-
feld ist aus logischen Erfordernis-
sen und aus der Periodisierung
heraus bereits zwingend erforder-
lich.

§ 50 Abschluss der Bar- und Bank-
bestande

§ 79 Tagesabschluss

§ 47 Abschluss der Bar- und Bank-
bestande

Geldtransitkonten und sonstige
Bankverrechnungskonten sind in
einer Dienstanweisung zu regeln.
(EKD)

Siehe § 43.

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen
erfolgt sind, sind die Buchbestande der
Bankkonten mit den Bankkontoauszi-
gen abzugleichen. Die Ergebnisse der
Barkassen sind in einem Tagesab-
schlussprotokoll nachzuweisen und
schriftlich anzuerkennen. Fur den Ab-
gleich der Bestande kann eine langere
Frist zugelassen werden.

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen
stattgefunden haben, ist aufgrund der
Ergebnisse der Zeitblcher der Kas-
sen-Soll-Bestand zu ermitteln und mit
dem Kassen-Ist-Bestand zu verglei-
chen. Die Ergebnisse sind in einem
Tagesabschlussbuch oder im Zeit-
buch nachzuweisen und schriftlich
anzuerkennen. Fir den Tagesab-
schluss kann eine langere Frist zuge-
lassen und im Ubrigen bestimmt wer-
den, dass er sich an den Zwischenta-
gen auf den baren Zahlungsverkehr
beschranken kann.

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen
erfolgt sind, sind die Buchbestande der
Bankkonten mit den Bankkontoauszi-
gen abzugleichen. Die Ergebnisse der
Barkassen sind in einem Protokoll
nachzuweisen und schriftlich anzuer-
kennen. Fir den Abgleich der Bestan-
de kann eine langere Frist zugelassen
werden.

Weitgehende Ubernahme EKD-
Regelung; Vermeidung des ka-
meralen Begriffs ,Tagesab-
schlussprotokoll”.

(2) Wird eine Kassendifferenz festge-
stellt, so ist dies beim Abgleich zu ver-
merken. Die Kassenaufsicht ist unver-
zuglich zu unterrichten.

(2) Wird eine Kassendifferenz festge-

stellt, so ist dies beim Abgleich zu ver-
merken. Die Kassenaufsicht ist unver-
zlglich zu unterrichten.

Ubernahme EKD-Regelung.

(3) Ein Kassenfehlbetrag ist zunachst
als sonstige Forderung zu buchen.
Bleibt der Kassenfehlbetrag unaufge-
klart und besteht keine Haftung oder ist
kein Ersatz zu erlangen, so ist der
Fehlbetrag als Aufwand in die Ergeb-

(2) Wird ein Kassenfehlbetrag festge-
stellt, so ist dies beim Abschluss zu
vermerken. Er ist zunachst als Vor-
schuss zu buchen. Die Kassenauf-
sicht ist unverzuglich zu unterrichten.
Bei groReren Betrédgen hat die Kas-

(3) Ein Kassenfehlbetrag ist zunachst
als sonstige Forderung zu buchen. Bei
groReren Betrdgen hat die Kassenauf-
sicht das Rechnungsprifungsamt zu
informieren. Bleibt der Kassenfehlbe-
trag unaufgeklart und besteht keine

Ein Regelungsbedarf in der
Dienstanweisung (RVO) wird i.S.
eines ,verninftigen" Ermessens
nicht gesehen, z.B. abh&ngig von
der Gr6Re der Einrichtung. Vor-
schlag der Regelung analog zur
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nisrechnung zu tbernehmen.

senaufsicht das Rechnungsprifungs-
amt zu informieren. Bleibt der Kassen-
fehlbetrag unaufgeklart und besteht
keine Haftung oder ist kein Ersatz zu
erlangen, so ist der Fehlbetrag auf
den Haushalt zu Gbernehmen.

Haftung oder ist kein Ersatz zu erlan-
gen, so ist der Fehlbetrag als Aufwand
in die Ergebnisrechnung zu tberneh-
men.

bisherigen KHO.

Im Grundsatz: Ubernahme der
EKD-Regelung, aber Beibehalt
der Information des RPA.

(4) Ein Kassenuiberschuss ist zunachst
als sonstige Verbindlichkeit zu buchen.
Kann er aufgeklart werden, darf er der
empfangsberechtigten Person nur auf-
grund einer Anordnung ausgezahlt
werden. Kann er bis zum Jahresab-
schluss nicht aufgeklart werden, ist er
als Ertrag in der Ergebnisrechnung zu
vereinnahmen.

(3) Kassenuberschiisse sind zunachst
als Verwahrgelder zu buchen. Kénnen
sie aufgeklart werden, dirfen sie der
empfangsberechtigten Person nur
aufgrund einer Auszahlungsanord-
nung ausgezahlt werden. Kénnen sie
bis zum Jahresabschluss nicht aufge-
klart werden, sind sie im Haushalt zu
vereinnahmen.

(4) Ein Kassenuberschuss ist zunéchst
als sonstige Verbindlichkeit zu buchen.
Kann er aufgeklart werden, darf er der
empfangsberechtigten Person nur auf-
grund einer Anordnung ausgezahit
werden. Kann er bis zum Jahresab-
schluss nicht aufgeklart werden, ist er
als Ertrag in der Ergebnisrechnung zu
vereinnahmen.

Ubernahme EKD-Regelung.

8 51 Betriebswirtschaftliche Auswer-
tungen

§ 80 Zwischenabschliisse

8§ 48 Zwischenauswertungen

In bestimmten Zeitabstanden, mindes-
tens vierteljahrlich, ist eine betriebs-
wirtschaftliche Auswertung fir Steue-
rungs- und Uberwachungszwecke zu
fertigen.

In bestimmten Zeitabstanden, mindes-
tens vierteljahrlich, ist ein Zwischen-
abschluss der Zeit- und Sachbiicher
zu fertigen und die Ubereinstimmung
untereinander und mit dem Kassen-
Ist-Bestand zu priifen. Die Ergebnisse
sind unterschriftlich anzuerkennen.
Zur Uberwachung von Kasse und
Buchfuhrung sind die Ausziige aus
den Abschliissen vierteljahrlich tber
die Kirchenverwaltung dem Rech-
nungsprufungsamt einzureichen.

Auswertungen fiir Steuerungs- und
Uberwachungszwecke sollen regelmé-
Rig durchgefiihrt werden, das Nahere
regelt die Kirchenverwaltung.

Der Begriff der betriebswirtschaft-
lichen Auswertung wird einerseits
vermieden, da die Zielstellung
nicht in der Einflhrung der Be-
triebswirtschaft liegt, sondern in
der Einfihrung kfm. Steuerungs-
prinzipien. Andererseits konnte
eine ,betriebswirtschaftliche
Auswertung“ gemeinhin als Zwi-
schenabschluss mit bestimmten
Auswertungsinhalten verstanden
werden.

Die hier genannten, regelmafi-
gen Zwischenauswertungen i.S.
der Steuerung und Uberwachung
sind fir einzelne Rechtstrager
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grds. sinnvoll, fir Kassengemein-
schaften tendenziell weniger.

§ 48 bezieht sich dabei auf das
Rechnungswesen und die Kas-
senflihrung insgesamt, nicht aus-
schlieZlich auf das Kassenwesen
(vgl. & 80 der bisherigen KHO).
Die Regelungen des § 80 der
bisherigen KHO entfielen grds.:

- Abstimmung und Priifung
der Kassenbestande sind
bereits aufgegriffen, siehe
§ 47, § 50ff., § 54.

- Die Vorschriften stammen
aus Zeiten der manuellen
Buchfiihrung (Uberwa-
chung handischer Be-
rechnungen).

- Zur Uberwachung vgl.
auch: § 26.

- Der Verweis auf das RPA
ist obsolet.

Durch die Formulierung ,,das Na-
here regelt die ,Kirchenverwal-
tung” soll offen bleiben, dass
kiinftige Konkretionen noch erfol-
gen kénnen (wenn im weiteren
Verlauf deutlich wird, welche
Auswertungen genau bendtigt
werden und sinnvoll sind). Dies
kann sich z.B. auf Plan-Ist-Ver-
gleiche oder auf regelmalige
Zwischenabschlisse beziehen.
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Mdgliche Regelungsinhalte wa-
ren kunftig: Definition bendtigter
Auswertungen (Kennzahlen, Be-
richte, etc.); Definition von Be-
richtsintervallen; Definition der
aus(zu)wertenden Ebene(n).

§ 52 Abschluss der Blicher

8 81 Abschluss der Biicher

§ 49 Abschluss der Blcher

Die Bicher sind jahrlich abzuschlie3en.

Die Biicher sind jahrlich abzuschlie-
Ben. Sie sollen spéatestens einen Mo-
nat nach Ablauf des Haushaltsjahres
geschlossen werden.

Die Biicher sind jahrlich abzuschlie3en.

Die Zusatzregel des § 81 der bis-
herigen KHO ist nicht realistisch,
nicht umzusetzen (Nebenabrech-
nungen).

§ 53 Jahresabschluss

§ 50 Jahresabschluss

Siehe zu 88 50-54 auch § 82.

(1) Der Jahresabschluss umfasst die
Ergebnisrechnung, die Investitions- und
Finanzierungsrechnung, die Kapital-
flussrechnung, die Bilanz und den An-
hang. Der Jahresabschluss hat ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entspre-
chendes Bild der Haushaltsausfiihrung
sowie der Vermobgens-, Finanz- und
Ergebnislage zu vermitteln. Dabei sol-
len Aussagen zu den erreichten Zielen
getroffen werden.

8 59 Jahresabschluss

(1) Fur den Schluss eines Wirtschafts-
jahres ist ein Jahresabschluss (Bilanz
sowie Gewinn- und Verlustrechnung)
zu erstellen.

(1) Der Jahresabschluss umfasst die
Ergebnisrechnung, die Investitions-
und Finanzierungsrechnung, die Kapi-
talflussrechnung, die Bilanz und den
Anhang. Der Jahresabschluss hat un-
ter Beachtung der Grundséatze ord-
nungsmagiger Buchfihrung ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entspre-
chendes Bild der Haushaltsausfiihrung
sowie der Vermodgens-, Finanz- und
Ergebnislage zu vermitteln,

Vorschlag der Erganzung der
Grundsatze ordnungsmaRiger
Buchfihrung (GoB), siehe auch
die Begriffsbestimmung zu ,GoB*
in der Anlage zur KHO.

Nicht tbernommen werden soll
gem. Vorschlag der Zusatz ,da-
bei sollen Aussagen zu den er-
reichten Zielen getroffen werden”.
Diese Aussagen erfolgen mit
dem Haushaltsbuch (siehe § 7).
Kirchengemeinden sollen nicht
Uber Gebihr beansprucht werden
(Vereinfachung).

(2) Im Jahresabschluss sind alle Haus-
haltsmittel der Ergebnisrechnung sowie
der Investitions- und Finanzierungs-
rechnung nach der Ordnung des Haus-
halts darzustellen. Zum Vergleich sind
die Ansétze aufzufiihren und die Ab-

(2) Dem Jahresabschluss ist eine
Ubersicht tiber die Abweichungen
zum Wirtschaftsplan beizufiigen, we-
sentliche Abweichungen sind zu er-
lautern.

(2) Im Jahresabschluss sind alle Haus-
haltsmittel der Ergebnisrechnung sowie
der Investitions- und Finanzierungs-
rechnung nach der Ordnung des
Haushalts darzustellen. Zum Vergleich
sind die Ansatze aufzufiihren und die

Erlauterungen von Abweichun-
gen werden in § 54 geregelt.

Nicht ibernommen werden soll
gem. Vorschlag der Zusatz
.Haushaltsreste sind zu bertck-
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weichungen auszuweisen. Haushalts-
reste sind zu berucksichtigen.

Abweichungen auszuweisen,

sichtigen®; das Instrument des
Haushaltsrestes soll entfallen; es
erfolgt die Bildung von Budget-
rucklagen, siehe § 29.

(3) Fur die Aufstellung der Ergebnis-
rechnung und der Bilanz ist die vorge-
schriebene Gliederung zu beachten.
Weitere Untergliederungen sind zulas-
sig. Die Form der Darstellung, insbe-
sondere die Gliederung der aufeinan-
der folgenden Ergebnisrechnungen,
Investitions- und Finanzierungsrech-
nungen und Bilanzen ist beizubehalten,
soweit nicht in Ausnahmefallen wegen
besonderer Umstédnde Abweichungen
erforderlich sind. Die Abweichungen
sind zu erlautern.

(3) Fur die Aufstellung der Ergebnis-
rechnung und der Bilanz ist die vorge-
schriebene Gliederung zu beachten.
Weitere Untergliederungen sind zulas-
sig. Die Form der Darstellung, insbe-
sondere die Gliederung der aufeinan-
der folgenden Ergebnisrechnungen,
Investitions- und Finanzierungsrech-
nungen und Bilanzen ist beizubehalten,
soweit nicht in Ausnahmefallen wegen
besonderer Umstande Abweichungen
erforderlich sind. Die Abweichungen
sind zu erlautern.

Die Gliederung ergibt sich grds.
aus dem Sachkontenrahmen, der
gem. 8§ 9 Absatz 3 geregelt wer-
den soll.

Ein Posten der Ergebnisrech-
nung, der Investitions- und Fi-
nanzierungsrechnung oder der
Bilanz, fur den kein Betrag aus-
zuweisen ist, braucht nicht aufge-
fuhrt zu werden, es sei denn,
dass im Jahresabschluss des
Vorjahres unter diesem Posten
ein Betrag ausgewiesen wurde.
(EKD)

(4) Gemalf der Untergliederung des
Haushaltes sind Teilergebnisrechnun-
gen und Teilinvestitions- und Finanzie-
rungsrechnungen zu bilden.

(4) GemalR der Untergliederung des
Haushaltes sind Teilergebnisrechnun-
gen und Teilinvestitions- und Finanzie-
rungsrechnungen zu bilden, soweit
dies zweckmagRig ist.

Erleichterungen flir Gemeinden
etc. sind notwendig, daher Er-
ganzung des Zusatzes der
~ZweckmaRigkeit®. Insbesondere
ein Ansatz von Teil-Investitions-
und Finanzierungsrechnungen
erscheint ,uberhoht”.

Auf Ebene der Gesamtkirche lie-
gen Teilergebnisrechnungen
grds. fur Budgetbereiche vor (als
Element der Budgetierung i.V.m.
der Outputsteuerung).

§ 82 Jahresrechnung
(1) Die Jahresrechnung ist bis spéates-

(5) Der Jahresabschluss ist spatestens
bis zum Ende des vierten Monats nach

I.V.m. § 79 zu sehen bzgl. Kon-
sistenz der Fristsetzungen (Pri-
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tens zum 30.4. des folgenden Jahres
zu erstellen. Sie besteht aus dem
Sachbuch und dem Sachbuchab-
schluss und muss vollstandige Re-
chenschaft Uber das verwaltete Ver-
mdogen in beurkundeter Darstellung
erbringen.

(2) In der Jahresrechnung sind die
Einnahmen und Ausgaben fir jede
Haushaltsstelle nach der Ordnung des
Haushaltsplanes darzustellen. Zum
Vergleich sind die Anséatze des Haus-
haltsplanes (einschl. Veranderungen)
aufzufiihren und die Abweichungen
auszuweisen. Erhebliche Abweichun-
gen sind in einer Anlage zur Jahres-
rechnung zu erlautern.

(3) In der Jahresrechnung sind die
Summen

a) des Anordnungssolls der Einnah-
men und Ausgaben sowie der Unter-
schied zwischen diesen Summen
(Soll-Uberschuss oder Soll-
Fehlbetrag)

b) der Ist-Einnahmen und Ist-
Ausgaben sowie der Unterschied zwi-
schen diesen Summen (Ist-
Uberschuss oder Ist-Fehlbetrag)

nachzuweisen; Kassenreste, Haus-
haltsreste und Haushaltsvorgriffe sind
zu berlcksichtigen.

(4) Beim Jahresabschluss verbliebene
Einnahme- und Ausgabereste sind

unter den entsprechenden Haushalts-
stellen in das nachstjahrige Sachbuch

Ende des Haushaltsjahres aufzustellen

und bis Ende des siebten Monats fest-

zustellen.

(6) Die Abschliisse und Nachweise

sind von der kassenfilhrenden Stelle

sowie von dem vorsitzenden Mitglied

des Vertretungsorgans, bei der Ge-

samtkirche von der Leiterin/dem Leiter

der Kirchenverwaltung zu unterzeich-

nen.

fung des Jahresabschlusses; Vo-
rlage des Jahresabschlusses im
prufungsfahigen Zustand)

Zwischen Aufstellung und Fest-
stellung erfolgt die Vorprifung.

Mit Blick auf die Fristigkeiten soll
die Ubergangsregelung des § 82
gelten. Die Regelungen der bis-
herigen KHO blieben auf Grund
noch nicht vollstandiger Prozes-
sinformationen zunéchst erhalten
(noch keine abschliel3enden
Kenntnisse zur Handhabung in
der Doppik).

Zu Absatz 2 des § 82 der bisheri-
gen KHO siehe § 50 Absatz 2
ohne Bezug auf Erlauterungen
der Abweichungen, § 54 Absatz 1
Buchstabe g mit Bezug auf Erlau-
terungen.

Die bisherigen KHO-Regelungen
gem. der Absétze 3-8 werden
generell nicht mehr bendtigt bzw.
sind obsolet. Absatz 2 der bishe-
rigen KHO-Regelung soll durch
Absatz 2 des neuen § 50 hinrei-
chend abgedeckt werden. Die
Regelungen des bisherigen Ab-
satzes 9 sind beim Anhang zum
Jahresabschluss beriicksichtigt
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in der Restespalte zum Soll zu stellen.

(5) Der sich ergebende Ist-
Uberschuss bzw. -Fehlbetrag ist im
nachstjahrigen Sachbuch bei der zu-
standigen Buchungsstelle nachzuwei-
sen.

(6) Der Soll-Uberschuss ist in dem
nachstjahrigen Sachbuch unter der
zustandigen Buchungsstelle als Kas-
sen-Ausgaberest zu behandeln. Spéa-
testens im zweitfolgenden Jahr ist er
bei der zustandigen Haushaltsstelle
Zu vereinnahmen.

(7) Der Soll-Fehlbetrag ist in dem
nachstjahrigen Sachbuch unter der
zustandigen Buchungsstelle als Kas-
sen-Einnahmerest zu behandeln.
Spatestens im zweitfolgenden Jahr ist
er bei der zustéandigen Haushaltsstelle
Zu verausgaben.

(8) Nicht abgewickelte Verwahrgelder
und Vorschisse sind einzeln in das
nachstjahrige Verwahrgeld- und Vor-
schussbuch zu Ubertragen.

(9) Weitere Bestandteile der Jahres-
rechnung sind die Nachweise Uber die
Rucklagen, die Ruckstellungen und
die Schulden, gegliedert nach den
einzelnen Vermogenstragern (Kir-
chen-, Pfarrei- und Zweckvermdgen),
sowie das Sachbuch uber Verwahr-
gelder und Vorschusse.

(10) Die Abschlisse und Nachweise
sind von der kassenfiihrenden Stelle
sowie von dem vorsitzenden Mitglied

(8 53, § 54).

Kirchen- und Pfarreivermdgen
bleiben systemisch auswertbar.
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der Vertretungskaorperschaft (bei der

Gesamtkirche vom Leiter/der Leiterin
der Finanzabteilung) zu unterschrei-

ben.

§ 54 Ergebnisrechnung, Investitions-
und Finanzierungsrechnung

§ 51 Ergebnisrechnung, Investitions-
und Finanzierungsrechnung

(1) Der Ergebnishaushalt wird mit der
Ergebnisrechnung abgeschlossen. In
ihr sind die dem Haushaltsjahr zuzu-
rechnenden Ertrage und Aufwendun-
gen auszuweisen und daraus das Jah-
resergebnis zu ermitteln. Ertrége und
Aufwendungen dirfen nicht miteinan-
der verrechnet werden. Zufiihrungen zu
und Entnahmen aus Ricklagen fur
nicht investive Zwecke sind in der Er-
gebnisrechnung nach dem Posten
"Jahrestiberschuss / Jahresfehlbetrag”
nachzuweisen. Die Ergebnisrechnung
schlief3t mit dem Bilanzergebnis ab.

(1) Der Ergebnishaushalt wird mit der
Ergebnisrechnung abgeschlossen. In
ihr sind die dem Haushaltsjahr zuzu-
rechnenden Ertrdge und Aufwendun-
gen auszuweisen und daraus das Jah-
resergebnis zu ermitteln. Ertrage und
Aufwendungen dirfen nicht miteinan-
der verrechnet werden. Zufiihrungen
zu und Entnahmen aus Ricklagen fur
nicht investive Zwecke sind in der Er-
gebnisrechnung nach dem Posten
Jahresiberschuss / Jahresfehlbetrag”
nachzuweisen. Die Ergebnisrechnung
schlie3t mit dem Bilanzergebnis ab.

Rucklagenbewirtschaftungen
entsprechen Umbuchungen im
Reinvermégen bzw. Ergebnis-
verwendungen. Sie sind selbst
nicht i.S. von Aufwand und Ertrag
ergebniswirksam in Bezug auf
das Jahresergebnis.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Die Ergebnisrechnung ist in Staffel-
form aufzustellen. lhre Darstellung rich-
tet sich nach dem Schema in den von
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land festgelegten Grundlagen zur
Haushaltssystematik.

(2) Die Ergebnisrechnung ist in Staffel-
form aufzustellen. Ihre Darstellung rich-
tet sich nach den von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgeleg-
ten Grundlagen zur Haushaltssystema-
tik unter Bericksichtigung des Sach-
kontenrahmens nach § 9 Absatz 3.

Da die Kirchenverwaltung gem. §
9 Absatz 3 den Sachkontenrah-
men regeln soll, hier gednderte
Formulierung; eine einheitliche
Struktur (Bezug: EKD-Muster)
bleibt elementar wichtig.

Gesetzesmaterialien, die bei der
Auslegung des Gesetzes zu nut-
zen sind, werden damit explizit
benannt. Somit sollen keine Ver-
anderungen der Grundstruktur
und der Logik der Ergebnisdar-
stellung maéglich sein, aber (klei-
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nere) Anpassungen z.B. einzel-
ner Positionen (etwa Hinzufi-
gung von Konten).

(3) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt wird mit der Investitions-
und Finanzierungsrechnung abge-
schlossen. In ihr sind die dem Haus-
haltsjahr zuzurechnenden Zu- und Ab-
gange der mit der Investitions- und Fi-
nanzierungstatigkeit verbundenen
Haushaltsmittel zu erfassen. Zu- und
Abgange durfen nur innerhalb dessel-
ben Sachkontos miteinander verrech-
net werden.

(3) Der Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt wird mit der Investitions
und Finanzierungsrechnung abge-
schlossen. In ihr sind die dem Haus-
haltsjahr zuzurechnenden Zu- und Ab-
gange der mit der Investitions- und Fi-
nanzierungstétigkeit verbundenen
Haushaltsmittel zu erfassen.

Es wird vorgeschlagen, den letz-
ten Satz der EKD-Regelung nicht
zu Ubernehmen; die Regelung
bezieht sich auf den Ublichen
Abschluss von Sachkonten, im
Ubrigen gilt der Grundsatz des
Saldierungsverbots.

(4) Den in der Ergebnisrechnung sowie
der Investitions- und Finanzierungs-
rechnung nachzuweisenden Ist-
Ergebnissen des Haushaltsvollzugs
sind die fortgeschriebenen Planansétze
des Haushaltsjahres voranzustellen
und ein Plan-/Ist-Vergleich anzufiigen.

(4) Den Positionen der Ergebnisrech-
nung sowie der Investitions- und Fi-
nanzierungsrechnung sind die fortge-
schriebenen Planansatze des Haus-
haltsjahres gegeniiberzustellen. Ab-
weichungen (Plan-/Ist-Vergleiche) sind
auszuweisen.

Es wird eine Reformulierung i.S.
der Klarheit vorgeschlagen.

(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnis-
rechnung ist in der Bilanz im Reinver-
mdgen auszuweisen und soll dem zu-
standigen Beschlussorgan zur Ent-
scheidung Uber die Verwendung bzw.
Deckung vorgelegt werden.

§ 39 Soll-Uberschuss, Soll-
Fehlbetrag

(1) Ein Soll-Uberschuss oder -
Fehlbetrag der Jahresrechnung ist
spatestens in den Haushaltsplan fur
das zweitnachste Haushaltsjahr, bei
Aufstellung eines Zweijahreshaus-
haltsplan fir das dritthachste Jahr
einzustellen.

(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnis-
rechnung ist in der Bilanz im Reinver-
mogen auszuweisen und soll dem zu-
standigen Beschlussorgan zur Ent-
scheidung tber die Verwendung bzw.
Deckung vorgelegt werden.

Die Rucklagenbewirtschaftung ist
bereits Teil der Ergebnisverwen-
dung, bzw. es erfolgen Umbu-
chungen im Bereich des Rein-
vermaogens.

Die Verwendung des Bilanzer-
gebnisses umfasst bspw. den
Ergebnisvortrag oder Umbu-
chungen in den Vermégens-
grundbestand.

Die Verwendung impliziert hier
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regelmanig die Zuordnung des
Bilanzgewinnes und nicht die
Verausgabung von Mitteln (Sy-
node vorbehalten).

§ 55 Bilanz

§ 52 Bilanz

Die Bilanzstruktur soll gem. Vor-
schlag in der EBBVO geregelt
und dargelegt werden.

(1) Die Bilanz ist in Kontoform nach der
in Anlage Il geregelten Gliederung auf-
zustellen. Eine weitere Untergliederung
der Posten ist zulassig; dabei ist jedoch
die vorgeschriebene Gliederung zu
beachten. Neue Posten durfen hinzu-
gefligt werden, wenn ihr Inhalt nicht
von einem vorgeschriebenen Posten
gedeckt wird. Gliederung und Bezeich-
nung der mit arabischen Zahlen verse-
henen Posten der Bilanz sind zu er-
ganzen, wenn dies wegen Besonder-
heiten der kirchlichen Kdorperschaft zur
Aufstellung eines klaren und Ubersicht-
lichen Jahresabschlusses erforderlich
ist.

Als Bestandteil des Jahresabschlusses

ist die Bilanz aufzustellen. Fir die Auf-
stellung der Bilanz gelten die Ansatz-
und Bewertungsvorschriften des Ab-
schnitts 5.

Definition in § 62, allerdings hier
Konkretion als Jahresabschluss-
element.

(2) In der Bilanz ist zu jedem Posten
der entsprechende Betrag des vorher-
gehenden Haushaltsjahres anzugeben.
Erhebliche Unterschiede sind zu erlau-
tern.

Hier entbehrlich.
Regelung in § 62.

(3) Fur die Aufstellung der Bilanz gelten
die Ansatz- und Bewertungsvorschrif-
ten des Abschnitts VI.

Hier entbehrlich.

§ 56 Anhang

§ 53 Anhang

Im Anhang sind die wesentlichen Posi-

Im Anhang werden wesentliche Positi-

Siehe auch § 8 zum Vergleich.
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tionen des Jahresabschlusses zu erlau-
tern. Zudem sind insbesondere anzu-
geben:

onen des Jahresabschlusses erlauter-
t. Insbesondere sind anzugeben:

Der Anhang fordert bzw. definiert
die weiterfiihrende Auseinander-
setzung mit dem Jahresab-
schluss.

Mégliche Vereinfachungen,
Standards, Vordrucke, Formula-
re, etc. sollen hierbei noch in den
Blick genommen werden (inklusi-
ve expliziter Benennung ange-
wandter Bilanzierungs- und Be-
wertungsmethoden).

Die genannten Erlauterungen
beziehen sich auf ,wesentliche*
Erfordernisse; die Buchstabe a
bis g) kdnnen dabei erschoépfend
(und ggf. nicht erforderlich) sein.

a) die bei Wahlrechten angewandten
Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den,

a) die bei Wahlrechten angewandten
Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den,

Z.B. Aktivierung selbst erschaffe-
ner immaterieller Vermégensge-
genstanden (EBBVO), Wabhlrecht
zur Gegenrechnung von Sonder-
postenauflésungen im Rahmen
der Bildung von Substanzerhal-
tungsriicklagen (8 65 Absatz 5);
Wabhlrechte kdnnen teils in der
EBBVO geregelt sein, z.B. An-
schaffungs- und Herstellungskos-
ten betreffend.

b) Abweichungen von den bisher an-
gewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden mit einer Begriindung,

b) Abweichungen von den bisher an-
gewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden mit einer Begriindung,

Ubernahme EKD-Regelung;
Grundsatz der Stetigkeit

c¢) Haftungsverhaltnisse, die nicht in der
Bilanz auszuweisen sind, sowie Vorbe-

¢) Haftungsverhaltnisse, die nicht in der
Bilanz auszuweisen sind, sowie Vorbe-

Kreditédhnliche Rechtsgeschéfte:
z.B. Leasing.
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lastungen kunftiger Haushaltsjahre,
insbesondere Burgschaften, Gewahr-
leistungsvertrage, in Anspruch ge-
nommene Verpflichtungsermachtigun-
gen und Verpflichtungen aus kreditéahn-
lichen Rechtsgeschaften,

lastungen kunftiger Haushaltsjahre,
insbesondere Birgschaften, Gewahr-
leistungsvertrage, in Anspruch ge-
nommene Verpflichtungsermachtigun-
gen und Verpflichtungen aus kreditdhn-
lichen Rechtsgeschéften,

Anlage 4 (Berechtigungen und
Leistungsverpflichtungen) zum
kameralen Haushalt erfasst die
Regelungsbestandteile analog
(siehe Lahr/Telschow).

d) Treuhandvermdgen, soweit nicht aus
der Bilanz ersichtlich,

Treuhandvermdgen soll gem.
Vorschlag in der EKHN vollstan-
dig ,unter dem Bilanzstrich* aus-
gewiesen werden. Hintergrund ist
der besondere Vermdgens-
charakter und die fehlende Ver-
gleichbarkeit mit dem Sonder-
vermagen (bei Sondervermégen:
~Hybridstatus” zwischen Rein-
vermdgen und Fremdkapital; bei
Treuhandvermdgen: Vermdgen
Dritter).

e) die Deckungsliicke aus Substanzer-
haltungsrticklagen,

d) eine Deckungsliicke bei den Sub-
stanzerhaltungsricklagen,

Siehe § 65.

Details fur die Kirchengemeinden
arbeitet das Teilprojekt Vermo-
gen konzeptionell aus.

f) das Unterschreiten von Mindestho-
hen weiterer Pflichtriicklagen,

e) Unterschreitungen von Mindestho-
hen weiterer Pflichtriicklagen,

g) die Finanzdeckung der Passivpositi-
onen, fur die eine Finanzdeckung vor-
gegeben ist.

f) die Finanzdeckung der Passivpositi-
onen, fir die eine Finanzdeckung vor-
gegeben ist,

8§ 65 Riicklagen; § 67 Rickstel-
lungen, ggf. Verpflichtungen ggu.
Sondervermdgen.

q) das gewéahlte Verfahren zur Ermitt-
lung von Riickstellungen fiir beamten-
rechtliche Pensions- und Beihilfever-

pflichtungen.

Erganzung, dass das Verfahren
zur Bildung von Rickstellungen
nach § 61 Absatz 5 zu erlautern
ist.
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§ 57 Anlagen zum Anhang

§ 83 Anlagen zur Jahresrechnung

§ 54 Anlagen zum Anhang

(1) Als Anlagen sind dem Anhang ins-
besondere beizufiigen:

Der Jahresrechnung sind als Anlagen
insbesondere beizufligen:

(1) Als Anlagen sind dem Anhang ins-
besondere beizufiigen:

a) Das Vorprufungs- und Abnahme-
protokoll gemaR § 87,

b) der Haushaltsplan mit seinen Anla-
gen,

c¢) der Haushaltsbeschluss/ Haus-
haltsgesetz,

d) der Nachweis der Ubereinstim-
mung des Kassen-Sollbestandes mit
dem Kassen-Istbestand zum Zeit-
punkt des Jahresabschlusses,

e) ein Verzeichnis der Kassen-
Einnahmereste mit Bestatigung der
Kasse, dass die Betrage nicht einge-
gangen sind und ein Verzeichnis der
Kassenausgabereste,

f) ein Verzeichnis der bei Jahresab-
schluss unerledigt gebliebenen Ver-
wahrgelder und Vorschisse,

h) die Belege.

a) das Vorpriifungs- und Abnahmepro-
tokoll gemaf § 78,

b) Ubersichten tber die Finanzanlagen
und liquiden Mittel, einschlieBlich des
Nachweises der Bestédnde, zum Ende
des Haushaltsjahres,

c) Ubersichten uiber die Forderungen
und Verbindlichkeiten — eine Offene-
Posten-Liste und ein Verzeichnis tber
die zum Ende des Haushaltsjahres
nicht abgewickelten durchlaufenden
und vorlaufigen Rechnungspositionen
sind vorzuhalten —,

d) die Belege, ggf. in digitaler Form,

Haushalt, Anlagen und Haus-
haltsbeschluss werden als nicht
zwingend erforderlich gesehen
(Daten liegen gem. RPA grds. den
Regionalverwaltungen vor; An-
lagen kénnen bei Bedarf angefor-
dert werden).

Die Regelung zum Nachweis des
Kassenbestandes und der Reste
soll durch Buchstabe b gem. Ent-
wurf des 8§ 54 ersetzt werden.

Vorlaufige Rechnungsvorgange:
siehe § 33 und die Ubersicht tiber
Forderungen und Verbindlichkei-
ten gem. Buchstabe c.

,Ubersicht" impliziert nicht zwin-
gend in Details.

Belege i.S. der Vereinfachung und
Modernisierung auch in digitaler
Form.

a) Ubersicht iiber die Ruicklagen, iiber
die Rickstellungen sowie Gber die
Sonderposten fur zweckgebundene
Spenden, Vermachtnisse, usw.,

§ 82 Jahresrechnung

(9) Weitere Bestandteile der Jahres-
rechnung sind die Nachweise Uber die
Rucklagen, die Rickstellungen und
die Schulden, gegliedert nach den
einzelnen Vermogenstragern (Kir-

e) Ubersichten (iber die Riicklagen,
Uber die Rickstellungen sowie Uber die
Sonderposten,

Ubernahme EKD-Regelung,
Verkiirzung.
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chen-, Pfarrei- und Zweckvermdgen),
sowie das Sachbuch tber Verwahr-
gelder und Vorschiisse.
b) Anlagenspiegel, f) der Anlagenspiegel, Ubernahme EKD-Regelung, re-

daktionelle Anpassung.

c) Ubersicht tiber die Forderungen und
Verbindlichkeiten,

Siehe Absatz 1.

d) Ubersicht tiber erhebliche Abwei-
chungen von den Erméachtigungsgro-
Ben mit Erlauterungen.

g) eine Erlauterung der erheblichen
Abweichungen vom Haushaltsplan
(§82(2)),

a) Ubersichten tiber erhebliche Abwei-
chungen von den Erméachtigungsgro-
Ben mit Erlauterungen.

Ubernahme EKD-Regelung, re-
daktionelle Anpassung.

(2) In den Ubersichten zu Absatz 1 a)
sind der jeweilige Stand zu Beginn und
zum Ende des Haushaltsjahres sowie
die Zu- und Abgange darzustellen.

§ 82 Jahresrechnung

(3) In der Jahresrechnung sind die
Summen

a) des Anordnungssolls der Einnah-
men und Ausgaben sowie der Unter-
schied zwischen diesen Summen
(Soll-Uberschuss oder Soll-
Fehlbetrag)

b) der Ist-Einnahmen und Ist-
Ausgaben sowie der Unterschied zwi-
schen diesen Summen (Ist-
Uberschuss oder Ist-Fehlbetrag)
nachzuweisen; Kassenreste, Haus-
haltsreste und Haushaltsvorgriffe sind
zu bertcksichtigen.

(2) In den Ubersichten zu Absatz 1
Buchstabe c sind der jeweilige Ge-
samtbetrag zu Beginn und zum Ende
des Haushaltsjahres sowie Wertberich-
tigungen anzugeben. In den Ubersich-
ten zu Absatz 1 Buchstabe e sind der
jeweilige Stand zu Beginn und zum
Ende des Haushaltsjahres sowie die
Zu- und Abgange darzustellen.

Zusammenfassung mit Absatz 4
der EKD-Regelung, Umstellung
und Klarstellung.

Zu- und Abgénge sollen bei
Buchstabe 1c) nicht aufgenom-
men werden, da Forderungen
und Verbindlichkeiten grds. kurz-
fristigen Charakter haben und
einzelne Zu- und Abgange i.d.R.
nicht steuerungsrelevant sind.
Wertberichtigungen sollten ge-
sondert aufgezeigt werden (ana-
log des Ansatzes der EKD-
Koordinierungsgruppe Finanzwe-
sen zur Uberarbeitung der doppi-
schen EKD-Haushaltsrichtlinien.).

(3) Im Anlagenspiegel sind der Stand
des Anlagevermdgens zu Beginn und
zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu-
und Abgénge sowie die Zuschreibun-
gen und Abschreibungen darzustellen.

(3) Im Anlagenspiegel sind der Stand
des Anlagevermoégens zu Beginn und
zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu-
und Abgénge, Umbuchungen sowie die
Zuschreibungen und Abschreibungen
darzustellen.

Ergénzung i.S. der Vollstandig-
keit als Standardelement des
Anlagenspiegels.
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(4) In den Ubersichten (iber die Forde-
rungen und Verbindlichkeiten der kirch-
lichen Kérperschatt ist der jeweilige
Gesamtbetrag zu Beginn und zum En-
de des Haushaltsjahres sowie Wertbe-
richtigungen anzugeben.

In Absatz 2.

§ 58 Aufbewahrungsfristen

§ 84 Aufbewahrungsfristen

§ 55 Aufbewahrungsfristen

(1) Die Haushalte, die erstmalige Eroff-
nungsbilanz, die Jahresabschlisse, die
Grund- und Hauptbiicher sind dauernd,
sonstige Bucher und die Belege min-
destens zehn Jahre aufzubewahren.
Die Fristen laufen vom Tage der Ent-
lastung an.

(1) Die Jahresrechnungen sind dau-
ernd, die Anlagen und sonstigen Bi-
cher mindestens zehn Jahre geordnet
aufzubewahren. Die Fristen laufen
vom Tag der Entlastung an.

(1) Die Haushalte, die erstmalige Eroff-
nungsbilanz, die Jahresabschlusse, die
Grund- und Hauptbicher sind dauernd,
sonstige Bicher und die Belege min-
destens zehn Jahre aufzubewahren.
Die Fristen laufen vom Tage der Ent-
lastung an.

Erhalt der EKD-Regelung; ar-
chivwiirdig und grds. dauernd
aufzubewahren, d.h. zunéchst
korperlich.

(2) Die Aufbewahrung kann auch auf
Bildtragern oder anderen Datentragern
erfolgen, wenn die Ubereinstimmung
mit den Urschriften und die Lesbarkeit
gesichert sind.

(2) Die Aufbewahrung kann auch auf
Bildtragern oder anderen Datentragern
erfolgen, wenn die Ubereinstimmung
mit den Urschriften und die Lesbarkeit
gesichert sind.

Ubernahme EKD-Regelung.

(3) Die zu beachtenden rechtlichen
Fristen Dritter bleiben unbertihrt.

(2) Im wbrigen bleiben Vorschriften
Uber die Akten- und Archivordnung
unberuhrt.

(3) Die zu beachtenden rechtlichen
Fristen Dritter bleiben unberihrt.

EKD-Koordinierungsgruppe Fi-
nanzwesen hierzu: Nicht nur
steuerrechtliche, sondern ggf.
andere rechtliche Vorschriften
gelten weiter. Die Beachtung der
Akten- und Archivordnung ist
nicht hier zu regeln, da grds. kei-
ne gesetzlichen Vorschriften be-
troffen sind.

Die Akten- und Archivordnung
bliebe ohnedies unberihrt und
ware damit nicht explizit aufzu-
fuhren.
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Abschnitt V: 88 59-61

Betriebliches Rechnungswesen

8§ 59 Anwendung fir kirchliche Wirt-
schaftsbetriebe

§ 57 Anwendung des betrieblichen
Rechnungswesens

§ 56 Anwendung fur Betriebe ge-
werblicher Art

.Kirchliche Wirtschaftsbetriebe”
ware als Begriff eine neue ,Wort-
schopfung®; Anderung wird vor-
geschlagen.

(1) Kirchliche Korperschaften sowie
ihre Amter, Dienste, Werke und Ein-
richtungen kénnen ihr Rechnungswe-
sen betriebswirtschaftlich ausrichten,
wenn dies gesetzlich vorgeschrieben
oder nach Art und Umfang des Ge-
schaftsbetriebes zweckmaRig ist.

(2) Die handelsrechtlichen Vorschrif-
ten sind sinngeman anzuwenden,
soweit dem kirchliche Regelungen
nicht entgegenstehen.

Der Absatz ist in der Doppik ent-
behrlich, da das gesamte Rech-
nungswesen nach der kfm. Buch-
fuhrung ausgerichtet wird.

Sofern kirchliche Kérperschaften han-
dels- und steuerrechtliche Vorschriften
anwenden, ist sicherzustellen, dass die
erforderlichen Informationen nach den
von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen
zur Haushaltssystematik bereitgestellt
werden kdnnen.

(3) Sofern eine kirchliche Kérperschaft
das betriebliche Rechnungswesen
anwendet, ist sicherzustellen, dass
die erforderlichen Informationen nach
den von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen
zur Haushaltssystematik nach § 26
Absatz 5 bereitgestellt werden kon-
nen.

(1) Sofern handels- und steuerrechtli-
che Vorschriften anzuwenden sind,

ist soweit méglich sicherzustellen, dass
die erforderlichen Informationen nach
den von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen
zur Haushaltssystematik bereitgestellt
werden kénnen.

Die Pflegebuchfiihrungsverord-
nung wurde gem. Vorschlag nicht
explizit aufgenommen, da Son-
derauspragung des Handels-
rechts.

Damit Sicherstellung, dass nur
bei bestehender Verpflichtung
vordergrindige Anwendung von
HGB/StR, ansonsten: KHO. Sie-
he auch § 1.

~Soweit moglich* ist gem. Vor-
schlag ergénzt worden, um eine
Uberhéhung der Anforderungen
zu vermeiden; der Kontenrahmen

-90-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

und die Gliederung sind mdg-
lichst analog anzuwenden.

Allerdings:

Die EKD-Koordinierungsgruppe
Finanzwesen erwégt die Strei-
chung des Absatzes und der 8§
59, 60 und 61 gem. EKD-Rege-
lungen.

EKD-Koordinierungsgruppe Fi-
nanzwesen hierzu: gestrichen.
Klarung in 8 1 durch Erweiterung
Formulierung, dass kirchliche
Korperschaften, die andere ge-
setzliche Vorschriften anwenden
mussen, nicht nach dieser KHO
arbeiten mussen.

§ 60 Wirtschaftsplan

§ 58 Wirtschaftsplan

(1) Bei Anwendung von § 59 ist vor
Beginn des Wirtschaftsjahres ein Wirt-
schaftsplan aufzustellen und durch das
zustandige Gremium zu beschlief3en.
Der Wirtschaftsplan muss in Form und
Gliederung dem Jahresabschluss ent-
sprechen.

(1) Fur kirchliche Kérperschaften so-
wie ihre Amter, Dienste, Werke und
Einrichtungen, die das betriebliche
Rechnungswesen anwenden, ist vor
Beginn des Wirtschaftsjahres ein
Wirtschaftsplan aufzustellen und zu
beschlieRBen. Der Wirtschaftsplan
muss in Form und Gliederung dem
Jahresabschluss entsprechen.

(2) Bei Anwendung von Absatz 1 wird

der Haushalt durch den Wirtschaftsplan

ersetzt. Die kirchlichen Vorschriften

sind sinngeméafl anzuwenden, soweit

dem handels- oder steuerrechtliche

Regelungen nicht entgegenstehen.

Durch die Gleichstellung mit dem
Haushalt wird klargestellt, dass
fur den Wirtschaftsplan grds.
analog die Vorschriften dieser
Ordnung gelten. Dies wird zur
Entbehrlichkeit der Folge-
Absatze fuhren.

(2) Der Wirtschaftsplan muss Auf-
schluss Uber die voraussichtliche Ent-
wicklung des Vermdgens sowie der
Ertrage und Aufwendungen geben. Ihm
ist eine outputorientierte Darstellung
der inhaltlichen kirchlichen Arbeit bei-

(2) Der Wirtschaftsplan muss Auf-
schluss Uber die voraussichtliche
Entwicklung des Vermdgens sowie
der Ertrage und Aufwendungen ge-
ben.

Zur Definition ,Wirtschaftsplan“
siehe die Begriffsbestimmungen
gem. Anlage zur KHO.

-91-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

zuftigen.

(3) Wirtschaftsjahr ist in der Regel das
Kalenderjahr.

(3) Wirtschaftsjahr ist in der Regel das
Kalenderjahr.

(3) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Entbehrlich; jedoch Erhalt der
EKD-Regelung i.S. der Klarheit.

§ 61 Jahresabschluss

§ 82 Jahresrechnung

Gem. EKD-Koordinierungsgruppe
Finanzwesen: zu streichen.

(1) Fur den Schluss eines Wirtschafts-
jahres ist ein Jahresabschluss (Bilanz
sowie Gewinn- und Verlustrechnung)
zu erstellen.

(1) Die Jahresrechnung ist bis spates-
tens zum 30.4. des folgenden Jahres
zu erstellen. Sie besteht aus dem
Sachbuch und dem Sachbuchab-
schluss und muss vollstandige Re-
chenschaft Gber das verwaltete Ver-
mogen in beurkundeter Darstellung
erbringen. (...)

Entbehrlich, da die Vorschriften
dieser Ordnung gelten, wenn
nicht HGB oder Steuerrecht an-
deres vorschreiben.

(2) Dem Jahresabschluss ist eine
Ubersicht iiber die Abweichungen zum
Wirtschaftsplan beizufiigen, wesentli-
che Abweichungen sind zu erlautern.

(2) (...) Zum Vergleich sind die Ansét-
ze des Haushaltsplanes (einschl. Ver-
anderungen) aufzufiihren und die Ab-
weichungen auszuweisen. Erhebliche
Abweichungen sind in einer Anlage
zur Jahresrechnung zu erlautern.

Entbehrlich.
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Abschnitt VI: 88 62-74

Abschnitt 5: 88 57-70

Ansatz und Bewertung des Vermo-
gens und der Schulden

Vermogen und Schulden: Grundsat-
ze, Ansatz und Bewertung

Inhaltlich passender Titel.

8§ 62 Vermdgen

§ 57 Vermaogen

(1) Das kirchliche Vermégen ist die
Gesamtheit aller Sachen, Rechte und
Anspriche einer kirchlichen Kérper-
schaft. Es gliedert sich in Kirchenver-
mogen, Pfarrvermdgen und sonstiges
Zweckvermogen. Das Kirchenvermo-
gen dient den allgemeinen kirchlichen
Beddrfnissen, das Pfarrvermdgen der
Pfarrbesoldung und -versorgung, die
sonstigen Zweckvermdgen den Zwe-
cken, denen sie gewidmet sind.

§ 2 Vermodgensbestandteile

(1) Das Vermdogen besteht aus

1. Kirchenvermdgen (einschliefilich
Zweckvermogen)

2. Pfarreivermégen.

(2) Das Kirchenvermégen dient den
allgemeinen kirchlichen Bedurfnissen,
das Pfarreivermdgen der Pfarrerbe-
soldung und -versorgung. Zweckver-
mogen dient besonderen Zwecken.

(1) Das Vermdogen ist die Gesamtheit
aller Sachen, Rechte und Anspri-
che. Es besteht aus

1. Kirchenvermogen,
2. Pfarreivermégen und
3. sonstigem Zweckvermégen.

(2) Das Kirchenverméogen dient den
allgemeinen kirchlichen Bedurfnissen,
das Pfarrvermogen der Pfarrbesoldung
und -versorgung, die sonstigen Zweck-
vermogen den Zwecken, denen sie
gewidmet sind.

.Gliedert sich” steht potenziell im
Widerspruch zur Gliederung der
kirchlichen Bilanz (auch nach der
EDK-Systematik), daher Vor-
schlag ,besteht aus”. Redaktio-
nelle Anpassungen.

(2) Vermogensgegenstande sollen nur
erworben werden, soweit sie zur Erfil-
lung der kirchlichen Aufgaben in ab-
sehbarer Zeit erforderlich sind.

(3) Vermogensgegenstande sollen nur
erworben werden, soweit sie zur Erfil-
lung der kirchlichen Aufgaben erforder-
lich sind.

Es wird die Streichung von ,in
absehbarer Zeit" vorgeschlagen,
da ,dehnbarer" Begriff.

(3) Das Vermdogen ist wirtschaftlich und
im Einklang mit dem kirchlichen Auftrag
zu verwalten. Es ist in seinem Bestand
und Wert grundséatzlich zu erhalten.
Der mit seiner Nutzung verbundene
Ressourcenverbrauch soll erwirtschaf-
tet werden.

§ 3 Verwaltung des Vermégens

(1) Das Vermdgen ist in seinem Be-
stand zu erhalten und nach Mdéglich-
keit zu mehren. Es ist wirtschaftlich zu
verwalten.

(4) Das Vermdgen ist wirtschaftlich und
im Einklang mit dem kirchlichen Auftrag
zu verwalten. Es ist in seinem Bestand
und Wert grundsétzlich zu erhalten.
Der mit seiner Nutzung verbundene
Ressourcenverbrauch soll erwirtschaf-
tet werden. Bei Wechsel der verant-
wortlichen Personen ist eine ordnungs-
gemaRe Ubergabe inklusive Anferti-
gung eines Ubergabeprotokolls sicher-
zustellen.

~Wirtschaftliche Verwaltung“ im-
pliziert, méglichst auch Vermo-
genszuwdachse zu erreichen.

Der Ressourcenverbrauch soll
i.S. intergenerativer Gerechtigkeit
— doppisches Grundprinzip im
kirchlichen Kontext — erwirtschaf-
tet werden.

,Im Einklang mit dem kirchlichem
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Auftrag”: Bezug auf kirchlich-
ethische bzw. christliche Mal3sta-
be.

Zum Zusatz ,Bei Wechsel..." sie-
he § 19 der bisherigen KHO-
Regelungen oben und dortige
Erlauterungen hierzu.

(4) Fur Minderungen des Vermégens
gelten die landeskirchlichen Vorschrif-
ten.

§ 4 VeraufRerung von Vermdgen

(1) Vermogen darf nur verauf3ert wer-
den, wenn es zur Erfillung der Aufga-
ben in absehbarer Zeit nicht benétigt
wird oder wenn es aus wirtschaftli-
chen Griinden geboten ist.

(2) Vermogen darf nur gegen einen
seinem Wert entsprechenden Preis
verdul3ert werden.

(5) Vermogen darf nur veraulRert wer-
den, wenn es zur Erfiillung der Aufga-
ben kiinftig nicht bendtigt wird oder
wenn es aus wirtschaftlichen Griinden
geboten ist. Vermdgen darf nur gegen
einen seinem Wert entsprechenden
Preis veraufRert werden.

Orientierung an bestehender
KHO-Regelung.

,In absehbarer Zeit* erscheint
grds. als zu unbestimmt, daher
Vorschlag ,kinftig“.

Die Regelung betrifft die Verau-
Rerung, nicht priméar die Umwid-
mung der Zweckbindung.

Vgl. 8§ 47 Absatz 1 KGO Nummer

13 zum Thema ,Zweckbindun-
gen*“, auf3erdem § 65 Absatz 9.

§ 3 Verwaltung des Vermégens

(2) Steuern und offentliche Abgaben
sowie alle Ausgaben, die eine Ver-
besserung oder Steigerung der Er-
tragsfahigkeit des Pfarreivermdgens
zum Ziele haben, werden aus dessen
Ertrégnissen finanziert; laufende Aus-
gaben der Verwaltung des Pfarrei-
vermdgens gehen zu Lasten des Kir-
chenvermdogens.

(6) Steuern und 6ffentliche Abgaben
sowie alle Ausgaben, die eine Verbes-
serung oder Steigerung der Ertragsfa-
higkeit des Pfarreivermogens zum Ziel
haben, werden aus dessen Ertragnis-
sen finanziert; laufende Ausgaben der
Verwaltung des Pfarreivermégens ge-
hen zu Lasten des Kirchenvermégens.
Die Bestimmungen uber die treuhdnde-

rische Verwaltung des Pfarreivermo-
gens in der Evangelischen Kirche in

Hessen und Nassau bleiben unberihrt.

Beibehalt der bisherigen KHO-
Regelungen im inhaltlichen Kern.

Der vorgeschlagene Zusatz be-
zieht sich auf besondere Rege-
lungen fir die ZPV (letzter Teil
des 1. Satzes gilt hier grds.
nicht).
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(3) Pfarrhauser mit Zubehér sind in
der Regel Bestandteil des Pfarreiver-
mogens. lhre Bau- und Unterhal-
tungskosten sowie sdmtliche darauf
ruhende Lasten und Abgaben werden
aus Haushaltseinnahmen des Kir-
chenvermdgens getragen. Leistungs-
verpflichtungen Dritter (burgerliche
Gemeinden, Staat, Patrone usw.)
bleiben unberihrt.

(7) Pfarrhauser mit Zubehor sind in der
Regel Bestandteil des Pfarreivermo-
gens. |hre Bau- und Unterhaltungskos-
ten sowie samtliche darauf ruhende
Lasten und Abgaben werden aus Er-
tragnissen des Kirchenvermdégens ge-
tragen. Leistungsverpflichtungen Dritter
(biurgerliche Gemeinden, Staat, Patro-
ne usw.) bleiben unberihrt.

Beibehaltung der bisherigen
KHO-Regelungen.

(4) Die Erfassung und Abrechnung
des Pfarreivermogens wird durch die
Kirchenleitung geregelt.

(8) Die Erfassung und Abrechnung des

Pfarreivermogens wird durch die Kir-

chenleitung geregelt.

Der doppische Kontenrahmen
trennt im Bestand entsprechend.

(5) Bei Gegenstanden des Anlage-
vermogens soll der Wert durch Ab-
schreibungen erhalten werden; diese
sind, soweit sie im laufenden Haushalt
fur diesen Zweck nicht bendétigt wer-
den, der Substanzerhaltungsriicklage
zuzufihren. Naheres regelt die Kir-
chenleitung durch Rechtsverordnung.

Grds. Bestandteil der kirchlichen
Doppik, siehe 8 65 Absatz 5 (Be-
reich Rucklagen, ware hier nicht
zu regeln).

§ 63 Bewirtschaftung des Vermo-
gens

§ 58 Bewirtschaftung des Vermo-
gens

Die wirtschaftliche Verwaltung des
kirchlichen Vermégens geman § 62
Absatz 3 umfasst insbesondere

Die wirtschaftliche Verwaltung des
kirchlichen Vermdgens umfasst insbe-
sondere folgende Verpflichtungen:

Geringfligige Anpassung.

1. Grundsticke, die nicht unmittelbar
kirchlich genutzt werden, sind zu ver-
mieten oder zu verpachten.

§ 7 Grundvermdgen

(1) Grundstucke, die nicht unmittelbar
kirchlich genutzt werden, sind zu ver-
mieten oder zu verpachten.

1. Grundstiicke, die nicht unmittelbar
kirchlich genutzt werden, sind zu ver-
mieten oder zu verpachten.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) Die Verwaltung und Bewirtschaf-
tung von Wald richtet sich nach den
fur die staatliche und kommunale

Die Regelungen bzgl. ,Wald"“ er-
scheinen sehr detailliert; fraglich
bliebe, warum z.B. keine Detail-
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Forstwirtschaft geltenden landesrecht-
lichen Vorschriften. Um eine sachge-
mafe Verwaltung des Waldbesitzes
zu gewabhrleisten, sind mit den staatli-
chen oder kommunalen Forstverwal-
tungen Befdrsterungsvertréage abzu-
schlieen.

regelungen fir Vermietung und
Verpachtung, fur Erbbaurechte,
etc. erfolgen.

Vorgeschlagen wird der Einbezug
in die Grundvermégensverord-
nung. Generell wird eine Uberar-
beitung der Grundvermégensver-
ordnung mit Blick auf die Doppik
empfohlen.

2. Frichte und Nutzungen aus kirchli-
chen Vermogensgegenstanden dirfen
Dritten grundsétzlich nur gegen ange-
messenes Entgelt Uberlassen werden.

2. Frichte und Nutzungen aus kirchli-
chen Vermogensgegenstanden durfen
Dritten grundsétzlich nur gegen ange-
messenes Entgelt Uberlassen werden.

Ubernahme EKD-Regelung.

3. Auf Gesetz, Vertrag und Herkommen
beruhende Nutzungen und Rechte sind
zu erhalten und wahrzunehmen. Die
Ablésung und Umwandlung von Rech-
ten darf nur erfolgen, wenn daran ein
besonderes Interesse oder eine Ver-
pflichtung hierzu besteht. Die Abldsung
ist nur gegen einen der Nutzung oder
dem Recht entsprechenden Wert zu-
lassig.

§ 8 Nutzungen und Rechte

(1) Die auf Gesetz, Vertrag und Her-
kommen beruhenden Nutzungen und
Rechte sind zu erhalten und wahrzu-
nehmen.

(2) Die Ablosung und Umwandlung
von Rechten darf nur erfolgen, wenn
ein besonderes Interesse an der Ab-
I6sung oder Umwandlung oder eine
Verpflichtung hierzu besteht. Die Ab-
I6sung ist nur gegen einen der Nut-
zung oder dem Recht angemessenen
Wert zuléssig.

3. Auf Gesetz, Vertrag und Herkommen
beruhende Nutzungen und Rechte sind
zu erhalten und wahrzunehmen. Die
Ablésung und Umwandlung von Rech-
ten darf nur erfolgen, wenn daran ein
besonderes Interesse oder eine Ver-
pflichtung hierzu besteht. Die Ablésung
ist nur gegen einen der Nutzung oder
dem Recht entsprechenden Wert zu-
lassig. Die wirtschaftliche Verwaltung
der Nutzungen und Rechte ist zu ge-
wahrleisten.

Verbindung zu § 35 der EKD-
Regelungen, siehe oben.

Der Zusatz der ,wirtschaftlichen
Verwaltung® impliziert grds. auch,
dass bei kleinerem Umfang die
Abldsung besonderes erwogen
werden sollte.

4. Zuwendungen von Todes wegen und
Schenkungen durfen nur angenommen
werden, wenn in ihrer Zweckbestim-
mung nichts enthalten ist, was dem
Auftrag der Kirche widerspricht. Sie
sind auszuschlagen, wenn mit ihnen
ihrem Wert nicht entsprechende belas-

§ 6 Stiftungen/Schenkungen

(1) Zuwendungen von Todes wegen
und Schenkungen dirfen nur ange-
nommen werden, wenn in ihrer
Zweckbestimmung nichts enthalten
ist, was dem Auftrag der Kirche wi-
derspricht. Sie sind auszuschlagen,

4. Zuwendungen von Todes wegen
und Schenkungen dirfen nur ange-
nommen werden, wenn in ihrer Zweck-
bestimmung nichts enthalten ist, was
dem Auftrag der Kirche widerspricht.
Sie sind auszuschlagen, wenn

mit ihnen Belastungen verbunden sind,

Grds. Erhalt der EKD-Regelung;
mit Anpassungen in Anlehnung
an die bestehende KHO-
Regelung.

Der Begriff ,Belastungen* ist ge-
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tende Bedingungen oder Auflagen ver-
bunden sind. Fir die Verwendung der

Zuwendung gilt der Wille der oder des

Zuwendenden.

wenn mit ihnen belastende Bedingun-
gen oder Auflagen verbunden sind,
die ihrem Wert nicht entsprechen. Fur
die Verwendung der Zuwendung gilt
der Wille der oder des Zuwendenden.

die dem Wert der Zuwendung oder
Schenkung nicht entsprechen. Fiir die
Verwendung der Zuwendung gilt der
Wille der oder des Zuwendenden.

nerischer als ,Bedingungen oder
Auflagen®.

5. Fir Stiftungen gilt Nr. 4 entspre-
chend. Soweit kirchliches oder staatli-
ches Stiftungsrecht dem nicht entge-
gensteht, ist eine Umwandlung, Zu-
sammenlegung oder Aufhebung von
Stiftungen nur zulassig, wenn sie we-
gen wesentlicher Veranderungen der
Verhaltnisse notwendig oder wenn die
Erfullung des Stiftungszwecks unmdag-
lich geworden ist.

(2) Fur Stiftungen gilt Absatz 1 ent-
sprechend. Eine Umwandlung, Zu-
sammenlegung oder Aufhebung von
Stiftungen ist nur zulassig, wenn sie
wegen wesentlicher Veranderungen
der Verhaltnisse notwendig oder wenn
die Erfullung des Stiftungszweckes
unmdglich geworden ist.

5. Fir Stiftungen gilt Nummer 4 ent-
sprechend. Soweit kirchliches oder
staatliches Stiftungsrecht dem nicht
entgegensteht, ist eine Umwandlung,
Zusammenlegung oder Aufhebung von
Stiftungen zulassig, wenn sie wegen
wesentlicher Veranderungen der Ver-
haltnisse notwendig oder wenn die Er-
fullung des Stiftungszwecks unmaglich
geworden ist.

Explizite Berlicksichtigung des
Stiftungsrechts erscheint sinnvoll.
Entbehrlichkeit des Begriffs ,nur.

6. Geldmittel, die nicht als Kassenbe-
stand auf laufenden Konten fur den
Zahlungsverkehr benétigt werden, und
Finanzanlagen zur Deckung von Riick-
lagen und anderen Passivpositionen
sind sicher und ertragbringend anzule-
gen. Die Art der Anlage muss mit dem
kirchlichen Auftrag vereinbar sein. Da-
bei ist darauf zu achten, dass die Mittel
bei Bedarf verfugbar sind.

§ 9 Riicklagen

(2) Rucklagen sind sicher, ertragbrin-
gend und so anzulegen, dass sie im
Bedarfsfalle zur Verfigung stehen; die
Zinsen sind in der Regel zu kapitali-
sieren. Die Art der Anlage muss mit
dem kirchlichen Auftrag vereinbar
sein.

(3) Rucklagen sollen in der Regel bei

der Gesamtkirchenkasse der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau
angelegt werden.

6. Geldmittel, die nicht auf laufenden
Konten fur den Zahlungsverkehr beno-
tigt werden, und Finanzanlagen sind so
anzulegen, dass die mit der Geldanla-
ge verbundenen Ziele in moglichst ho-
hem Umfang erreicht werden. Die Kri-
terien Sicherheit, Liquiditdt und Renta-
bilitdt sind hierbei in ausreichender
Weise zu beriicksichtigen. Die Art der
Anlage muss mit dem kirchlichen Auf-
trag vereinbar sein. Finanzanlagen sol-
len durch die Gesamtkirche angelegt
werden. Ausnahmen bedurfen der Kir-
chenaufsichtlichen Genehmigunag.

Das Prinzip der Finanzdeckung
ist in der EKD-Regelung enthal-
ten. Regelungen zur Finanzde-
ckung folgen indes in spateren
Paragraphen, z.B. § 65. Daher im
Entwurf keine Ubernahme des
Bezugs auf die Finanzdeckung.

Die Uberarbeitung soll verdeutli-

chen, dass mehrere Anlagekrite-

rien simultan gesteuert und Will-

kir vermieden werden soll (dabei
Bezug: EKD-Leitfaden); Liquiditat
kann dabei grds. nicht als ,domi-

nant verstanden werden.

Die Regelung der Mittelanlage
durch die Gesamtkirche (Benen-
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nung der organisatorischen Ein-
heit ,Finanzbuchhaltung“ nicht
erforderlich) soll durch den Zu-
satz erganzt werden, dass Aus-
nahmen der Genehmigung be-
dirfen (Einheitlichkeit, Effektivi-
tat, Verbindlichkeit). Dies soll
auch dem Umstand Rechnung
tragen, dass Fehlentwicklungen
auf dem Gebiet der Finanzanlage
Folgen von erheblicher Tragweite
haben (Glaubwirdigkeit, Reputa-
tion, Vertrauen, etc.).

§ 64 Inventur, Inventar

§ 59 Inventur, Inventar

Fur die Durchfiihrung der Inven-
tur und die Aufstellung des Inven-
tars sind geeignete Ausflihrungs-
bestimmungen zu erlassen. Dafur
kénnen die handelsrechtlichen
Grundséatze ordnungsmaliger
Buchfiihrung herangezogen wer-
den. Hierzu gehoren insbesonde-
re das Festwertverfahren und das
Verbrauchsfolgeverfahren. (EKD)

Die Inventur ist die Bestandsaufnahme
aller vorhandenen Vermodgenswerte
und Schulden. Das Ergebnis der Inven-

tur ist ein Verzeichnis (Inventar), in
dem alle Verm6gensgegenstande und
Schulden nach Art, Menge und Wert

aufgefiihrt sind.

Grds. Definition zum Begriff ,In-
ventur” in der KHO, Regelung der
Details sollen im Inventurleitfaden
erfolgen bzw. in der EBBVO er-
folgen (z.B. Buchinventur, Fest-
wert, Gruppenbewertung, ...).

(1) Die kirchlichen Kérperschaften ha-
ben bis zum Schluss des Haushaltsjah-
res ihre Grundstlicke, Forderungen und
Schulden, die liquiden Mittel sowie die
sonstigen Vermogensgegenstande ge-

§ 87 Vorprufung/Offenlegung

(1) (...)Die Vorprufung hat sich insbe-

sondere zu erstrecken auf:
d) die Inventarisierung erworbener

Verweis auf den Inventurleitfaden
durch die EBBVO. Siehe § 70.
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nau zu erfassen und mit ihrem Einzel-
wert in einem Inventarverzeichnis (In-
ventar) auszuweisen. Korperliche Ver-
mdgensgegenstande sind in der Regel
durch eine korperliche Bestandsauf-
nahme zu erfassen (Inventur). Auf die
koérperliche Bestandsaufnahme kann
verzichtet werden, wenn anhand vor-
handener Verzeichnisse der Bestand
nach Art, Menge und Wert ausreichend
sicher festgestellt werden kann (Bu-
chinventur). Das Inventar ist innerhalb
der einem ordnungsmafigen Ge-
schéaftsgang entsprechenden Zeit auf-
zustellen.

Vermdgensgegensténde,

(2) Vermogensgegenstande des Anla-
gevermdogens, deren Anschaffungs-
und Herstellungskosten im Einzelnen
wertmafig den Betrag flir geringwertige
Wirtschaftsguter nicht Gberschreiten,
werden bilanziell nicht erfasst. Gemar
den steuerrechtlichen Regelungen und
Wertgrenzen kann ein Sammelposten
gebildet werden.

Regelung in EBBVO.

(3) Vermogensgegenstande des Sach-
anlagevermdgens sowie Vorrate kon-
nen, wenn sie regelmafig ersetzt wer-
den und ihr Gesamtwert fur die kirchli-
che Korperschaft von nachrangiger
Bedeutung ist, mit einer gleich bleiben-
den Menge und einem gleich bleiben-
den Wert angesetzt werden, sofern ihr
Bestand in seiner Grol3e, seinem Wert
und seiner Zusammensetzung nur ge-
ringen Veranderungen unterliegt.

Regelung in EBBVO.
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(4) Sofern Vorrate bereits aus Lagern
abgegeben worden sind, gelten sie als
verbraucht.

Regelung in EBBVO.

(5) Gleichartige Vermdgensgegenstan-
de des Vorratsvermdgens sowie ande-
re gleichartige oder annéhernd gleich-
wertige bewegliche Vermégensgegen-
stande kénnen jeweils zu einer Gruppe
zusammengefasst und mit dem gewo-
genen Durchschnittswert angesetzt
werden.

Regelung in EBBVO.

§ 65 Allgemeine Bewertungsgrund-
satze

§ 60 Allgemeine Bewertungsgrund-
satze

(1) Bei der Bewertung der Vermdgens-
gegenstande und Schulden gilt Fol-
gendes:

Bei der Bewertung der Vermogensge-
genstande und Schulden gilt Folgen-
des:

Ubernahme EKD-Regelung.

1. Die Wertansatze in der Eréffnungsbi-
lanz des Haushaltsjahrs miissen mit
denen der Schlussbilanz des Vorjahres
Ubereinstimmen.

1. Die Wertansatze in der Eréffnungsbi-
lanz des Haushaltsjahrs missen mit
denen der Schlussbilanz des Vorjahres
Ubereinstimmen.

Stetigkeitsgrundsatz.

2. Die Vermogensgegenstande und
Schulden sind zum Abschlussstichtag
grundsétzlich einzeln zu bewerten.

2. Die Vermogensgegenstande und
Schulden sind zum Abschlussstichtag
grundséatzlich einzeln zu bewerten.

Einzelbewertungsgrundsatz.

3. Es ist vorsichtig zu bewerten, na-
mentlich sind alle vorhersehbaren Risi-
ken, die bis zum Abschlussstichtag
entstanden sind, zu bericksichtigen.

3. Es ist vorsichtig zu bewerten, na-
mentlich sind alle vorhersehbaren Risi-
ken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind, zu
bertcksichtigen.

Vorsichtsprinzip, Imparitatsprin-
zip; Ergadnzung von ,Verlusten*
i.S. der Vollstéandigkeit als Be-

standteil des Imparitéatsprinzips.

Vorhersehbare Risiken und
(Wert-)Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind,
sind zu berucksichtigen, selbst
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wenn diese erst zwischen dem
Abschlussstichtag und dem Tag
der Aufstellung des Jahresab-
schlusses bekannt geworden
sind; Risiken und (Wert-) Verlus-
te, fur deren Verwirklichung im
Hinblick auf die besonderen Ver-
héaltnisse der kirchlichen Haus-
haltswirtschaft nur eine geringe
Wahrscheinlichkeit spricht, blei-
ben aul3er Betracht. (Wert-) Ge-
winne sind nur zu bertcksichti-
gen, wenn sie am Abschluss-
stichtag realisiert sind. (EKD)

4. Aufwendungen und Ertrage des
Haushaltsjahrs sind unabhangig von
den Zeitpunkten der entsprechenden
Zahlungen im Jahresabschluss zu be-
ricksichtigen.

4. Aufwendungen und Ertrége des
Haushaltsjahrs sind unabhé&ngig von
den Zeitpunkten der entsprechenden
Zahlungen im Jahresabschluss zu be-
ricksichtigen.

Periodisierungsprinzip, Abgren-
zung der Sache und der Zeit
nach.

5. Die im Vorjahr angewandten Ansatz-
und Bewertungsmethoden sollen bei-
behalten werden.

5. Die im Vorjahr angewandten Ansatz-
und Bewertungsmethoden sollen bei-
behalten werden.

Stetigkeit, siehe § 53 Buchstabe
b.

Abweichungen von dem Grund-
satz der Bewertungsstetigkeit
sind im Anhang zur Bilanz und im
Inventarverzeichnis auszuweisen.
(EKD)

6. (Wert-)Gewinne sind nur zu beriick-
sichtigen, wenn sie am Abschlussstich-
tag realisiert sind.

Realisationsprinzip; Ergédnzung
i.S. der Vollstandigkeit.

(2) Naheres regeln die Bewertungs-
und Bilanzierungsrichtlinien.

Siehe § 70.

§ 66 Wertansatze der Vermégensge-

§ 61 Wertansatze der Vermoégensge-
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gensténde und Schulden

genstande und Schulden

(1) Fur neu zugehende Vermdégensge-
genstande sind die Anschaffungs- und
Herstellungskosten zugrunde zu legen.

(1) Vermdbgensgegenstande sind
héchstens mit den Anschaffungs- und
Herstellungskosten vermindert um Ab-
schreibungen gemaf 8§ 63 zu bewer-
ten. Dabei gilt, dass

a) Anschaffungskosten die Aufwen-
dungen sind, die geleistet werden, um
einen Vermégensgegenstand zu er-
werben und ihn in einen betriebsberei-
ten Zustand zu versetzen, soweit sie
dem Vermdégensgegenstand einzeln
zugeordnet werden kénnen; zu den
Anschaffungskosten gehéren auch die
Nebenkosten. Minderungen des An-
schaffungspreises sind abzusetzen;

b) Herstellungskosten die Aufwendun-
gen sind, die durch den Verbrauch von

Gitern und die Inanspruchnahme von
Diensten fir die Herstellung eines
Vermégensgegenstands, seine Erwei-
terung oder fiir eine lber seinen ur-
spriinglichen Zustand hinausgehende
wesentliche Verbesserung entstehen.

Prinzip der Anschaffungs- und
Herstellungskosten (AK/HK); De-
tailregelungen zu AK/HK sollen in
der EBBVO erfolgen.

Die Gebaudebewertung soll nicht
nach originaren AK/HK erfolgen
(nicht mdéglich), sondern verein-
fachend nach Normalherstel-
lungskosten (NHK) als Approxi-
mation.

Inhaltliche Prazisierungen.

AuRerdem: Verlagerung der (all-
gemeinen) Begriffsbestimmungen
zu Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten aus dem Anhang in
den KHO-Entwurf (Buchstabe a
und b)) auf Grund der besonde-
ren Bedeutung der Regelungen.

(2) Kirchen und Kapellen kénnen mit 1
€ bewertet werden. Die Zielsetzung der
88 3 Absatz 1, 6 Absatz 2 und 70 Ab-
satz 4 bleibt unberihrt.

Die Gebaudebewertung soll in
der EKHN nach dem Verfahren
der NHK2000 erfolgen (Vereinfa-
chungsverfahren zur Bewertung
von Gebauden).

In § 74 der EKD-Regelungen ist
geregelt, dass Vereinfachungs-
verfahren angewendet werden
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durfen. Dies soll gem. Vorschlag
fur die EKHN in der EBBVO fest-
gelegt werden (siehe Anmerkun-
gen zu § 74 der EKD-Regelun-

gen).

(3) Wertpapiere, deren Rickzahlung
am Ende der Laufzeit zu 100% erwartet
wird, sind mit dem Nominalwert anzu-
setzen. Uber- oder unterschreitende
Kaufpreise sind abzugrenzen und tber
die Laufzeit ab- bzw. zuzuschreiben.
Geringfligige Differenzbetrage kdnnen
im Jahr der Anschaffung ergebnisrele-
vant werden. Andere Finanzanlagen
sind bei Kauf zum Kurswert anzuset-
zen, im Ubrigen gilt das gemilderte
Niederstwertprinzip. Unterschreitet am
Ende des Rechnungsjahres bei einer
Finanzanlage die Summe des Markt-
wertes die Summe des Buchwertes,
soll der Betrag in Hohe der Differenz
gemindert werden. Auf die Minderung
von einzelnen Finanzanlagen kann
verzichtet werden, wenn die Summe
aller Marktwerte der Finanzanlagen die
Summe der Buchwerte nicht unter-
schreitet. Werden die Minderungen als
vorubergehend eingeschéatzt, kdnnen
sie auf der Passivseite in den Korrek-
turposten fiur Wertschwankungen ein-
gestellt werden. Ubersteigen nach er-
folgter Minderung in den folgenden drei
Jahren jeweils der Marktwert wieder
den Buchwert, ist der Betrag bis zur
Héhe der vorgenommenen Minderun-
gen jahrlich wieder zu erhéhen. Wenn

(2) Bei Vermogensgegenstanden des
Anlagevermdgens sind bei voraussicht-

lich dauernder Wertminderung auf3er-
planmaRige Abschreibungen vorzu-
nehmen, um diese mit dem niedrigeren
Wert anzusetzen, der ihnen am Ab-
schlussstichtag beizulegen ist.

(3) Bei Vermobgensgegenstanden des
Umlaufvermdgens sind Abschreibun-
gen vorzunehmen, um diese mit einem
niedrigeren Wert anzusetzen, der sich
aus einem Bodrsen- oder Marktpreis am
Abschlussstichtag ergibt.

Vorschlag ist die Nicht-Beriick-
sichtigung eines Abschreibungs-
wahlrechts bei voraussichtlich
voribergehender Wertminderung
bei Finanzanlagen zwecks Siche-
rung von Einheitlichkeit und Kon-
sistenz.

Fur das Umlaufvermégen gilt das
strenge Niederstwertprinzip.

Die Klarung der Begriffe ,dauer-
haft* und ,vortibergehend” soll in
der EBBVO erfolgen.

Die EKD-Regelung wird als zu
spezifisch bewertet (Wertpapier-
regelungen sollen in der EBBVO
erfolgen); die Abséatze 2 und 3
sollen Festsetzungen von grund-
sétzlicher Relevanz vornehmen.
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eine nachhaltige Wertminderung ein-
tritt, ist auf den niedrigeren Wert abzu-
schreiben.

(4) Forderungen sind mit dem Nomi-
nalwert anzusetzen. Zweifelhafte For-
derungen sind gesondert auszuweisen
und entsprechende Einzelwertberichti-
gungen sind zu bilden. Uneinbringliche
Forderungen sind abzuschreiben. Pau-
schalwertberichtigungen sind zulassig.

(4) Forderungen sind mit dem Nomi-
nalwert anzusetzen. Zweifelhafte For-
derungen sind gesondert auszuweisen
und entsprechende Einzelwertberichti-
gungen sind zu bilden. Uneinbringliche
Forderungen sind abzuschreiben,

Grundsatz der Pagatorik.

In der EBBVO bzw. im Bewer-
tungshandbuch soll aufgegriffen
werden, wie zweifelhafte, unein-
bringliche Forderungen zu defi-
nieren sind.

Pauschalwertberichtigungen sol-
len i.S. der Durchgangigkeit und
der Verwaltungsvereinfachung
nicht zugelassen werden.

Diese Regelung bezieht sich auf
Forderungen im Sinne der Bi-
lanzgliederung. (EKD)

(5) Ruckstellungen fur beamtenrechtli-
che Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen sind nach versicherungsmathema-
tischen Grundsatzen zu ermitteln.

(5) Ruckstellungen fur beamtenrechtli-
che Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen sind nach versicherungsmathema-
tischen Grundsatzen zu ermitteln.

In der EBBVO sollen ggf. weitere
Konkretisierungen erfolgen (z.B.
Zeitraum fur Neuermittlungen).
,Beihilfen“ beziehen sich hier auf
diejenigen ggu. Pensiondrinnen
und Pensionare.

Siehe auch § 53 Buchstabe g.

(6) Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem
Ruckzahlungsbetrag in der Bilanz aus-
zuweisen.

(6) Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem
Ruckzahlungsbetrag in der Bilanz aus-
zuweisen. Ruckstellungen sind in Héhe

des nach verninftiger kaufmannischer
Beurteilung notwendigen Riickzah-
lungsbetrags anzusetzen.

Ubernahme EKD-Regelung.

Auch ,sonstige* Riickstellungen
neben den in Absatz 5 definierten
bedirfen einer Regelung; hier:
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Orientierung am HGB, § 253 Ab-
satz 1 S. 2; ,nach verniinftiger
kaufmannischer Beurteilung” ist
erforderlich, da die den Rickstel-
lungen zu Grunde liegenden Ver-
pflichtungen dem Grunde
und/oder der H6he nach unsicher
sind.

8§ 67 Nachweis des Vermégens und
der Schulden, Bilanzierung

§ 62 Nachweis des Vermogens und
der Schulden, Bilanzierung

Struktur und Stellung der §§ 52
und 62: ,technischer” Hinweis in
§ 52 zum Jahresabschluss, in-
haltliche Details in § 62.

(1) Das nach den vorstehenden Vor-
schriften erfasste und bewertete Ver-
mdgen und die Schulden sind in einer
Bilanz gemaR § 55 nachzuweisen.

§ 76 Vermogensbuchfuhrung

(1) Uber das Vermégen und die
Schulden ist Buch zu filhren oder ein
anderer Nachweis zu erbringen.

(2) Die Buchfiihrung Gber das Vermo-
gen und die Schulden kann mit der
Buchfiihrung tber die Einnahmen und
Ausgaben verbunden werden.

(1) Das nach den vorstehenden Vor-
schriften erfasste und bewertete Ver-
mogen und die Schulden sind in ei-
ner Bilanz nachzuweisen.

Grds. Ubernahme EKD-
Regelung.

(2) In der Bilanz sind das Anlage- und
das Umlaufvermdogen, das Reinvermo-
gen, die Sonderposten, die Schulden
sowie die Rechnungsabgrenzungspos-
ten vollstandig auszuweisen. Die De-
ckungsliicken der Substanzerhaltungs-
ricklagen aus unterbliebener Instand-
haltung und nicht erwirtschafteten Ab-
schreibungen sind unter dem Bilanz-
strich oder im Anhang auszuweisen.

§ 2 Vermodgensbestandteile
(3) Das Vermogen umfasst:

a) auf der Aktivseite (Mittelverwen-
dung):

- Anlagevermdagen

- Forderungen aus Geldanlagen und

- Sonstige Forderungen;

b) auf der Passivseite (Mittelherkunft):
- Kapitalgrundstock

- Ricklagen

- Vermoégensbindungen

- Schulden und

(2) In der Bilanz sind das Anlage- und
das Umlaufvermdgen, das Reinvermo-
gen, die Sonderposten, die Schulden
sowie die Rechnungsabgrenzungspos-
ten vollstandig auszuweisen. Die De-
ckungslicken der Substanzerhaltungs-
riicklagen aus unterbliebener Instand-
haltung und nicht erwirtschafteten Ab-
schreibungen sind im Anhang auszu-
weisen. Treuh&anderisch verwaltete
Vermdégenswerte einschliel3lich der
damit verbundenen Verpflichtungen
werden unter dem Bilanzstrich aufge-
fahrt.

Zur Deckungsliicke der Substan-
zerhaltungsriicklagen: siehe § 65
Absatz 5 und die Begriffsdefiniti-
on in der Anlage zur KHO.

Der Ausweis einer Deckungsli-
cke im Anhang wird systematisch
vorgezogen und somit vorge-
schlagen.

Der hinzugefligte Satz bezieht
sich auf den vorgeschlagenen
Ansatz zum Ausweis des Treu-
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- Ruckstellungen.

Auf Anlage Il zu diesem Gesetz wird
verwiesen.

(4) Uber das Vermogen ist ein geeig-
neter Nachweis zu fuhren. Naheres
regelt die Kirchenleitung durch
Rechtsverordnung.

handvermodgens der Kirchenge-
meinden bei der Gesamtkirche.
Die anvisierte Vorgehensweise
war auch als Option seitens der
EKD angedacht (siehe § 66 un-
ten und § 71 der EKD-
Regelungen inkl. Ausfiihrungsbe-
stimmung).

Treuhandvermdgen soll gem.
Vorschlag in der EKHN vollstan-
dig ,unter dem Bilanzstrich* aus-
gewiesen werden. Hintergrund ist
der besondere Vermdgens-
charakter und die fehlende Ver-
gleichbarkeit mit dem Sonder-
vermogen (bei Sondervermdégen:
~Hybridstatus" zwischen Rein-
vermdgen und Fremdkapital; bei
Treuhandvermdgen: Vermdgen
Dritter).

EKD (Anmerkung: eigtl. Ausfuh-
rung zu § 52, aber an dieser Stel-
le auf Grund von Umstellungen
eher geeignet; inhaltliche Details
sollen gem. Vorschlag fur die
EKHN in der EBBVO geregelt
werden, inkl. Bilanzstruktur):

Fur innerkirchliche Steuerungs-
entscheidungen sinnvoll und zur
AuRendarstellung notwendig ist
die Unterteilung des Anlagever-
mogens in nicht realisierbares
Sachanlagevermdgen und in rea-
lisierbares Sachanlagevermdgen.
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Das nicht realisierbare Sachanla-
gevermoégen dient unmittelbar der
Erfullung des kirchlichen Auftra-
ges und ist nach dem Selbstver-
stéandnis unverzichtbares Vermo-
gen. Hierzu gehoren insbesonde-
re Kirchen, Kapellen, Friedhofe,
sakrale Vermdgensgegenstande
und Pfarrvermdégen.

Das realisierbare Vermogen dient
im weiteren Sinne auch der Erfil-
lung des kirchlichen Auftrages.
Es ist jedoch nach dem kirchli-
chen Selbstverstandnis verzicht-
bar und nach allgemeinen Vor-
stellungen grundsatzlich marktfa-
hig. Im Bereich des unbewegli-
chen Sachanlagevermdgens gilt
dies insbesondere fur Pfarrhau-
ser, Tagungsstatten, Kindergar-
ten, Verwaltungs- und Wohnge-
b&aude. Hinzu kommt urspringlich
nicht realisierbares Vermogen,
das auf Grund ausdricklicher
Beschllisse zur Veréuf3erung
freigegeben -umgewidmet- wur-
de. (EKD)

(3) Posten der Aktivseite dirfen grund-
satzlich nicht mit Posten der Passivsei-
te, Grundstlicksrechte nicht mit Grund-
stlickslasten verrechnet werden.

(3) Posten der Aktivseite durfen grund-
satzlich nicht mit Posten der Passivsei-
te, Grundstlicksrechte nicht mit Grund-
stiickslasten verrechnet werden.

Saldierungsverbot,
Bruttoprinzip.

(4) Selbst geschaffene immaterielle
Vermdgensgegenstéande des Anlage-
vermogens kénnen als Aktivposten in
die Bilanz aufgenommen werden. Nicht

Regelung in EBBVO.
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aufgenommen werden dirfen selbst
geschaffene Marken, Drucktitel, Ver-
lagsrechte, Kundenlisten oder ver-
gleichbare immaterielle Vermdgensge-
genstande des Anlagevermdgens.

(5) Unmittelbar und Gberwiegend zu
gottesdienstlichen Zwecken genutzte
und nach dem kirchlichen Selbstver-
standnis unveraulRerbare Gebaude
kénnen, unabhangig von deren Bewer-
tung, in der Bilanz jeweils mit 1 Euro
ausgewiesen werden.

Wiederholung zu § 66 Absatz 2
der EKD-Regelung; Vorschlag:
keine Aufnahme, zumal in dieser
Form durch die EKHN nicht ver-
folgt.

(4) Die Bilanz ist in Kontoform zu er-
stellen. Es qilt das Schema der zur Er-
fassung, Bewertung und Bilanzierung
nach 8 70 zu erlassenden Rechtsver-

ordnung.
(5) In der Bilanz ist zu jedem Posten
der entsprechende Betrag des vorher-

gehenden Haushaltsjahres anzugeben.

Erhebliche Unterschiede sind zu erlau-

tern.

Vorgeschlagen wird, (nur) Kern-
elemente des § 55 der EKD-
Regelung (oben: § 52) hierher zu
verlagern zwecks Konsistenz.

Die Regelung der Bilanzstruktur
in der EBBVO soll hier explizit
benannt werden.

§ 68 Abschreibungen

§ 63 Abschreibungen

Fur die Bestimmung der gewdhn-
lichen Nutzungsdauer sind nicht
zwingend die steuerlichen Satze,
sondern realistische Nutzungs-
dauern zugrunde zu legen, die
auf der Grundlage von Erfah-
rungswerten und unter Beriick-
sichtigung von Beschaffenheit
und Nutzung des Vermégensge-
genstands zu bestimmen sind.
Als Richtwerte dienen die in der
Anlage IV (der EKD-Richtlinie)
vorgeschlagenen Nutzungsdau-
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ern von Vermodgensgegenstan-
den. (EKD)

Fur die EKHN: Vorschlag der
Detailregelung in der EBBVO,
siehe § 70.

(1) Bei Vermdgensgegenstanden des
Anlagevermdégens, deren Nutzung zeit-
lich begrenzt ist, sind die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten um
planmafige Abschreibungen zu ver-
mindern.

(1) Bei Vermdgensgegenstanden des
Anlagevermdégens, deren Nutzung zeit-
lich begrenzt ist, sind die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten um
planmé&Rige Abschreibungen zu ver-
mindern.

Die planméaRige Abschreibung
erfolgt grundsatzlich in gleichen
Jahresraten Uber die Dauer, in
der der Vermdgensgegenstand
voraussichtlich genutzt werden
kann (lineare Abschreibung). (...)
(EKD)

(2) Im Anschaffungsjahr kann unab-
hangig vom Anschaffungszeitpunkt der
volle Abschreibungsbetrag angesetzt
werden.

(2) Im Anschaffungsjahr_und im Jahr

der Veraulerung oder Verschrottung
des Vermdgensgegenstandes hat die
Abschreibung monatsgenau zu erfol-

gen.

Es wird die monatsgenaue Be-
rechnung vorgeschlagen i.S. von
Einheitlichkeit und Transparenz.

Ganzjahrige Abschreibungen bei
Anschaffungen z.B. im Dezember
entsprachen nicht den tatsachli-
chen Ressourcenverbrauchen.
Gemeinden sollten hierbei nicht
Uberlastet werden. Vermeidung
uneinheitlicher Regelungen.

Zum administrativen Aufwand: es
entstinde grds. kein zuséatzlicher
Aufwand durch den monatsge-
nauen Ansatz aus dem System
heraus (hinterlegt im Anlagen-
stammsatz).

Ergédnzung des Jahres ,der Ver-
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aulRerung oder Verschrottung” als
logisches Pendant zum Anschaf-
fungsjahr.

(3) Fur die Abschreibung von gering-
wertigen Wirtschaftgltern gelten die
jeweiligen steuerrechtlichen Wertgren-
zen und Regelungen entsprechend.

Die Regelung soll in der EBBVO
erfolgen.

Eine einheitliche Regelung ist
dabei grds. vorzuziehen. Das
Steuerrecht gibt Wahlrechte: a)
bis 410 EUR - Sofortabschrei-
bung, oder b) zwischen 150 und
1.000 EUR — aktivieren und tber
funf Jahre abschreiben.

(4) Im Falle einer voraussichtlich dau-
ernden Wertminderung sind aul3er-
planmafige Abschreibungen vorzu-
nehmen. Ein niedriger Wertansatz darf
nicht beibehalten werden, wenn die
Grinde dafir nicht mehr bestehen.

(3) Im Falle einer voraussichtlich dau-
ernden Wertminderung sind aul3er-
planmafige Abschreibungen vorzu-
nehmen. Ein niedriger Wertansatz darf
nicht beibehalten werden, wenn die
Grunde daflr nicht mehr bestehen.

Wertaufholungsgebot.

Stellt sich in einem spateren Jahr
heraus, dass die Griinde fur die
Abschreibung nicht mehr beste-
hen, ist der Betrag dieser Ab-
schreibung im Umfang der Wert-
erhéhung unter Beriicksichtigung
der Abschreibungen, die inzwi-
schen vorzunehmen gewesen
waren, zuzuschreiben. (EKD)

(5) Bei Vorraten sind nur dann Ab-
schreibungen vorzunehmen, wenn die-
se von wesentlicher Bedeutung sind.
Sie sind in diesen Fallen mit einem
niedrigeren Wert anzusetzen, der sich
aus einem Marktpreis am Abschluss-
stichtag ergibt. Ist ein Marktpreis nicht
festzustellen und Ubersteigen die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten
den Wert, der den Vermbgensgegen-

(4) Bei Vorraten sind nur dann Ab-
schreibungen vorzunehmen, wenn die-
se von wesentlicher Bedeutung sind.

Konkretion des Niederstwertprin-
zips und Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit.

Die ubrigen Regelungen sollen
gem. Vorschlag durch die
EBBVO abgedeckt werden.
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stdanden am Abschlussstichtag beizule-
gen ist, so ist auf diesem Wert abzu-
schreiben.

§ 69 Beteiligung an privatrechtlichen
Unternehmen

§ 5 Beteiligungen an privatrechtli-
chen Unternehmen

§ 64 Beteiligung an privatrechtlichen
Unternehmen

(1) Kirchliche Kdrperschaften sollen
sich an der Grindung eines Unterneh-
mens in einer Rechtsform des privaten
Rechts oder an einem bestehenden
Unternehmen in einer solchen Rechts-
form nur beteiligen, wenn

(1) Kirchliche Kérperschaften sollen
sich an einem Unternehmen in einer
Rechtsform des privaten Rechts nur
beteiligen, wenn

(1) Kirchliche Kérperschaften sollen
sich an der Griindung eines Unterneh-
mens in einer Rechtsform des privaten
Rechts oder an einem bestehenden
Unternehmen in einer solchen Rechts-
form nur beteiligen, wenn

Diese Vorschrift bezieht sich
nicht auf die sichere und ertrag-
bringende Anlage von Finanzmit-
teln im Sinne von § 58 Nr. 6,
sondern auf Beteiligungen, bei
denen inhaltliche Ziele der kirch-
lichen Arbeit erreicht werden sol-
len. Bei Entscheidungen tber
solche Beteiligungen ist das Etat-
recht des zustandigen Beschlus-
sorgans zu beachten. (EKD)

a) fur die Beteiligung ein berechtigtes
Interesse vorliegt und sich der ange-
strebte Zweck nicht besser und wirt-
schaftlicher auf andere Weise errei-
chen lasst,

a) fur die Beteiligung ein berechtigtes
Interesse vorliegt und sich der ange-
strebte Zweck nicht besser und wirt-
schaftlicher auf andere Weise errei-
chen lasst,

a) dafir ein berechtigtes Interesse vor-
liegt und sich der angestrebte Zweck
nicht besser und wirtschaftlicher auf
andere Weise erreichen lasst,

Ein berechtigtes Interesse kann
auch wirtschaftlich sein (Ertrag),
ethische Prinzipien sind zu be-
achten (siehe § 57 Absatz 4).

b) sowohl die Einzahlungsverpflichtung
als auch die Haftung auf einen be-
stimmten Betrag begrenzt ist,

b) sowohl die Einzahlungsverpflich-
tung als auch die Haftpflicht auf einen
bestimmten Betrag begrenzt ist,

b) sowohl die Einzahlungsverpflichtung
als auch die Haftung auf einen be-
stimmten Betrag begrenzt ist,

Ubernahme EKD-Regelung.

c) die kirchlichen Belange im Aufsichts-
rat oder einem entsprechenden Uber-
wachungsorgan angemessen vertreten
sind,

c) die kirchlichen Belange im Auf-
sichtsrat oder einem entsprechen-
den Uberwachungsorgan angemes-
sen vertreten sind,

c) die kirchlichen Belange im Aufsichts-
rat oder einem entsprechenden Uber-
wachungsorgan angemessen vertreten
sind,

Ubernahme EKD-Regelung.

d) gewahrleistet ist, dass der Jahres-
abschluss entsprechend den anzuwen-
denden Vorschriften aufgestellt und
geprift wird.

d) gewahrleistet ist, dass der Jahres-
abschluss entsprechend den handels-
und steuerrechtlichen Vorschriften
aufgestellt und gepruft wird,

d) gewahrleistet ist, dass der Jahres-
abschluss entsprechend den anzu-
wendenden Vorschriften aufgestellt
und gepriift wird,

Ubernahme EKD-Regelung.
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e) bei den Beteiligungen das Pri-
fungsrecht des Rechnungspriifungs-
amtes der Evangelischen Kirche in
Hessen und Nassau, unbeschadet
des Buchstabens d gewahrleistet ist,

e) das Prifungsrecht des Rechnungs-

prifungsamtes der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau, unbescha-
det des Buchstabens d) gewahrleistet

ist,

Grds. Erhalt der bisherigen KHO-
Regelung; dabei Entfall von ,bei
den Beteiligungen* (keine Tren-
nung zwischen Beteiligung und
gesamter Wirtschaftsfihrung).

f) bei den Beteiligungen die Anwen-
dung des Arbeitsrechts-
Regelungsgesetzes, des Mitarbeiter-
vertretungsgesetzes sowie des kirch-
lichen Datenschutzrechts gewéhrleis-
tet ist.

f) die Anwendung des Arbeitsrechts-
Regelungsgesetzes, des Mitarbeiter-
vertretungsgesetzes sowie des kirchli-
chen Datenschutzrechts gewahrleistet
ist.

Erhalt der bisherigen KHO-
Regelung.

(2) Gehdort einer kirchlichen Korper-
schaft die Mehrheit der Anteile eines
solchen Unternehmens, so sind in der
Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag
weitergehende Prifungsrechte und
Berichtspflichten vorzusehen. Bei Min-
derheitsbeteiligungen soll auf die Ge-
wahrung dieser Prifungsrechte und
Berichtspflichten hingewirkt werden.
Entsprechendes gilt fir mittelbare Be-
teiligungen.

(2) Erwirbt eine kirchliche Kérperschaft
die Mehrheit der Anteile eines Unter-
nehmens nach Absatz 1, so sind in der
Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag
Prufungsrechte und erforderlichenfalls
weitergehende Berichtspflichten vorzu-
sehen. Bei Minderheitsbeteiligungen
soll auf die Gewahrung dieser Be-
richtspflichten hingewirkt werden. Ent-
sprechendes gilt fir mittelbare Beteili-
gungen.

Der Regelungsentwurf wurde auf
jeden Erwerb und jede neue Be-
teiligung ausgerichtet, so auch in
Absatz 1 geregelt.

Der Begriff ,weitergehende* wird
nur fur die Berichtspflichten vor-
geschlagen, da die Prifrechte
bereits in Absatz 1 geregelt und
konkretisiert sind. Weitergehende
Berichtpflichten sind im Entwurf
nur ,erforderlichenfalls* aufge-
nommen worden, da eine gene-
relle Verpflichtung wenig sinnvoll
erscheint (zusatzliche Berichts-
pflichten sollten kein Selbstzweck
sein).

Sprachliche Anpassungen.

Zu den weitergehenden Pri-
fungsrechten und Berichtspflich-
ten gehdren z.B. das Prifungs-
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recht der zustandigen kirchlichen
Rechnungsprifungsbehérde,
Berichte zur Ordnungsmaigkeit
der Geschéftsfihrung, zur Ent-
wicklung der Vermdgens- und
Ertragslage, zur Liquiditat und
Rentabilitdt sowie verlustbringen-
den Geschéften und deren Ursa-
chen. (EKD)

(2) Die durch die kirchlichen Kérper-
schaften fur die Organe des Unter-
nehmens zu bestellenden Vertreterin-
nen und Vertreter sollen Uber Sach-
kompetenz sowie juristische und be-
triebswirtschaftliche Kenntnisse verfi-
gen. Sie haben mindestens einmal
jahrlich der entsendenden Kérper-
schaft tber die wirtschaftliche Lage
des Unternehmens, insbesondere
Uber Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung, Ergebnisse der Prifungen
des Unternehmens sowie Uber be-
sondere Risiken und beabsichtigte
gréRBere Veranderungen Bericht zu
erstatten. Satz 1 und 2 gelten ent-
sprechend, wenn den kirchlichen Kor-
perschaften das Recht eingeraumt
wird, in ein Organ eines Unterneh-
mens in der Rechtsform des privaten
Rechts, an dem keine Beteiligung be-
steht, Vertreterinnen oder Vertreter zu
entsenden.

(3) Die kirchlichen Kérperschaften
haben darauf hinzuwirken, dass das
privatrechtliche Unternehmen auf ihr
Verlangen

(3) Die kirchlichen Kérperschaften ha-
ben darauf hinzuwirken, dass das pri-
vatrechtliche Unternehmen auf ihr Ver-
langen

1. im Rahmen der Abschlusspriifung
auch die ordnungsgemaéafie Geschafts-
fuhrung prifen lasst,

2. die Abschlusspriifer beauftragt, in
ihrem Bericht auch

a) die Entwicklung der Vermégens- und

Ertragslage sowie die Liquiditat und
Rentabilitdt der Gesellschaft,

b) verlustbringende Geschéfte und die
Ursachen der Verluste, soweit sie flir
die Vermdgens- und Ertragslage von
Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn-
und Verlustrechnung ausgewiesenen
Jahresfehlbetrages darzustellen,

3. ihnen unverziglich nach Eingang
den Priifungsbericht der Abschlussprii-
fer und, wenn das Unternehmen einen
Konzernabschluss aufzustellen hat,
den Priifungsbericht der Konzernab-
schlussprifer ibersendet.

Weitgehender Erhalt der bisheri-
gen KHO-Regelungen; Umkeh-
rung der Reihenfolge in den Ab-
sétzen 3 und 4 des Entwurfs,
Umstellungen.

Die Absatze 5 und 6 des Ent-
wurfs werden gem. der bisheri-
gen KHO-Regelung (8 5 Absatz
4) vorgeschlagen.
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1. im Rahmen der Abschlussprifung
auch die ordnungsgeméafe Geschéafts-
fuhrung prifen lasst,

2. die Abschlussprifer beauftragt, in
ihrem Bericht auch

a) die Entwicklung der Vermégens-
und Ertragslage sowie die Liquiditat
und Rentabilitéat der Gesellschaft,

b) verlustbringende Geschéfte und die
Ursachen der Verluste, soweit sie fur
die Vermdgens- und Ertragslage von
Bedeutung waren,

¢) die Ursachen eines in der Gewinn-
und Verlustrechnung ausgewiesenen
Jahresfehlbetrages darzustellen,

3. ihnen unverziglich nach Eingang
den Prufungsbericht der Abschluss-
prufer und, wenn das Unternehmen
einen Konzernabschluss aufzustellen
hat, den Prifungsbericht der Kon-
zernabschlussprufer Ubersendet.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten ent-
sprechend, wenn ein privatrechtliches
Unternehmen, an dem kirchliche Kor-
perschaften mit insgesamt mehr als
50 vom 100 beteiligt sind, sich an ei-
nem anderen privatrechtlichen Unter-
nehmen beteiligen will. Sie gelten
nicht fur Finanzanlagen.

(4) Die durch die kirchlichen Kérper-
schaften fiir die Organe des Unter-
nehmens zu bestellenden Vertreterin-
nen und Vertreter sollen tiber Sach-
kompetenz sowie juristische und be-
triebswirtschaftliche Kenntnisse verfii-
gen. Sie haben mindestens einmal
jahrlich der entsendenden Kérperschaft
Uber die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens, insbesondere tber Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung, Ergeb-
nisse der Prifungen des Unterneh-
mens sowie Uiber besondere Risiken
und beabsichtigte gréRere Verande-
rungen Bericht zu erstatten. Die Satze
1 und 2 gelten entsprechend, wenn
den kirchlichen Korperschaften das
Recht eingerdaumt wird, in ein Organ
eines Unternehmens in der Rechtsform
des privaten Rechts, an dem keine Be-
teiligung besteht, Vertreterinnen oder
Vertreter zu entsenden.

(5) Die Absétze 1 bis 4 gelten entspre-
chend, wenn ein privatrechtliches Un-
ternehmen, an dem kirchliche Korper-
schaften mit insgesamt mehr als 50
vom 100 beteiligt sind, sich an einem
anderen privatrechtlichen Unterneh-
men beteiligen will.

(6) Die Absétze 1 bis 4 gelten nicht fur
Finanzanlagen.

§ 70 Ricklagen

§ 65 Ruicklagen

Der Riicklagenausweis erfolgt in
der Bilanz passivisch als Teil des
Reinvermoégens (siehe EBBVO)
und bei Geltung des Prinzips der
Finanzdeckung (siehe Absatz 8
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des § 65).

(1) Zur Sicherung der Haushaltswirt-
schaft sind folgende Riicklagen zu bil-
den (Pflichtriicklagen):

§ 9 Rucklagen
(1) Ricklagen dienen:

a) der Sicherung der Haushaltswirt-
schaft

b) der Erhaltung des Anlagevermo-
gens

¢) der Deckung des Investitionsbe-
darfs oder

d) sonstigen Zwecken.

(1) Zur Sicherung der Haushaltswirt-
schaft, zum Erhalt des Vermdgens, zur
Deckung des Investitionsbedarfs und
Zu sonstigen Zwecken sind Riickla-
gen zu bilden.

Anpassung in Anlehnung an die
bisherige KHO.

(2) Rucklagen sind sicher, ertragbrin-
gend und so anzulegen, dass sie im
Bedarfsfalle zur Verfigung stehen; die
Zinsen sind in der Regel zu kapitali-
sieren.

Die Art der Anlage muss mit dem
kirchlichen Auftrag vereinbar sein.

(3) Rucklagen sollen in der Regel bei

der Gesamtkirchenkasse der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau
angelegt werden.

Die Regelung durch § 58 wird
vorgeschlagen.

Die Kapitalisierung soll unter § 65
Absatz 9 geregelt werden.

(2) Als Pflichtriicklagen sind zu bilden:

- eine Betriebsmittelriicklage,

- eine Betriebsmittelriicklage,

Ubernahme EKD-Regelung.

- eine Ausgleichsriicklage,

- eine Ausgleichsriicklage,

Ubernahme EKD-Regelung.

- eine Substanzerhaltungsricklage so-
wie

- eine Substanzerhaltungsriicklage so-
wie

Ubernahme EKD-Regelung.

- im Bedarfsfall eine Birgschaftssiche-
rungs- und eine Tilgungsrucklage.

- eine Burgschaftssicherungs- und eine
Tilgungsriicklage, sofern erforderlich.

Ubernahme EKD-Regelung; ge-
ringfligige Anpassung.

(2) Die Betriebsmittelrticklage dient der
Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit

§ 10 Betriebsmittelriicklage
(1) Um die rechtzeitige Leistung der

(3) Die Betriebsmittelrticklage dient der
Sicherstellung der Zahlungsfahigkei-

Hannover:
- Sie ist bis zu einem Sechstel,
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der kirchlichen Kérperschaft. Sie ist bis
zu einem Sechstel, mindestens zu ei-
nem Zwolftel des durchschnittlichen
Haushaltsvolumens (des Ergebnis-
haushaltes) der vorangegangenen drei
Haushaltsjahre anzusammeln. Wird die
Rucklage in Anspruch genommen, soll
sie bis zum Ende des Haushaltsjahres
wieder aufgefullt werden.

Ausgaben zu sichern, ist eine Be-
triebsmittelriicklage zu bilden.

(2) Fur die den Regionalverwaltungen
angeschlossenen Kirchengemeinden,
kirchlichen Verbande und Dekanate
wird eine zentrale Betriebsmittelriick-
lage bei der jeweiligen Regionalver-
waltung gebildet.

(3) Die Betriebsmittelriicklage ist bis
zu einem Sechstel, mindestens mit
einem Zwodlftel des durchschnittlichen
Haushaltsvolumens der vorangegan-
genen drei Haushaltsjahre anzusam-
meln.

(4) Wird die Ricklage in Anspruch
genommen, so soll sie bis zum Ende
des Haushaltsjahres wieder aufgefullt
werden. Die Inanspruchnahme der
Betriebsmittelriicklage und deren
Wiederzufuhrung ist bei Verwahrgel-
dern zu buchen, bei Verbundrechnung
auch im Vermdégen.

t. Die Betriebsmittelriicklage ist mindes-
tens zu einem Zwolftel der durch-
schnittlichen Aufwendungen der Er-
gebnishaushalte der vorangegangenen
drei Haushaltsjahre zu bilden. Wird die
Rucklage in Anspruch genommen, soll
sie bis zum Ende des Haushaltsjahres
wieder aufgefillt werden. Bei den Re-
gionalverwaltungsverbanden werden
der Betriebsmittelriicklage entspre-
chende zentrale Liquiditdtsreserven flr
die angeschlossenen Korperschaften
gebildet. Die Anpassung der Liquidi-
tatsreserven der Regionalverwaltungs-
verbande auf den erforderlichen Um-
fang wird in regelméaRigen Abstanden
durch die Gesamtkirche vorgenommen.

mindestens zu einem Zwolftel

der durchschnittlichen ordentli-

chen Ergebnisrechnung der vo-

rangegangenen drei Haushalts-

jahre anzusammeln.
Westfalen:

- Die Betriebsmittelriicklage ist bis
zu einem Sechstel, mindestens
mit einem Zwolftel des durch-
schnittlichen Haushaltsvolumens
der vorangegangenen drei
Haushaltsjahre anzusammeln.

Als relevante Bezugsgrolie wer-
den die Gesamtaufwendungen
des Ergebnishaushalts vorge-
schlagen. Griinde:

- Die liquiditatsmaRige Absi-
cherung bezieht sich auf
Auszahlungen; Aufwendun-
gen sind grds. auszahlungs-
nahe und somit am ehesten
geeignet.

- Die EKD-Formulierung und
der dort vorgenommene Be-
zug auf ,den Ergebnishaus-
halt* erscheinen nicht hinrei-
chend genau.

- Elemente des Investitions-
und Finanzierungshaus-
halts sind bewusst nicht ein-
bezogen. Hier gelten sepa-
rate Genehmigungserfor-
dernisse, welche auch die
Finanzierbarkeit beriicksich-
tigen.

- Von nicht-pagatorischen
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Aufwandselementen wird
der Einfachheit halber abs-
trahiert.

- AuRerordentliche Aufwen-
dungen sollen einbezogen
werden, da auch au3eror-
dentliche Mittelabflisse tUber
einen langeren Zeitraum
wiederholt auftreten und ab-
gesichert werden sollten.
Der Einfluss von Einmalef-
fekten relativiert sich durch
die Betrachtung von drei
Haushaltsjahren.

Es wird i.S. der Flexibilitat vorge-
schlagen, die Definition einer
Obergrenze entfallen zu lassen,
(eigenstandige Entscheidungen).

Sprachliche und redaktionelle
Anpassungen. Zum Zusatz bzgl.
der Regionalverwaltungsverbande
vgl. auch die Regelungen der
bisherigen KHO.

Verwendung des Begriffs ,zu bil-
den“ anstatt ,anzusammeln®, um
die besondere Dringlichkeit bei
der Betriebsmittelriicklage zu
unterstreichen.

Besteht fur mehrere Korperschaf-
ten eine Kassengemeinschaft, so
soll eine gemeinsame Betriebs-
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mittelriicklage gebildet werden.

Fur die Bemessung der Rickla-
genhohe ist das Haushaltsvolu-
men ohne Innere Verrechnungen
und ohne vermdgenswirksame
Zahlungen zugrunde zu legen.
(EKD)

(3) Zur Sicherung des Haushaltsaus-
gleichs ist eine Ausgleichsriicklage zu
bilden. Die Ausgleichsriicklage ist bis
zu einem Drittel, mindestens zu einem
Zehntel des durchschnittlichen Haus-
haltsvolumens (des Ergebnishaushal-
tes) der vorangegangenen drei Haus-
haltsjahre anzusammein.

§ 11 Ausgleichsricklage

(1) Zum Ausgleich von Schwankun-
gen bei den Haushaltseinnahmen ist
eine Ausgleichsriicklage zu bilden.

(2) Die Ausgleichsriicklage ist bis zu
einem Drittel, mindestens mit einem
Zehntel des durchschnittlichen Haus-
haltsvolumens der vorangegangenen
drei Haushaltsjahre anzusammeln.

(4) Zur Sicherung des Haushaltsaus-
gleichs ist eine Ausgleichsriicklage zu
bilden. Die Ausgleichsriicklage ist min-
destens zu einem Zehntel der durch-
schnittlichen Aufwendungen der Er-
gebnishaushalte der vorangegangenen
drei Haushaltsjahre anzusammein.

Hannover:

- lhr Mindestbestand muss 20%
der allgemeinen Zuweisungen
im Durchschnitt der abgelaufe-
nen letzten drei Haushaltsjahre
erreichen. Bei Kdrperschaften,
die keine allgemeinen Zuwei-
sungen erhalten, sind die Ge-
samteinnahmen Bemessungs-
grundlage.

Westfalen:

- Die Ausgleichsriicklage ist bis zu
einem Sechstel, mindestens mit
einem Zwolftel des durchschnitt-
lichen Haushaltsvolumens der
vorangegangenen drei Haus-
haltsjahre anzusammeln.

Fur die Bemessung der Rickla-
genhohe ist das Haushaltsvolu-
men ohne Innere Verrechnungen
und ohne vermdgenswirksame
Zahlungen zugrunde zu legen.
(EKD)

Siehe Anmerkungen zur Be-
triebsmittelrtiicklage analog.

(4) Zum Ausgleich des mit der Nutzung

§ 3 Verwaltung des Vermdgens

(5) Zum Ausgleich des mit der Nutzung

Siehe auch die Begriffsbestim-
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von Vermdgensgegenstanden des An-
lagevermdgens verbundenen Ressour-
cenverbrauchs sollen der Substanzer-
haltungsriicklage jahrlich Haushaltsmit-
tel in Héhe der Abschreibungen zuge-
fuhrt werden, bei der Bewertung nach §
66 Absatz 2 in Hohe einer kalkulatori-
schen Abschreibung. Die entsprechen-
de Auflésung des Sonderpostens fir
erhaltene Investitionszuschisse kann
gegengerechnet werden.

(5) Bei Gegenstéanden des Anlage-
vermogens soll der Wert durch Ab-
schreibungen erhalten werden; diese
sind, soweit sie im laufenden Haushalt
fur diesen Zweck nicht bendétigt wer-
den, der Substanzerhaltungsriicklage
zuzufiihren. Naheres regelt die Kir-
chenleitung durch Rechtsverordnung.

von Vermdgensgegenstanden des An-
lagevermdgens verbundenen Ressour-
cenverbrauchs sollen der Substanzer-
haltungsrticklage jahrlich Haushaltsmit-
tel in Héhe der Abschreibungen zuge-
fihrt werden. Eine entsprechende Auf-
|I6sung des Sonderpostens fir erhalte-
ne Investitionszuschiisse kann gegen-
gerechnet werden.

mung ,Deckungsliicke Substan-
zerhaltungsrticklagen" in der An-
lage zur KHO.

Das Teilprojekt ,Vermdgen“ des
Projektes ,Einfihrung der Dop-
pik“ in der EKHN arbeitet konzep-
tionelle Details zur Bildung der
Substanzerhaltungsriicklage
(SERL) fur Kirchgemeinden, De-
kanate, etc. in Abstimmung mit
dem Baureferat aus.

Siehe auch § 53 zum Ausweis
der Deckungsliicke bei SERL.

Es handelt sich um ein Kernele-
ment der Darstellung und Vor-
sorge von Ressourcenverbrau-
chen sowie der Umsetzung inter-
generativer Gerechtigkeit (lang-
fristige Sicherung der kirchlichen
Auftragserfullung).

Der Ansatz einer kalkulatorischen
Abschreibung ist fur die EKHN
nicht relevant (Streichung), da die
1-EUR-Bewertung nicht vorge-
nommen werden soll.

Hannover:

- Zum Ausgleich des mit der Nut-
zung von Vermdgensgegen-
stédnden des Anlagevermégens

-119-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

verbundenen Ressourcenver-
brauchs sind der Substanzerhal-
tungsriicklage jahrlich Haus-
haltsmittel in Hohe der Ab-
schreibungen abziglich der Er-
trage aus der Auflésung von
Sonderposten zuzufuhren, bei
der Bewertung nach § 71 Absatz
3 in Hohe eines durch Durchfiih-
rungsbestimmung festgelegten
Betrages.

Westfalen:

- Um die Mittel fur die Unterhaltung
der Grundstiicke, Geb&aude und
Anlagen, die nicht aus dem lau-
fenden Haushalt gedeckt werden
konnen, sicherzustellen, ist eine
Substanzerhaltungsriicklage zu
bilden (§ 15 Absatz 1 Satz 3).

815 Absatzl Satz 3: Der Wert
soll bei Gegenstanden des An-
lagevermdgens durch Einstel-
lung von Mitteln in den Haushalt
zur Substanzerhaltung und Er-
satzbeschaffung erhalten wer-
den; diese sind, soweit sie im
laufenden Haushalt fir diesen
Zweck nicht benétigt werden,
der Substanzerhaltungsricklage
zuzufiihren.

(5) Fur Darlehen, die mit dem Gesamt-
betrag fallig werden, ist bis zur Fallig-
keit eine Tilgungsricklage anzusam-
meln. Werden Burgschaften tbernom-
men, so ist eine Blrgschaftssiche-
rungsricklage in Hohe des Ausfallrisi-

§ 12 Tilgungsrucklage

Fir Darlehen, die mit dem Gesamtbe-
trag fallig werden, ist eine Tilgungs-
riicklage anzusammeln.

§ 13 Burgschaftssicherungsrickla-

(6) Fur Darlehen, die mit dem Gesamt-
betrag fallig werden, ist bis zur Fallig-
keit eine Tilgungsrucklage anzusam-
meln. Werden Birgschaften ilbernom-
men, So ist eine Birgschaftssiche-
rungsricklage in Hoéhe des Ausfallrisi-

Hannover:

- Werden Biirgschaften tibernom-
men, so ist eine Blrgschaftssi-
cherungsriicklage in Héhe des
Ausfallrisikos, mindestens in
Hohe von 25% der verbirgten
Betrdge anzusammeln. ;Fir
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kos anzusammeln.

ge
Werden Biirgschaften tlbernommen,
so ist eine Birgschaftssicherungs-
ricklage von mindestens 10 % dieser
Verpflichtungen anzusammeln.

kos, mindestens in H6he von einem
Zehntel dieser Verpflichtungen, anzu-
sammeln.

Darlehen, die mit dem Gesamt-
betrag fallig werden, ist bis zur
Falligkeit eine Tilgungsriicklage
anzusammeln.

§ 40: das Liquiditatsmanagement
deckt gem. EKD-Koordinierungs-
gruppe Finanzwesen faktisch
diese Regelung ab. Andererseits
spiegelt der Entwurf die Prinzipien
von Vorsicht und Vorsorge, wes-
halb der Erhalt empfohlen wird.

Der Erhalt der Mindestgrenze
entsprechend der bisherigen
KHO-Regelung wird empfohlen.

(6) Dariiber hinaus kdnnen fur von dem
zustandigen Beschlussorgan zu defi-
nierende Zwecke weitere Ricklagen
gebildet werden (inshesondere Budget-
ricklagen).

§ 14 Sonstige Rucklagen

Ubersteigt der voraussichtliche Auf-
wand fur eine beabsichtigte Mal3nah-
me die eigene Finanzkraft, so sollen
im Rahmen der finanziellen Méglich-
keiten rechtzeitig Rucklagen zu die-
sem Zweck angesammelt werden.

(7) Dariiber hinaus kénnen fir festzu-
legende Zwecke weitere Ricklagen
gebildet werden, insbesondere Budget-
ricklagen.

Grds. Ubernahme EKD-Regelung.

(7) Rucklagen dirfen nur in der Héhe
ausgewiesen werden, wie sie durch
entsprechende Finanzanlagen gedeckt
sind (Grundsatz der Finanzdeckung).
Die Betriebsmittelriicklage soll vorran-
gig durch kurzfristig realisierbare Mittel
gedeckt sein.

(8) Rucklagen dirfen nur in der Héhe
ausgewiesen werden, wie sie durch
entsprechende Finanzanlagen_und li-
quide Mittel gedeckt sind (Grundsatz
der Finanzdeckung). Die Betriebsmittel-
ricklage soll vorrangig durch kurzfristig
realisierbare Mittel gedeckt sein.

Eine Zuordenbarkeit ,einzelner"
Finanzmittel zu den Riicklagen
wird nicht sinnvoll mdglich sein.
Allerdings gibt die Bilanz Uber-
sichtlich und unmittelbar eine
Aussage Uber den Deckungsgrad
in Summe.

Das Prinzip der Finanzdeckung
bliebe mit dem Entwurf erhalten;
allerdings wurde erganzt, dass
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neben Finanzanlagen auch liqui-
de Mittel zu Deckung dienen
kdnnen.

Siehe auch § 53 bzgl. Erlaute-
rungen zur Finanzdeckung.

Hannover:

- (9) Ricklagen durfen nur in der
Hohe ausgewiesen werden, wie
sie durch entsprechende Fi-
nanzanlagen gedeckt sind
(Grundsatz der Finanzdeckung).

Nordkirche:

- Fir Ricklagen gilt der Grundsatz
der Finanzdeckung nach § 64.

- 8§64 Absatz 1: Soweit nach die-
ser Verordnung fur bestimmte
Passivposten vorgesehen, mis-
sen bestimmten Passivposten
entsprechende Wertpapiere und
Geldanlagen auf der Aktivseite
gegeniberstehen (Finanzde-
ckung). Diese sind nach MaRga-
be des 8§ 58 gesondert von an-
deren Finanzanlagen oder Wert-
papieren und Geldanlagen aus-
zuweisen. Die Zuordnung zum
Anlage- oder Umlaufvermodgen
erfolgt nach MaRRgabe des § 57.

Abweichende Deckungsméglich-
keiten sind gliedkirchlich zu re-
geln. (EKD)

(8) Die Zweckbestimmung einer Riick-
lage kann geandert werden, wenn und

§ 9 Riucklagen

(9) Die Zweckbestimmung einer Rick-
lage kann geandert werden, wenn und

Siehe auch § 47 KGO. Inhaltliche
Ergénzung (letzter Satz) und
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soweit sie flur den bisherigen Zweck
nicht mehr oder fir einen anderen
Zweck benétigt wird und die Anderung
des Ricklagezwecks sachlich und wirt-
schaftlich auch gegenuber Dritten, die
wesentlich zur Riicklage beigetragen
haben, vertretbar ist.

(4) Die Zweckbestimmung einer Riick-
lage kann geandert werden, wenn und
soweit die Ricklage fur den bisheri-
gen Zweck nicht mehr oder fir einen
anderen Zweck dringender benétigt
wird und die Anderung des Riicklage-
zweckes sachlich und wirtschaftlich
auch gegeniber Dritten, die wesent-
lich zur Rucklage beigetragen haben,
vertretbar ist.

(2) (...); die Zinsen sind in der Regel
zu kapitalisieren.

soweit sie fur den bisherigen Zweck
nicht mehr oder fiir einen anderen
Zweck dringender benétigt wird und die
Anderung des Riicklagezwecks sach-
lich und wirtschaftlich auch gegeniber
Dritten, die wesentlich zur Ricklage
beigetragen haben, vertretbar ist. So-
weit Zweckbestimmung oder Mittelher-
kunft es erfordern, sind Zinsertréage zu

kapitalisieren.

Préazisierung.

Beispiele: Ablosekapitalien, Pfar-
reivermdégen, Grunderwerbskapi-
talien, Kita-Rucklagen.

§ 71 Sonderposten

§ 66 Sonderposten

(1) Unter den Sonderposten sind Ver-
pflichtungen gegeniiber Sondervermo-
gen, noch nicht verwendete Spenden,
Verméachtnisse und vergleichbare Zu-
wendungen mit jeweils konkreten
Zweckbestimmungen, sowie zweckge-
bundene erhaltene Investitionszu-
schisse und -zuweisungen, die tiber
einen bestimmten Zeitraum ergebnis-
wirksam aufzuldsen sind, nachzuwei-
sen.

Unter den Sonderposten sind Verpflich-
tungen gegenuber Sondervermdgen,
noch nicht verwendete Spenden, Ver-
machtnisse und vergleichbare Zuwen-
dungen mit jeweils konkreten Zweck-
bestimmungen, sowie zweckgebunde-
ne erhaltene Investitionszuschisse und
-zuweisungen, die Uber einen bestimm-
ten Zeitraum ergebniswirksam aufzul-
sen sind, nachzuweisen.

Zu den Sondervermdgen zéhlen
insbesondere aus dem kirchli-
chen Haushalt organisatorisch
ausgegliederte kirchliche Werke,
Einrichtungen und Stiftungen oh-
ne eigene Rechtspersonlichkeit.
Die einzelnen Vermbgensgegen-
stande und Schulden der jeweili-
gen Einheiten werden in deren
Teil- Bilanz ausgewiesen. Den
hier passivierten Verpflichtungen
stehen die entsprechend zu akti-
vierenden Beteiligungen gegen-
Uber. Die Kdrperschaft soll eine
konsolidierte Bilanz einschlieRlich
der Sondervermégen erstellen.
(EKD)

(2) Unter den Sonderposten kénnen
auch Verpflichtungen gegenuber Treu-
handvermdgen nachgewiesen werden.

Es wird empfohlen, die Regelun-
gen des Absatzes 2 nicht zu
Ubernehmen.
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Treuhandvermdgen soll gem.
Vorschlag in der EKHN vollstan-
dig ,unter dem Bilanzstrich“ aus-
gewiesen werden. Hintergrund ist
der besondere Vermdgens-
charakter und die fehlende Ver-
gleichbarkeit mit dem Sonder-
vermogen (bei Sondervermogen:
~Hybridstatus" zwischen Rein-
vermdgen und Fremdkapital; bei
Treuhandvermdgen: Vermdgen
Dritter).

Treuh@nderisch verwaltete Ver-
mogenswerte einschliel3lich der
damit verbundenen Verpflichtun-
gen kdénnen auch unter dem Bi-
lanzstrich oder im Anhang nach-
richtlich aufgefihrt werden.
(EKD)

§ 72 Ruckstellungen

§ 15 Ruckstellungen

§ 67 Ruckstellungen

(1) Fur ungewisse Verbindlichkeiten
und drohende Verluste aus schweben-
den Geschéften sind Riickstellungen in
ausreichender Hohe zu bilden.

Fur Verpflichtungen, die dem Grunde
nach bereits bestehen, deren Héhe
und Zeitpunkt der Falligkeit aber noch
nicht bekannt sind, sind Riickstellun-
gen zu bilden. § 9 Abséatze 2 bis 4
gelten entsprechend.

(1) Fur ungewisse Verbindlichkeiten
und drohende Verluste aus schweben-
den Geschéften sind Rickstellungen
zu bilden.

Der Zusatz ,in ausreichender
Hohe" ist entbehrlich. Es gelten
die Grundsatze der Vollstandig-
keit und der Vorsicht.

Ruckstellungen decken Verpflich-
tungen ab, die zwar dem Grunde,
aber noch nicht der H6he und
dem Zeitpunkt der Falligkeit nach
bekannt sind.

Dazu gehoren insbesondere
Ruckstellungen fir:

- Pensions- und Beihilfeverpflich-
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tungen nach den pfarrdienst- und
beamtenrechtlichen Be-
stimmungen,

- Verpflichtungen aus dem zwi-
schenkirchlichen Kirchensteuer-
Clearingverfahren.

Ruckstellungen fur Urlaubs- und
Arbeitszeitguthaben sind grund-
satzlich nur zu bilden, wenn sol-
che Anspriiche Gber mehr als 2
Jahre aufgebaut werden.

Die Refinanzierung der Versor-
gungsverpflichtungen kann z.B.
durch Ruckversicherung bei einer
Versorgungskasse, einem Pensi-
onsfonds oder einer Versor-
gungsstiftung erfolgen. Die zu
passivierenden Pensionsver-
pflichtungen sollen lber entspre-
chende Sicherungssysteme aus-
finanziert sein. (EKD)

(2) Durch Liquiditatssteuerung ist si-
cherzustellen, dass Rickstellungen bei
Falligkeit verfugbar sind.

(2) Durch Liquiditatssteuerung ist si-
cherzustellen, dass die notwendigen
Finanzmittel zur Leistung von Verpflich-
tungen aus den Ruckstellungen bei
Falligkeit verfugbar sind.

Ruckstellungen werden nicht fal-
lig, sondern die Verpflichtung
wird es.

Dies ware als eine Auspragung
der Finanzdeckung zu verstehen.

(3) Ruckstellungen durfen nur aufgelost
werden, soweit der Grund flr deren
Bildung entfallen ist.

(3) Riickstellungen dirfen nur aufgeldst
werden, soweit der Grund firr deren
Bildung entfallen ist.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 73 Rechnungsabgrenzung

§ 68 Rechnungsabgrenzung

Fallt die wirtschaftliche Zurechnung des
Aufwands oder Ertrags fir bereits er-

Fallt die wirtschaftliche Zurechnung des
Aufwands oder Ertrags fur bereits er-

Ubernahme EKD-Regelung.
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haltene oder geleistete Zahlungen in
das folgende Haushaltsjahr, soll die
periodengerechte Zuordnung in der
Bilanz ausgewiesen werden (Aktive
oder Passive Rechnungsabgrenzung).
Bei periodisch wiederkehrenden Leis-
tungen und Betragen von geringer Be-

deutung kann darauf verzichtet werden.

haltene oder geleistete Zahlungen in
das folgende Haushaltsjahr, soll die
periodengerechte Zuordnung in der
Bilanz ausgewiesen werden (Aktive
oder Passive Rechnungsabgrenzung).
Bei periodisch wiederkehrenden Leis-
tungen und Betragen von geringer Be-
deutung kann darauf verzichtet werden.

§ 74 Erstmalige Bewertung (Eroff-
nungsbilanz)

§ 69 Erstmalige Bewertung (Eroff-
nungsbilanz)

Zur Eréffnungsbilanz ist ein An-
hang zu erstellen, in dem die ge-
wahlten Ansatz- und Bewer-
tungsmethoden beschrieben
werden. Sofern von den hier de-
finierten Methoden abgewichen
wurde, sollen diese begriindet
werden. (EKD)

(1) Fur die Erstellung der erstmaligen
Eréffnungsbilanz sind die Vorschriften
der 88 64 bis 73 entsprechend anzu-

wenden.

Fur die Erstellung der erstmaligen Er-
offnungsbilanz sind die Vorschriften der
88 59 bis 68 entsprechend anzuwen-
den.

Ubernahme EKD-Regelung.

(2) In der Eréffnungsbilanz sind die
zum Stichtag der Aufstellung vorhan-
denen Vermdgensgegenstande grund-
satzlich mit den fortgefuhrten Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten anzu-
setzen.

Regelung in EBBVO; so auch im
Folgenden auf Grund des weithin
spezifischen Charakters der Re-

gelungen.

(3) Kdnnen die fortgefuihrten Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten fur
kirchliche Geb&aude nicht mehr sachge-
recht ermittelt werden, soll deren Be-
wertung mit vorsichtig geschatzten
Zeitwerten nach einem vereinfachten
Verfahren erfolgen.

Regelung in EBBVO; Offnung fur
Vereinfachungsverfahren, z.B.
NHK2000.

(4) Die Deckungslicke der Substan-

Regelung in EBBVO.
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zerhaltungsriicklagen aus unterbliebe-
ner Instandhaltung ist unter dem Bi-

lanzstrich oder im Anhang darzustellen.

(5) Als Wert von Beteiligungen ist,
wenn die Ermittlung der tatséchlichen
Anschaffungskosten einen unverhalt-
nismaRigen Aufwand verursachen wir-
de, das anteilige Eigenkapital zu dem
letzten vorliegenden Bilanzstichtag o-
der ein vorsichtig geschatzter Anteils-
wert anzusetzen.

Regelung in EBBVO.

(6) Wenn sich bei der Aufstellung der
Er6ffnungsbilanz ergibt, dass ein nicht
durch Reinvermdgen gedeckter Fehl-
betrag ausgewiesen werden musste,
koénnen kirchliche Kérperschaften auf
der Aktivseite vor dem Anlagevermo-
gen einen Ausgleichsposten fir Rech-
nungsumstellung in Héhe dieses Fehl-
betrages einstellen. Dieser Ausgleichs-
posten kann um einen angemessenen
Betrag fur Ricklagen und Vermogens-
grundbestand erhoht werden. Der Aus-
gleichsposten ist Uber einen angemes-
senen Zeitraum aufwandswirksam auf-
zuldsen.

Regelung in EBBVO. Die Be-
stimmung wird bendtigt, um in
der beschriebenen Sondersituati-
on einen bilanziellen Ausgleich
zu erreichen; ,Bilanzhilfe".

Das Néhere uber den Abschrei-
bungszeitraum und einen magli-
chen Aufstockungsbetrag ist

gliedkirchlich zu regeln. Der An-
satz des Aufstockungsbetrages
und dessen Regelungen sind im
Anhang zu erlautern. (EKD)

(7) Werden Rickstellungen in der Er-
offnungsbilanz gebildet, so kann zur
Wahrung des steuerlichen Aufwandes
in Hohe des Betrags dieser Riickstel-
lungen auf der Aktivseite ein Sonder-
verlustkonto aus Riickstellungshbildung
sowie auf der Passivseite eine Sonder-
ricklage analog § 17 Absatz 4 DMBIIG
gesondert ausgewiesen werden.

Regelung in EBBVO. Fir EKHN
nicht wahrscheinlich.
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(8) Unterlassene Vermdgensansatze
oder unrichtige Wertanséatze kénnen in
der nachstoffenen Bilanz ergebnisneut-
ral nachgeholt oder berichtigt werden.
Dies ist zulassig bis zur flnften
Schlussbilanz nach dem Stichtag der
ersten Eréffnungsbilanz.

Regelung in EBBVO.

Die Regelung ist von Bedeutung,
da Fehler und Korrekturen aus
der Erprobungs- und Erstbewer-
tungsphase maoglich sein sollten.
Dabei: Abschluss Gebaudebe-
wertung 2016/2017.

(9) Naheres regeln die Bewertungs-
und Bilanzierungsrichtlinien.

Siehe § 70.

8 70 Einzelheiten der Erfassung,
Bewertung und Bilanzierung

Einzelheiten der Erfassung, Bewertung

und Bilanzierung regelt die Kirchenlei-
tung durch Rechtsverordnung.

Vorgeschlagen wird ein Genere-
alverweis statt fragmentierter
Einzelverweise.
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Abschnitt VII: 88 75-82

Abschnitt 6: 88 71-83

Prifung und Entlastung

Prifung und Entlastung,
Schlussbestimmungen

8§ 75 Ziel und Inhalt der Prifung

§ 71 Ziel und Inhalt der Prifung

(1) Ziel der Priifung ist, die kirchenlei-
tenden Organe bei der Wahrnehmung
ihrer Finanzverantwortung zu unter-
stutzen und wirtschaftliches Denken
sowie verantwortliches Handeln im
Umgang mit den der Kirche anvertrau-
ten Mitteln zu férdern.

(1) Ziel der Priifung ist, die kirchenlei-
tenden Organe bei der Wahrnehmung
ihrer Finanzverantwortung zu unter-
stutzen und wirtschaftliches Denken
sowie verantwortliches Handeln im
Umgang mit den der Kirche anvertrau-
ten Mitteln zu férdern.

Die Zielsetzung ist auch in § 1
Absatz 3 RPAG geregelt; hier
ebenfalls wegen grds. Bedeu-
tung.

(2) Inhalt der Priifung ist die Feststel-
lung,

(2) Inhalt der Priifung ist die Feststel-
lung,

a) ob die der Kirche anvertrauten Mittel
zweckentsprechend, wirtschaftlich und
sparsam verwendet werden,

a) ob die der Kirche anvertrauten Mittel
zweckentsprechend, wirtschaftlich und
sparsam verwendet werden,

Siehe auch § 3 RPAG.

b) ob die fir das Haushalts-, Kassen-
und Rechnungswesen und die Wirt-
schaftsfihrung mafigebenden Bestim-
mungen eingehalten werden.

b) ob die fir das Haushalts-, Kassen-
und Rechnungswesen und die Wirt-
schaftsfihrung mafigebenden Bestim-
mungen eingehalten werden.

Sich auch § 2 RPAG.

§ 76 Kassenprufungen

§ 85 Kassenaufsicht — Kassenpru-
fung

§ 72 Kassenaufsicht — Kassenpri-
fung

Die Begrifflichkeit der Kassenpru-
fung bliebe weiterhin statthaft,
siehe § 36.

(1) Die ordnungsgemafie Kassenfiih-
rung wird durch Kassenprifungen fest-
gestellt, von denen jahrlich mindestens
eine unvermutet durchzufuhren ist.

(1) Die ordnungsgemale Kassenfiih-
rung wird durch regelméRige und jahr-
lich mindestens zwei unvermutete
Kassenprufungen durch die fur die
Kassenaufsicht zustandige Person
festgestellt:

Die Kassenaufsicht obliegt
a) bei der Gesamtkirche dem Lei-

(1) Die ordnungsgemalie Kassenfih-
rung wird durch jéhrlich mindestens
eine unvermutete Kassenpriifung fest-
gestellt. Der Kassenaufsicht ist es un-
benommen, weitere Kassenpriifungen
durchzufihren.

(2) Die Kassenaufsicht obliegt
a) bei der Gesamtkirche der Leite-

Grds. Ubernahme bisheriger
KHO-Regelungen. Eine Vereinfa-
chung in Absatz 1 wird mit der
Regelung mindestens einer un-
vermuteten Kassenprufung vor-
geschlagen.

Begriffliche Anpassung bei Ab-

-129-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

ter/der Leiterin der Kirchenverwaltung,

b) bei den Dekanaten der/dem Vorsit-
zenden oder einem Mitglied des De-
kanatssynodalvorstandes,

¢) bei den selbststandigen Regional-
verwaltungen der/dem Vorsitzenden
oder einem Mitglied des Verbands-
vorstandes, bei den nicht selbststan-
digen Rentamtern der Kirchenleitung,

d) bei den nicht einer Regionalverwal-
tung angeschlossenen Kirchenge-
meinden und kirchlichen Verbanden
der/dem Vorsitzenden oder einem
vom Vorstand beauftragten Mitglied.

Mit der Durchfuihrung der Kassenpri-
fungen kénnen Sachverstandige be-
traut werden.

Das Rechnungsprifungsamt kann in
besonderen Féllen gebeten werden,
eine dieser Prifungen vorzunehmen.
Die Bestimmungen des Gesetzes lber
das Rechnungspriufungsamt bleiben
unberihrt.

rin/dem Leiter der Kirchenverwaltung,

b) bei den Regionalverwaltungsver-
banden der/dem Vorsitzenden oder
einem Mitglied des Verbandsvorstan-
des,

c) bei den nicht einem Regionalverwal-
tungsverband angeschlossenen Kir-
chengemeinden und bei den nicht ei-
nem Regionalverwaltungsverband an-
geschlossenen kirchlichen Verbéanden
der/dem Vorsitzenden oder einem vom
Vorstand beauftragten Mitglied.

(3) Mit der Durchfiihrung der Kassen-
prifungen kénnen Sachverstandige
betraut werden.

satz 2 Buchstabe c.

Das RPA ist bereits durch ,Sach-
verstandige" erfasst; eine separa-
te Regelung wird als nicht erfor-
derlich gesehen.

(2) Bei diesen Prufungen ist insbeson-
dere zu ermitteln, ob

(2) Bei diesen Prifungen ist insbe-
sondere zu ermitteln, ob

(4) Bei diesen Prifungen ist insbeson-
dere zu ermitteln, ob

Ubernahme EKD-Regelung.

a) der Kassenbestand mit dem Ergeb-
nis in den Grundbiichern tberein-
stimmt,

a) der Kassen-Istbestand mit dem
Ergebnis in den Zeitblichern (Kassen-
Sollbestand) Gibereinstimmt,

a) der Kassenbestand mit dem Ergeb-
nis in den Grundbiichern Uberein-
stimmt,

Ubernahme EKD-Regelung.

b) die Eintragungen in den Hauptbii-
chern denen in den Grundbichern ent-
sprechen, soweit nicht im automatisier-
ten Verfahren gebucht wird,

b) die Eintragungen in den Sachbii-
chern denen in den Zeitbiichern ent-
sprechen,

b) die Eintragungen in den Hauptbi-
chern denen in den Grundbichern ent-
sprechen, soweit nicht im automatisier-
ten Verfahren gebucht wird,

Die Ubereinstimmung der Haupt-
bicher / Grundbicher ist soft-
ware-systemseitig bereits sicher-
gestellt.
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c) die erforderlichen Belege vorhanden
sind,

c) die erforderlichen Belege vorhan-
den sind,

c) die erforderlichen Belege vorhanden
sind,

Elektronische Belege inbegriffen.

d) die Anlagebestande des Vermdgens
mit den Eintragungen in den Biichern
oder sonstigen Nachweisen uberein-
stimmen,

d) die Rucklagen und die Riickstel-
lungen mit den Eintragungen in den
Bichern oder sonstigen Nachweisen
Ubereinstimmt,

d) die Anlagebestande des Vermogens
mit den Eintragungen in den Blichern
oder sonstigen Nachweisen tberein-
stimmen,

Dies entspricht einem Standard
der Software gem. Grundsatzen
der ordnungsmafigen Buchfih-
rung.

Selbst bei softwareseitiger Absi-
cherung kdnnten in Zukunft Sys-
temveranderungen vorgenom-
men werden, sodass die Rege-
lung erhalten bleiben sollte.

e) die Bicher und sonstigen Nachwei-
se richtig gefiihrt werden,

e) die Bicher und sonstigen Nach-
weise richtig gefiihrt werden,

e) die Bicher und sonstigen Nachwei-
se ordnungsgeman gefiihrt werden,

Sprachliche Anderung.

f) die Forderungen und die Verbindlich-
keiten rechtzeitig und ordnungsgeman
abgewickelt werden und

f) die Vorschiisse und die Verwahr-
gelder rechtzeitig und ordnungsge-
maf abgewickelt werden,

f) die Forderungen und die Verbindlich-
keiten rechtzeitig und ordnungsgeman
abgewickelt werden und

Ubernahme EKD-Regelung.

g) im Ubrigen die Bank- und Kassen-
geschéfte ordnungsgeman erledigt
werden.

g) im Ubrigen die Kassengeschifte
ordnungsgemal erledigt werden.

q) die Kassengeschafte ordnungsge-
maf erledigt werden.

.Bank" sollte als Begriff entfallen,
da in ,Kassengeschaften“ inbe-
griffen. Sprachliche Anpassung.

(3) Uber die Kassenpriifung ist eine
Niederschrift anzufertigen.

(3) Uber die Kassenpriifung ist eine
Niederschrift anzufertigen. Die Pri-
fungsunterlagen sind aufzubewahren.
Im Falle wesentlicher Beanstandun-
gen ist das Rechnungsprufungsamt
zu informieren.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen
des § 79 Absatz 2 und 3.

(5) Uber die Kassenpriifung ist eine
Niederschrift anzufertigen. Die Pri-
fungsunterlagen sind aufzubewahren.
Im Falle wesentlicher Beanstandungen
ist das Rechnungsprifungsamt zu in-
formieren.

Der Verweis auf § 79 in der be-
stehenden KHO wird grds. als
nicht erforderlich gesehen, da die
Regelungen bereits allgemein
gultig waren.

(4) Das Nahere Uber Kassenaufsicht
und Kassenprufung regelt die zustan-
dige Stelle.

Siehe Absatz 2.
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§ 86 Verwaltung mehrerer Kassen

8 73 Verwaltung mehrerer Kassen

Erhalt der bisherigen KHO-
Regelung.

Werden andere Kassen mitverwaltet,
hat sich die Priifung auch auf die
Geldbestande dieser Kassen zu er-
strecken.

Werden andere Kassen mitverwaltet,
hat sich die Prifung auch auf die Geld-

bestande dieser Kassen zu erstrecken.

Fur die EKHN praxisrelevant.

§ 77 Rechnungsprifungen

§ 89 Prufungsverfahren

§ 74 Rechnungsprufungen

(1) Die ordnungsgemafe Haushalts-,
Kassen- und Rechnungsflihrung sowie
die Vermdgensverwaltung sind durch
Rechnungsprifungen festzustellen.

Das Prifungsverfahren richtet sich
nach dem Gesetz Uber die Errichtung
und die Aufgaben des Rechnungspri-
fungsamtes der Evangelischen Kirche
in Hessen und Nassau.

(1) Die ordnungsgemafe Haushalts-,
Kassen- und Rechnungsfiihrung sowie
die Vermdgensverwaltung sind durch
Rechnungspriufungen festzustellen.

(2) Das Prifungsverfahren richtet sich
nach dem Kirchengesetz iiber das
Rechnungspriifungsamt der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau.

Siehe auch 8§ 2 RPAG.

Die Ubernahme des Absatzes 1
wird vorgeschlagen, da allgemein
definiert wird, dass Rechnungs-
prufungen existieren; Konkretisie-
rung im RPAG.

Der Erhalt der Regelung der bis-
herigen KHO wird vorgeschlagen
(mit redaktioneller Anpassung).
Der Verweis auf das RPAG soll
an dieser Stelle genligen, da al-
les Weitere zur Rechnungspri-
fung dort geregelt wird.

(2) Die Rechnungsprifungen erstre-
cken sich inshesondere darauf, ob

Es wird keine Ubernahme der
Vorschriften ab Absatz 2 der
EKD-Regelung vorgeschlagen,
da Regelungen im RPAG (allge-
mein) erfolgen. Entsprechend
liegt auch keine Regelung in der
bisherigen KHO vor.

a) beim Vollzug des Haushaltes und in
der Vermdgensverwaltung nach dem
geltenden Recht verfahren wurde,

Entfall.
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b) die einzelnen Rechnungsbetrage

sachlich und rechnerisch begriindet Entfall.
und belegt sind,
c¢) die Einnahmen rechtzeitig und voll-
stéandig eingezogen und die Ausgaben Entfall.
ordnungsgemal geleistet worden sind,
d) der Haushalt eingehalten und im
Ubrigen wirtschaftlich und sparsam Entfall.
verfahren wurde,
e) der Jahresabschluss ordnungsge-

. . Entfall.
malf aufgestellt ist und
f) das Vermoégen und die Schulden Entfall.

richtig nachgewiesen sind.

(3) Das Ergebnis ist in einem Pri-
fungsbericht festzuhalten und der ge-
pruften Stelle zuzuleiten.

Deckt sich mit 8 5 Absatz 1
RPAG.

§ 78 Organisations- und Wirtschaft-
lichkeitsprifungen

§ 90 Organisations- und Wirtschaft-
lichkeitsprifung

§ 75 Organisations- und Wirtschaft-
lichkeitspriufungen

(1) Organisation und Wirtschaftlichkeit
kirchlicher Stellen kénnen geprift und
mit der Rechnungspriifung verbunden
werden.

(1) Neben den Kassen und den Jah-
resrechnungen kénnen Organisation
und Wirtschaftlichkeit kirchlicher Stel-
len gepruft werden. Diese Prifungen
kénnen mit der Rechnungspriifung
verbunden werden.

(1) Organisation und Wirtschaftlichkeit
kirchlicher Stellen kdnnen gepruft wer-
den. Diese Priifungen kénnen mit der

Rechnungsprifung verbunden werden.

Grds. Erhalt der EKD-Regelung
als Rechtsgrundlage, z.B. fir die
Einrichtung des Controlling. Or-
ganisation und Wirtschaftlichkeit
kodnnen auch von Stellen aulRer-
halb des RPAs geprift / analy-
siert werden. Sprachliche Anpas-
sungen.

(2) Die Prufung erstreckt sich auf Fra-
gen der Zweckmafigkeit und der Wirt-
schaftlichkeit, insbesondere darauf, ob
die Aufgaben mit geringerem Personal-
oder Sachaufwand oder auf andere
Weise wirksamer erflllt werden kon-

(2) Die Prufung erstreckt sich auf Fra-
gen der ZweckmaRigkeit und der
Wirtschaftlichkeit, insbesondere da-
rauf, ob die Aufgaben mit geringerem
Personal- oder Sachaufwand oder auf
andere Weise wirksamer erfullt wer-

(2) Die Prufung erstreckt sich auf Fra-
gen der Zweckmafigkeit und insbe-
sondere darauf, ob die Aufgaben mit
geringerem Personal- oder Sachauf-
wand oder auf andere Weise wirksa-
mer erflllt werden kénnen.

Der Begriff ,Wirtschaftlichkeit*
kann an dieser Stelle gem. Vor-
schlag entfallen, da bereits im
Absatz 1 geregelt.
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nen.

den kénnen.

(3) Das Ergebnis ist in einem Prii-
fungsbericht festzuhalten und der ge-
pruften Stelle zuzuleiten.

(3) Das Ergebnis ist in einem Bericht
festzuhalten und der gepriften Stelle
zuzuleiten.

Ubernahme des Absatzes 3 aus
bisheriger KHO; anstatt des Be-
griffs ,Prufungsbericht” nur Ver-
wendung des Begriffs ,Bericht".
Der Terminus ,Prifbericht” ist
durch das Rechnungspriifungs-
amt ,besetzt".

§ 79 Betriebswirtschaftliche Prifun-
gen

8 91 Betriebswirtschaftliche Pri-
fungen

§ 76 Betriebswirtschaftliche Prifun-
gen

(1) Bei Wirtschaftsbetrieben und Ein-
richtungen nach Abschnitt V und § 69
koénnen betriebswirtschaftliche Prifun-
gen durchgefihrt werden. Sie beziehen
sich insbesondere auf

(1) Bei Wirtschaftsbetrieben und Ein-
richtungen nach § 5 sollen neben den
Prifungen nach § 85 und § 90 regel-

mafig betriebswirtschaftliche Prifun-
gen durchgefihrt werden. Sie bezie-

hen sich insbesondere auf

(1) Bei Wirtschaftsbetrieben und Ein-
richtungen im Sinne der $8 56 und 64
sollen betriebswirtschaftliche Priifungen
durchgefiihrt werden. Sie beziehen sich
insbesondere auf die Vermdgens-, Fi-
nanz- und Ertragslage sowie die Wirt-
schatftlichkeit.

Die Besonderheit der Wirt-
schaftsbetriebe sollte hervorge-
hoben werden, speziell da auch
hier die Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage gepruft wird.

~Sollen” anstatt ,kbnnen“ analog
bisheriger KHO beibehalten; re-
daktionelle Anpassungen.

a) die Vermogenslage,

a) die Vermogenslage,

Siehe Absatz 1.

b) die Ertragslage,

b) die Ertragslage und

Siehe Absatz 1.

c) die Wirtschaftlichkeit und

c¢) die Wirtschaftlichkeit.

Siehe Absatz 1.

d) Prifungen nach § 78.

Redundanz.

(2) 8 77 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) 8 90 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) Das Ergebnis ist in einem Bericht
festzuhalten und der gepriften Stelle
zuzuleiten.

Analog § 75.

§ 80 Prufungen bei Stellen aulRerhalb
der verfassten Kirche

§ 77 Prufungen bei Stellen auRerhalb
der verfassten Kirche

Bei Zuwendungen an Stellen auRerhalb
der verfassten Kirche (§ 22) kann die

Bei Zuwendungen an Stellen aul3er-
halb der verfassten Kirche obliegt es

Ubernahme der EKD-Regelung
mit Prazisierungen, aber Verweis
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zustandige Prufungsstelle prufen, ob
die Mittel zweckentsprechend und wirt-
schaftlich verwendet wurden.

dem Zuwendungsgeber, die zweckent-
sprechende Verwendung der Mittel zu
prufen. Naheres regelt die Kirchenlei-
tung durch besondere Richtlinien.

auf Zuwendungsrichtlinien. Das
Prufungsrecht des RPA ist unbe-
nommen.

§ 87 Vorpriufung/Offenlegung

8 78 Vorpriufung und Offenlequng

(1) Nach Aufstellung der Jahresrech-
nung (8§ 82) ist diese dem zustéandigen
Organ zur Vorprufung und Abnahme
zuzuleiten. Dieses kann einzelne sei-
ner Mitglieder mit dieser Aufgabe be-
trauen, soweit sie nicht selbst regel-
mafig Kassenanordnungen erteilen.

Die Vorprufung hat sich insbesondere
zu erstrecken auf:

a) die rechtzeitige und vollstandige
Erhebung der Einnahmen und die
ordnungsgemalie Leistung der Aus-
gaben,

b) die Feststellung, dass bei Ausfih-
rung des Haushaltsplanes die Be-
schlisse des zustandigen Organes
beachtet worden sind und nach gel-
tendem Recht verfahren wurde,

c) das vollstandige Vorhandensein
und die Sicherheit der Rucklagen und
Ruckstellungen,

d) die Inventarisierung erworbener
Vermdgensgegenstande,

e) die Ubereinstimmung des Kassen-
Istbestandes mit dem Kassen-
Sollbestand aufgrund der der Jahres-
rechnung beigefugten Bestandsnach-
weisung und darauf, dass der Rech-
nungsabschluss in der Bestands-

(1) Der Jahresabschluss ist nach Auf-
stellung dem zustandigen Organ zur
Vorprifung und Abnahme zuzuleiten.
Dieses kann einzelne seiner Mitglieder
mit dieser Aufgabe betrauen, soweit sie

nicht selbst regelméaRig Anordnungen
erteilen. Die Vorpriifung kann auch
durch interne Revisionsstellen oder
durch Dritte erfolgen.

(2) Die Vorpriifung hat mindestens eine
reprasentative Auswahl von Geschafts-
vorgangen zu umfassen und hat sich
insbesondere zu erstrecken auf:

a) die vollstandige Erfassung der Haus-

haltsmittel und rechtzeitige Erhebung
der Forderungen sowie die ordnungs-
gemalRe Inanspruchnahme von Haus-
haltsmitteln

b) die Feststellung, dass bei Ausfiihrung

des Haushalts die Beschliisse des zu-
standigen Organes beachtet worden
sind und nach geltendem Recht verfah-
ren wurde

c) das vollstandige Vorhandensein und
die Sicherheit des Kapitalvermégens,

d) die Aufzeichnung iber Zu- und Ab-
gange aktivierungspflichtiger Vermo-
gensgegenstande.

Die Vorpriifung ist eine Beson-
derheit der EKHN und soll gem.
Vorschlag erhalten bleiben.

Der Entwurf umfasst mit folgen-
den Neuregelungen grds. Verein-
fachungen:

- Die Vorpriifung soll auch
durch interne Revisionsstel-
len oder durch Dritte mdglich
sein;

- die Betrachtung einer repra-
sentativen Auswahl an Ge-
schaftsvorfallen soll fir die
Vorprifung nunmehr ausrei-
chen;

- damit: im Entwurf klarstellen-
de Formulierung, dass keine
Vollpriufungen gefordert sind.

Daruber hinaus: sprachliche An-
passungen und Formulierung
konsistent zu § 3 Absatz 2 und §
26.

Die Buchstabe e und f) sind ent-
behrlich; der Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit gilt ohnedies.
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nachweisung richtig enthalten ist,

f) die Einhaltung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit.

(2) Uber das Ergebnis der Vorpriifung
ist von dem zustandigen Organ eine
Niederschrift zu fertigen, Gber die zu
beschlieRen ist. Die Niederschrift ist
der Jahresrechnung beizufiigen. Uber
Beanstandungen ist zu entscheiden.

(3) Die Jahresrechnungen der Kir-
chengemeinden sind nach der Vorpri-
fung eine Woche lang o6ffentlich aus-
zulegen. Bei den Jahresrechnungen
der kirchlichen Verbande, Dekanate
und Regionalverwaltungen ist in ge-
eigneter Weise fiir Offentlichkeit zu
sorgen.

(4) Die Abséatze (1) bis (3) gelten nicht
fur die Jahresrechnung der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau;
deren Jahresabschluss ist im Amts-
blatt zu verdffentlichen.

(3) Uber das Ergebnis der Vorpriifung
ist von dem zustadndigen Organ eine
Niederschrift zu fertigen, Uber die zu
beschlieRen ist. Die Niederschrift ist
dem Jahresabschluss beizufiigen. Uber
Beanstandungen ist zu entscheiden.

(4) Die Jahresabschlisse der Kirchen-
gemeinden sind nach der Vorprifung
eine Woche lang 6ffentlich auszulegen.
Bei den Jahresabschlissen der kirchli-
chen Verbande und Dekanate ist in
geeigneter Weise fiur Offentlichkeit zu

sorgen.
(5) Die Absétze 1 bis 4 gelten nicht fur

den Jahresabschluss der Gesamtkirche;

deren Jahresabschluss ist im Amtsblatt
zu veroéffentlichen.

§ 81 Unabhéangigkeit der Prifung

(1) Fur die Prufungen nach den 8§ 77
bis 80 sind unabhéangige Prifungsstel-
len zustandig.

Die Unabhangigkeit des RPA
wird im RPAG geregelt; daher
Vorschlag des Entfalls.

(2) Die personliche und sachliche Un-

abhangigkeit der Priifenden von der zu Entfall.
prufenden Stelle ist zu gewahrleisten.
(3) Die priufende Stelle kann sich bei Entfall.

der Erfillung ihrer Aufgaben besonde-
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rer Sachverstandiger bedienen.

§ 88 Prufung der Jahresrechnung

8 79 Prifung des Jahresabschlusses

Die Jahresrechnung mit Anlagen
muss in prifungsfahigem Zustand bis
spatestens 1. August jeden Jahres bei
der kassenfuhrenden Stelle vorliegen.
Die Jahresrechnung der Gesamtkir-
che der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau ist in prifungsfahi-
gem Zustand bis spatestens 1. Juni
jeden Jahres dem Rechnungspri-
fungsamt vorzulegen.

Der Jahresabschluss muss in prifungs-

fahigem Zustand bis spatestens Ende
des siebten Monats nach Ende des
Haushaltsjahres bei der kassenfiihren-
den Stelle vorliegen. Der Jahresab-
schluss der Gesamtkirche ist in pri-
fungsfahigem Zustand bis spéatestens
Ende des fiinften Monats nach Ende
des Haushaltsjahres dem Rechnungs-
prifungsamt vorzulegen.

Siehe auch § 50 Absatz 5 und

§ 82. Zum Jahresabschluss ge-
hort auch der Anhang inkl. Anla-
gen. Grundsétzlicher Erhalt der
bisherigen KHO-Regelung mit
redaktionellen Anpassungen.

§ 82 Entlastung

§ 92 Entlastung

§ 80 Entlastung

Der Ablauf des Priifungsverfah-
rens und die Zustandigkeit fur die
Erteilung der Entlastung bestim-
men sich nach gliedkirchlichem
Recht. (EKD)

(1) Bestatigt die prufende Stelle, dass
keine wesentlichen Beanstandungen
vorliegen oder dass die Beanstandun-
gen ausgeraumt sind, so ist die Entlas-
tung zu erteilen. Die Entlastung kann
mit Einschrénkungen erteilt oder mit
Auflagen verbunden werden.

(1) Nach Abschluss des Prifungsver-
fahrens durch das Rechnungspri-
fungsamt kann das Entlastungsver-
fahren eingeleitet werden. Die Entlas-
tung kann mit Einschrankungen erteilt
oder mit Auflagen verbunden werden.

(1) Nach der Vorprifung und der Mittei-
lung des Rechnungspriifungsamtes
Uber den Abschluss des Priifungsver-
fahrens kann das Entlastungsverfahren
eingeleitet werden. Die Entlastung
kann mit Einschrénkungen erteilt oder
mit Auflagen verbunden werden.

Absatz 1 soll der Klarstellung
dienen, dass erst nach Mitteilung
des RPA Uber den Abschluss des
Prufverfahrens entlastet werden
darf, die Vorprufung allein ist hier-
fur nicht mafR3geblich.

(2) Die Entlastung ist den Personen
oder Stellen zu erteilen, die fur den
Vollzug des Haushalts und fur die Aus-

fuhrung der Beschliisse zustandig sind.

(2) Die Entlastung ist der Stelle zu
erteilen, die fur den Vollzug des
Haushaltsplans und fir die Ausfih-
rung der Beschlusse zustandig ist.

(2) Die Entlastung ist den Personen
oder Stellen zu erteilen, die fur den
Vollzug des Haushalts und fur die Aus-
fuhrung der Beschlisse zustandig sind.

Ubernahme EKD-Regelung.

§ 93 Erganzende Vorschriften

(1) Wenn die Technik der Buchungs-
einrichtung es erfordert, kdnnen er-
ganzende Regelungen getroffen wer-
den; sie mussen den Zielen dieser

Entfall; Anpassungen tber
Rechtsverordnungen.
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Ordnung entsprechen.

(2) Soweit dieses Gesetz keine Best-
immungen enthalt, sind im Zweifelsfal-
le die fur die burgerlichen Gemeinden
des Landes Hessen jeweils geltenden
Vorschriften Uber das Haushalts-, Kas-
sen- und Rechnungswesen sinngemani
anzuwenden.

§ 94 Erméchtigung zum Erlass von
Rechtsverordnungen

8 81 Erméchtigung zum Erlass von
Rechtsverordnungen

Die Kirchenleitung wird erméachtigt, zur
Ausfiihrung dieses Gesetzes Rechts-
verordnungen zu erlassen.

Die Kirchenleitung wird ermachtigt, zur
Ausfiihrung dieses Gesetzes Rechts-
verordnungen zu erlassen.

Erhalt der bisherigen KHO-Rege-
lung; sachgerecht und vereinfa-
chend.

§ 82 Ubergangsbestimmungen

Die Kirchenverwaltung kann bis zum
31. Dezember 2020

- von der Erfillung einzelner Anfor-
derungen an den Haushalt nach §
8 und an den Jahresabschluss
nach den 88 50 bis 54

- sowie von der Einhaltung der Fris-
ten fir die Aufstellung und Feststel-

lung des Haushalts und des Jah-
resabschlusses

befreien, soweit dies mit den Grundséat-
zen des kirchlichen Haushaltsrechtes
vereinbar ist.

Vorschlag einer Ubergangsrege-
lung auf Grund zu sammelnder
Einfihrungs- und Erprobungser-
fahrungen in der Doppik. Diese
werden sich erwartungsgemarn
insbesondere auf Berichtsbe-
standteile (auch betreffend An-
hang und Anlagen) sowie die
Angemessenheit der angegebe-
nen Fristsetzungen richten.

8 95 Inkrafttreten

8 83 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Kirchen-
gesetz Uber die Vermobgensverwaltung
und das Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen der EKHN (KHO)

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in

Kraft. Gleichzeitig tritt das
Kirchengesetz liber die
Vermébgensverwaltung und das
Haushalts-, Kassen- und

Entsprechend der geplanten, fla-
chendeckenden Einfuhrung der
Doppik fur die EKHN, Inkrafttre-
ten ab 01. Januar 2016. Rege-
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vom 04.06.1977 aul3er Kraft.

Rechnungswesen der EKHN (KHO)

vom 2. April 2000 auRer Kraft.

lung in Artikelgesetz.
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Schlussbestimmungen

Anlage:

§ 83 Begriffsbestimmungen

Begriffsbestimmungen

Bei Anwendung dieser Ordnung sind
die nachfolgenden Begriffe zugrunde
zu legen:

Bei Anwendung dieser Ordnung sind
die nachfolgenden Begriffe zugrunde
zu legen:

1. Abschreibung:

1. Abschreibung:

Buchmafige Abbildung des insbeson-
dere mit der Nutzung des abnutzbaren
Vermogens verbundenen Wertever-
zehrs, z.B. durch Zufiihrung der ent-
sprechenden Haushaltsmittel zur Sub-
stanzerhaltungsriicklage.

BuchungsméaRige Abbildung der Wert-
minderung von Vermégensgegenstan-
den, insbhesondere Sachen, durch Alte-

rung, Verschleill oder andere Ursa-
chen.

Uberarbeitung i.S. der Klarheit.

la. Abschreibung, auRerplanmaRige:

BuchungsméaRige Abbildung auBerge-
wohnlicher Wertminderungen.

Ergénzung i.S. der Klarheit.

1b. Abschreibung, planméaRige:

Reduzierung des Buchwerts von Ver-
mdogensgegenstanden nach einer fest-
gesetzten zeitlichen Regel.

Ergénzung i.S. der Klarheit.

2. Aktiva:

2. Aktiva:

Summe der Vermogensgegenstande
(Anlagevermdgen, Umlaufvermdgen,
aktive Rechnungsabgrenzungsposten
sowie ggf. Ausgleichsposten Rech-
nungsumstellung, Nicht durch Vermo-
gensgrundbestand und Riicklagen ge-
deckter Fehlbetrag), die in der Bilanz
die Mittelverwendung nachweist (ge-

Summe der Vermoégensgegenstande
(Anlagevermdgen, Umlaufvermogen,
aktive Rechnungsabgrenzungsposten
sowie ggf. Ausgleichsposten Rech-
nungsumstellung, Nicht durch Vermo-
gensgrundbestand und Ricklagen ge-
deckter Fehlbetrag), die in der Bilanz
die Mittelverwendung nachweist.

Die Regelung der Bilanzstruktur
in der EBBVO wird vorgeschla-
gen.
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maf Anlage ).

3. Anhang:

3. Anhang zum Jahresabschluss:

Konkretisierung.

Bestandteil des Jahresabschlusses, in
dem besondere Erlauterungen zum
besseren Verstandnis der Ermittlung
des Jahresergebnisses und zu nicht
bilanzierten wirtschaftlichen Belastun-
gen kinftiger Haushaltsjahre aufzu-
nehmen sind.

Bestandteil des Jahresabschlusses, in
dem besondere Erlauterungen zum
besseren Verstandnis der Ermittlung
des Jahresergebnisses und zu nicht
bilanzierten wirtschaftlichen Belastun-
gen kinftiger Haushaltsjahre aufzu-
nehmen sind.

4. Anlagevermdogen:

4. Anlagevermdogen:

Die Teile des Vermégens, die dauer-
haft der Aufgabenerfiillung dienen (Ak-
tiv-Position A der Bilanzgliederung fur
kirchliche Korperschaften gemaf Anla-

ge II).

Die Teile des Vermogens, die dauer-
haft der Aufgabenerfillung dienen, z.B.
Gebaude, Fuhrpark, langfristig ange-
legte Finanzanlagen (Unterschied: Um-

laufvermdgen, siehe dort).

Kein Verweis auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll. Erganzung von Bei-
spielen und Nennung der rele-
vanten Gegenposition im Vermo-
gen.

5. Anordnungen

5. Anordnung:

Formliche Auftrage der die Haushalts-
ansatze bewirtschaftenden Einheiten in
Form von Anordnungen an die Finanz-
buchhaltung zur Ausfiihrung des Haus-
halts. Dabei kann der Zeitpunkt der
Buchung und der Zahlung auseinan-
derfallen

Formlicher Auftrag der die Haushalts-
ansatze bewirtschaftenden Einheiten
an die Finanzbuchhaltung zur Ausfiuh-
rung des Haushalts. Dabei kénnen die
Zeitpunkte der auf Grundlage der An-
ordnung erfolgenden Buchungen und
Zahlungen auseinanderfallen.

Sprachliche Anpassungen i.S.
der Klarheit.

5a. Anordnung, Daueranordnung:

Anordnung von wiederkehrenden Zah-
lungen und fir die Buchung von wie-
derkehrenden nicht zahlungswirksa-
men Vorgangen, die fir ein Haushalts-
jahr oder auch dartiber hinaus gilt.

Hierhin verschoben mit sprachli-
chen Anpassungen.

5b. Anordnung, Einzelanordnung:
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Anordnung von Zahlungen fir jeweils
eine/n Zahlungspflichtige/n oder Emp-
fangsberechtigte/n innerhalb eines
Haushaltsjahres. Gleiches gilt fiir die
Buchung von einzelnen oder wieder-
kehrenden nicht zahlungswirksamen

Vorgéngen.

Hierhin verschoben mit sprachli-
chen Anpassungen.

5c. Anordnung, Sammelanordnung:

Anordnung von Zahlungen fir jeweils
mehrere Zahlungspflichtige oder Emp-
fangsberechtigte innerhalb eines
Haushaltsjahres. Gleiches gilt fiir die
Buchung von nicht zahlungswirksamen

Vorgangen.

Hierhin verschoben mit sprachli-
chen Anpassungen.

6. Anschaffungskosten:

Anschaffungskosten sind die Aufwen-
dungen, die geleistet werden, um einen
Vermogensgegenstand zu erwerben
und ihn in einen betriebsbereiten Zu-
stand zu versetzen, soweit sie dem
Vermogensgegenstand einzeln zuge-
ordnet werden kénnen. Zu den An-
schaffungskosten gehdren auch die
Nebenkosten. Minderungen des An-
schaffungspreises sind abzusetzen

Siehe § 61 Absatz 1 Buchstabe
a.

7. Aufwendungen:

6. Aufwendungen:

WertmaRiger, nicht unbedingt zah-
lungswirksamer Ressourcenverbrauch
innerhalb eines Haushaltsjahres.

Wertmafiger, nicht unbedingt zah-
lungswirksamer Ressourcenverbrauch
innerhalb eines Haushaltsjahres.

8. AuB3erplanmafiige Haushaltsmittel:

7. AuBBerplanmaBige Haushaltsmittel:

Haushaltsmittel, fir deren Zweck im
Haushalt keine Ansétze veranschlagt

Haushaltsmittel, fr deren Zweck im
Haushalt keine Ansétze veranschlagt
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und auch keine Budgetriicklagen aus
Vorjahren verfugbar sind.

und auch keine Budgetriicklagen aus
Vorjahren verfugbar sind.

9. Auszahlungen:

8. Auszahlungen:

Abfluss von Bar- und Buchgeld.

Abfluss von Bar- und Buchgeld.

10. Baumaf3nahme:

9. BaumaRRnahme:

Ausfiuhrung eines Baues (Neu-, Erwei-
terungs- und Umbau) sowie die In-
standsetzung an einem Bau, soweit sie
nicht der laufenden Bauunterhaltung
dient.

Als BaumafRnahmen zéhlen die Errich-

tung neuer Gebaude, bauliche Veran-
derungen und Instandsetzungen an
bestehenden Gebauden. Unter Errich-
tung neuer Gebaude sind sowohl Neu-

bauten als auch Wiederaufbauten zu
verstehen. Baumalnahmen an beste-
henden Gebauden sind bauliche Ver-
anderungen durch Umbau, Ausbau,
Erweiterungen und Instandsetzungen.

Es wird eine Uberarbeitung nach
Einflgungen aus dem Teilprojekt
Vermdogen i.A. mit dem Baurefe-
rat vorgeschlagen. Die RVO 817
wird Uberarbeitet.

10. Betriebe gewerblicher Art:

§ 56.

Betriebe, fur die handels- und steuer-
rechtliche Grundlagen fir die Wirt-
schaftsfihrung vorrangig sind.

Relevante Tatigkeiten werden
entweder innerhalb der verfass-
ten Kirche gefiihrt (bei Uber-
schreitung gewisser Umsatz-
grenzen: ggf. BgA) oder in ande-
ren Rechtsformen wie z.B.
gGmbH.

Siehe Definition ,Kirchliche Wirt-
schaftsbetriebe" gem. EKD-
Regelung.

11. Betriebswirtschaftliche Auswertung:

Entfall, siehe 8§ 48 und 51.

Auswertungen uber die Ertrdge und
Aufwendungen wéahrend des laufenden
Haushaltsjahres sowie Uber die Investi-
tionen und deren Finanzierung. Eine
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betriebswirtschaftliche Auswertung ist
mindestens vierteljahrlich zu erstellen,
es handelt sich jedoch nicht um einen
echten Abschluss des Betrachtungs-
zeitraumes.

12. Bilanz:

11. Bilanz:

Gegendiberstellung der Vermdgenswer-
te (Aktiva) einerseits sowie des Vermo-
gensgrundbestandes, der Rucklagen,
der Sonderposten und der Schulden
(Passiva) andererseits zu einem be-
stimmten Stichtag in Kontoform.

Gegeniberstellung der Vermdgenswer-
te (Aktiva) einerseits sowie des Vermo-
gensgrundbestandes, der Rucklagen,
der Sonderposten und der Schulden
(Passiva) andererseits zu einem be-
stimmten Stichtag in Kontoform.

13. Bilanzergebnis:

12. Bilanzergebnis:

Der ergebniswirksame Teil der kirchli-
chen Haushaltsplanung und —
ausfuhrung umfasst regelmafig die
Bewirtschaftung von Rucklagen fur
nicht investive Zwecke. Ein Abbau von
Gewinn- oder Verlustvortragen oder
eine Zufiihrung zum Investitions- und
Finanzierungshaushalt kénnen enthal-
ten sein. Die sich aus den haushalts-
rechtlichen Vorschriften und/oder Gre-
mienbeschlissen ergebenden Einstel-
lungen in Rucklagen stellen bilanztech-
nisch Ergebnisverwendungen dar. Sie
sind daher nach der Ermittlung des
Jahresergebnisses auszuweisen und
fuhren so zum Bilanzergebnis. Die Er-
mittlung des Bilanzergebnisses richtet
sich nach dem Schema in den von der
Evangelischen Kirche in Deutschland
festgelegten Grundlagen zur Haus-
haltssystematik.

Der ergebniswirksame Teil der kirchli-
chen Haushaltsplanung und -aus-
fuhrung umfasst regelméaRig die Be-
wirtschaftung von Ricklagen fur nicht
investive Zwecke. Ein Abbau von Ge-
winn- oder Verlustvortragen oder eine
Zufiihrung zum Investitions- und Finan-
zierungshaushalt kdnnen enthalten
sein. Die sich aus den haushaltsrechtli-
chen Vorschriften und/oder Gremien-
beschliissen ergebenden Einstellungen
in Rucklagen stellen bilanztechnisch
Ergebnisverwendungen dar. Sie sind
daher nach der Ermittlung des Jahres-
ergebnisses auszuweisen und fiihren
so zum Bilanzergebnis.

Es wird vorgeschlagen, die Defi-
nition der regelnden Ebene ent-
fallen zu lassen (in der KHO
selbst festgelegt).
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14. Buchungsplan:

Ordnung der Haushaltsmittel nach den
von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen
zur Haushaltssystematik fur die Bewirt-
schaftung und den kassenmafigen
Vollzug des Haushalts, wenn dieser in
Form des Haushaltsbuchs aufgestellt
wird.

Der Begriff ist grds. nicht erfor-
derlich, Verzicht.

15. Buchungsstelle

Diese Stelle enthalt die maRgeblichen
Daten fir die Kontierung (Zuordnung
z.B. zu Sachkonto, Gliederung
und/oder kirchlichem Handlungsfeld)
von Haushaltsmitteln oder Vermdgens-
bestanden.

Der Begriff ist grds. nicht erfor-
derlich, Verzicht.

16. Budgetierung:

13. Budgetierung:

Verbindung von Haushaltsmitteln im
Rahmen eines Systems der dezentra-
len Verantwortung bei geeigneten Or-
ganisationseinheiten oder Handlungs-
feldern kirchlicher Arbeit zu einem fi-
nanziellen Rahmen als Budget, zur
Umsetzung der Outputorientierung, zur
Forderung der wirtschaftlichen Aufga-
benerfiillung sowie zur Steigerung der
Eigenverantwortlichkeit. Dabei wird die
Finanzverantwortung auf der Grundla-
ge der Haushaltsermachtigung auf die
Budgetverantwortlichen Ubertragen, die
die Fach- und Sachverantwortung ha-
ben.

Verbindung von Haushaltsmitteln im
Rahmen eines Systems der dezentra-
len Verantwortung zu einem finanziel-
len Rahmen als Budget. Ziele sind die
Umsetzung der Outputorientierung, die
Forderung der wirtschaftlichen Aufga-
benerfillung und die Steigerung der
Eigenverantwortlichkeit. Dabei wird die
Finanzverantwortung auf der Grundla-
ge der Haushaltsermachtigung auf die
Budgetverantwortlichen tbertragen, die
die Fach- und Sachverantwortung ha-
ben.

Uberarbeitungen: Kiirzung und
Umstellungen bei im Kern identi-
schem Inhalt.

17. Budgetricklage:

14. Budgetrucklage:
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Mittel, die von den Budgetverantwortli-
chen im Rahmen der Haushaltser-
machtigung angesammelt wurden und
in den Folgejahren ohne Genehmigung
der zustandigen Stelle zur Verfiigung
stehen.

Mittel, die von den Budgetverantwortli-
chen im Rahmen der Haushaltser-
machtigung angesammelt wurden und
in den Folgejahren ohne Genehmigung
der zustandigen Stelle zur Verfligung
stehen.

18. Controlling:

15. Controlling, kirchliches:

Unterstitzendes Fuhrungs- und Ent-
scheidungsinstrument zur Steuerung
und Kontrolle der kirchlichen Arbeit
durch die Bereitstellung und zukunfts-
orientierte Auswertung geeigneter In-
formationen (Berichtswesen), insbe-
sondere aus dem Rechnungswesen,
um das Erreichen gesetzter Ziele zu
sichern.

Unterstiitzendes Fuhrungs- und Ent-
scheidungsinstrument zur Steuerung
und Kontrolle der kirchlichen Arbeit
durch die Bereitstellung und zukunfts-
orientierte Auswertung geeigneter In-
formationen (Berichtswesen), insbe-
sondere aus dem Rechnungswesen,
um das Erreichen gesetzter Ziele zu
sichern.

19. Daueranordnung:

Anordnung fiir wiederkehrende Zah-
lungen und fur die Buchung von wie-
derkehrenden nicht zahlungswirksa-
men Vorgangen, die fur ein Haushalts-
jahr oder auch dartiber hinaus gilt.

Siehe oben, Nummer 5.

20. Deckungsfahigkeit:

16. Deckungsfahigkeit:

a) echte Deckungsfahigkeit

16a. Deckungsfahigkeit, echte:

Minderaufwendungen bei einer Haus-
haltsstelle kénnen fir Mehraufwendun-
gen bei anderen Haushaltsstellen (ein-
seitige Deckungsfahigkeit) oder zusatz-
lich auch umgekehrt (gegenseitige De-
ckungsfahigkeit) verwendet werden.

Minderaufwendungen bei einer Haus-
haltsstelle kénnen fur Mehraufwendun-
gen bei anderen Haushaltsstellen (ein-
seitige Deckungsfahigkeit) oder zusatz-
lich auch umgekehrt (gegenseitige De-
ckungsfahigkeit) verwendet werden.

b) unechte Deckungsfahigkeit

16b. Deckungsfahigkeit, unechte:
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Mehrertrage bei einer Haushaltsstelle
kénnen fir Mehraufwendungen bei an-
deren Haushaltsstellen verwendet wer-
den.

Mehrertrage bei einer Haushaltsstelle
kénnen fir Mehraufwendungen bei
anderen Haushaltsstellen verwendet
werden.

Gleiches gilt fur die Bewirtschaftung
von Haushaltsmitteln des Investitions-
und Finanzierungshaushaltes.

Gleiches gilt fir die Bewirtschaftung
von Haushaltsmitteln des Investitions-
und Finanzierungshaushaltes.

21. Deckungsliicke Substanzerhal-
tungsriicklagen:

17. Deckungsliicke Substanzerhal-
tungsriicklagen:

Summe der unterbliebenen Instandhal-
tungen und der der nicht erwirtschafte-
ten Abschreibungen. Die Deckungslii-
cken der Substanzerhaltungsriicklagen
sind unter dem Bilanzstrich oder im
Anhang auszuweisen.

Summe der nicht erwirtschafteten Ab-
schreibungen, gaf. unter Berticksichti-
qung der Auflésung von Sonderposten.

Die Deckungslucken der Substanzer-
haltungsriicklagen_sind im Anhang
auszuweisen.

Gem. 8§ 65 Absatz 5 kann die
Auflédsung des Sonderpostens
gegengerechnet werden.

Die Deckungsliucke ist im Anhang
auszuweisen gem. § 62.

Die Frage der unterbliebenen
Instandhaltung richtet sich auf die
Situation der 1-EUR-Bewertung
gem. Abstimmung mit dem Teil-
projekt Vermdgen des Doppikpro-
jektes (fur die EKHN nicht rele-
vant).

22. Deckungskreis:

18. Deckungskreis:

Konten, die untereinander deckungsfa-
hig sind, kdnnen zu einem Deckungs-
kreis zusammengefasst werden.

Konten, die untereinander deckungsféa-
hig sind, kénnen zu einem Deckungs-
kreis zusammengefasst werden.

23. Deckungsreserve (Verstarkungs-
mittel):

19. Deckungsreserve (Verstarkungs-
mittel):

Zentral veranschlagte Haushaltsansat-
ze zur Deckung der Inanspruchnahme

Zentral veranschlagte Haushaltsansat-
ze zur Deckung der Inanspruchnahme
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Uber- und auRBerplanmafiger Haus-
haltsmittel im gesamten Haushalt.

Uber- und auRRerplanmaRiger Haus-
haltsmittel im gesamten Haushalt.

24. Doppik:

20. Doppik, kirchliche:

An den kirchlichen Bedarf angepasstes
Rechnungswesen auf der Grundlage
der doppelten Buchfiihrung.

An den kirchlichen Bedarf angepasstes
Rechnungswesen auf der Grundlage
der doppelten Buchfuihrung. Die An-
passung bezieht sich z.B. auf das
Reinvermdgen und die darunter zu bil-
denden Pflichtriicklagen.

Ergédnzung des Zusatzes i.S. der
Herausstellung einer zentralen
Besonderheit.

25. Einzahlungen:

21. Einzahlungen:

Zufluss von Bar- und Buchgeld.

Zufluss von Bar- und Buchgeld.

26. Einzelanordnung:

Anordnung fiir eine einmalige Zahlung
oder wiederkehrende Zahlungen fir
jeweils eine einzahlende oder emp-
fangsberechtigte Person innerhalb ei-
nes Haushaltsjahres. Dasselbe gilt fur
die Buchung von einzelnen oder wie-
derkehrenden nicht zahlungswirksa-
men Vorgangen.

Der Begriff kommt im Gesetz
nicht vor, der Begriff ,Anordnung*
wird unter Nummer 5. definiert.

27. Einzelplan:

22. Einzelplan:

Die Zusammenstellung der Haushalts-
mittel eines Aufgabenbereiches ent-
sprechend der Gliederung der von der
Evangelischen Kirche in Deutschland
festgelegten Grundlagen zur Haus-
haltssystematik.

Die Zusammenstellung der Haushalts-
mittel eines Aufgabenbereiches ent-
sprechend der Gliederung der festge-
legten Grundlagen zur Haushaltssys-
tematik.

Analog zu obigen Definitionen
wird vorgeschlagen, die Definition
der regelnden Ebene entfallen zu
lassen.

28. Erlass:

Alphabetische Umstellung.

Verzicht auf einen Anspruch (mit
buchmafiger Bereinigung). Der Glau-
biger erhalt eine Mitteilung.
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29. Ergebnishaushalt, Ergebnisrech-
nung:

23. Ergebnishaushalt, Ergebnisrech-
nung:

Teil des Haushalts bzw. des Jahresab-
schlusses als Grundlage fir die Pla-
nung und den Nachweis der Aufwen-
dungen und Ertrage. Deren Aufbau und
Darstellung richten sich nach dem
Schema in den von der Evangelischen
Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik.

Teil des Haushalts bzw. des Jahresab-
schlusses als Grundlage fur die Pla-
nung und den Nachweis der Aufwen-
dungen und Ertrage. Deren Aufbau und
Darstellung richten sich nach den
Grundlagen zur Haushaltssystematik.

Analog zu obigen Definitionen

wird vorgeschlagen, die Definition
der regelnden Ebene entfallen zu
lassen (in der KHO selbst festge-

legt).

24. Erlass:

Alphabetische Umstellung.

Verzicht auf einen Anspruch (mit
buchmagiger Bereinigung). Der Glau-
biger erhalt eine Mitteilung.

30. Ertrage:

25. Ertrage:

WertmaRiger, nicht unbedingt zah-
lungswirksamer Ressourcenzuwachs
innerhalb eines Haushaltsjahres.

Wertmafiger, nicht unbedingt zah-
lungswirksamer Ressourcenzuwachs
innerhalb eines Haushaltsjahres.

26. Feststellungsvermerk:

Ausfiihrungsbestimmung zu § 37 Ab-
satz 1 q):

Feststellungsvermerke beziehen sich
auf:

a) die sachliche Feststellung,
b) die rechnerische Feststellung,
c) die fachtechnische Feststellung.

Mit der Bescheinigung der sachlichen
Richtigkeit wird bestatigt:

- die Richtigkeit der im Rechnungsbe-
leg enthaltenen tatséchlichen Angaben,

§ 55 Absatz 5 KHO:

(5) Vor Erteilung der Kassenanord-
nung ist die sachliche Richtigkeit fest-
zustellen. Mit der Bescheinigung der
sachlichen Richtigkeit wird bestatigt:

- die Richtigkeit der im Rechnungsbe-
leg enthaltenen tatséchlichen Anga-
ben,

- die Richtigkeit des zu buchenden
Betrags sowie aller auf Berechnungen
beruhenden Angaben in der Zah-
lungsanordnung, ihren Anlagen und

Bescheinigung uber die sachliche und
— soweit besondere fachliche Kennt-
nisse erforderlich sind — die fachtechni-
sche Richtigkeit der Grundlagen einer
Anordnung. Im Einzelnen wird besta-

- die Richtigkeit der im Rechnungsbe-
leg enthaltenen tatsachlichen Angaben,

- die Richtigkeit des zu buchenden Be-
trags sowie aller auf Berechnungen
beruhenden Angaben in der Anord-
nung, ihren Anlagen und den begriin-
denden Unterlagen,

Regelung als Begriffshestim-
mung, auch zwecks ,Entfrach-
tung” des § 34.

Inhaltlich weitgehend Utberein-
stimmend mit den Regelungen
der bisherigen KHO. Die Konkre-
tisierungen und Einzelaufzahlun-
gen sollen sowohl fachlich als
auch sachlich gelten.

Streichung von ,durch Sachver-
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- dass die Inanspruchnahme von
Haushaltsmitteln mit den geltenden
Bestimmungen im Einklang steht und
nach dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit verfahren
wurde,

- dass die Lieferung oder Leistung ent-
sprechend der zugrunde liegenden
Vereinbarung oder Bestellung sachge-
malf3 und vollstandig ausgefihrt worden
ist.

Mit der Bescheinigung der rechneri-
schen Richtigkeit wird bestatigt, dass
der zu buchende Betrag sowie alle auf
Berechnungen beruhenden Angaben in
der féormlichen Anordnung, ihren Anla-
gen und den begrindenden Unterlagen
richtig sind. Dieser Feststellungsver-
merk schliel3t auch die Richtigkeit der
den Berechnungen zugrunde liegenden
Ansatze nach den Berechnungsunter-
lagen (z.B. Bestimmungen, Vertrage,
Tarife) ein.

Die Bescheinigung der fachtechnischen
Richtigkeit erstreckt sich auf die fach-
technische Seite der sachlichen Fest-
stellung, wenn fir die sachliche Fest-
stellung besondere Fachkenntnisse
(z.B. auf bautechnischem oder arztli-
chem Gebiet) erforderlich sind.

Die zustandige Stelle bestimmt, wer zur
Erteilung von Feststellungsvermerken
befugt ist. Hiervon sind Finanzbuchhal-
tung und Rechnungspriifung zu unter-
richten.

den begrindenden Unterlagen,

- dass die Einnahme oder Ausgabe
mit den geltenden Bestimmungen im
Einklang steht und nach dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit verfahren wurde,

- die sachgemafe und vollstandige
Ausfiihrung der Lieferung oder Leis-
tung entsprechend der zugrunde lie-
genden Vereinbarung oder Bestel-
lung,

- bei einer auf einem Vertrag beru-
henden Ausgabe, die sachliche Rich-
tigkeit des Inhalts des Vertrages,

- die Prufung der Ersatzpflicht von
Dritten, die Qualitat und Rechtzeitig-
keit einer Lieferung oder Leistung so-
wie die sachgeméale Ausfiihrung ei-
ner Bestellung.

Sind fir die Prifung eines Rech-
nungsbeleges besondere Fachkennt-
nisse erforderlich, so hat neben der
sachlichen Feststellung eine fach-
technische Feststellung durch Sach-
verstandige stattzufinden.

- die RechtmaRigkeit und die Einhal-
tung der Grundsatze der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit,

- die sachgeméalRe und vollstdndige
Ausfiihrung der Lieferung oder Leis-
tung entsprechend der zugrunde lie-
genden Vereinbarung oder Bestellung,

- bei einer auf einem Vertrag beruhen-
den Inanspruchnahme von Haushalts-
mitteln, die sachliche Richtigkeit des
Inhalts des Vertrages,

- die Prifung der Ersatzpflicht von Drit-
ten, die Qualitdt und Rechtzeitigkeit
einer Lieferung oder Leistung sowie die

sachgeméafe Ausfithrung einer Bestel-
lung.

standige”, da selbsterklarend.
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31. Finanzdeckung (Grundsatz):

27. Finanzdeckung, Grundsatz der:

Erforderliche Finanzanlagen, die zur
Deckung von Riicklagen und finanzier-
ten Rickstellungen vorhanden sein
mussen. Dazu gehotren z.B. Tagesgeld,
Festgeld, Wertpapiere (Rentenpapiere
und Aktien etc.) und Fondsanteile.

Vorhandensein von Finanzanlagen und
liguiden Mitteln in H6he der zu decken-
den Ricklagen und der finanzierten
Ruckstellungen. Z.B. in Form von Ta-
gesgeld, Festgeld, Wertpapieren (Ren-
tenpapiere und Aktien etc.) und
Fondsanteilen.

Darstellung als Begriffsdefinition,
sprachliche Uberarbeitung.

32. Finanzmittel

28. Finanzmittel:

Entsprechen der Summe der Bestande,
die den Aktiva A V Finanzanlagen und
B Ill Liquide Mittel gemaf Anlage I
zugeordnet werden kénnen.

Summe der Bestande, die den Finanz-
anlagen und den liquiden Mitteln zuge-
ordnet werden kdnnen.

Anpassung; Vorschlag ist, die
Bilanzstruktur in der EBBVO zu
regeln.

33. Forderungen:

29. Forderungen:

In Geld bewertete Anspriiche der kirch-
lichen Kérperschaft an Dritte.

Anspriiche auf Zahlungen gegeniber
Dritten.

Uberarbeitung i.S. einer eingan-
gigeren Begriffsbestimmung.

34. Gliederung:

30. Gliederung:

Darstellung der Haushaltsmittel nach
kirchlichen Aufgaben oder Diensten
entsprechend den von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgeleg-
ten Grundlagen zur Haushaltssystema-
tik.

Darstellung der Haushaltsmittel nach
kirchlichen Aufgaben oder Diensten
entsprechend den Grundlagen zur
Haushaltssystematik.

Analog zu obigen Definitionen

wird vorgeschlagen, die Definition
der regelnden Ebene entfallen zu
lassen (in der KHO selbst festge-

legt).

35. Grundbuch:

31. Grundbuch:

Dient der vollstandigen Erfassung der
Geschaftsvorfalle in zeitlicher Ordnung.
In der doppischen Finanzsoftware
Ubernimmt im Allgemeinen das Journal
die Funktion des Grundbuches; es ist
gleichzeitig die Buchungsanweisung fir
die Ubertragung der Buchungen aus

Dient der vollstandigen Erfassung der
Geschéftsvorfélle in zeitlicher Ordnung.
In der doppischen Finanzsoftware
Ubernimmt im Allgemeinen das Journal
die Funktion des Grundbuches; das
Grundbuch ist gleichzeitig die Bu-
chungsanweisung fiir die Ubertragung

Redaktionelle Anpassung.
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dem Grundbuch in das Hauptbuch.

der Buchungen aus dem Grundbuch in
das Hauptbuch.

32. Grundsatze ordnungsmanRiger
Buchfiihrung:

Regeln zur Buchfiihrung und Bilanzie-
rung, die dazu dienen, die Zwecke der
kirchlichen Rechnungslegung sachge-
recht zu erflillen (z.B. Grundsatz der
Einzelbewertung, Vorsichtsprinzip, Pe-
riodisierungsprinzip).

Klarung und Beschreibung, siehe
auch 8 50 Absatz 1.

36. Handvorschiisse:

33. Handvorschiisse:

Betrage, die einzelnen Dienststellen
oder Personen zur Bestreitung von
kleineren, wiederkehrenden Ausgaben
bestimmter Art zugewiesen werden.

Betrage, die einzelnen Dienststellen
oder Personen zur Bestreitung

von kleineren Auszahlungen zugewie-
sen werden.

Unterschied zur Handkasse,
siehe § 37; allgemeinere Fas-
sung.

37. Hauptbuch:

34. Hauptbuch:

Dient der Darstellung der im Grund-
buch erfassten Geschéftsvorfélle in
sachlicher Ordnung. Das Hauptbuch

wird auch als Kontenblatter bezeichnet.

Dient der Darstellung der im Grund-
buch erfassten Geschéftsvorfélle in
sachlicher Ordnung.

Der Entfall des letzten Satzes
wird vorgeschlagen, da nicht er-
forderlich.

38. Haushalt:

35. Haushalt:

Der Haushalt bildet die Grundlage fir
die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung
der kirchlichen Kérperschaft und wird
von dem zustandigen Beschlussorgan
als Plan verabschiedet. Er dient im
Rahmen der vorgegebenen Ziele fir
die inhaltliche kirchliche Arbeit der
Feststellung und Deckung des Res-
sourcenbedarfs, der zur Erfullung der
damit verbundenen Aufgaben voraus-
sichtlich notwendig sein wird. Wird der

Vom zustandigen Organ verabschiede-
ter Plan, der den voraussichtlich erfor-
derlichen Ressourcenbedarf fir die
Erfillung der Aufgaben der Kérper-
schaft feststellt und seine Deckung
regelt. Er ist Grundlage der Haushalts-
und Wirtschaftsfuhrung. Wird der
Haushalt nach den Grundsatzen der
Outputorientierung aufgestellt, erhéalt er
die Form des Haushaltsbuchs.

Uberarbeitung und Prazisierung.

-152-




Anlage 1 zu Drucksache Nr. 63/14

EKD-Ordnung kirchliche Doppik:
Bearbeitungsstand 01/14

Geltendes EKHN-Recht

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

(u.a. im Vgl. zur EKD-Vorlage sowie
zu bestehenden KHO-Regelungen)

Haushalt nach den Grundséatzen der
Outputorientierung aufgestellt, erhalt er
die Form des Haushaltsbuchs.

39. Haushaltsbuch:

36. Haushaltsbuch:

Darstellungsform des Haushalts im
Rahmen der Outputorientierung. Dabei
erfolgt die Untergliederung nach den
Organisationseinheiten oder nach den
Handlungsfeldern kirchlicher Arbeit.
Innerhalb der Untergliederungen sind
jeweils die Ziele der kirchlichen Arbeit
zu beschreiben und Angaben zur Ziel-
erreichung zu machen sowie die dafur
zu erbringenden Leistungen und der
dafur erforderliche Ressourceneinsatz
darzustellen.

Darstellungsform des Haushalts im
Rahmen der Outputorientierung. Da-
bei sind jeweils die Ziele der kirchlichen
Arbeit zu beschreiben und Angaben
zur Zielerreichung zu machen sowie
die daflir zu erbringenden Leistungen
und der dafir erforderliche Ressour-
ceneinsatz darzustellen.

Kirzung; die entfallende Passage
trifft im Falle der Budgetierung
ggf. nicht unmittelbar zu, siehe §
16.

40. Haushaltsmittel:

37. Haushaltsmittel:

Dazu gehoren alle Ertrdge und Auf-
wendungen, unabhangig von ihrer Zah-
lungswirksamkeit sowie die mit der In-
vestitions- und Finanzierungstatigkeit
verbundenen Zugange und Abgange
und die Zufihrungen zu und Entnah-
men aus Rucklagen.

Dazu gehdren alle Ertrage und Auf-
wendungen, unabhangig von ihrer Zah-
lungswirksamkeit sowie die mit der In-
vestitions- und Finanzierungstatigkeit
verbundenen Zugange und Abgénge
und die Zuftihrungen zu und Entnah-
men aus Ricklagen.

41. Haushaltsvermerke:

_38. Haushaltsvermerke:

Einschréankende oder erweiternde Best-
immungen zu Anséatzen des Haushalts
(z. B. Deckungsfahigkeit, Ubertragbar-
keit, Zweckbindung, Sperrvermerke).

Einschrénkende oder erweiternde
Bestimmungen zu Anséatzen des Haus-
halts (z.B. Deckungsfahigkeit, Uber-
tragbarkeit, Zweckbindung, Sperrver-
merke).

42. Herstellungskosten:

Sind die Aufwendungen, die durch den

Siehe § 61 Absatz 1 Buchstabe
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Verbrauch von Gutern und die Inan-
spruchnahme von Diensten fir die
Herstellung eines Vermoégensgegen-
stands, seine Erweiterung oder fir eine
Uber seinen urspriinglichen Zustand
hinausgehende wesentliche Verbesse-
rung entstehen.

b.

43. Innere Darlehen:

39. Innere Darlehen:

Die vorubergehende Inanspruchnahme
von Finanzmitteln, die der Deckung von
Rucklagen und sonstigen Passivpositi-
onen dienen, anstelle einer Kreditauf-
nahme.

Die vorubergehende Inanspruchnahme
von Finanzmitteln, die der Deckung von
Rucklagen und sonstigen Passivpositi-
onen dienen, anstelle einer Kreditauf-
nahme.

44. Innere Verrechnungen:

Verrechnungen innerhalb des Haus-
halts zur verursachungsgerechten Zu-
ordnung zentral bewirtschafteter und
veranschlagter Haushaltsmittel, die
sich gegenseitig ausgleichen.

45, Investitionen:

40. Investitionen:

Verwendung von Finanzmitteln, die das
Anlagevermdégen verandern.

Erh6hung des Anlagevermégens unter
Verwendung von Finanzmitteln.

Prazisierung.

46. Investitions- und Finanzierungs-
haushalt, Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung:

41. Investitions- und Finanzierungs-
haushalt, Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung:

Teil des Haushalts als Grundlage fiir
die Planung und den Nachweis von
bestimmten erfolgsneutralen Bilanzver-
anderungen bzw. Nachweis der Investi-
tions- und Finanzierungstatigkeit im
Rahmen des Jahresabschlusses. Auf-
bau und Darstellung des Investitions-

Teil des Haushalts als Grundlage fir
die Planung und den Nachweis von
bestimmten erfolgsneutralen Bilanzver-
anderungen bzw. Nachweis der Investi-
tions- und Finanzierungstatigkeit im
Rahmen des Jahresabschlusses. Auf-
bau und Darstellung des Investitions-

Analog zu obigen Definitionen
wird vorgeschlagen, die Definition
der regelnden Ebene entfallen zu
lassen.
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und Finanzierungshaushaltes und der
Investitions- und Finanzierungsrech-
nung richten sich nach den von der
Evangelischen Kirche in Deutschland
festgelegten Grundlagen zur Haus-
haltssystematik.

und Finanzierungshaushaltes und der
Investitions- und Finanzierungsrech-
nung richten sich nach den Grundlagen
zur Haushaltssystematik.

47. Kapitalflussrechnung:

42. Kapitalflussrechnung:

Die Kapitalflussrechnung orientiert sich
an dem Deutschen Rechnungsle-
gungsstandard (DRS) Nr. 2 und soll
durch die Darstellung der Zahlungs-
strome und Zahlungsmittelbestande
Auskunft Uber die strukturelle Zah-
lungsfahigkeit der kirchlichen Korper-
schaft geben. Sie differenziert sich in
drei Stufen. Der Zahlungsmittelfluss
aus gewohnlicher Geschaftstatigkeit
wird dabei indirekt und der aus der In-
vestitions- und Finanzierungstatigkeit

wird in der direkten Methode entwickelt.

In der Planung kann die Kapitalfluss-
rechnung als Anlage zum Haushalt
vereinfacht dargestellt werden. Aufbau
und Darstellung der Kapitalflussrech-
nung richten sich nach den von der
Evangelischen Kirche in Deutschland
festgelegten Grundlagen zur Haus-
haltssystematik.

Darstellung der Zahlungsstréme und
Zahlungsmittelbestande, die Uiber die
Zahlungsfahigkeit Auskunft gibt. Der
Zahlungsmittelfluss aus gewdhnlicher
Geschéftstatigkeit wird dabei grund-
satzlich indirekt und der aus der Inves-
titions- und Finanzierungstatigkeit wird
in der direkten Methode entwickelt. In
der Planung kann die Kapitalflussrech-
nung als Anlage zum Haushalt verein-
facht dargestellt werden. Der Nachweis
des Kapitalflusses kann ebenfalls ver-
einfacht werden oder direkt erfolgen.

Es wird vorgeschlagen, die expli-
zite Bezugnahme auf den DRS
entfallen zu lassen — die Struktur
der Kapitalflussrechnung ergibt
sich in wesentlichen Elementen
bereits aus dem Sachkontenrah-
men (indirekt).

Zusatz zum Nachweis des Kapi-
talflusses: Ubernahme einer
Empfehlung seitens der EKD-
Koordinierungsgruppe Finanzwe-
sen zur Uberarbeitung der doppi-
schen EKD-Haushaltsrichtlinien
(aus 07.2014).

Prazisierungen und sprachliche
Anpassungen.

48. Kirchliche Handlungsfelder:

43. Kirchliche Handlungsfelder:

Funktionale Beschreibung eines be-
stimmten Bereiches der inhaltlichen
kirchlichen Arbeit, Grundlage der ziel-
orientierten Planung der kirchlichen
Arbeit; diese kann alternativ auch nach

Funktionale Beschreibung eines be-
stimmten Bereiches der inhaltlichen
kirchlichen Arbeit, Grundlage der ziel-
orientierten Planung der kirchlichen
Arbeit.

Die Streichung des letzten Sat-
zes wird vorgeschlagen, damit
keine Beliebigkeit entsteht; der
EKD sind die Sortierungen der
Landeskirchen zumeist nicht im
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Organisationseinheiten erfolgen.

Detail bekannt.

49, Kirchliche Wirtschaftsbetriebe

Insbesondere Betriebe gewerblicher Art
und andere Betriebe, fir die handels-
und steuerrechtliche Grundlagen fir die
Wirtschaftsflihrung vorrangig sind.

Keine Ubernahme, da der Begriff
,Kirchliche Wirtschaftsbetriebe*
nicht eingefuhrt werden soll, sie-
he § 56.

50. Kontenrahmen:

44. Kontenrahmen:

Der nach den von der Evangelischen
Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik
fur die Sachkonten vorgegebene Min-
destkontenplan.

Der nach den Grundlagen zur Haus-
haltssystematik fiir die Sachkonten
vorgegebene Mindestkontenplan.

Analog zu obigen Definitionen

wird vorgeschlagen, die Definition
der regelnden Ebene entfallen zu
lassen (in der KHO selbst festge-

legt).

51. Kosten:

45. Kosten:

In Geld bewerteter Werteverzehr durch
Verbrauch oder Abnutzung von Ver-
mdgensgegenstanden und die Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen zur
kirchlichen Aufgabenerfiillung in einer
bestimmten Periode.

In Geld bewerteter Werteverzehr durch
Verbrauch oder Abnutzung von Ver-
mogensgegenstanden und die Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen zur
kirchlichen Aufgabenerfillung in einer
bestimmten Periode.

52. Kosten- und Leistungsrechnung:

46. Kosten- und Leistungsrechnung:

Verfahren, in dem Kosten und Erlése
erfasst und zum Zweck spezieller Aus-
wertungen nach Kosten-/Erlésarten
verursachungsgerecht auf die Kosten-
stellen verteilt und Kostentragern (Leis-
tungen) zugeordnet werden.

Verfahren, in dem Kosten und Erlése
erfasst und zum Zweck spezieller Aus-
wertungen nach Kosten-/Erlésarten
verursachungsgerecht direkt den Kos-
tentragern (Leistungen) zugeord-

net oder auf Kostenstellen verteilt und
gaf. auf die Kostentrager verteilt wer-
den.

Prazisierung.

53. Kredite:

47. Kredite:

Unter der Verpflichtung zur Riickzah-
lung von Dritten aufgenommene Fi-

Unter der Verpflichtung zur Ruckzah-
lung von Dritten aufgenommene Fi-
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nanzmittel.

nanzmittel.

54. Leistungen:

48. Leistungen:

In Geld bewertbare Arbeitsergebnisse,
die zur kirchlichen Aufgabenerfillung
erbracht werden.

In Geld bewertbare Arbeitsergebnisse,
die zur kirchlichen Aufgabenerfiullung
erbracht werden.

55.Liquide Mittel

Die Definition erscheint wenig
hilfreich.

GemalR Bilanzposition Aktiva B 11l in
Anlage Il

56. Nachtragshaushalt:

49. Nachtragshaushalt:

Nachtragliche Anderung des Haushalts
zur Deckung von erheblichen Minderer-
tragen oder Mehraufwendungen oder
zur Leistung bisher nicht veranschlag-
ter Haushaltsmittel in erheblichem Um-
fang.

Nachtragliche Anderung des Haushalts
zur Deckung von erheblichen Minderer-
tragen oder Mehraufwendungen oder
zur Leistung bisher nicht veranschlag-
ter Haushaltsmittel in erheblichem Um-
fang.

57. Niederschlagung:

50. Niederschlagung:

Befristete oder unbefristete Zuruickstel-
lung der Weiterverfolgung eines falligen
Anspruchs ohne Verzicht auf den An-
spruch selbst, aber mit buchmaRiger
Bereinigung. Der Glaubiger erhalt keine
Mitteilung.

Befristete oder unbefristete Zurtickstel-
lung der Weiterverfolgung eines falli-
gen Anspruchs ohne Verzicht auf den
Anspruch selbst, aber mit buchmafiger
Bereinigung. Der Glaubiger erhalt kei-
ne Mitteilung.

58. Passiva:

51. Passiva:

Summe des Reinvermégens, der Son-
derposten und der Schulden sowie
passive Rechnungsabgrenzungspos-
ten, die in der Bilanz die Mittelherkunft
nachweist (geman Anlage II).

Summe des Reinvermégens, der Son-
derposten und der Schulden sowie
passive Rechnungsabgrenzungspos-
ten, die in der Bilanz die Mittelherkunft
nachweist.

Die Regelung der Bilanzstruktur
in der EBBVO wird vorgeschla-
gen.

59. Reinvermogen:

52. Reinvermdgen:
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Summe aus Vermogensgrundbestand,
Rucklagen, Ergebnisvortrag und Bilan-
zergebnis. In einer kaufmannischen
Bilanz wirde das Reinvermégen im
Wesentlichen das Eigenkapital be-
zeichnen.

Summe aus Vermoégensgrundbestand,
Rucklagen, Ergebnisvortrag und Bilan-
zergebnis. In einer kaufmannischen
Bilanz wirde das Reinvermégen im
Wesentlichen das Eigenkapital be-
zeichnen.

60. Ressourcen:

53. Ressourcen:

Gesamtheit der zur Aufgabenerfillung
verfigbaren Finanzmittel, Vermogens-
gegenstande, Arbeits- und Dienstleis-
tungen.

Gesamtheit der zur Aufgabenerfiillung
bendtigten bzw. im Rahmen des Haus-
haltsvollzugs verfigbaren Finanzmittel,
Vermdgens- und Verbrauchsgegen-
sténde, Arbeits- und Dienstleistungen.

61. Ressourceneinsatz:

54. Ressourceneinsatz:

Der zur Zielerreichung erforderliche
Einsatz von Ressourcen.

Der zur Zielerreichung erforderliche
Einsatz von Ressourcen.

62. Ressourcenverbrauchskonzept:

55. Ressourcenverbrauchskonzept:

Dem doppischen System immanentes
Konzept der vollstandigen Darstellung
des zur kirchlichen Aufgabenerfillung
erforderlichen Ressourceneinsatzes.

Dem doppischen System immanentes
Konzept der vollstandigen Darstellung
des zur kirchlichen Aufgabenerfillung
erforderlichen Ressourceneinsatzes.

63. Rucklagen:

56. Riicklagen:

Mittel, die gesetzlich oder freiwillig zur
Sicherstellung ihrer kiinftigen Finan-
zierbarkeit aus der laufenden Haus-
haltswirtschaft ausgesondert werden
und durch Finanzmittel gedeckt sein
mussen.

Mittel, die gesetzlich oder freiwillig zur
Sicherstellung ihrer kunftigen Finan-
zierbarkeit aus der laufenden Haus-
haltswirtschaft ausgesondert werden
und durch Finanzmittel gedeckt

sein sollen.

Statt ,mussen* wird der Ansatz
von ,sollen“ vorgeschlagen. Ab-
weichungen sind mdéglich und
sind zu erldautern gem. der fur die
Doppik entworfenen KHO-Be-
stimmungen (8 53 Buchstabe f).

64. Rickstellungen :

57. Rickstellungen:

Wirtschaftlich im Haushaltsjahr ent-
standener Ressourcenverbrauch, ver-
bunden mit einer zukiinftigen Zah-

Wirtschaftlich im Haushaltsjahr ent-
standener Ressourcenverbrauch, ver-
bunden mit einer zukiinftigen Zah-

Kleinere Anpassung bei den Pra-
xisbeispielen.
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lungsverpflichtung in unbekannter H6-
he und/oder zu einem nicht genau be-
stimmbaren Zeitpunkt (zum Beispiel
Pensions- und Clearingriickstellungen).

lungsverpflichtung in unbekannter Ho-
he und/oder zu einem nicht genau be-
stimmbaren Zeitpunkt (z.B. Pensions-
und Urlaubsriickstellungen).

65. Sammelanordnung:

Anordnung fiir eine einmalige Zahlung
oder wiederkehrende Zahlungen fir
jeweils mehrere Zahlungspflichtige o-
der Empfangsberechtigte innerhalb
eines Haushaltsjahres. Gleiches gilt fur
die Buchung von nicht zahlungswirk-
samen Vorgangen.

Siehe unter 5.

66. Schulden:

58. Schulden:

Bilanziell umfassen die Schulden die
Ruckstellungen und Verbindlichkeiten
(Passiv-Positionen C und D der Bilanz-
gliederung fur kirchliche Kérperschaf-
ten gemaf Anlage Il). Inhaltlich handelt
es sich dabei um Verpflichtungen ge-
geniber Dritten, die dem Grunde nach
feststehen.

Verpflichtungen gegeniber Dritten, die
dem Grunde nach feststehen. Bilanziell
umfassen die Schulden die Riickstel-
lungen und Verbindlichkeiten.

Sprachliche Anpassung, Entfall
des Bezugs auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll.

67. Sonderhaushalt:

59. Sonderhaushalt:

Sonderhaushalte sind aus dem Haus-
halt ausgegliederte Teile. Bestehen
Sonderhaushalte, so bilden sie ge-
meinsam mit dem Haushalt den Ge-
samthaushalt und unterliegen dem
Etatrecht. Das Etatrecht bleibt nur ge-
wahrt, wenn die Zuweisung zum oder
vom Sonderhaushalt im Haushalt be-
schlossen wird und die Finanzstruktur,
das Gesamtvolumen, die Vermégenssi-
tuation und der Stellenplan des Son-

Sonderhaushalte kdnnen aufgestellt
werden fiir aus dem kirchlichen Haus-
halt organisatorisch ausgegliederte
Werke, Einrichtungen und Stiftungen
ohne eigene Rechtspersonlichkeit, ggf.
mit eigener Satzung. Die Sonderhaus-
halte sollen im Jahresabschluss konso-

lidiert werden.

Ubernahme eines Vorschlages
seitens der EKD-Koordinierungs-
gruppe Finanzwesen zur Uberar-
beitung der doppischen EKD-
Haushaltsrichtlinien.
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derhaushaltes erlautert sind. Die Son-
derhaushalte sollen im Jahresab-
schluss konsolidiert werden.

68. Sondervermdgen:

60. Sondervermogen:

Vermdgensteile im Sinne von aus dem
kirchlichen Haushalt organisatorisch
ausgegliederten Werken, Einrichtungen
und Stiftungen ohne eigene Rechtsper-
sonlichkeit, die fir die Erfillung be-
stimmter Aufgaben vom Vermogen der
kirchlichen Korperschaft abgesondert
sind. Die Sondervermdégen sollen im
Jahresabschluss konsolidiert werden.

Sondervermdgen ist das Reinvermo-
gen des Sonderhaushaltes (z.B. recht-
lich unselbststandige Stiftungen). Es ist
als Sondervermégen in der Bilanz aus-
zuweisen, wenn der Sonderhaushalt
nicht konsolidiert wird.

Ubernahme eines Vorschlages
seitens der EKD-Koordinierungs-
gruppe Finanzwesen zur Uberar-
beitung der doppischen EKD-
Haushaltsrichtlinien.

69. Stundung:

61. Stundung:

Hinausschieben der Falligkeit eines
Anspruchs oder mehrerer Teile davon
(Ratenzahlung).

Hinausschieben der Falligkeit eines
Anspruchs oder mehrerer Teile davon
(Ratenzahlung).

70. Treuhandvermdgen:

62. Treuhandvermdgen:

Vermdgensgegensténde, die fur Dritte
verwaltet werden. Bilanziell ist dieses
unter dem Bilanzstrich oder im Anhang
nachrichtlich aufzufiihren. Alternativ
sind bei dessen Aktivierung die damit
verbundenen Verpflichtungen gegen-
Uber dem Treugeber zu passivieren.

Vermoégensgegenstande, die fur Dritte
verwaltet werden. Treuhanderisch ver-
waltete Vermogenswerte einschliel3lich
der damit verbundenen Verpflichtungen

werden unter dem Bilanzstrich aufge-
fhrt.

Regelung in der EBBVO, Darstel-
lung in der Bilanz.

71. UberplanmaRige Haushaltsmittel:

63. UberplanméRige Haushaltsmittel:

Haushaltsmittel, die den Haushaltsan-
satz unter Einschluss der im De-
ckungskreis verfligbaren Haushaltsmit-
tel Ubersteigen.

Haushaltsmittel, die den Haushaltsan-
satz unter Einschluss der im De-
ckungskreis verfligbaren Haushaltsmit-
tel Ubersteigen.

72. Umlaufvermdgen:

64. Umlaufvermdogen:
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Die Teile des Vermégens, die nicht
dazu bestimmt sind, dauerhaft der Auf-
gabenerfillung zu dienen und keine
Rechnungsabgrenzungsposten sind
(Aktiv-Position B der Bilanzgliederung
fur kirchliche Korperschaften geman
Anlage ).

Die Teile des Vermogens, die nicht
dazu bestimmt sind, dauerhaft der Auf-
gabenerfillung zu dienen und keine
Rechnungsabgrenzungsposten sind,
z.B. Girokontenbestand, Forderungen,
Vorrate (Unterschied: Anlagevermo-
gen, siehe dort).

Kein Verweis auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll. Erganzung von Bei-
spielen und Nennung der rele-
vanten Gegenposition im Vermo-
gen.

73. Verbindlichkeiten

65. Verbindlichkeiten:

Passivposition D nach Anlage Il fur

Zahlungsverpflichtungen gegeniber
Dritten, die in der Hohe und im Zeit-
punkt feststehen. Hierzu gehoren:

Aufgenommene Kredite

gebuchte, nicht gezahlte Rechnungen
durchlaufende Gelder

unklare Einzahlungen, Irrlaufer
Mietkautionen (bei Vermieter)

Passivposition_fir Zahlungsverpflich-
tungen gegenuber Dritten, die in der
Hohe und im Zeitpunkt feststehen.
Hierzu gehoren z.B.:

Aufgenommene Kredite;

gebuchte, nicht gezahlte Rechnungen;
durchlaufende Gelder;

unklare Einzahlungen, Irrlaufer;
Mietkautionen (bei Vermieter).

74. Verfugungsmittel:

66. Verflgungsmittel:

Betrage, die bestimmten Personen fiir
dienstliche Zwecke zur Verfligung ste-
hen.

Betrage, die bestimmten Personen flr
dienstliche Zwecke zur Verfligung ste-
hen.

75. Vermogen:

67. Vermdogen:

Das Vermdogen gliedert sich in das An-
lage- und Umlaufvermégen (Aktiv-
Positionen der Bilanzgliederung fur
kirchliche Koérperschaften gemaf Anla-

ge II).

Gesamtheit aller Giiter und geldwerter
Anspriiche, bilanziell gegliedert in das
Anlage- und Umlaufvermogen (Aktiv-
Positionen der Bilanzgliederung fr
kirchliche Kérperschaften).

Kein Verweis auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll.

Uberarbeitung als Begriffsbe-
stimmung.

76. Vermobgensgegenstand:

68. Vermdgensgegenstand:

Einzeln bewertbare und aktivierungs-

Einzeln bewertbare und aktivierungs-
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pflichtige Gegenstande und Anspriiche,
die zur Erfullung der kirchlichen Aufga-
ben eingesetzt werden kénnen.

pflichtige, Gegenstande und Anspri-
che, die zur Erfullung der kirchlichen
Aufgaben eingesetzt werden kénnen.

77. Vermobgensgrundbestand:

69. Vermdgensgrundbestand:

Der Vermoégensgrundbestand (Passiv-
Position A | der Bilanzgliederung fur
kirchliche Koérperschaften gemaf Anla-
ge ll) ergibt sich als Differenz zwischen
dem Vermdogen (Aktiva) und den Riick-
lagen, Ergebnisvortrag und Bilanzer-
gebnis, Sonderposten und Schulden
sowie ggf. einem passiven Rech-
nungsabgrenzungsposten.

Der Vermogensgrundbestand ergibt
sich als Differenz zwischen dem Ver-
mogen (Aktiva) einerseits und Riickla-
gen, Ergebnisvortrag und Bilanzergeb-
nis, Sonderposten und Schulden sowie
ggf. einem passiven Rechnungsab-
grenzungsposten andererseits.

Kein Verweis auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll. Sprachliche Anpas-
sung.

78. Vermogensgrundstock:

Definition erscheint nicht zwin-
gend; taucht im Gesetzesentwurf
nicht auf. Eher im Kontext der
Bilanz zu sehen, die in der
EBBVO geregelt werden soll.

Bedarfsposition: Teil des Vermdgens-
grundbestandes, wenn dieser noch
andere Bestandteile enthalt.

89. Verpflichtungserméachtigungen:

70. Verpflichtungserméachtigungen:

Erméchtigung zum Eingehen von Ver-
pflichtungen firr zahlungswirksame
Aufwendungen oder Investitionen in
kunftigen Jahren.

Erméachtigung zum Eingehen von Ver-
pflichtungen fur zahlungswirksame
Aufwendungen oder Investitionen in
kinftigen Jahren.

80. Verstarkungsmittel:

71. Verstarkungsmittel:

Siehe Deckungsreserve.

Siehe Deckungsreserve.

81. Vorbicher:

Bicher (z.B. Hebelisten), in denen zur
Entlastung fur Journal und Hauptbuch

Zusatz nicht zwingend erforder-
lich.
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Haushaltsmittel gesammelt werden
kénnen. Die Salden werden in einer
Summe in das Journal und das Haupt-
buch Gbertragen.

82. Vorrate:

72. Vorrate:

Umfasst alle Vermdgensgegenstande
des Umlaufvermdégens, die betriebs-
wirtschaftlich den ,Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffen“ oder den ,Waren sowie
unfertigen und fertigen Erzeugnissen*
zugeordnet werden (Aktiv-Position B.I
der Bilanzgliederung fur kirchliche Kor-
perschaften geman Anlage II).

Umfasst alle Vermdgensgegenstande
des Umlaufvermdégens, die betriebs-
wirtschaftlich den ,Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffen” oder den ,Waren sowie
unfertigen und fertigen Erzeugnissen*
zugeordnet werden.

Kein Verweis auf die Bilanzstruk-
tur, die in der EBBVO geregelt
werden soll.

83. Vorschiisse:

73. Vorschusse:

Auszahlungen, bei denen die Verpflich-
tung zur Leistung zwar feststeht, die
endgultige Buchung aber noch nicht
moglich ist. Sie sind als Forderungen
zu erfassen.

Auszahlungen, bei denen die Verpflich-
tung zur Leistung zwar feststeht, die
endglltige Buchung aber noch nicht
moglich ist. Sie sind als Forderungen
zu erfassen.

74. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung:

Analyse der wirtschaftlichen Vorteilhaf-
tigkeit von Allokationsentscheidungen.
Zu bericksichtigen sind Anschaffungs-
kosten bzw. -preise, Folgekosten und -
leistungen sowie der erwartete Zweck-
erfullungsgrad (i.S. von Qualitat) ver-
fugbarer Alternativen.

Siehe § 4.

84. Wirtschaftsplan:

75. Wirtschaftsplan:

Zusammenstellung der Aufwendungen
und Ertrage von kirchlichen Wirt-
schaftsbetrieben.

Zusammenstellung der Aufwendungen
und Ertrage von kirchlichen Wirt-
schaftsbetrieben.
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85. Zahlstellen:

76. Zahlstellen:

AuRRenstellen der Finanzbuchhaltung.

AuRenstellen der Finanzbuchhaltung.

86. Ziele:

77. Ziele:

Zustande und Wirkungen, die in einem
bestimmten Zeitraum erreicht werden
sollen und die qualitativ sowie quantita-
tiv beschrieben und uberprift werden
kénnen.

Zustande und Wirkungen, die in einem
bestimmten Zeitraum erreicht werden
sollen und die qualitativ sowie quantita-
tiv beschrieben und tberpruft werden
kénnen.

87. Zuschreibung:

78. Zuschreibung:

Erh6hung des Wertansatzes eines
Vermdgensgegenstandes im Vergleich
zum Wert in der vorhergehenden Bi-
lanz aufgrund von Wertaufholungen,
nur bis zur H6he der Anschaffungs-
und Herstellungskosten maglich. Nicht:
nachtragliche Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten aufgrund von Sanie-
rungen.

Erh6hung des Wertansatzes eines
Vermoégensgegenstandes im Vergleich
zum Wert in der vorhergehenden Bi-
lanz. Zuschreibungen auf Grund von
Wertaufholungen sind nur bis zur Hohe
der Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten maoglich,

Letzter Zusatz erscheint nicht
erforderlich. Bei Erh6hung des
Ausgangswertes handelt es sich
nicht um eine Zuschreibung.

88. Zuwendungen:

79. Zuwendungen:

a) Zuweisungen
Zahlungen an Dritte oder von Dritten
innerhalb des kirchlichen Bereiches.

Als Zuweisungen: Zahlungen an Dritte
oder von Dritten innerhalb des kirchli-
chen Bereiches. Als Zuschisse: Zah-
lungen an den oder aus dem aul3er-
kirchlichen Bereich.

Zusammenfuhrung.

b) Zuschisse
Zahlungen an den oder aus dem au-
Rerkirchlichen Bereich.

89. Zweckvermogen:

80. Zweckvermdgen:

Vermdgensteile der Kérperschaft, die
bestimmten Zwecken gewidmet sind.

Vermdgensteile der Kérperschaft, die
bestimmten Zwecken gewidmet sind.
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Anlagen

Anlage

Anlage I: Gewéahrung von Zuwendun-
gen nach § 22

Zuwendungsrichtlinie der EKHN.

Anlage II: EKD-Bilanzschema - Neu-
fassung

Die Regelung soll in der EBBVO
erfolgen.

Anlage IIl: Musterdienstanweisung fur
die Finanzbuchhaltung nach § 45

Anlage II: Musterdienstanweisung fir

die Kasse nach § 61

Die Regelung uber eine Rechts-
verordnung wird vorgeschlagen.

Anlage IV: Empfehlungen fir die Ab-
schreibung des kirchlichen Anlagever-
maogens fir Neuzugénge des Anlage-
vermogens nach der erstmaligen Eroff-
nungsbilanz

Die Regelung soll in der EBBVO
erfolgen.
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Erlauterungen

| Organisation

| Organisation

| Organisation

1. Dienst- und Fachaufsicht

1. Dienst- und Fachaufsicht

1. Dienst- und Fachaufsicht

Die zustandige Stelle regelt die Dienst- und 1.1. Die Dienstaufsicht Uber 1.1. Die zustandige Stelle regelt die EKD-Regelung
Fachaufsicht tber die Mitarbeiterinnen und die Kassenleitung fihrt ..... Dienst- und Fachaufsicht Giber das nimmt Freiheiten,
Mitarbeiter der Kasse. Personal der Finanzbuchhaltung. trifft aber klare
Regelungen.
1.2. Die zustandige Stelle Ubertrégt der Obige Regelung gibt
Kassenleitung die Dienstaufsicht hierzu Freiheiten.
Uber das Personal der
Kasse und bestellt die fur die Disz. Teil der
Kassenaufsicht zusténdige Person. Dienstaufsicht von
fachlichem Teil
getrennt.
1.3. Die Kassenaufsicht ist Bestandteil 1.2. Die Kassenaufsicht ist Bestandteil Sinnvolle

der Fachaufsicht und dient der
Kontrolle iiber den Ablauf der
Geschéfte in der Kasse und der
Einhaltung der Kassensicherheit. Im
Rahmen der Kassenaufsicht ist die
Kasse zu priifen. Die Kassenaufsicht
umfasst kein Weisungsrecht
gegeniber dem Kassenpersonal.

der Fachaufsicht und dient der
Kontrolle iber den Ablauf der
Geschafte in der Finanzbuchhaltung

und der Einhaltung der
Kassensicherheit. Im Rahmen der
Kassenaufsicht ist die Kasse zu
prifen. Die Kassenaufsicht bedingt
kein Weisungsrecht gegeniiber dem
Personal der Finanzbuchhaltung.

Konkretisierung,
schafft Klarheit.

Die

Kassenaufsicht bedin
at kein
Weisungsrecht.

2. Zahlstellen

2. Zahlstellen

2. Zahlstellen

2.1. Uber die Einrichtung von Zahistellen
entscheidet die zustandige Stelle
einvernehmlich mit der Kassenleitung.

2.1. Uber die Einrichtung von Zahistellen
entscheidet die Kassenleitung
einvernehmlich mit der fir die
Kassenaufsicht bestellten Person.

2.1. Uber die Einrichtung von Zahistellen
entscheidet die Leitung der
Finanzbuchhaltung einvernehmlich
mit der fur die Kassenaufsicht
bestellten Person.

EKD-Ordnung
praxisorientierter.

2.2. Fur den Geschaftsgang der Zahlstellen
gelten die hierfur von der
Kassenleitung zu erlassenden
besonderen Anweisungen im Rahmen
der Bestimmungen Uber die

2.2. Fur den Geschaftsgang der
Zabhlstellen gelten die hierfiir von der
Kassenleitung zu erlassenden
besonderen Anweisungen im
Rahmen der Bestimmungen Uber die

2.2. Fur den Geschaftsgang der
Zahlstellen gelten die hierfur von
der Leitung der Finanzbuchhaltung
zu erlassenden besonderen
Anweisungen im Rahmen der

1-
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Zahlstellen.

Zahlstellen.

Bestimmungen Uber die Zahlstellen.

3. Geschaftsverteilung

3. Geschéftsverteilung

3. Geschéftsverteilung

Die Geschéftsverteilung der Kasse ist wie folgt
geregelt:

Die Geschéftsverteilung in der Kasse ist wie
folgt geregelt:

Die Geschéftsverteilung in
der Finanzbuchhaltung ist wie folgt geregelt:

Il Kassenleitung und Kassenpersonal

Il Kassenleitung und Kassenpersonal

fLeitunq und Personal der
Finanzbuchhaltung

4. Kassenleitung 4. Kassenleitung 4. Leitung der Finanzbuchhaltung
Die Leitung obliegt der Leiterin bzw. dem Definition der
Leiter der Finanzbuchhaltung. In deren bzw. Kassenleitung:
dessen Abwesenheit der Stellvertretung der welche Stelle
Leitung. .personifiziert” dies?
Regelung durch den
vorgenommenen
Zusatz.
4.1. Die Kassenleitung ist fir die 4.1. Die Kassenleitung ist fir die 4.1. Die Leitung der Finanzbuchhaltung
ordnungsgemalle, ordnungsgemale, ist fr die ordnungsgemalie,
zweckentsprechende und zweckentsprechende und zweckentsprechende und
wirtschaftliche Erledigung der wirtschaftliche Erledigung der wirtschaftliche Erledigung der
Kassengeschéfte verantwortlich. Kassengeschéfte verantwortlich. Kassengeschéfte verantwortlich.
4.2, In den Fallen der Ziffer 5.1 Buchst. e) 4.2. In den Fallen der Ziffer 5.1 Buchst. ) | 4.2. In den Fallen der Nummer
und f) dieser Dienstanweisung setzt die und f) dieser Dienstanweisung setzt 5.1 Buchstaben e und f dieser
Kassenleitung die fur die die Kassenleitung die fur die Dienstanweisung setzt die Leitung
Kassenaufsicht bestellte Person tiber Kassenaufsicht bestellte Person Uber der Finanzbuchhaltung die fur die
die Gegebenheit in Kenntnis. die Gegebenheit in Kenntnis. Kassenaufsicht bestellte Person
Uber die Gegebenheit in Kenntnis.
5. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 5. Kassenpersonal 5. Mitarbeitende der Finanzbuchhaltung
5.1. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 5.1 Das Personal der Kasse ist 5.1 Die Mitarbeitenden der

der Kasse sind besonders verpflichtet

insbesondere verpflichtet,

Finanzbuchhaltung sind
insbesondere verpflichtet,

a) inihrem Arbeitsbereich sorgféltig auf
die Sicherheit der Kasse und des
Kassenbestandes zu achten,

a) inihrem Arbeitsbereich sorgféltig auf
die Sicherheit der Kasse und des
Kassenbestandes zu achten,

a) inihrem Arbeitsbereich sorgfaltig auf
die Sicherheit
der Finanzbuchhaltung und des
Kassenbestandes zu achten,

b) die Datenerfassung unverziglich
vorzunehmen,

b) die Datenerfassung unverziglich
vorzunehmen,

b) die Datenerfassung unverziglich
vorzunehmen,
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c) die angeordneten Einnahmen und c) die angeordneten Ertrdge und c) die angeordneten Ertrdge und
Ausgaben rechtzeitig und vollstandig Aufwendungen sowie die mit Aufwendungen sowie die mit
zu erheben oder zu leisten, Investitionen und deren Finanzierung Investitionen und deren Finanzierung

verbundenen Haushaltsmittel verbundenen Haushaltsmittel
rechtzeitig und vollstandig zu rechtzeitig und vollstandig zu
erheben oder zu leisten, erheben oder zu leisten,

d) fur eine schnelle Abwicklung der d) fur eine schnelle Abwicklung der d) fir eine schnelle Abwicklung § 33 KHO.
Verwahrgelder und Vorschisse zu Verwahrgelder und Vorschisse zu der vorlaufigen und durchlaufenden
sorgen, sorgen, Rechnungsvorgénge zu sorgen,

e) die Kassenleitung unverziglich zu e) die Kassenleitung unverziglich zu e) die Leitung der Finanzbuchhaltung Klarstellende
unterrichten, wenn sie in wirtschaftliche unterrichten, wenn sie in unverziglich zu unterrichten, wenn Formulierung.
Schwierigkeiten geraten, wirtschaftliche Schwierigkeiten sie personlich in wirtschaftliche

geraten, Schwierigkeiten geraten,

f) Mangel oder UnregelmaBigkeiten im f) Mangel oder Unregelmagigkeiten im f)  Mangel oder Unregelmafigkeiten im
Bereich der Kasse der Kassenleitung Bereich der Kasse der Kassenleitung Bereich der Finanzbuchhaltung
mitzuteilen. mitzuteilen. der Leitung der Finanzbuchhaltung

mitzuteilen.
5.2. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 5.2. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter | 5.2. Die Mitarbeitenden der
der Kasse durfen nicht der Kasse dirfen nicht Finanzbuchhaltung dirfen nicht

a) eigene Zahlungsmittel oder a) eigene Zahlungsmittel oder a) eigene Zahlungsmittel oder
Wertgegenstande in Kassenbehdltern Wertgegenstande in Wertgegenstande in
aufbewahren Kassenbehaltern aufbewahren Kassenbehaltern aufbewahren

b) ohne Genehmigung der Kassenleitung b) ohne Genehmigung der b) ohne Genehmigung der Leitung der | Kassenraume kaum
Zahlungsmittel oder Wertgegenstande Kassenleitung Zahlungsmittel oder Finanzbuchhaltung Zahlungsmittel mehr relevant, aber
aul3erhalb der Kassenrdume Wertgegenstande aul3erhalb der oder Wertgegenstande auf3erhalb unschéadlich (bei ver-
annehmen, Kassenrdume annehmen, der Kassenrdume annehmen, einzelten Stellen

noch relevant).

c) aufihren Jahresurlaub verzichten. Sie ¢) auf ihren Jahresurlaub verzichten. c) auf den Jahresurlaub verzichten. Sie | Kassensicherheit,
haben mindestens die Halfte des Sie haben mindestens die Halfte des haben mindestens die Haélfte des Urlaubsvertretungen.
Urlaubs zusammenhangend zu Urlaubs zusammenhéangend zu Urlaubs zusammenhéangend zu
nehmen und sich wéhrend des Urlaubs nehmen und sich wéhrend des nehmen und sich wéhrend des
jeder dienstlichen Tatigkeit in der Urlaubs jeder dienstlichen Tatigkeit in Urlaubs jeder dienstlichen Téatigkeit
Kasse enthalten. der Kasse enthalten. in der Finanzbuchhaltung zu

enthalten.
5.3. Zahlungsmittel und Wertgegenstande 5.3. Zahlungsmittel und 5.3. Zahlungsmittel und

dirfen nur von den hierflr
Beauftragten entgegengenommen

Wertgegenstande durfen nur von den
hierfir Beauftragten

Wertgegenstande dirfen nur von
den hierfur Beauftragten
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werden. entgegengenommen werden. entgegengenommen werden.
lll Geschaftsgang Ill Geschéaftsgang Ill Geschéaftsgang
6. Kassenstunden 6. Kassenstunden 6. Kassenstunden

Die Offnungszeiten der Barkasse werden wie
folgt festgesetzt:
Sie sind durch Aushang bekannt zu geben.

Die Offnungszeiten der Barkasse werden wie
folgt festgesetzt:
Sie sind durch Aushang bekannt zu geben.

Die Offnungszeiten der Barkasse werden wie
folgt festgesetzt:
Sie sind durch Aushang bekannt zu geben.

7. Eingange

7. Eingange

7. Eingénge

7.1 Die Kassenleitung hat darauf zu
achten, dass ihr Sendungen an die
Kasse ungedffnet zugeleitet werden.

7.1. Die Kassenleitung hat darauf zu
achten, dass ihr Sendungen an die
Kasse ungedffnet zugeleitet werden.

7.1. Die Leitung der Finanzbuchhaltung
hat darauf zu achten, dass ihr
Sendungen an die Kasse ungetffnet
zugeleitet werden.

7.2 Wertsendungen sind von der
Kassenleitung in Gegenwart einer
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters
der Kasse zu 6ffnen und zu prifen.

7.2. Wertsendungen sind von der
Kassenleitung in Gegenwart einer
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters
der Kasse zu 6ffnen und zu prifen.

7.2. Wertsendungen sind von der Leitung
der Finanzbuchhaltung in Gegenwart
einer Mitarbeiterin oder eines
Mitarbeiters der Kasse zu 6ffnen und
zu priifen.

8. Schriftverkehr

8. Schriftverkehr

8. Schriftverkehr

Die Kasse fulhrt den Schriftwechsel unter der
Bezeichnung

Die Kasse fulhrt den Schriftwechsel unter der
Bezeichnung

Die Finanzbuchhaltung fiihrt den
Schriftwechsel unter der Bezeichnung

9. Kassenlbergabe

9. Kassenlbergabe

9. Kassenlibergabe

9.1. Bei einem Wechsel der Kassenleitung
bzw. der Kassenfiihrung ist eine
Kassenbestandsaufnahme und
maoglichst eine Kassenprifung

9.1. Bei einem Wechsel der
Kassenleitung bzw. der
Kassenflhrung ist eine
Kassenbestandsaufnahme und

9.1. Bei einem Wechsel der Leitung der
Finanzbuchhaltung sind eine
Kassenbestandsaufnahme und eine
Kassenprufung vorzunehmen.

Die Kassenprifung
bei Wechsel der
Leitung der Fi-
nanzbuchhaltung

vorzunehmen. moglichst eine Kassenpriufung sollte eindeutig
vorzunehmen. vorgeschrieben
werden (Entfall des
Begriffes ,mog-
lichst").
9.2. Bei einer Kassenibergabe hat die fir 9.2. Bei einer Kassenlibergabe hat die fir | 9.2. Bei einer Kassenlibergabe hat die
die Kassenaufsicht zustandige Person die Kassenaufsicht zustandige fur die Kassenaufsicht zustandige
mitzuwirken. Person mitzuwirken. Person mitzuwirken.

9.3. Uber die Kasseniibergabe ist eine
Niederschrift anzufertigen.

9.3. Uber die Kasseniibergabe ist eine
Niederschrift anzufertigen.

9.3. Uber die Kasseniibergabe ist eine
Niederschrift anzufertigen.

9.4, Ist die Kassenleitung voriibergehend

Geregelt unter
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an der Wahrnehmung dieser
Funktion verhindert, werden die
Kassengeschafte von der Vertretung
wahrgenommen. Die Wahrnehmung
ist zu dokumentieren.

Nummer 4.1., hier
Entfall.

IV Geldverwaltung, Zahlungen

IV Geldverwaltung, Zahlungen

IV Geldverwaltung, Zahlungen

10. Konten 10. Konten 10. Konten
10. 10.1.  Uber die Einrichtung und 10.1.  Uber die Einrichtung und
10.1.  Uber die Einrichtung und Bezeichnungen der Konten Bezeichnungen der Konten
Bezeichnungen der Konten entscheidet entscheidet die Kassenleitung entscheidet die Leitung der
die Kassenleitung einvernehmlich mit einvernehmlich mit der fur die Finanzbuchhaltung einvernehmlich
der fiur die Kassenaufsicht zustéandigen Kassenaufsicht zustandigen Person. mit der fur die Kassenaufsicht
Person. zustandigen Person.
10.2. Es werden folgende Konten 10.2.  Es werden folgende Konten 10.2. Es werden folgende Konten In der Praxis als
gefihrt; gefihrt; gefihrt; Anlage zur
Dienstanweisung.
11. Geldanlagen 11. Geldanlagen 11. Geldanlagen
11. Fur die Liquiditatssteuerungen aus der Fur die Liquiditatssteuerungen aus der
11.1. Fir die Liquiditatssteuerungen aus der | laufenden Haushaltsrechnung und fiir die laufenden Haushaltsrechnung und fir die

laufenden Haushaltsrechnung und fir
die Anlage des Kassenbestandes ist
die Kassenleitung verantwortlich. Fur
die Ubrigen Geldanlagen werden die
Zustéandigkeiten wie folgt festgelegt:

Anlage des Kassenbestandes ist die
Kassenleitung verantwortlich. Fur die Ubrigen
Geldanlagen werden die Zustandigkeiten wie
folgt festgelegt:

Anlage des Kassenbestandes ist die Leitung
der Finanzbuchhaltung verantwortlich. Fir die
Ubrigen Geldanlagen werden die
Zustandigkeiten wie folgt festgelegt:

11.2. Geldmittel, die nicht als
Kassenbestand auf laufenden Konten
fur den Zahlungsverkehr benétigt
werden, sollen héher verzinslich
angelegt werden. Dabei ist darauf zu
achten, dass die Anlage sicher ist und

die Mittel bei Bedarf verfiigbar sind.

§ 58 Nummer 6
KHO.

12. Verfligungsberechtigungen

12.  Verfligungsberechtigungen

12. Verfligungsberechtigungen

12.1. Uberweisungsauftrage und Schecks
sind von zwei Personen zu
unterzeichnen. Berechtigt sind:

12.1. Uberweisungsauftrage und
Schecks sind von zwei Personen
zu unterzeichnen. Berechtigt sind:

12.1. Uberweisungsauftrage und Schecks
sind von zwei Personen zu
unterzeichnen. Berechtigt sind:
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12.2. Wird der Uberweisungsverkehr im 12.2. Wird der Uberweisungsverkehr im 12.2.  Wird der Uberweisungsverkehr im
automatisierten Verfahren unmittelbar automatisierten Verfahren automatisierten Verfahren
durch Datentrédgeraustausch unmittelbar durch unmittelbar durch
vorgenommen, haben die Datentrageraustausch Datentréageraustausch
Verfugungsberechtigten die vorgenommen, haben die vorgenommen, haben die
Zahlungsliste unverziglich, auf jeden Verfugungsberechtigten die Verfuigungsberechtigten die
Fall innerhalb der Ruckruffrist zu Zahlungsliste unverziglich, auf Zahlungsliste unverziglich, auf jeden
unterschreiben. jeden Fall innerhalb der Ruckruffrist Fall innerhalb der Ruckruffrist zu

zu unterschreiben. unterschreiben.

12.3. Aus Griinden der Kassensicherheit ist | 12.3. Aus Grinden der Kassensicherheit | 12.3.  Aus Griunden der Kassensicherheit
mit den Geldinstituten zu ist mit den Geldinstituten zu ist mit den Geldinstituten zu
vereinbaren, dass Abhebungen von vereinbaren, dass Abhebungen von vereinbaren, dass Abhebungen von
Sparkonten nur tber ein Konto der Sparkonten nur tber ein Konto der Sparkonten nur tber ein Konto der
kassenfiihrenden Stelle zulassig sind. kassenfiihrenden Stelle zulassig kassenfiihrenden Stelle zulassig

sind. sind.

13.  Zahlungsverkehr 13.  Zahlungsverkehr 13. Zahlungsverkehr

13.1. Zahlungen sind mdglichst im 13.1. Zahlungen sind mdglichst im 13.1. Zahlungen sind mdglichst im
automatisierten automatisierten automatisierten
Uberweisungsverfahren zu bewirken. Uberweisungsverfahren zu Uberweisungsverfahren zu bewirken.

bewirken.

13.2. Zahlungsmittel, die der Kasse von der | 13.2. Zahlungsmittel, die der Kasse von 13.2. Zahlungsmittel, die
einzahlenden Person Ubergeben der einzahlenden Person der Finanzbuchhaltung von der
werden, sind in deren Gegenwart auf Ubergeben werden, sind in deren einzahlenden Person Ubergeben
ihre Echtheit, Vollzahligkeit und Gegenwart auf ihre Echtheit, werden, sind in deren Gegenwart auf
Vollstandigkeit zu prifen. Vollzahligkeit und Vollstandigkeit ihre Echtheit, Vollzahligkeit und

zu prifen. Vollsténdigkeit zu prifen.

13.3. Aufrechnungen, Verrechnungen und 13.3. Aufrechnungen, Verrechnungen 13.3.  Aufrechnungen, Verrechnungen und
Umbuchungen sind durch Vermerke und Umbuchungen sind durch Umbuchungen sind durch Vermerke
zu bescheinigen und durch Vermerke zu bescheinigen und zu bescheinigen und durch
Gegenbuchungen zu belegen. durch Gegenbuchungen zu Gegenbuchungen zu belegen.

belegen.

13.4. Schecks durfen als Zahlungsmittel 13.4. Schecks durfen als Zahlungsmittel | 13.4. Schecks durfen als Zahlungsmittel

nur unter dem Vorbehalt ihrer
Einlésung ausgenommen werden; sie
sind unverziiglich der Bank zur
Gutschrift vorzulegen. Eine
Herauszahlung auf Schecks (auch

nur unter dem Vorbehalt ihrer
Einlésung ausgenommen werden;
sie sind unverziglich der Bank zur
Gutschrift vorzulegen. Eine
Herauszahlung auf Schecks (auch

nur unter dem Vorbehalt ihrer
Einlésung entgegen genommen
werden; sie sind unverziglich der
Bank zur Gutschrift vorzulegen. Eine
Herauszahlung auf Schecks, auch

-6-
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auf Mitarbeiterschecks) ist
unzulssig.

auf Mitarbeiterschecks) ist
unzulassig.

auf Mitarbeiterschecks, ist
unzulssig.

13.5. Es ist unzulassig, Wechsel 13.5. Es ist unzuldssig, Wechsel 13.5. Es ist unzulassig, Wechsel
auszustellen oder anzunehmen. auszustellen oder anzunehmen. auszustellen oder anzunehmen.

14. Barkasse 14. Barkasse 14. Barkasse

14.1. Der Barbestand ist so niedrig wie 14.1. Der Barbestand ist so niedrig wie 14.1. Der Barbestand ist so niedrig wie
mdoglich zu halten. Er darf den maoglich zu halten. Er darf den mdoglich zu halten. Er darf den
versicherten Betrag nicht versicherten Betrag nicht versicherten Betrag nicht
Ubersteigen. Ubersteigen. Ubersteigen.

14.2. Die Kasse hat sich bei 14.2. Die Kasse hat sich bei 14.2. Die Finanzbuchhaltung hat sich bei Notwendige
Barauszahlungen davon zu Barauszahlungen davon zu Barauszahlungen und Schecks Ergénzung.
Uberzeugen, dass die abholende Uberzeugen, dass die abholende davon zu Uberzeugen, dass die
Person zum Empfang berechtigt ist. Person zum Empfang berechtigt abholende Person zum Empfang

ist. berechtigt ist.

14.3. Vor Ubergabe von Zahlungsmitteln Nicht erforderlich,
hat sich die Kasse Uber die Person Ausfiihrung von
des Empfangers zu vergewissern. Ein Nummer 14.2.
Beauftragter (Bevollméachtigter) des
Empfangers hat sich tber seine
Empfangsberechtigung auszuweisen.

Ist ein Hinweis Uber die
Empfangsberechtigung (z.B.
Vollmacht) vorgelegt worden, ist dies
in der Empfangsbescheinigung zu
vermerken.

15. Kassenanordnung 15. Anordnungen 15. Anordnungen

15.1. Die in der Kasse eingehenden 15.1. Die in der Kasse eingehenden 15.1. Die in der Finanzbuchhaltung
Anordnungen sind auf formelle Anordnungen sind auf formelle eingehenden Anordnungen sind auf
Richtigkeit zu prufen. Richtigkeit zu prifen. formelle Richtigkeit zu prifen.

15.2. Bei automatisierten Uberweisungen 15.2. Bei automatisierten Uberweisungen | 15.2. Bei automatisierten Uberweisungen Stichprobenbasiert

haben die mit der Erfassung
betrauten Personen zu prifen, ob in
den Féllen, in denen bereits von der
anordnenden Stelle
Empfangernummern eingetragen
sind, die empfangsberechtigten
Personen mit den in der

haben die mit der Erfassung
betrauten

Personen stichprobenweise zu
prufen, ob in den Fallen, in denen
bereits von der anordnenden Stelle
Empfangerdaten eingetragen sind,
die empfangsberechtigten

haben die mit der Erfassung
betrauten

Personen stichprobenweise zu
prufen, ob in den Fallen, in denen
bereits von der anordnenden Stelle
Empfangerdaten eingetragen sind,
die empfangsberechtigten Personen

als vertretbare
Variante.

-7-
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Empfangerbestandsliste
gespeicherten Namen
Ubereinstimmen. Die
Empfangerbestandsliste ist laufend
zu pflegen.

Personen mit den in

den Kreditorenstammdaten gespeic
herten Namen ubereinstimmen. Die
Bankverbindungen sind
stichprobenweise anhand der den
Anordnungen beigefligten
Unterlagen zu priifen. Die
Kreditorenstammdaten sind laufend

mit den in

den Kreditorenstammdaten gespeich
erten Namen Ubereinstimmen. Die
Bankverbindungen sind
stichprobenweise anhand der den
Anordnungen beigefligten
Unterlagen zu prifen. Die
Kreditorenstammdaten sind laufend

zu pflegen. zu pflegen.
16. Falligkeit, Zahlungserinnerung, Mahnung | 16. Falligkeit, Zahlungserinnerung, 16. Falligkeit, Zahlungserinnerung,
Mahnung Mahnung

16.1. Fur die Uberwachung der 16.1. Fiir die Uberwachung der 16.1.  Fur die Uberwachung der
Falligkeitstermine der angewiesenen Falligkeitstermine der Falligkeitstermine der angewiesenen
Betrage sind verantwortlich: angewiesenen Betrage sind Betrage sind verantwortlich:

verantwortlich:

16.2. Ist ein Betrag zum Falligkeitstermin 16.2. Ist ein Betrag zum Falligkeitstermin | 16.2. Ist ein Betrag zum Falligkeitstermin Zivilrechtlich: grds.
noch nicht eingegangen, so ist der noch nicht eingegangen, so ist der noch nicht eingegangen, so ist der nach 30 Tage
zahlungspflichtigen Person eine zahlungspflichtigen Person eine zahlungspflichtigen Person eine Zahlungsziel.
Zahlungserinnerung mit einer Zahlungserinnerung mit einer Zahlungserinnerung mit einer
Zahlungsfrist von 10 Werktagen Zahlungsfrist von 10 Werktagen Zahlungsfrist von zehn Werktagen
zuzusenden. Weist eine Anordnung zuzusenden. Weist eine Anordnung zuzusenden. Weist eine Anordnung
keinen Falligkeitstermin auf, so wird keinen Falligkeitstermin auf, so keinen Falligkeitstermin auf, so wird
die Zahlungserinnerung vier Wochen wird die Zahlungserinnerung vier die Zahlungserinnerung vier Wochen
nach Eingang der Anordnung in der Wochen nach Eingang der nach Eingang der Anordnung in
Kasse erteilt. Anordnung in der Kasse erteilt. der Finanzbuchhaltung erteilt.

16.3. Erfolgt innerhalb der erneuten 16.3. Erfolgt innerhalb der erneuten 16.3. Erfolgt innerhalb der erneuten Zusatzliche
Zahlungsfrist nach 16.2 kein Zahlungsfrist nach Ziffer 16.2 kein Zahlungsfrist nach Nummer 16.2 Regelung ist
Zahlungseingang, ist die Zahlungseingang, ist kein Zahlungseingang, ist praxisgerecht
zahlungspflichtige Person zu die zahlungspflichtige Person zu die zahlungspflichtige Person zu (konkrete
mahnen, es sei denn, dass die mahnen. Von Mahnungen wird bei mahnen. Von Mahnungen wird bei Benennung des
anordnende Stelle eine Mahnung Betragen unter ....... € abgesehen, Betragen unter ....... Euro Betrages).

nichts fur erforderlich halt.

es sei denn, dass die anordnende
Stelle eine Mahnung

aus grundsatzlichen Erwdgungen
fur erforderlich halt.

abgesehen, es sei denn, dass die
anordnende Stelle eine Mahnung
aus grundsétzlichen Erwéqungen flr
erforderlich halt.

Regelung betrifft 2.
Zahlungserinnerung,
nicht das gerichtliche
Mahnverfahren.
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Aus sachlichen
Erwagungen ware
ein Verzicht auf die
Mahnung mdglich.

§ 42 KHO.

16.4. Geht der Betrag nach einer erneuten
Frist von zehn Werktagen nicht bei
der Kasse ein, so ist der Vorgang
(Kassenanordnung und
Durchschriften der
Zahlungserinnerung und der
Mahnung) der anordnenden Stelle
zur Entscheidung zu tibergeben. Das
gerichtliche Mahnverfahren bzw.
Verwaltungszwangsverfahren wird
von der Kasse eingeleitet und
abgewickelt.

16.4. Geht der Betrag nach einer
erneuten Frist von zehn Werktagen
nicht bei der Kasse ein, so ist der
Vorgang (Anordnung und
Durchschriften der
Zahlungserinnerung und der
Mahnung) der anordnenden Stelle
zur Entscheidung zu tUbergeben.
Das gerichtliche Mahnverfahren
bzw. Verwaltungszwangsverfahren

wird eingeleitet von .......

16.4. Geht der Betrag nach einer erneuten
Frist von zehn Werktagen nicht bei
der Finanzbuchhaltung ein, so ist der
Vorgang (Anordnung und
Durchschriften der
Zahlungserinnerung und der
Mahnung) der anordnenden Stelle
zur Entscheidung zu tibergeben. Das
gerichtliche Mahnverfahren bzw.
Verwaltungszwangsverfahren wird
eingeleitet von .......

Gerichtliches
Verfahren nur dann
relevant, wenn
Nummer 16.3.
(zweite Erinnerung)
erfolgt ist.

17. Quittungen

17. Quittungen

17. Quittungen

Form und Inhalt der Quittungen sind wie folgt
geregelt: (z.B.
Unterschriftsberechtigungen mit Aushang im
Kassenraum, Nummerierung der Vordrucke,
Aufbewahrung der Vordrucke und Stempel)

Form und Inhalt der Quittungen sind wie folgt
geregelt: (z.B.
Unterschriftsberechtigungen mit Aushang im
Kassenraum, Nummerierung der Vordrucke,
Aufbewahrung der Vordrucke und Stempel)

Form und Inhalt der Quittungen sind wie folgt
geregelt: (z.B.
Unterschriftsberechtigungen mit Aushang im
Kassenraum, Nummerierung der Vordrucke,
Aufbewahrung der Vordrucke und Stempel)

V Kassensicherheit

V Kassensicherheit

V Kassensicherheit

18. Realisation der Kassensicherheit

18. Realisation der Kassensicherheit

18. Realisation der Kassensicherheit

18.1 Die Kassenleitung ist fir die 18.1. Die Kassenleitung ist fir die 17.
Kassensicherheit verantwortlich. Kassensicherheit verantwortlich. 18.
18.2.
18.3.
18.4.
18.1. Die Leitung der Finanzbuchhaltung
ist fUr die Kassensicherheit
verantwortlich.
18.2. Bei der Realisation der 18.2. Bei der Realisation der 18.2. Bei der Realisation der »ZU bertcksichtigen”

Kassensicherheit sind die jeweils
neuesten organisatorischen,

Kassensicherheit sind die jeweils
neuesten organisatorischen,

Kassensicherheit sind die jeweils
neuesten organisatorischen,

und Zusatz ,ange-
messen*: Sparsam-

-0-




Anlage 2 zu Drucksache Nr. 63/14

Geltende Dienstanweisung

EKD-Dienstanweisung

Neufassungsentwurf

Erlauterungen

baulichen und technischen
Erkenntnisse bzw. Gegebenheiten zu
berucksichtigten. Die
Zugangsberechtigungen zu den
einzelnen Bereichen der EDV-
Programme ist zu regeln und tber
das EDV-Programm zu steuern.

baulichen und technischen
Erkenntnisse bzw. Gegebenheiten
zu bertcksichtigten. Die
Zugangsberechtigungen zu den
einzelnen Bereichen der EDV-
Programme ist zu regeln und tber
das EDV-Programm zu steuern.

baulichen und technischen
Erkenntnisse bzw.

Gegebenheiten angemessen zu
berucksichtigen. Die
Zugangsberechtigungen zu den
einzelnen Bereichen der EDV-
Programme sind zu regeln und Uber
das EDV-Programm zu steuern.

keit und Wirt-
schaftlichkeit sind
ebenfalls zu ein-
zubeziehen.

18.3. Bei Verlassen des Arbeitsraumes ist 18.3. Bei Verlassen des Allgemeinere
der PC soweit abzusichern, dass ein Arbeitsraumes sind die EDV- Formulierung.
Zugriff unberechtigter Personen auf Programme soweit abzusichern,
die Daten nicht moglich ist. dass ein unberechtigter Zugriff nicht
moglich ist.
19. Schlussel 19. Schlussel 19. Schlussel
19.1. Die Schlussel werden wie folgt 19.1. Die Schlussel werden wie folgt 19.
verwahrt: (z.B. verwahrt: (z.B. 19.1.  Die Schlissel werden wie folgt
Tresorschlissel, Barkassenschlissel, Tresorschlissel, verwahrt: (z.B.
Dienstschliissel, Duplikatschliissel) Barkassenschlissel, Tresorschlissel,
Dienstschlissel, Duplikatschliissel) Barkassenschlussel,
Dienstschliissel, Duplikatschliissel)
19.2. Der Verlust von Schlisseln ist der 19.2. Der Verlust von Schliisseln ist der 19.2. Der Verlust von Schlisseln ist
Kassenleitung unverziglich Kassenleitung unverzuglich der Leitung der Finanzbuchhaltung
anzuzeigen. Die Kassenleitung regelt anzuzeigen. Die Kassenleitung unverziglich anzuzeigen.
im Einvernehmen mit der zustandigen regelt im Einvernehmen mit der Die Leitung der Finanzbuchhaltung
Stelle das Weitere und setzt die mit zustandigen Stelle das Weitere und regelt im Einvernehmen mit der
der Kassenaufsicht betraute Person setzt die mit der Kassenaufsicht zustandigen Stelle das Weitere und
in Kenntnis. betraute Person in Kenntnis. setzt die mit der Kassenaufsicht
betraute Person in Kenntnis.
20. Zahlungsmittel und Wertgegenstande 20. Zahlungsmittel und Wertgegenstdnde | 20. Zahlungsmittel und Wertgegenstande

20.1.

Zahlungsmittel, Schecks, Sparbticher
und sonstige Urkunden Uber
Vermdgenswerte und Anspriche sind
in einem geeigneten Kassenbehalter
aufzubewahren, soweit sie nicht zur
Erledigung der laufenden
Kassengeschéfte in einem
verschlieBbaren Behdlter von den mit

20.1. Zahlungsmittel, Schecks,
Sparbucher und sonstige Urkunden
Uber Vermogenswerte und
Anspriche sind in einem
geeigneten Kassenbehélter
aufzubewahren, soweit sie nicht
zur Erledigung der laufenden

Kassengeschéfte in einem

20.

20.1.

Zahlungsmittel, Schecks, Sparbiicher
und sonstige Urkunden Uber
Vermdgenswerte und Anspriche sind
in einem geeigneten Kassenbehalter
aufzubewahren, soweit sie nicht zur
Erledigung der laufenden
Kassengeschéfte in einem

-10-
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Erlauterungen

den Kassiergeschaften betrauten
Personen zur Verfligung zu halten
sind. Dieser Behélter ist nur wahrend
des einzelnen Zahlungsvorganges
geoffnet zu halten.

verschlieBbaren Behélter von den
mit den Kassiergeschéaften
betrauten Personen zur Verfligung
zu halten sind. Dieser Behalter ist
nur wahrend des einzelnen
Zahlungsvorganges gedffnet zu
halten.

verschlieBbaren Behdlter von den mit
den Kassiergeschaften betrauten
Personen zur Verfligung zu halten
sind. Dieser Behalter ist nur wahrend
des einzelnen Zahlungsvorganges
gedffnet zu halten.

20.2. Zahlungsmittel sind auf3erhalb der
Dienststunden, Wertgegenstande
sténdig in einem geeigneten
Kassenbehélter unter Verschluss zu
halten.

20.2. Zahlungsmittel sind auf3erhalb der
Dienststunden, Wertgegenstande
standig in einem geeigneten
Kassenbehéalter unter Verschluss
zu halten.

20.2. Zahlungsmittel sind auRerhalb der
Dienststunden, Wertgegenstande
sténdig in einem geeigneten
Kassenbehélter unter Verschluss zu
halten.

20.3. Zahlungsmittel und
Wertgegenstande, die nicht zum
Bestand der Kasse gehéren, durfen
nur mit schriftlicher Zustimmung der
Kassenleitung im Kassenbehalter
getrennt von den Bestanden der
Kasse aufbewahrt werden.

20.3. Zahlungsmittel und
Wertgegenstande, die nicht zum
Bestand der Kasse gehéren, diirfen
nur mit schriftlicher Zustimmung
der Kassenleitung im
Kassenbehalter getrennt von den
Besténden der Kasse aufbewahrt
werden.

20.3. Zahlungsmittel und
Wertgegenstande, die nicht zum
Bestand der Kasse gehéren, durfen
nur mit schriftlicher Zustimmung
der Leitung der Finanzbuchhaltung im
Kassenbehalter getrennt von den
Bestanden der Kasse aufbewahrt
werden.

20.4. Uber die Annahme und Auslieferung
der zu verwahrenden Gegenstande
ist ein Nachweis zu fuhren.

20.4. Uber die Annahme und
Auslieferung der zu verwahrenden
Gegenstande ist ein Nachweis zu
fuhren.

20.4. Uber die Annahme und Auslieferung
der zu verwahrenden Gegenstande
ist ein Nachweis zu fuhren.

21. Kassenbiicher, Protokolle, Belege

21. Kassenbucher, Protokolle, Belege

21. Kassenbiicher, Protokolle, Belege

21.1. Bucher nach § 77 KHO sind gesichert
aufzubewahren. Die Bestimmungen
des Datenschutzes sind einzuhalten.

21.1. Bicher nach § 47 sind gesichert
aufzubewahren. Die
Bestimmungen des Datenschutzes
sind einzuhalten.

21.
21.1. Bucher nach 8 44 KHO sind gesichert
aufzubewahren. Die Bestimmungen
des Datenschutzes sind einzuhalten.

21.2. Die Kassenbiicher, Belege und Akten
dirfen nur den mit Prifungen
Beauftragten ausgehéndigt werden.
Andere Personen ist die Einsicht in
die Unterlagen und der Aufenthalt in
den Kassenrdumen nur zu gestatten,
wenn ein berechtigtes Interesse der
Kassenleitung nachgewiesen wird.

21.2. Die Kassenbicher, Belege und
Akten dirfen nur den mit
Prufungen Beauftragten
ausgehandigt werden. Andere
Personen ist die Einsicht in die
Unterlagen und der Aufenthalt in
den Kassenrdumen nur zu
gestatten, wenn ein berechtigtes

N
[y
N

Die Kassenbiicher, Belege und Akten
dirfen nur den mit Prifungen
Beauftragten ausgehéndigt werden.
Anderen Personen sind die Einsicht
in die Unterlagen und der Aufenthalt
in den Kassenraumen nur zu
gestatten, wenn ein berechtigtes
Interesse gegeniber der Leitung der

-11-
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Interesse der Kassenleitung
nachgewiesen wird.

Finanzbuchhaltung nachgewiesen
wird.

Sprachliche
Préazisierung.

22. Geldbeférderung

22. Geldbeférderung

22. Geldbeférderung

Bei Geldtransporten sind besondere
VorsichtmalRnahmen zu beachten:

Bei Geldtransporten sind besondere
Vorsichtmallinahmen zu beachten:

Bei Geldtransporten sind besondere
Vorsichtmal3Bhahmen zu beachten:

a) Betrage von mehr als Euro sind
von zwei Personen zu befordern.

a) Betrage von mehr als Euro
sind von zwei Personen zu

beférdern.

a) Betrage von mehr als Euro

sind von zwei Personen zu beférdern.

Von Kasse zu Kasse
verschieden. Z.B.
Von
Versicherungsbe-
dingungen abhéngig.

b) Der zu beférdernde Geldbetrag darf die

Hobhe des gegen Beraubung
versicherten Wertes nicht tibersteigen.

b) Der zu beférdernde Geldbetrag darf
die H6he des gegen Beraubung
versicherten Wertes nicht
Ubersteigen.

b) Der zu beférdernde Geldbetrag darf
die Hohe des gegen Beraubung
versicherten Wertes nicht
Ubersteigen.

VI Buchfuhrung und Belege

VI Buchfuhrung und Belege

VI Buchfuhrung und Belege

23. Buchfuihrung

23. Buchfiihrung

23. Buchfiihrung

23.1. Buchungsriickstande von mehr als 23.1. Buchungsriickstande von mehr als 22. Vorschlag. Erhalt
drei Arbeitstagen sowie ... Arbeitstagen sowie 23. bisheriger Regelung.
Kassendifferenzen, die nicht Kassendifferenzen, die nicht 23.1. Buchungsriickstande von mehr als
innerhalb von drei Arbeitstagen innerhalb von drei Arbeitstagen drei Arbeitstagen sowie
aufgeklart werden konnten, hat die aufgeklart werden konnten, hat die Kassendifferenzen, die nicht
Kassenleitung unverziglich der mit Kassenleitung unverziglich der mit innerhalb von drei Arbeitstagen
der Kassenaufsicht beauftragten der Kassenaufsicht beauftragten aufgeklart werden konnten, hat
Person anzuzeigen. Person anzuzeigen. die Leitung der Finanzbuchhaltung

unverziglich der mit der
Kassenaufsicht beauftragten Person
anzuzeigen.
23.2. Fur regelmaRige wiederkehrende 23.2. Fur regelmaRige wiederkehrende 23.2. FirregelméaRige wiederkehrende Im Falle von Firmen-

Ausgaben (z.B. offentliche Abgaben)
kann die Kasse
Einzugsermachtigungen erteilen
sofern gewahrleistet ist, dass das
Geldinstitut den Betrag dem Konto
wieder gutschreibt, wenn innerhalb
der vorgeschriebenen Frist dem
Einzug widersprochen wird.

Ausgaben (z.B. offentliche
Abgaben) kann die Kasse
Einzugsermachtigungen erteilen
sofern gewahrleistet ist, dass das
Geldinstitut den Betrag dem Konto
wieder gutschreibt, wenn innerhalb
der vorgeschriebenen Frist dem
Einzug widersprochen wird.

Ausgaben (z.B. offentliche Abgaben)
kann die_Finanzbuchhaltung SEPA-
Lastschrift-Mandate erteilen, sofern
gewabhrleistet ist, dass das
Geldinstitut den Betrag dem Konto
wieder gutschreibt, wenn innerhalb
der vorgeschriebenen Frist dem
Einzug widersprochen wird.

Lastschriften ist der
Widerspruch zum
Einzug nicht méglich.

-12-
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SEPA-Firmenlastschrift-Mandate
sollen nur in Ausnahmefallen erteilt
werden.

24. Nebenblcher

24.

Nebenbiicher

24. Nebenbicher

Uber die Zahlungsvorgange in der Barkasse ist
Buch zu fuhren.

Uber die Zahlungsvorgénge in der Barkasse
ist Buch zu fihren.

Uber die Zahlungsvorgange in der Barkasse
ist Buch zu fuhren.

25. Erfassungsunterlagen 25.  Erfassungsunterlagen 25. Erfassungsunterlagen und
Buchungsausgleich
25.1. Die Datenerfassung darf nur aufgrund 25.1. Die Datenerfassung darf nur 24.
ordnungsgemaler Belege vorgenommen aufgrund ordnungsgemaler Belege 25.
werden. vorgenommen werden. Solche 25.1. Die Datenerfassung darf nur aufgrund
sind: ordnungsgemaller Belege
vorgenommen werden.
a) Anordnungen, die den Vorschriften Keine zusatzlichen
des Haushaltswesens und des Regelungen, da
Rechnungswesens entsprechen, Aufzahlung ggf. nicht
vollstandig.
Praxisorientiert.
a) Auftrdge der zustandigen Stellen
fir Verwahrgelder,
c) kasseninterne Buchungsbelege fir
Ruckzahlungen und Stornierungen
sowie fur die Abwicklung von
Verwahrgeldern
25.2. Kasseninterne Buchungsbelege 25.2. Kasseninterne Buchungsbelege 25.2. Kasseninterne Buchungsbelege

mussen von der mit der Buchhaltung
betrauten Person unterzeichnet
werden. Kasseninterne
Buchungsbelege fir

mussen von der mit der
Buchhaltung betrauten Person
unterzeichnet werden.
Kasseninterne Buchungsbelgen fiir

muissen von der mit der Buchhaltung
betrauten Person unterzeichnet
werden. Kasseninterne
Buchungsbelege fiir

a) die Abwicklung von Irrlaufer oder

a) die Abwicklung von Irrlaufern von

a) die Abwicklung von Irrlaufern oder

b) die Weiterleitung von Einzahlungen
aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder
nach Maf3gabe getroffener
Vereinbarungen an die Berechtigten

b)

die Weiterleitung von Einzahlungen
aufgrund gesetzlicher Vorschriften
oder nach MaRRgabe getroffener
Vereinbarungen an die
Berechtigten

b) die Weiterleitung von Einzahlungen
aufgrund gesetzlicher Vorschriften
oder nach MaRRgabe getroffener
Vereinbarungen an die Berechtigten

sind zusatzlich von der Kassenleitung

sind zusatzlich von der

sind zusatzlich von der Leitung der
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gegenzuzeichnen.

Kassenleitung gegenzuzeichnen.

Finanzbuchhaltung gegenzuzeichnen.

25.3. Berichtigungen geringfigiger
Zahlungs- oder Buchungsdifferenzen
kdénnen bis zu einem Betrag von
......... Euro ohne Anordnung durch
die Finanzbuchhaltung vorgenommen

werden.

Siehe § 34 Absatz 12
e) KHO,
Verwaltungs-
vereinfachung.

Erfordernis resultiert
aus gangiger Praxis.

26.  Abstimmung

26.  Abstimmung

26. Abstimmung

26.1. Bei automatisierten Zahlungen sind die | 26.1. Bei automatisierten Zahlungen sind 26. Stichprobenartig:
erfassten Daten von zwei Personen die erfassten Daten von zwei 26.1. Bei automatisierten Zahlungen sind praxisorientiert, z.B.
anhand der Auszahlungsanordnung Personen anhand der die erfassten Daten von zwei Nummer 15.2.
und der Erfassungsprotokolle auf Auszahlungsanordnung und der Personen anhand der
Vollstéandigkeit und Richtigkeit zu Erfassungsprotokolle auf Auszahlungsanordnung und der
prufen. Vollstéandigkeit und Richtigkeit zu Erfassungsprotokolle stichprobenartig

prufen. auf Vollstandigkeit und Richtigkeit zu
prufen.

26.2. Die Abstimmung der Girokonten erfolgt | 26.2. Die Abstimmung der Girokonten 26.2. Die Abstimmung der Girokonten Konkrete Benennung
vor dem Tagesabschluss. erfolgt vor dem Tagesabschluss. erfolgt vor dem Abschluss nach § 47 | des 8.

Absatz 1 KHO.
26.3. Die mit der Fihrung der Barkasse 26.3. Die mit der Fuhrung der Barkasse 26.3. Die mit der Filhrung der Barkasse

beauftragte Person hat diese
regelméRig abzustimmen und
abzuschlieRen. Die Abschliisse sind
der Kassenleitung zur Gegenzeichnung
vorzulegen.

beauftragte Person hat diese
regelméRig abzustimmen und
abzuschlieRen. Die Abschliisse
sind der Kassenleitung zur
Gegenzeichnung vorzulegen.

beauftragte Person hat diese
regelméRig abzustimmen und
abzuschlieRen. Die Abschliisse sind
der Leitung der Finanzbuchhaltung
zur Gegenzeichnung vorzulegen.

27. Abschliisse

27. Abschlisse

Nach der Abstimmung werden die
Buchungen vollzogen.
Unstimmigkeiten sind der mit der
Kassenaufsicht betrauten Person
mitzuteilen.

Nach der Abstimmung werden die
Buchungen vollzogen.
Unstimmigkeiten sind der mit der
Kassenaufsicht betrauten Person
mitzuteilen.

28. _ Ordnen der Belegen

Die Belege sind nach einheitlicher
(sachlicher und zeitlicher) Ordnung
aufzubewahren. Bei der sachlichen
Ordnung sind Belege, die zu

Siehe § 45 KHO,
Regelung nicht
erforderlich.
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mehreren Buchungsstellen
gehoéren, bei der ersten Stellen
einzuordnen. Bei den weiteren
Buchungsstellen ist ein
entsprechender Hinweis
aufzunehmen.

VII Schlussbestimmungen

VII Schlussbestimmungen

VIl Schlussbhestimmungen

27 Besondere Bestimmungen und 29. Besondere Bestimmungen und 28. Besondere Bestimmungen Ausnahmen
Ausnahmen Ausnahmen gestrichen.
Sonstige Kassenangelegenheiten und — 29.1. sonstige Kassenangelegenheiten Sonstige Kassenangelegenheiten und -
geschéfte kdnnen in besonderen und —geschéafte kdnnen in besonderen geschéfte kdnnen in besonderen
Bestimmungen geregelt und dieser Bestimmungen geregelt und dieser Bestimmungen geregelt und dieser
Dienstanweisung angehangt werden. Dienstanweisung angehangt werden. Dienstanweisung angehangt werden.
29.2. Ausnhahmen von den vorstehenden In der RVO
Bestimmungen, insbesondere fir kleinere enthalten.

Kassen, sind zulassig. Das Nahere regelt die

zustandige Stelle.

28 Inkrafttreten

30 Inkrafttreten

29. Inkrafttreten

Diese Dienstanweisung tritt am ...... in Kraft.

Diese Dienstanweisung tritt am ...... in Kraft.

Diese Dienstanweisung tritt am ...... in Kraft.

-15-




	Drs 63-14 Gesetz kaufmännisches Rechnungswesen
	Vorblatt
	zum Entwurf eines Kirchengesetzes  zur Einführung des kaufmännischen Rechnungswesens
	A. PROBLEMLAGE UND ZIELSETZUNG
	B. LÖSUNG
	1. Projektaufbau und Grundprinzipien bei der Erstellung des KHO-Entwurfs
	2. Hervorzuhebende Regelungen
	2.1. Darstellung nach Einzelabschnitten des KHO-Entwurfs
	2.2. Darstellung nach abschnittsübergreifenden Themengebieten
	2.3. Ausgewählte Stellungnahmen des Rechnungsprüfungsamts
	3. Weitere Vorgehensweise, ausstehende Bearbeitungen
	C. ALTERNATIVEN
	Mit dem vorliegenden KHO-Entwurf wird eine umfassende Novellierung der Haushaltsordnung auf Grundlage des kaufmännischen Rechnungswesens vorgeschlagen; als Orientierungsmaßstab dienten u.a. einschlägige EKD-Bestimmungen. Eine Neufassung der bestehende...
	Die vorgeschlagene rechtliche Lösung bleibt Veränderungen ggü. grds. offen. „Politische“ Implikationen und organisatorische Auswirkungen wären im Einzelfall zu bedenken. Die in Abschnitt B.2.1. als „neuralgisch“ hervorgehobenen Regelungen wie auch d...
	Die vorgenommene Konstruktion der Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung als Rechtsverordnung könnte alternativ (wie bisher) als KHO-Anlage ausgestaltet werden. Für die Regelung per Rechtsverordnung sprechen folgende Gründe: a) Es werden zahlreiche...
	Insbesondere in Abschnitt 5 des KHO-Entwurfs werden Abgrenzungen von Regelungsinhalten zwischen KHO und EBBVO vorgenommen (vgl. Abschnitt B.1.). Diese Zuordnungen wären grds. auch anders auszugestalten. Der Gesetzesentwurf impliziert aus Sicht der Kir...
	D. FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN
	Entscheidungsgrundlage für die Einführung des kaufmännischen Rechnungswesens war, dass die erwarteten Vorteile dominieren und insgesamt eine nachhaltige Weiterentwicklung des Finanz- und Rechnungswesens der EKHN bedeuten. Den Kosten des Doppiku...
	E. BETEILIGUNG
	Referenten: OKR Hinte, Dr. Dormann (beide federführend), KR Kanert, KOVR Diehl.
	F. ANLAGEN

	Drs 63-14 Anlage 1
	Abschnitt 1: §§ 1-7
	Abschnitt I: §§ 1-7
	Allgemeine Vorschriften zum Haushalt
	§ 0 Geltungsbereich
	 § 1 Zweck des Haushalts
	§ 2 Zweck des Haushalts und Geltungsdauer
	§ 2 Geltungsdauer
	§ 21 Geltungsdauer

	§ 3 Wirkungen des Haushalts
	§ 22 Wirkungen des Haushaltsplanes

	§ 3 Wirkungen des Haushalts
	§ 4 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
	§ 4 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
	§ 5 Grundsatz der Gesamtdeckung
	§ 5 Grundsatz der Gesamtdeckung
	§ 6 Finanzplanung
	§ 24 Finanzplanung

	§ 6 Finanzplanung
	§ 7 Grundlagen der Outputorientierung
	§ 7 Grundlagen der Outputorientierung

	Allgemeine Vorschriften zum Haushalt
	Abschnitt 2: §§ 8-25
	Abschnitt II: §§ 8-25
	Aufstellung des Haushalts
	§ 8 Bestandteile und Inhalt des Haushalts, Anlagen
	§ 8 Bestandteile und Inhalt des Haushalts, Anlagen
	§ 9 Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederung
	§ 9 Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederung
	§ 10 Ausgleich des Haushalts
	§ 10 Ausgleich des Haushalts
	§ 11 Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung
	§ 11 Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung
	§ 12 Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel
	§ 12 Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel
	§ 13 Deckungsfähigkeit
	§ 13 Deckungsfähigkeit
	§ 14 Zweckbindung von Haushaltsmitteln
	§ 14 Zweckbindung von Haushaltsmitteln
	§ 15 Übertragbarkeit
	§ 15 Übertragbarkeit
	§ 16 Budgetierung
	§ 16 Budgetierung
	§ 17 Sperrvermerk
	§ 17 Sperrvermerk
	§ 18 Kredite
	§ 18 Kredite
	Werden Finanzmittel zur Deckung von Rücklagen, und anderen Passivpositionen für den vorgesehenen Zweck einstweilen nicht benötigt, können sie vorübergehend als liquide Mittel in Anspruch genommen werden (Innere Darlehen), wenn sichergestellt ist, dass die Verfügbarkeit im Bedarfsfalle nicht beeinträchtigt ist; Rückzahlung und eine angemessene Verzinsung sind festzulegen. Innere Darlehen sollen in der Bilanz als Korrekturposten zu den Rücklagen ausgewiesen werden.
	Werden Finanzmittel zur Deckung von Rücklagen und anderen Passivpositionen für den vorgesehenen Zweck einstweilen nicht benötigt, können sie vorübergehend als liquide Mittel in Anspruch genommen werden (Innere Darlehen), wenn sichergestellt ist, dass die Verfügbarkeit im Bedarfsfalle nicht beeinträchtigt ist. Die Rückführung zur vorgesehenen Zweckbindung und ein angemessener Ausgleich entgangener Erträge sind festzulegen und ergebnisneutral abzubilden. Innere Darlehen sind in der Anlage zum Haushalt und im Jahresabschluss zu erläutern.
	Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluss) wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Bürgschaften übernommen werden dürfen. 
	(4) Für den Nachtragshaushalt gelten die Vorschriften über den Haushalt entsprechend.
	(4) Für den Nachtragshaushalt gelten die Vorschriften über den Haushalt entsprechend.

	Aufstellung des Haushalts
	Abschnitt 3: §§ 26-35
	Ausführung des Haushalts
	Ausführung des Haushalts
	§ 27: entfallen (§ 26 als Absatz 5)
	(2) Das Gleiche gilt für Maßnahmen, durch die später über- oder außerplanmäßige Haushaltsmittel in Anspruch genommen werden müssen.
	(2) Absatz 1 gilt nicht für Haushaltsmittel, die aus Verstärkungsmitteln bestritten werden (§ 12) oder für Haushaltsmittel, die nach § 13 für deckungsfähig erklärt wurden. Das zuständige Organ kann jedoch für die Verwendung der Verstärkungsmittel zusätzliche Regelungen treffen. 
	(3) Zweckgebundene Mittel (§ 14) bleiben auch über das Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden, solange der Zweck fortdauert.
	(3) Zweckgebundene Haushaltsmittel (§ 14) bleiben auch über das Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden, solange der Zweck fortdauert.
	§ 31: entfallen (in § 49 geregelt)
	(2) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraussetzungen als künftig umzuwandeln bezeichnet, gilt die nächste freiwerdende Planstelle derselben Besoldungs- oder Entgeltgruppe der gleichen Fachrichtung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in die Stelle umgewandelt, die in dem Umwandlungsvermerk angegeben ist. 
	(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraussetzungen als künftig umzuwandeln (ku) bezeichnet, gilt die nächste freiwerdende Planstelle derselben Besoldungs- oder Entgeltgruppe der gleichen Fachrichtung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in die Stelle umgewandelt, die in dem Umwandlungsvermerk angegeben ist. 
	(2) Irrtümlich eingehende oder zur Weiterleitung an Dritte bestimmte Einzahlungen sind als Verbindlichkeit auszuweisen. 

	Abschnitt III: §§ 26-37
	Abschnitt 4: §§ 36-56
	Rechnungswesen
	Rechnungswesen und Kassenführung
	(2) Zahlstellen / Barkassen können als Teil der Finanzbuchhaltung eingerichtet werden. Diese buchen die Zahlungsvorgänge in zeitlicher Ordnung und sollen monatlich abrechnen.
	(2) Die in der Finanzbuchhaltung beschäftigten Personen dürfen weder untereinander noch mit Anordnungsberechtigten und den die Kassenaufsicht führenden Personen verheiratet oder verpartnert, bis zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden sein oder in häuslicher Gemeinschaft leben. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der zuständigen Stelle.
	(2) Die in der Finanzbuchhaltung beschäftigten Personen dürfen weder untereinander noch mit Anordnungsberechtigten und den die Kassenaufsicht führenden Personen verheiratet oder verpartnert, bis zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden sein oder in häuslicher Gemeinschaft leben. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der zuständigen Stelle.
	§ 41 Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung
	In der Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung entsprechend Anlage III sind mindestens Art und Umfang für das 4-Augen-Prinzip und für die Funktionstrennung im Rahmen von internen Kontrollsystemen zu regeln.
	(3) Ist eine Verstärkung der Liquiden Mittel durch kurzfristige Darlehen erforderlich, so ist die zuständige Stelle rechtzeitig zu verständigen.
	(3) Ist eine Verstärkung der liquiden Mittel durch die Inanspruchnahme der Betriebsmittelrücklage (Liquiditätsreserve) oder durch einen Liquiditätskredit erforderlich, so ist die zuständige Stelle rechtzeitig zu verständigen.
	In § 34 Absatz 12 geregelt („ohne Anordnung können abgewickelt werden“).
	(3) Lastschriftmandate dürfen nur durch die Finanzbuchhaltung erteilt werden.
	(4) SEPA-Lastschrift-Mandate dürfen nur durch die Finanzbuchhaltung erteilt werden.
	Firmen-Lastschrift-Mandate sind hierbei enthalten; begriffliche Korrektur.
	(1) Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder Barzahlung der einzahlenden Person eine Quittung zu erteilen bzw. von der empfangsberechtigten Person eine Quittung zu verlangen. Die anordnende Stelle kann für bestimmte Fälle den Nachweis der Zahlung in anderer Form zulassen. Der gewählte Zahlweg ist zu bescheinigen.
	(5) Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder Barzahlung der einzahlenden Person eine Quittung zu erteilen bzw. von der empfangsberechtigten Person eine Quittung zu verlangen. Die anordnende Stelle kann für bestimmte Fälle den Nachweis der Zahlung in anderer Form zulassen. Der gewählte Zahlweg ist zu bescheinigen.
	§ 76 Vermögensbuchführung

	(3) Die Buchungen sind zu belegen. Die Buchungsbelege sind grundsätzlich nach Belegnummern zu ordnen.
	In bestimmten Zeitabständen, mindestens vierteljährlich, ist eine betriebswirtschaftliche Auswertung für Steuerungs- und Überwachungszwecke zu fertigen.
	Auswertungen für Steuerungs- und Überwachungszwecke sollen regelmäßig durchgeführt werden, das Nähere regelt die Kirchenverwaltung.
	Die Bücher sind jährlich abzuschließen.
	Die Bücher sind jährlich abzuschließen.
	§ 82 Jahresrechnung

	 (5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrechnung ist in der Bilanz im Reinvermögen auszuweisen und soll dem zuständigen Beschlussorgan zur Entscheidung über die Verwendung bzw. Deckung vorgelegt werden.
	(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrechnung ist in der Bilanz im Reinvermögen auszuweisen und soll dem zuständigen Beschlussorgan zur Entscheidung über die Verwendung bzw. Deckung vorgelegt werden.
	g) die Finanzdeckung der Passivpositionen, für die eine Finanzdeckung vorgegeben ist.
	f) die Finanzdeckung der Passivpositionen, für die eine Finanzdeckung vorgegeben ist,
	§ 82 Jahresrechnung

	(4) In den Übersichten über die Forderungen und Verbindlichkeiten der kirchlichen Körperschaft ist der jeweilige Gesamtbetrag zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie Wertberichtigungen anzugeben.

	Abschnitt IV: §§ 38-58
	(3) Die zu beachtenden rechtlichen Fristen Dritter bleiben unberührt.
	(3) Die zu beachtenden rechtlichen Fristen Dritter bleiben unberührt.
	Abschnitt V: §§ 59-61
	Betriebliches Rechnungswesen 
	(3) Wirtschaftsjahr ist in der Regel das Kalenderjahr.

	Abschnitt 5: §§ 57-70
	Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden
	Vermögen und Schulden: Grundsätze, Ansatz und Bewertung
	(5) Unmittelbar und überwiegend zu gottesdienstlichen Zwecken genutzte und nach dem kirchlichen Selbstverständnis unveräußerbare Gebäude können, unabhängig von deren Bewertung, in der Bilanz jeweils mit 1 Euro ausgewiesen werden.
	Fällt die wirtschaftliche Zurechnung des Aufwands oder Ertrags für bereits erhaltene oder geleistete Zahlungen in das folgende Haushaltsjahr, soll die periodengerechte Zuordnung in der Bilanz ausgewiesen werden (Aktive oder Passive Rechnungsabgrenzung). Bei periodisch wiederkehrenden Leistungen und Beträgen von geringer Bedeutung kann darauf verzichtet werden.
	Fällt die wirtschaftliche Zurechnung des Aufwands oder Ertrags für bereits erhaltene oder geleistete Zahlungen in das folgende Haushaltsjahr, soll die periodengerechte Zuordnung in der Bilanz ausgewiesen werden (Aktive oder Passive Rechnungsabgrenzung). Bei periodisch wiederkehrenden Leistungen und Beträgen von geringer Bedeutung kann darauf verzichtet werden.

	Abschnitt VI: §§ 62-74
	Abschnitt 6: §§ 71-83
	Prüfung und Entlastung
	Prüfung und Entlastung,Schlussbestimmungen
	b) ob die für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und die Wirtschaftsführung maßgebenden Bestimmungen eingehalten werden.
	b) ob die für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und die Wirtschaftsführung maßgebenden Bestimmungen eingehalten werden.
	(4) Das Nähere über Kassenaufsicht und Kassenprüfung regelt die zuständige Stelle.
	(2) Die Prüfung erstreckt sich auf Fragen der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit, insbesondere darauf, ob die Aufgaben mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden können.
	(2) Die Prüfung erstreckt sich auf Fragen der Zweckmäßigkeit und insbesondere darauf, ob die Aufgaben mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden können.
	(2) § 77 Absatz 3 gilt entsprechend.
	Bei Zuwendungen an Stellen außerhalb der verfassten Kirche (§ 22) kann die zuständige Prüfungsstelle prüfen, ob die Mittel zweckentsprechend und wirtschaftlich verwendet wurden.
	Bei Zuwendungen an Stellen außerhalb der verfassten Kirche obliegt es dem Zuwendungsgeber, die zweckentsprechende Verwendung der Mittel zu prüfen. Näheres regelt die Kirchenleitung durch besondere Richtlinien.
	(3) Die prüfende Stelle kann sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben besonderer Sachverständiger bedienen.

	Abschnitt VII: §§ 75-82
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	Schlussbestimmungen

	Anlage
	Anlagen

	Drs 63-14 Anlage 2

